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VORWORT 

Der vorliegende Band gibt die Oberlegungen und Ergebnisse einer Arbeits­
tagung wieder, die vom Deutschen Zentrum für Altersfragen e.V. vom 

29. November bis l. Dezember 1978 in Berlin durchgeführt wurde. Es han­
delte sich um eine Tagung mit gezielten Einladungen, die durch das Bun­
desministerium für Jugend, Familie und Gesundheit finanziell gefördert 
und damit ermöglicht wurde. 

Ausgangspunkt der Tagung war die Annahme, daß die wissenschaftliche Sozial­
politik/Gesellschaftspolitik und die wissenschaftliche Disziplin Geron­

tologie trotz fachlich enger Verbundenheit bisher getrennte Entwicklungen 
genommen haben, ohne ausreichend den Erkenntnisstand, die Methodologie und 
das Problemwissen der jeweils anderen Disziplin zu beachten. Ziel der Ta­
gung war es, die Verbindungslinien beider Fachdisziplinen durch Vorträge, 
die den Stand der Erkenntnis der Gerontologie und der Sozialpolitik/Gesell­
schaftspolitik darlegen, aufzuzeigen und zu einer gemeinsamen Diskussion zu 
gelangen. Des weiteren wurde e·ine gegenseitige Oberprüfung des Fachwissens 
und zugleich eine Erweiterung des Wissens auf dem Gebiet der benachbarten 
Disziplin als -mögliches Ergebnis der Tagung angesehen. Auswirkungen in Rich­
tung der Erarbeitung bzw. Klärung gemeinsamer ·Forschungsinteressen, der 

Oberprüfung der bearbeiteten Problemstellungen, der Entwicklung von Leit­
linien und Ansätzen einer Gesellschaftspolitik für ältere Menschen wurden 
zumindest mitgedacht als langfristiges Tagungsergebnis. 

Als Teilnehmer der Tagung waren eingeladen: Vertreter der Gerontologie in 
ihren verschiedenen fachlichen Ausprägungen (Medizin, Soziologie, Psycholo­
gie ) , Vertreter der wissenschaftlichen Sozialpolitik, auf dem einen oder 
anderen Gebiet versierte Journalisten und nicht zuletzt die eher mit der 
praktischen Sozialpolitik befaßten Vertreter der beiden finanzierenden 
Instanzen des Deutschen Zentrums für Altersfragen, des Bundesministeriums 

für Jugend, Familie und Gesundheit und der Senatsverwaltung für Arbeit und 
Soziales sowie schließlich der Senatsverwaltung für Gesundheit und Umwel t ­
schutz, Berlin. Die zuständigen politischen Vertreter dieser beiden erst­
genannten Verwaltungen, Frau Minister Antje Huber und Herr Senator Olaf 
Sund, haben die Tagung fachlich- inhaltlich begrüßt und unterstützt. Damit 
wird in dankenswerter Weise auch di~ Verbindung zwischen der wissenschaft­
lichen Diskussion und dem prakti schen Handeln hergestellt. 
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Wir haben uns zur Veröffentlichung der Vorträge und Diskussionsergebnisse 
der Tagung entschlossen, da bisher eine entsprechende Zusa1T111enfassung des 
Wissens und der Oberlegungen beider Fachdisziplinen Sozialpolitik/Gesell­
scha ftspolitik und Gerontologie im Fachschrifttum nicht vorliegt. Zwar 
wird der Tagungsverlauf auch in der Abfassung dieses Berichts deutlich, 
doch sind die einzelnen Abhandlungen nicht nur im engen Bezug der Tagung 

von Interesse. 

Einige Unzulänglichkeiten bei der Durchführung der Tagung haften aller­
dings auch diesem Band an. Ihre Aufhebung hätte eine Verfälschung des Er­
gebnisses bedeutet . So sind zum Beispiel in zwei Arbeitsgruppen Referen-
ten kurzfristig ausgefallen - in der Arbeitsgruppe "Einko11111enssituation" 
der Referent auf dem Gebiet der Gerontologie, in der Arbeitsgruppe "l\lte-
re Frauen" die Referentin für das Fachgebiet Sozialpolitik. Trotz inten­
siver Bemühungen ist es nicht gelungen, die Arbeitgeberseite in der Arbeits­
gruppe "Altere Arbeitnehmer" ausreichend präsentiert zu erhalten. Dennoch: 
In jeder Arbeitsgruppe war die angestrebte Besetzung durch Gerontologen, So­
zialpolitiker und fachlich versierte Journalisten gewährleistet. 

Das Deutsche Zentrum für Altersfragen hat allen Tagungsteilnehmern, darunter 
insbesondere den Referenten und Berichterstattern auch für die nach der Ta­
gung geleitete Arbeit für diesen Band, zu danken . Nicht weniger herzlich ist 
der Dank an diejenigen, die im Hintergrund bei der Tagungsdurchführung und 
bei der Vorbereitung dieses Berichts mitgewirkt haben. 

Berlin, im August 1979 Margret Dieck und Torsten Schreiber 
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I. EINLEITUNG 

Thesen und Problemskizzen zur Vorbereitung der Tagung* 

von Margret Dieck und Torsten Schreiber (Berlin) 

1. Einführende Thesen 

1.1. Die "traditionelle Sozialpolitik" hat zwar erhebliche Auswirkungen 
auf die Lebenssituation im Alter, sie ist jedoch nicht in erster Linie 
an der Situation älterer Menschen, sondern eher an den Interessen und 
Bedürfnissen der Erwerbstätigen orientiert. Das Vorherrschen des Lei­
stungsprinzips in der Rentenversicherung hat zur Folge, daß die Struktu­
ren der Erwerbseinkommen im Alter auf einem niedrigeren Niveau in den 
Renteneinkorm,en reproduziert werden. Dabei öleibt die hohe Zahl derer, 
die kein "normales" Erwerbsleben durchlaufen haben und die infolgedessen 
im Alter mit Minimalrenten oder via Sozialhilfe ihren Lebensunterhalt 
bestreiten müssen, unberücksichtigt. Auch für die Gesundheitsversorgung 
gilt, daß ältere Menschen jeweils mit zeitlicher Verzögerung und auf 
einem niedrigeren Versorgungsniveau (angesichts des Vorherrschens chro­
nischer Erkrankungen und multimorbider Zustände, während die Schulmedizin 
auf die Akutmedizin konzentriert ist) von den Entwicklungen bei der Ver­
sorgung der Gesamtbevölkerung profitieren. Die Arbeitsmarktpolitik sieht, 
-wie sich an der Diskussion um das Pensionierungsalter nachweisen läßt, 
die älteren Arbeitnehmer als eine Gruppe, die zur Regulierung des Ver­
hältnisses von Arbeitskräfteangebot und -nachfrage eingesetzt werden 
kann, ohne in gleichem Maße die Lebenssituation zu berücksichtigen, die 
nach dem Ausscheiden aus dem Berufsleben eintritt. 

1.2. Ein im Vergleich zu anderen Altersgruppen hoher Prozentsatz älterer 
Menschen "fällt" durch die Maschen des Systems sozialer Sicherung und da-

* Die Thesen und Problemskizzen zur Vorbereitung der Tagung werden hier 
abgedruckt , da sich Vorträge und Diskussionen zum Teii auf sie bezo­
gen haben. Zur Kritik der Leitlinien vgl. Kapitei !1II in diesem Band. 
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mit in die Zuständigkeit des Sozialhilfesystems. Sozialhilfeleistungen 
für ältere Menschen sind nicht Ausnahmen in besonderen Fällen, sondern 
sie werden für bestimmte Formen der Hilfebedürftigkeit zu Regelleistungen 
unseres Sicherungssystems für ältere Menschen - man denke nur an die hohe 
Zahl der Bezieher von Hilfe zum Lebensunterhalt oder an die Leistungen 
der Sozialhilfe im Falle der Unterbringung in Institutionen der Alten­
hilfe. Hiermit ist einerseits der als diskriminierend empfundene Status 
des Sozialhilfeempfängers verbunden, andererseits rührt die gesamtgesell­
schaftliche Klassifizierung der Sozialhilfe als einer Leistung in sozia­
len Problemfällen zu der Anerkennung eines niedrigen Anspruchsniveaus, 
sowohl bezogen auf Sachleistungen (etwa Pflege und Rehabilitation) als 
auch bezogen auf finanzie l le Leistungen (Sozialhilfesatz, Taschengeld). 

Solange die Altenhilfe noch weitgehend auf den Bestimmungen des Bundesso­
zialhilfegesetzes basiert, ist sie aufgrund der Randstellung dieses Ver­
sorgungssystems im Gesamtsystem der sozialen Sicherung nicht nahtlos in 
die allgemeine Gesellschaftspolitik integriert. Soweit Zielidentität 
zwischen Gesel l schaftspolitik und Altenhilfepolitik gegeben ist, gilt für 
die letztere ein niedrigerer Grad der Zielerreichung als gesellschaft­
lich akzeptabel. 

1.3. In den vergleichsweise entwickelten gerontologischen Grunddiszi ­
plinen Geriatrie und Geronto-Psychiatrie sind die Einflüsse, die von der 
vorangegangenen Lebenssituation auf die Situation im Alter und auf die 
Alterungsprozesse ausgehen (Lebenslaufansatz), bisher weitgehend vernach­
lässigt worden . Auch die soziologische Forschung auf gerontologischem 
Gebiet hat, trotz des Wissens um sehr unterschiedliche Lebenssituationen 
im Alter und differenzierte Fähigkeiten zur Bewältigung des Alters, kaum 
zu schichtbezogenen gesellschaftspolitischen Schlußfolgerungen geführt. 
Im Mittelpunkt gerontologischer Diskussionen steht der alte Mensch 
schlechthin; ebenso undifferenziert ist das Bild des Adressatenkreises 
von Maßnahmen der Altenhilfe. Soweit gesellschaftspolitische Zielvor­

stellungen auf den Gebieten der Erwachsenenbildung (Vorbereitung auf das 
Alter, kulturelle Aktivierung) und der gesellschaftlichen Partizipation 
(Mitwirkungsrechte von Heimbewohnern) heute auch in die Altenhilfe 
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Eingang finden, wird bei den auftauchenden Durchsetzungsschwierigkeiten 

kaum beachtet, daß die angesprochenen älteren Menschen überwiegend - so­
weit sie zur Klientel der Altenhilfe werden - zeitlebens zu den gesell­
schaftlich benachteiligten Gruppen gezählt haben und daß bei ihnen in­
folgedessen die notwendigen Voraussetzungen für die Inanspruchnahme der 

Angebote zur Selbstentfaltung/Selbstverwirklichung kaum gegeben sind. 

Die Beispiele sollen verdeutlichen, daß eine Gesellschaftspolitik, die 

sich an den Ergebnissen der hier angesprochenen gerontologischen For­
schung orientiert, tendenziell an den Bedürfnissen und Interessen der 
Mittelschicht ausgerichtet ist. Die Altenhilfe ist eine schichtenmäßig 
leicht nach unten verschobene Klientel, überni11111t aber .dennoch die so 
gewonnenen Anhaltspunkte zur Bestirrmung eines Grundbedarfs älterer Men­
schen, der durch die Gesellschaft insgesamt befriedigt werden muß. 

1.4. Daneben weist insbesondere die sozialwissenschaftlich/sozialmedizi­
nisch orientierte gerontologische Forschung auf besti11111te Risikopopulatio­
nen unter den älteren Menschen hin (alleinstehende Frauen, ältere Arbeit­
nehmer, ältere Sozialhilfeempfänger, chronisch kranke ältere Menschen). 
Niedriger Bildungsstand, geringeres Einkommen, schlechte Wohnsituation sind 
zum Beispiel Faktoren, die eine erfolgreiche Bewältigung der Alterssituation 
erschweren. Erkenntnisse über Zusarrmenhänge zwischen Schichtzugehörigkeit 
und Bildungschancen sind ebenso verfügbar wie Erkenntnisse über die Auswir­
kungen der Arbeitssituation/Arbeitsbelastung auf Krankheitshäufigkeit, früh­

zeitige Erwerbsunfähigkeit und Mortalität. 

Das hier angesprochene Wissen weist auf Anhaltspunkte einer Gesellschafts­
politik hin, die bezogen auf Benachteiligungen im Alter prophylaktisch 
wirkt. Auf die Risikofaktoren kann eine gesellschaftspolitische Prioritä­

tenliste bezogen sein. 
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1.5. Letztlich führt die Berücksichtigung der Interessen und Bedürfnisse 

älterer Menschen einerseits zu einer Verschiebung gesel l schaftspol iti ­
scher Ansätze und Zielsetzungen; andererseits ist aber angesichts der 

derzeitigen Stellung der Altenhi lfe auch zu fordern, daß nicht etwa ge­
sellschaftlich anerkannte Zielsetzungen auf einem niedri geren Niveau 
der Zielerfül lung für ältere Menschen und damit für die Altenhilfe als 

ausreichend erachtet werden . 

2. Leitlinien für eine Gesellschaftspolitik für ältere Menschen -

Diskussionsgrundlage 

Folgende Leitlinien einer Gesellschaftspolitik für ältere Menschen 

werden zur Diskussion gestellt: 

2.1. Aufgrund der Erkenntnisse gerontologischer Forschung ist hohe 
Lebenszufriedenheit im Alter mit einer Sicherung der Lebenskontinuität 
verbunden. In diesem Zusammenhang wird die Forderung nach Vermeidung ab­
rupter Obergänge in den Lebenssituationen, zumindest soweit sie durch das 
soziale Sicherungssystem beeinflußt werden, erhoben. langfristige Vorbe­

reitungsphasen bei Veränderungen sind anzustreben. 

2.2 . Ältere Menschen bewerten Selbständigkeit und Selbstversorgung 
ebenso hoch wie andere Altersgruppen. In diesem Zusammenhang wird die 
Forderung erhoben, mittels gesellschaftspolitischer Maßnahmen Situationen 
zu vermeiden, in denen ältere Menschen entweder ihre Freiheit gegen ihren 

eigenen Willen eingeschränkt sehen (etwa Heimsituation) und in denen sie 
in starkem Maßeverwaltungsmäßigen Entscheidungen in ihrer persönlichen 

Lebenssphäre ausgesetzt sind (etwa Situationen des Sozialhilfeempfängers). 

2.3. Seine Orienti erung an den Interessen und Bedürfnissen jüngPrer 
Altersgruppen führt in l etzter Konsequenz zu einer relativen Vernach­

lässigung der Lebenssituationen älterer Menschen in dem herrschenden 
System sozialer Sicherung. Geht man von der Gleichrangigkeit der Inter­

essen und Bedürfnisse verschiedener Bevölkerungs- und Altersgruppen aus, 
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so sind systematische Diskriminierungen der älteren Bevölkerung abzulehnen 

und abzubauen. Berührt sind etwa die Gebiete der Einkommenssicherung und 
der Gesundheitsversorgung sowie die Beschäftigungssituation älterer 

Arbeitnehrner/-innen. 

2.4. Wird die Gleichrangigkeit der verschiedenen Systeme sozialer 
Sicherung anerkannt, so muß dies auch eine Chancengleichheit bei der 

Vergabe öffentlicher Mittel zur Folge haben. Versicherungssysteme er­
schweren Etatkürzungen aufgrund der klar umrissenen Rechte der Versicher­
ten. Demgegenüber ist das Sozialhilfesystem sehr viel stärker der Gefahr 

von Mittelkürzungen ausgesetzt, da es in stärkerem Maße Ermessensent­
scheidungen einschließt. Gefolgert werden kann , daß gängige Lebensrisiken 
im Alter (Hei mbedürftigkeit, Pflegebedürftigkeit, soziale Hilfebedürftig­

keit) durch Versicherungssysteme abgedeckt werden sollten. 

2.5. Es ist Aufgabe der Gesamtgesellschaft, aus der Anerkennung der 
sozialen Gleichrangigkeit resultierende Bedürfnisse des einzelnen zu 

befriedigen, die er oder seine soziale Umgebung nicht zu decken in der 
Lage ist. In diesem Zusammenhang wird die Forderung erhoben, für alle 

älteren Menschen ein frei verfügbares Einkommen mindestens in Höhe des 
ku lturellen Existenzminimums im Alter (d.h. unter Beachtung der beson­
deren Bedürfni sstruktur) sicherzustellen. Dies bedeutet aber auch, daß 
in adäquater Form Dienstleistungen auf sozialem und medizinischem Gebiet 
für ältere Menschen bereitzustellen sind. Ihre Zugänglichkeit darf nicht 
durch den sozialen und finanziellen Status der Betroffenen reguliert 
werden. 

3. Konkretisierung der Aspekte einer Gesellschaftspolitik für ältere 

Menschen anhand von vier Problemskizzen 

3.1. Gesundheitsversorgung älterer Menschen 

a) Die Interessen und Bedürfnisse älterer Menschen werden durch das 
herrschende System der Krankenversorgung in geringerem Maße berücksich-
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tigt als jene der erwerbstätigen Bevölkerung. Dies hat seine Ursachen 
sowohl in den Traditionen der Schulmedizin, die zu einer relati ven Ver­
nachlässigung chronischer Erkrankungen geführt haben, als auch in der 
Entwicklungsgeschichte des Systems der finanziellen Sicherung im Krank­
heitsfalle. Die bei alten Menschen mögliche medizinische Rehabilitation 
wird bisher kaum gewährt; die im Alter oftmals erforderlichen pflegeri­
schen Lei stungen werden von den Krankenkassen nur im Fal1e stationärer 

Krankenhausbehandlung getragen. 

b) Neben den Maßnahmen der Krankenversorgung stehen - administrativ, 
legislativ und planerisch weitestgehend unverbunden - die der Gesund­
heitsversorgung ebenso zuzurechnenden Leistungen der Altenhilfe, soweit 
sie die Pflege und körperlich- geistige Aktivierung älterer Menschen zum 
Gegenstand haben. Pflegeeinrichtungen für ältere Menschen sind im Ver­
gleich zu Krankenhäusern aufgrund ihrer Zuordnung zu dem System der 
Altenhilfe relativ benachteiligt, da in ihnen eine ausreichende ärztliche 
Beaufsichtigung des therapeutischen und pflegerischen Personals, oftmals 
auch eine ausreichende ärztliche Versorgung der Patienten fehlen und 
Bemühungen um Rehabilitation und Aktivierung großen finanziellen 
Schwierigkeiten ausgesetzt sind. 

c) Vergleicht man die Angebote an ambulanten pflegerischen Leistungen 
mit jenen der stationären Krankenversorgung und der ambulanten ärztlichen 
Versorgung, so ist auf dem Gebiet der ambulanten Pflege eine relative 
Unterentwicklung feststellbar. Dies widerspricht der akuten Bedarfslage 
gerade älterer Menschen auf diesem Gebiet ebenso wie es dem Prinzip einer 
wirtschaftlichen Versorgung auftretender Bedarfe entgegensteht. An die 
Stelle einer kostengünstigeren ambulanten Versorgung tritt als einzige 
Lösung oftmals die kostenintensive stationäre Versorgung, die zudem -
zumindest im Falle der Unterbringung in einem Pflegeheim - von den 
Patienten selbst nicht gewollt wird. 

d) Aufgrund der Zuständigkeiten verschiedener Kostenträger und der 
Zufälligkeiten der Zuwei sung zu bestirrrnten Behandlungs- und Pflegestät­
ten entstehen soziale Ungerechtigkeiten. Im Falle des Krankenhausaufent-
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haltes ist die Ansammlung von Ersparnissen möglich aufgrund der Kosten­

trägerschaft der Krankenkassen, im Falle der Unterbringung in einem 
Pflegeheim tritt ein Verlust des frei verfügbaren Einkommens und des 

Vennögens aufgrund der Kostenträgerschaft des Sozialhilfeträgers ein. 

3.2. EinkoDIDenssituation älterer Menschen 

a) Das. System der Einkommenssicherung im Alter verteilt die Chancen 
einer ausreichenden finanziellen Auss·tattung nach dem Ausscheiden aus dem 
Berufsleben bzw. nach dem Tod des Ehemannes sehr unterschiedlich. Für 
Arbeitnehmer, die aus vielfältigen Gründen ein "normales" Arbeitsleben 
nicht durchlaufen, erfüllen Leistungen des Rentenversicherungssystems die 
ihnen zugewiesene Lohnersatzfunktion nur ungenügend. Für ihre Witwen 
besteht in noch stärkerem Maße die Gefahr einer unzureichenden finanziellen 
Ausstattung im Alter. Als vergleichsweise überversorgt in finanzieller 
Hinsicht können, angesichts der hohen Zahl niedri ger Altersrenten, Ar­

beitnehmer mit einem "nonnalen" Arbeitsleben und einer guten betriebli­
chen Zusatzversorgung sowie höhere Beamte gelten. Das letztere trifft auch 
zu auf einen Tetl jener Frauen, die neben der Witwenrrente noch über 
einen eigenen Rentenanspruch verfügen. 

b) Se~bst wenn grundsätzlich davon· ausgegangen wird, daß die finanzielle 
Ausstattung im-Alter die während des Berufslebens gegebene Einkommens­
verteilung - wenn auch auf einem niedrigeren Niveau - widerspiegeln 
soll, so darf dies nicht zur Akzeptierung einer unter dem Niveau des 
kulturellen Existenzminimums liegenden Einkommensversorgung einer Viel­
zahl älterer Menschen führen. Wird aber die Forderung nach Sicherung einer 
ausreichenden Basisversorgung akzeptiert, so hat dies weitreichende 
Folgen für die bevorstehende Neuregelung der Rentenansprüche von Frauen. 
Es ist systerrr11idrig, wenn die Sozialhilfe heute für viele ältere Menschen 
einen rentenähnlichen Charakter annimmt. 

c) Das System der Einkommenssicherung bedarf der Ergänzung, soweit die 
Befriedigung spezifischer, gesellschaftlich anerkannter Bedarfslagen die 
finanzielle Leistungsfähigkeit des einzelnen übersteigt. Für die Gesund-
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heitsversorgung ist sei t langem die Notwendigkeit einer Sondersicherung 
anerkannt. Für die Situation der sozialen Hilfebedürftigkeit im Alter 
steht eine entsprechende Regelung nicht zur Verfügung, sieht man von 
den Leistungen der Sozialhilfe ab. Aufgrund der spezifischen sozial en 
Risikofaktoren, die mit höherem Lebensalter verbunden sind , ist die 
Einführung eines besonderen Sicherungssystems denkbar. 

3.3. Arbeits- und Beschäftigungssituation älterer Arbeitnehmer 

a) Der Einsatz der Pensionierungsgrenze als Mittel der Arbeitsmarktre­
gulierung steht im Widerspruch zu den Interessen älterer Arbeitnehmer. 
Zudem wird eine höhere Beschäftigungsquote jüngerer Arbeitnehmer durch 
den Fortfall der durch ältere Arbeitnehmer besetzten Arbeitsplätze 
nicht erreicht. Entgegen den Absichten des Gesetzgebers wirkt die Mög­
lichkeit einer Verrentung nach längerfristiger Arbeitslosigkeit älterer 
Arbeitnehmer im Sinne einer Reduzierung der Beschäftigtenzahl auf Kosten 
der Rentenversicherung. Diese Regelung sowie die Angebote der flexiblen 
Altersgrenze wirken - wiederum oftmals entgegen den Interessen älterer 
Arbeitnehmer - als Druckmittel zur Einwilligung in eine frühzeitige 
Pensionierung . 

b) Bisher fehlt es an Ansatzpunkten -zur durchschlagenden Verbesserung 
der Beschäftigungsbedingungen, die frühzeitige Erwerbsunfähigkeit mit­
bedingen. Der Vertretung der Interessen älterer Arbeitnehmer durch die 
Betriebsräte steht das geringe Wissen über deren spezielle Arbeits- und 
Belastungssituation und Interessenlage entgegen. Die tarifpolitische 
Absicherung älterer Arbeitnehmer führt zwar zu einer Sicherung gegen 
Einkommensreduzierung; wesentliche Statusverluste, die ältere Arbeit­
nehmer oftmals hinzunehmen haben, werden mit diesem Instrument nicht 
beseitigt. 

c) Ältere Arbeitnehmer profitieren kaum von den Angeboten der berufli­
chen Fortbildung sowie der Umschulung, da fälschlicherweise von einer 
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venninderten allgemeinen Lernfähigkeit und Anpassungsfähigkeit an ver­
änderte Arbeitssituationen im mittleren bis höheren Lebensalter ausge­

gangen wird. Maßnahmen zur Vorbereitung auf den Ruhestand, die eine ver­
besserte Planung für diesen Lebensabschnitt und eine Erleichterung der 

Anpassung an die neue Lebenssituation bewirken könnten, werden bisher 
kaum angeboten. 

3.4. Lebenssituation älterer Frauen 

a ) Die Leistungsbezogenheit des Rentensystems sowie der abgeleitete 
Rentenanspruc~ verheirateter Frauen führt im Alter häufig zu einer finan­
ziellen Unterversorgung bzw. zu einer Situation relativer Annut . Dem 
steht die Bedürfnisstruktur im Alter entgegen. 

b) Ältere Frauen zählen auf dem Gebiet der Einkommensversorgung, der 
Wohnungsversorgung, der Teilnahme am gesellschaftlichen Leben sowie hin­
sichtlich ihres gesundheitlichen Wohlbefindens zu den am stärksten be­
nachteiligten Gruppen. Sie sind es in erster Linie, die Klienten der 
Sozialhilfe im Alter werden, sowohl bei Aufrechterhaltung des eigenen 
Haushalts als auch in der Situation der Heimunterbringung . Das soziale 
Leistungssystem bietet heute keine Ansätze, die geeignet wären, die 
Risikofaktoren, die die Lebenssituation älterer Frauen beeinflussen, 
abzubauen. 

c) Im jüngeren und mittleren Lebensalter wird die Lebenssituation ver­
heirateter Frauen überwiegend durch die familiale Situation bestimmt. 
Eine berufliche Beschäftigung wird oftmals nur als ergänzend bzw. vor­
übergehend erlebt. Außerhäusliche Interessen werden gesellschaftlich 
nicht gefördert. Diese Situation führt im höheren Alter, insbesondere 
nach der Ablösung von den Kindern und/oder der Verwitwung tendenziell 
zu einer Verarmung der Lebensinhalte und birgt die Gefahr sozialer 
Isolation im Alter in sich. 

d) Das sozial e Dienstleistungsangebot ist unzureichend angesichts des 
Bedarfs an unterstützenden Maßnahmen, der bei jenen alleinstehenden 
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älteren Menschen - insbesondere älteren alleinstehenden Frauen - gegeben 
ist, deren soziale Umgebung die benötigten Hilfen zu leisten nicht in 
der Lage oder zu leisten nicht willens ist. Trotz der Bemühungen der 
Altenhilfe auf diesem Gebiet steht ein ausgebautes und tragfähiges 
System persönlicher sozialer Dienstleistungen nicht zur Verfügung. 
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Anmerkungen zu den Beziehungen zwischen GerontoLogie 

und Geseiischaftsp~Litik 

von Siegfried Kanowski (Berlin) 

Wenn wir Sozialpolitik und Gesellschaftspolitik einmal als ni cht völ l ig 

kongruente Bereiche betrachten, dann sollten wir uns gewiß sein, daß 
Sozialpolitik - wenn sie sinnvoll sein sol l - sich .an den Zielen der 

allgemeinen Gesellschaftspolitik orientieren muß, und deshalb ist der 
primäre Titel unserer Tagung eben auch nicht Sozialpolitik für ältere 
Menschen, sondern Gesellschaftspolitik für äl tere Menschen . Was heißt 
das? Das heißt, Sozialpolitik als Praxisrevier des Staates muß dem ent­
sprechen, was in den aktuel l en gesellschaftspol itischen Leitvorstellun­
gen der gesellschaftlichen Situationen eines nationalen Verbandes s i ch 
ausdrückt. Es muß konkret bezogen auf unser Thema eigentlich heißen zu 
reflektieren, welches die Rollen und Aufgaben des älteren Menschen in 
unserer Gesellschaft sind, weshalb es sich lohnt, alt zu werden, und 
warum wir eigentlich mit allen Mi t teln - denn das haben wir getan - dafür 

gesorgt haben, daß die Menschen nun ganz eindeutig und sehr eklatant im 
Durchschnitt älter werden, als das vor hundert Jahren der Fall war. Ich 
will das an einem Beispiel aus der Geri atrie verdeutl ichen . Geriatrische 
Forschung wird insgeheim auch unter dem Ges i chtspunkt bet racht et - man 

kann das il!lller wi-eder in Diskussionen spüren-, daß Intensivierung hier 
auch bedeuten könnte, mehr Geld für etwas auszugeben, was - wenn es er­
folgreich wäre - nicht zu Einsparungen führte, sondern am Ende noch mehr 
Kosten für eine nicht produktive, sondern im Gegenteil nur Bruttosozial­
produkt konsumierende Bevölkerungsgruppe verursacht. Noch deutlicher 
formuliert: Ist die altersmedizinische Forschung erfolgreich , so l eben 
die Alten noch länger, und das führt zumindest zu einem höheren Renten­
volumen, selbst wenn die Alten völlig gesund wären und ni cht auch noch 
den Gesundheits- und Sozialfonds beanspruchten. Ich denke, daß dies ein 
für die Geriatrie so deletärer Vorbehalt sein müßte, daß Geriatrie und 
Gerontologie sich herausgefordert fühlen müßten, hierzu Stellung zu 

nehmen, um die Sozialpolitik nicht in die Sackgasse solcher Oberlegungen 
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laufen zu lassen. Ein sehr prominenter Gerontologe und psychiatrischer 
Forscher aus Großbritannien, Sir MART IN ROTH (1972) hat das, soweit ich 

das in der Fachliteratur übersehe, bislang als einziger expressis verbis 

in einem 1971 in Washington gehaltenen Beitrag über den Fortschritt der 

Alterspsychiatrie und die daraus resultierender. Konsequenzen für die 
Psychiatrie jüngerer Lebensabschnitte ganz bewußt getan. Er hat diese 
Frage gestellt und reflektiert. Er legt dort dar, daß unumgehbar jeder 
entscheidende Fortschritt in der Medizin in der Beseitigung primär oder 
sekundär mit Morbiditätsrisiken belasteter Erkrankungen zu einer Zunahme 
der Zahl derjenigen führt , die ein höheres oder sogar höchstes Alter er­

reichen. Ich darf vielleicht seine Schlußfolgerung original zitieren: 

"In short: you cannot have your cake and eat it. The geriatric 
problem is the price that has tobe paid for advances that 
improve the quality of life over the greater part of the life­
span, and any discouragement of research into geriatric 
problems would be bound to hinder the advance of knowledge 
of hea 1 th and di sease of a 11 ages." 

Dies ist eine sehr relevante Verknüpfung oder Unterstreichung der Be­
deutung, die gerontologi sche und hier speziell geriatrische Forschung 
letztlich für alle Abschnitte des Lebens hat. Es heißt klar und im 
Deutschen formuliert: HelllTinis und Unterbindung der geriatrischen For­
schung bedeutet letztlich die Aufgabe präventiver und prophylaktischer 
Aspekte der Medizin überhaupt . Und insofern haben wir uns mit diesen 
Konsequenzen auseinanderzusetzen, auch in der sozialpolitischen, vor 
allem aber in der gesellschafts- und gesundheitspolitischen Planung und 
in der eng damit verknüpften Frage der Forschungsmittelverteilung. Der 
Zusammenhang zwischen Sozialpolitik und Gesellschaftspolitik hat noch 

einen anderen Aspekt oder läßt sich noch weiter verdeutlichen, denn so­
weit ich sehe, ist Sozialpolitik für die älteren Mitbürger - unter Außer­
achtlassung solcher Perspektiven, wie ich sie eben versucht habe aufzu­
zeigen - nicht hinreichend im Zusammenhang des gesamtgesellschaftspoliti­
schen Kontextes diskutiert worden, und Sozialpolitik für ältere Menschen 

ist bisher noch überwiegend am Hilfegedanken orientiert gewesen trotz der 
Fortschritte , die sich ansatzweise zumindest im BSHG erkennen lassen. 
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Jedenfalls ist die Diskussion über die Position des älteren Menschen in 
unserer Gesellschaft bislang nur sehr unzureichend und oberflächlich i-n 
Gang geko1!111en, Aenn tragfähige Losungen des Problems, was zum Beispiel 
·mit deren verlängertem Leben eigentlich in gesellschaftspolitisch rele­
vantem Kontext und Zusa1!111enhang angefangen werden soll, im Rahmen wel­
cher Vorstellungen der einzel ne die 10 , 20 oder 30 Jahre seines Lebens 
nach dem Ausscheiden aus dem produktiven Arbeitsprozeß planen soll, in 
welchem gesellschaftskonfonnen und gesellschaftsakzeptierten Kontext er 

denn seine Lebensperspektive entwickeln und realisieren soll, sind nur 
schwer erkennbar. "Hobbyismus" und das sich aus dem humanistischen, 
edukativ bildungspolitischen Ideal ableitende Prinzip, jeden soweit zu 

bilden, daß er kreativ auch seine letzten Dezennien ausfüllen kann, ist 
vielleicht ein wenig zu schichtspezifisch orientiert, als daß es allge­
meinverbindliches Prinzip für alle älteren Menschen in unserer Gesell ­
schaft sein könnte. 

Nun noch ein weiterer Punkt: Die verschiedenen Gesichtspunkte bei der 
Betrachtung der Probleme der älteren Menschen, die verschiedenen 
Dimensionen der Gerontologie gehen nicht nur in der Gesellschaftspoli ­
tik und in der Sozial politik durcheinander und erfahren nicht genügend 
glei"chzettige Berücksichtigung, .sondern werden auch in der soziologi­

schen Forschung selbst durcheinandergeworfen. Ich möchte deshalb zu die­
sem Punkt abschließend einen Abschni tt von -ROSENMAYR (1976, S. 369) 
zitieren, der diese verschiedenen Aspekte, die wir auch bei unserer 
Diskussion auseinanderhalten sollten, beschreibt. Er schreibt im Nach­

wort zu seinem Beitrag "Soziologie des Alters": 

"Wenn wir vom soziologischen Altersproblem sprechen, ver­
mischen wir oft zumindest vier verschiedene Problemkreise: 
einmal die Fragen der medizinischen und sozialen BetPeuung 
derer, die sich physisch und psychisch bei der Aufrechter­
haltung ihres Daseins allein und selbst nicht oder kaum 
mehr helfen können, zum anderen die tatsächliche oder 
wünschenswerte Akt ivie=ng, Rehabilitierung solcher 
Bejahrter, die psychisch, sozial, kulturell, oft kumulativ 
benachteiligt sind, was durch spezielle Organisationen 
und die gezielte Ennutigung zur sozial verfaßten Selbst­
hilfe erfolgen kann. Drittens geht es um die Adäquatheit 
der großen gesellschaftlichen Systeme sogenannter soziaZeP 
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Sicherheit im geschichtlichen und ökonomischen Pr~zeß„und 
um den Status der Betagten in der Gesellschaft, die Mog­
lichkeit ihrer Selbstdarstellung und ihre Formierung und 
Solidarisierung als Interessengruppe, vielleicht sogar 
unter Aspekten einer sozialen Bewegung. 

Viertens sind es schließlich die vielfältigen Fragen der 
Konflikte und Erfüllungsm~glichkeiten der einzelnen in ihren 
Beziehun~en und Netzwerken der Ehe, Famili~, Fre~ndschafts­
gruppen, wie sie im Obergang ~u'. berufsfreien Zeit der.Pen­
sionierung, i n der haushaltsmaßigen Trenn~ng von den Kindern 
intra- und interindividuell i m fortgeschrittenen Al ter und 
bedingt durch die Kohorte in ihrer Zeitgeschichte jeweils 
spezifisch sich stellen. Die unter drei und vier genannten 
Fragen unterscheiden sich in vielem von den Betreuungs- und 
Aktivierungsproblemen für speziel'le Gruppen . Unter dem Begriff 
der 'Altersprobleme' werden die in der Tat zwar sehr wichtigen 
und in sich differenzierten speziellen Aufgaben mit den 
großen generellen , durch die gestiegene Lebenserwartung und 
den sozialen und ideologischen Wandel samt seiner Desinte­
grationserscheinungen massenhaft gewordenen Bedi ngungen für 
die Spätphasen individueller Lebensl äufe und Schicksale 
durcheinandergeworfen." 

Ich meine, in diesem Zusarrrnenhang ist zu sehen, daß ein ganz aktuelles 

und brennendes Problem sich ja gerade um die Frage der Dauer der lebens­
langen Arbeitszeit oder - anders formuliert - die Frage, wann tritt ein 
Mensch in den Ruhestand, zentriert. Zur Lösung des Problems der Verkür­
zung der gesamten Lebensarbeitszeit sind mehrere Modelle denkbar . Neben 
der Vorverlegung der Pensionierungs- oder Berentungsgrenze zum Beispiel 
die Verteilung der arbeitsfreien Zeit über die gesamte Lebensphase 

(EISDORFER 1978). Der amerikanische Alternsforscher KAPLAN hat auf dem 

Internationalen Gerontologenkongreß in Tokio 1978 noch einmal ganz 
präzis und aus amerikanischer Sicht formuliert, daß es keine zwangsweise 

wie auch irrrner geartete vorzeitige Berufspensionierung oder Berentung 
geben sollte, die s ich allein an ein ka lendar isches Alter knüpft, 
sondern daß diese ausschließlich vom Gesundheits- und Aktivitätszustand 

und -gefühl des jeweils Betroffenen abhängig sein sollte. Dieses Prinzip 
wird von den Gerontologen weltweit diskutiert , weil es den individuell 
so vielfältigen Interessen der Alternden am ehesten gerecht werden könnte. 
Es steht aber zu den Forderungen der Gewerkschaften zum Beispiel in 
unserem lande im Widerspruch. Ich sehe hier einen Brennpunkt dessen und 
~in Beispiel dafür, was ich meine, wenn ich behaupte, daß Sozialpolitik 
in Kongruenz zum gesell schaftspolitischen Hintergrund gemacht werden 
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muß, und dies setzt voraus, daß die gesellschaftspolitischen Differenzen 
und Divergenzen der aktuellen Gesellschaft ausdiskutiert werden und zu 

einem wenigstens aktualpolitisch akzeptablen Kompromiß entwickelt 
werden. Offensichtlich wird die Entwicklung, wenn sie nicht durch un­
überwindliche Krisen unterbrochen wird, in die Richtung einer fortlaufen­

den Reduzierung der lebenslangen Arbeitszeit ebenso wie der täglichen 
Arbeitszeit gehen. Beide Tendenzen akzentuieren das sogenannte Freizeit­
probl em ganz beträchtlich. Dies scheint mir ein Thema zu sein, das von 

der Gerontologie zu Recht mit kritischer Sicht und Perspektive vorzu­
tragen ist, das aber die Interessen aller Altersgruppen zu berücksich­

tigen fordert. 
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Anmerkungen zur Politik für ältere Mensahen 

von Otto Dahlem (Bonn- Bad Godesberg) 

Das Deutsche Zentrum f ür Altersfragen verstärkt mit di eser Arbeitsta­
gung seine Bemühungen, Politi k für ältere Menschen an den Erkenntnissen 
der Gerontologie zu messen und , soweit das erforderlich erscheint , neue 

Ziele einer solchen Politik zu fonnuli eren . Für diese Arbeitstagung sind 
Themen gewählt worden, die auf den ersten Blick scheinbar das Schwerge­
wicht bei Sachleistungen und bei materiellen Hilfen für alte Menschen 
haben . Aus den Thesen für die Arbeitskreise ergibt sich jedoch, daß 
das Deutsche Zentrum für Altersfragen die Diskussion nicht darauf 

einengen will. 

In diesen Diskussionen sol l t e bewußt blei ben, daß Poli tik für alte Men­
schen nicht ei n abtrennbares Programm, sondern Teil einer umfassenden 
Gesell schaftspol iti k zu sein hat, die darauf gerichtet sei n muß, den 
Menschen in der Bundesrepublik Deutschland in allen Lebensphasen die 
Voraussetzungen dafür zu schaffen, sich wohlzufühlen und ihre Persön­

l ichkei t zu verwirkl ichen. Forderungen zum Beispiel nach 

- materieller Sicherung als Voraussetzung für die Erfül l ung 
zahlreicher Lebensbedürfnisse, 

- Solidarität der Gemeinschaft bei bestimmten Lebensrisiken, 
- Gesundheitsvorsorge und medizinischer Versorgung, 

- Teilnahme am Leben in der Gemeinschaft, 
- Mitwirkung bei der Gestaltung gesellschaftlicher und 

sozialer Verhältnisse, 
- sinnvoller Tätigkeit , 
- Möglichkeiten für zufriedenstellende Freizeit 

und ähnliches werden zu Recht für Jugendliche, Berufstätige und für 

alte Menschen erhoben. Sie sind, das wollte ich herausstellen, keine 
zusätzl i chen, keine besonderen Bedürfnisse oder Forderungen alter 
Menschen . Es wird darüber zu reden sein, wie sie unter den Bedingungen 

im Alter erfüllt werden können und welche besonderen Mittel dabei ange­
wendet werden müssen . 
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Die Lebenssituation im Alter wird geprägt durch die Lebensbedingungen 
früherer Jahre. Nur ein Beispiel dafür: 

Der Mensch , der im Beruf von Zwängen und Techniken beherrscht wird und 
keine Möglichkeit hat, seine Interessen und seine Persönlichkeit zu 
entfalten, vermag im Alter nur sehr schwer neue Lebensformen zu ent- · 
wickeln, die· es ihm ermöglichen, aktiv die gesellschaftlichen Verhält­
nisse mitzugestalten. Die Forderung nach einer Humanisierung der Arbeits­

welt ist deshalb nicht nur eine Politik für die Arbeitenden. Sie wird 
sich auch in der Politik für alte Menschen auswirken. Ein anderes wich­
tiges Beispiel dafür, wie gesellschaftspolitische Entscheidungen für 

andere Lebensphasen sich im Alter - der Gemeinschaft und des einzelnen 
- auswirken, ist die Bildungspolitik. 

Andererseits bestimmt eine Politik, die den Bedürfnissen und Erforder­
nissen alter Menschen gerecht wird, nicht nur die Lebensverhältnisse für 
die heute schon Alten. Sie schafft auch Bedingungen, unter denen diele­
ben sollen, die heute noch l ängst nicht alt sind. Und es ist anzunehmen, 
daß manche Entscheidungen in der Jugend oder während der Berufstätigkeit 
auch mitbestimmt werden von den voraussichtlichen Lebensbedingungen im 
Alter. Die gesellschaftspolitischen Grundlagen und Auswirkungen einer Po­
litik für alte Menschen, ihre Ausformung durch die Sozialpolitik des 
Bundes und der Länder und ihre praktischen Maßnahmen in Kommunen sind 
damit nur angedeutet. 

Zentrales Ziel einer solchen Politik für ältere Menschen ist die Inte­
gration der alten Menschen in das gesamte gesellschaftliche Gefüge. 
Integration ist mehr, als die "Kontinuität der Lebensführung"; ein 
Begriff, der in Ihrem Thesenpapier genannt wurde. Kontinuität der Lebens­
ruhrung könnte nämlich nicht verhindern, daß sich Benachteiligungen aus 
dem Berufsleben oder Benachteiligung der Frau im Alter fortsetzen. Die 
Gruppen in der Gesellschaft, die in früheren Lebensphasen - in Jugend, 

in Ausbildung und/oder Berufstätigkeit - benachteiligt sind, erfahren im 
Alter bei einem nur kontinuierlichen Lebensverlauf eine weitere über­
durchschnittliche Minderung ihrer Lebensqualität und ihrer Chancen . Und 
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ich meine, es ist auch eine Aufgabe der Sozialpolitik zu versuchen, der­
artige Benachteiligungen möglichst zu vennindern - wie das übrigens auch 

in Ihrem Thesenpapier gefordert wird. 

Integration heißt, die aktive Verflochtenheit mit dem Ganzen der Gesell­
schaft zu bewahren: Integration heißt aber auch, die Verflochtenheit 

bei Verlust wiederzugewinnen. 

Damit das zentrale Ziel der Integration erreicht wird, stellen sich -
in Gesetzgebung, grundsätzlichen Entscheidungen und Einzelmaßnahmen -

insbesondere drei Hauptaufgaben : 

1. Es sind die Voraussetzungen dafür zu schaffen, daß alte Menschen 
möglichst lange und möglichst unbeeinträchtigt selbständig und 
unabhängig leben können. 

2. Den alten Menschen ist es zu ermöglichen, aktiv am Leben der 
Gesellschaft teilzunehmen und auch aktiv die gesellschaftlichen 
Verhältnisse mitzugestalten. Das wird ihre Stellung in der 
Gesellschaft nachhaltig verbessern. 

3. Für hilflose und betreuungsbedürftige alte Menschen sind die erfor­
derlichen, geeigneten Dienste und Einrichtungen bereitzuhalten; wie 

zum Beispiel ambulante soziale Dienste, teilstationäre Einrichtungen, 
~ltenkrankenheime und Altenpflegeheime, die nicht nur eine bewahrende 
Pflege, sondern auch Rehabilitation in körperlicher, geistiger und 
sozialer Hinsicht ennöglichen. 

Gesundheitsversorgung, Sachhilfen, Einkonrnenshilfen - wie sie in den 
Themenkreisen genannt wurden-, Pflegekosten, Vorbereitung auf das Alter 

Bildungsmaßnahmen im höheren Erwachsenenalter sind nur einige Mittel und 
Voraussetzungen für eine selbständige und unabhängige Lebensführung. 
Altersgerechte Wohnungen (schaffen - zu erschwinglicher Miete - recht­
lich gesichert), Infonnation, Beratung, integrierte ambulante Dienste, 

technische und persönliche Hilfen wären Beispiele weiterer Aufgaben, die 

sich stellen, damit das erste Hauptziel (selbständige Lebensführung) er-
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reicht wird. 

Andere Ihrer Thesen befassen sich mit weiteren Hauptzielen, insbe­
sondere auch mit der Stellung der älteren Menschen in der Gesell­
schaft. Ober die Zuordnung der Thesen mögen unterschiedliche Ansichten 
bestehen; entscheidend scheint mir zu sein, daß ihre Wechselbeziehung 
mit anderen Aufgaben innerhalb eines Zielsystems, wie ich es hier nur 
skizzieren konnte. beachtet bleibt. 
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II. GRUNDSATZREFERATE IM PLENUM 

Prolegomena zu einer gesell sahaftspoliti sahen Konzeption 

für die Bundesrepubli k Deutsahland unter Berüaksiahtigung 

v on Problemen der älteren Mensahen 

von Werner W. Engelhardt (Köln) 

1. Diskussion der vorgelegten Thesen zur Tagungsvorbereitung 

Ich möchte beim Aufbau meines Referats ausgehen von der _Entfaltung und 

kritischen Diskussion einiger Thesen und Problemskizzen zur Vorberei­
tung dieser Tagung, die durch das Deutsche Zentrum fUr Altersfragen 

verschickt worden sind. 

a) Von dem eher fonnalen Vorschlag, daß es in den nächsten Tagen um 
ein System von Leitlinien und um deren Bewertung gehen solle. 

Ich interpretiere diese These so: Es soll sich also nicht darum handeln, 

hier lediglich ein Leitbild oder viele derartige vage Gebilde utopi­
scher Art zu entwickeln, obwohl Utopien auch heute durchaus sinnvoll 
möglich sind. Vie lmehr geht es um eine möglichst konturierte normative 

Konzeption gesellschaftspolitischer Art, die an Utopien über soziale 
Gestaltung anknüpft, aber durch logische und empirische Argumente weit 
über diese hinausführt, und die freilich nur eine von mehreren grund­
sätzl ich möglichen Konzeptionen betrifft. Auch rur den praktischen und 
den wissenschaftlichen Sozialpolitiker gilt ja - wenn Sie so wollen: 
leider! -, daß er unterschiedliche soziale bzw. sozialpolitische 
Si chten einzunehmen vermag, keineswegs nur die, "menschliche Not zu 
beseit igen" (anders PRELLER 1962, S. 78 ff.; vgl . BLUME 1968, S. 128) . 

In die Konzeption, die der Tagungsleitung offenbar vorschwebt, sind 
sozialpolitische und gerontologische Aspekte bzw. auf sozial schwache 

oder gefährdete alte Menschen bezogene alterssozialpolitische, sozial­
gerontologische und Konsumforschungsgesichtspunkte einzubringen. Es 



- 22 -

können ferner - wie hier im Anschluß an NAEGELE (1978 (a), S. 47 ff.) ge­
sagt sei _ mehrere Ebenen bzw. Phasen und Arbeitsfelder wissenschaftlicher 
Sozialpolitik unterschieden werden: Ebenen der Lokali sierung und Ursa­
chenermittlung sozialer Altersprobleme, Ebenen der sozialpolitischen 
Maßnahmen und deren Evaluation; schließlich die Ebene der Ermittlung 
von Auswirkungen sozialpolitischen Handelns. Ich knüpfe schließlich 
daran an, daß die von mir vorzustellende gesellschaftspolitische Kon­
zeption allgemeiner Art und also nicht als eine Politik nur für 

ältere Menschen gedacht ist. 

b) Es ist auszugehen von der inhaltlichen Auffassung , daß die Alten­
hilfepolitik solange nicht nahtlos in die allgemeine Gesellschaftspolitik 
eingegliedert sei, als sie noch weitgehend oder gar überwiegend auf den 
Bestimmungen des Bundessozialhilfegesetzes basiert. Es ist in diesem 
Zusammenhang auch von gegebenenfa 11 s vorliegender partieller "Zie 1-
i denti tät" zwischen Gesellschaftspolitik und Altenhilfepolitik die Rede. 

In solchen Wendungen scheint mir - ungeachtet mögli cher Plausibilität der 
geäußerten Auffassungen - unterstellt zu werden, daß es schon so etwas 
wie eine klar bestimmte und umfassende Gesellschaftspolitik für die 
Bundesrepublik Deutschland gäbe, die institutionalisiert sei oder doch 
zumindest programmatisch klar für die nächsten Jahrzehnte vorliege. 

Diesen Standpunkt möchte ich jedoch trotz der Regierungserklärungen seit 
1969 - und erst recht den früheren (KLEINHENZ u. LAMPERT 1971 ) - und 
ungeachtet vielfältiger einschlägiger Papiere der einzelnen Parteien und 
der für sie beratend tätigen Wissenschaftler nicht teilen. Um hier nur 
die letzte Entwicklung zu apostrophieren: Weder die Regierungserklärung 
von Bundeskanzler SCHMIDT aus dem Rezessionsjahr 1976 noch der "Orien­
tierungsrahmen '85" der SPD oder deren neueres Papier über "Theorie und 

Grundwerte in einer gefährdeten We 1 t" noch die "Freiburger Thesen" der 
FDP von 1971 noch auch das "Grundsatzprogramm" der CDU aus dem Jahre 1978 
oder auch die verschiedenen allgemein zugänglichen Auftragsarbeiten von 
Wissenschaftlern (SCHRöDER 1971) dürften nach meinem Dafürhalten unter 
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gesellschaftspolitischen Aspekten schon ausreichend sein, wenn sie auch 
Meilensteine für eine solche Politik sind. Es ist deshalb eine solche 
Konzeption möglichst "aus einem Guß" erst zu entwickeln, was hier na­

türlich nur durch eine Vorbemerkungen geschehen kann. 

c) ·Ich teile im Prinzip die ebenfalls inhaltlich dargestellte, aber auch 
kritisch gemeinte These aus den Vorbereitungspapieren, daß die traditio­
nelle Sozialpolitik zwar erhebliche Auswirkungen auf die Lebenssituation 
bzw. Lebenslagen im Alter hat, dabei aber vorrangig an den Interessen und 
Bedürfnissen der Erwerbstätigen, am Leistungsprinzip und an den Rollen 
während der Arbeits- und Berufszeit orientiert sei. 

Vielfach wird in diesem Zusammenhang insbesondere von Anhängern des 
freiheitlichen Sozialismus oder christlicher Soziallehren kritisiert - und 
ich selbst habe es wiederholt auch getan (ENGELHARDT 1974 (b), S. 555 ff.; 
1978 (c), Sp. 1184 f.; 1978 (e), S. 197 f.) -, daß ein Primat wirtschaft­
licher und wirtschaftspolitischer Ziele gegenüber sozialen und sozialpo­
litischen Zielen behauptet oder darüber hinaus sogenannter ökonomismus 
als Selbstzweck vertreten wird. In diesem Zusammenhang sind aber auch 
Behauptungen über die bündige Erklärbarkeit der Altersproblematik aus 
Letztursachen und insbesondere aus den vorgegebenen sozio- bzw. politisch­
ökonomischen Strukturen zu erwähnen (vgl. NAEGELE 1975 (a), S. 292; 1978 (a), 

S. 39, 49 f.; DIECK u. NAEGELE 1978, S. 16, 31), obwohl dies trotz der un­
leugbar großen Bedeutung solcher Strukturen nur zum Teil möglich sein dürf­

te (BLUME 1968, S. 28 , 34; NAEGELE 1975 (b), S. 238). 

Für mich steht fest, daß die Behauptung einer mehr oder weniger isolierten 
ökonomischen Fundierung der Sozial- und Gesellschaftspolitik und die eng 
damit zusammenhängende Vermutung der Determinierung dieser Zweige der Innen­
politik durch Wirtschaftsordnungen bzw. Wirtschaftssysteme zu den kardinalen 
Fragen der Gegenwart gehört, die noch Forschungen nötig machen . Nur, wenn 
sie uns hier beschäftigen sollten, dann wäre wohl zweckmäßigerweise zu 
fordern, alle bedeutsamen Wirtschaftsordnungen bzw. -systeme tatsächlicher 
oder real möglicher Art in die Oberlegungen einzubeziehen. Denn sie alle 
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dürften spezifische Auswirkungen auf die Lage alter Menschen haben und -
soweit sie bereits verwirklicht worden sind - von daher kritis ierbar sein. 
Bezogen auf eine Reihe korrmunistischer Länder der Gegenwart kann dies bei­
spielsweise Ausrührungen von SIMONE DE BEAUVO IR (1977, S. 482-495), 
LEENEN (1977, S. 130 ff. u. 182 ff. ) und MOLITOR (1978, S. 45 f .; 

1977, S. 574) entnommen werden. 

Vergleichende Aspekte institutionalisierter oder prograrrmierter Sozial -, 
Gesellschafts- und Wirtschaftspolitik in "West" und "Ost" ließen es übri ­
gens auch zu, interessante Bezugsrahmenprobleme einzubeziehen und zu dis ­
kutieren. Sie könnten mit den Stichworten umrissen werden: "Methodolo­
gisch-individualistisches" Konzept contra "ganzheitliches" Mehrebenen­
konzept oder - in Anlehnung an THOMAE (1959 , S. 18) und TARTLER (1961 , S.12) 
- vielleicht auch tagungsbezogener so: "Alter als Veränderung der Erlebens­

und Verhaltensweisen im zeitlichen Kontinuum eines individuell en Lebens­
laufs" versus "Alter als kollektive soziale Situation" (vgl. LEHR 1972 (b), 
S. 39 f.; NAEGELE u. DIECK 1978, S. 22 f. u. 33 ff.). 

d) Ich gehe schließli ch von der ebenfalls zugleich inhaltlich dargestellten 
und kritisierten These aus der zur Verfügung gestellten Problemskizze aus, 
daß eine Gesellschaftspolitik , welche sich an den Ergebnissen der bisherigen 
gerontologischen Forschung orientiert, damit tendenziell an den Bedürfnissen 
und Interessen der Mittelschichten orientiert sei, die aber nicht zugleich 
die Bedürfnisse und Interessen der Arbeiterschaft seien. 

Solche Auffas sungen sind unter anderem auch in Diskussionen absatzwirt­
schaftl icher Ansätze der auf alte Menschen bezogenen Erforschung privaten 
Verbrauchs und in der wissenschaftlichen Verbraucherpolitik vertreten 
worden (vgl. NAEGELE 1978 (a), S. 62 f., 237 ff.; BIERVERT et al. 1977, 

S. 23 f f., S. 53 f.). Sie lassen die grundsätzliche Frage entstehen, ob 
unter den Bedingungen der Bundesrepublik Deutschland etwas anderes als 
eine Mittelschichtenorientierung zumindest rür große Teile der im Renten­

alter befindlichen Arbeiterschaft - von den Angestellten ganz zu schweigen -
überhaupt zu erwar ten oder doch wünschenswert sei (KLEINHENZ 1977, s. 9; 
SCHERL 1978, S. 120) und wie gegebenenfalls die Alternative heißen würde. 
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Wenn diese Frage diskutiert werden sollte, so müßte im Falle der Bejahung 
einer Mittelschichtenorientierung natürlich nicht für irgendwelche mittel­
standspolitischen Orientierungen althergebrachter Art plädiert werden, denn 
bisherige "Mittelstandspolitik" bestand oft genug - um nicht zu sagen: in 
der Regel - aus einem bloßen Sammelsurillll zuralliger Ziele und Maßnahmen. 
Zugrunde gelegt werden könnte vielmehr ein Begriff des "neuen" Mittelstands, 
der auch neue Mittelschichten einbezieht, welche politisch "rechts oder 

links von der Mitte" orientiert sein können und die sich für "mittlere" 
oder "dritte" gese 11 schaftspol i ti sehe Lösungen einsetzen, in denen zentral 
auch Anliegen der Arbeiterschaft errullbar sein würden (vgl. TIETZ 1973, 
S. 1710 ff.; ENGELHARDT 1975, S. 97 ff . ; SONNEMANN u. HENNINGSEN 1977; 
VIEHOFF 1978) . 

Ich will nicht verhehlen, daß meine Sympathie derartigen Ansätzen gehört. Ich 

halte eine solche Position auch trotz ideologischer Entartungsmöglichkeiten 
noch immer für realistischer als alternativradikalistisch orientierte 

Gestaltungen rein marktwirtschaftlicher oder rein planwirtschaftlicher Art. 
Meine Auffassung ist, daß die Alternative zur Mittelschichtenorientierung 
in dem skizzierten fortentwickelten Sinne - nämlich arbeiter"klassen"orien­
tierte soziale Gruppenarbeit von "unten" her unter dem Arrangement mehr 
oder weniger klassenbewußter Sozialarbeiter - von der Mehrzahl der alten 
Arbeiter gegenwärtig nicht gewünscht und nicht angenolJJllen wird. Damit 
sollen freilich nicht zugleich ergänzende Funktionen sozialer und sozial­
pädagogischer Gruppenarbeit bzw. der Altenhilfe als Sozialarbeit bestritten 
und in Frage gestellt sein. 

2. Inhaltliches Vorgehen dieses Referats 

Aus meinen bisherigen Bemerkungen zu den verschickten Thesen und Problem­

skizzen ergibt sich nun die folgende Grobgliederung der weiteren Ausführun­
gen, die in zwei Teilen vorgetragen werden: 

a) Zunächst bringe ich jetzt einiges über die formale Seite einer norma­
tiven gesellschaftspolitischen Konzeption, die modernen wissenschaftstheore­
tischen Anforderungen möglichst standhalten soll, ohne daß jedoch ihre 
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Operationalisierungs- und Realisierungsprobl eme hier im einzel nen zu 
lösen sind. Bei der Konzeption handelt es sich um eine "offene", die von 
Utopien und auch Ideologien abgrenzbar ist, entgegen rein individualisti­
schen Ausgangspunkten neoklass i scher und neuer politisch-ökonomischer 
Observanz eine große Portion "Solidarität" - oder wenn Sie wollen: 
"Kollektivität" - impliziert und sie meines Erachtens als "kritische 
Gemeinwohlkonzeption" interpretierbar ist. 

b) Sodann entwerfe ich im Umriß eine solche Konzeption, d.h., ich "kreise" 

sie durch eine Reihe Vorbemerkungen sozusagen systematisch ein. Es wird 
daraus hauptsächlich ein "Zielsystem" mit Haupt-, Sub- und Hilfszielen 
resultieren, während die Frage der geeigneten Mittel bzw. Maßnahmen zur 
Realisierung der Ziele und ebenso die Problematik der Ziel- und Mittelbe­
ziehungen eher partiell und beiläufig interessieren soll und kann. Das 
Zielsystem entspricht meinem derzeitigen Erkenntnisstand und - soweit es 
sich um Wertungen handelt - subjektivem Bekenntnis, wobei "subjektiv" aber 
nicht willkürlich-relativistisch heißt. Obwohl die Konzeption bzw. das 
Zielsystem genetisch auf Utopien zurückgeht - wie dies übrigens auch rur 
jedwede wissenschaftliche Konzeption zutrifft, die bekanntlich auf selekti­
ven Gesichtspunkten gründet {vgl. ROHRMACHER 1963, S. 339 ff. ) - , bringen 
ihre Zukunftsbilder keineswegs nur Hirngespinste zum Ausdruck. Es ist im 

übrigen sel bstverständlich, daß ich in beiden Teilen meiner Ausführungen 
möglichst nahe von Problemen der älteren Menschen hier und heute ausgehe. 

Hätte ich mehr Zeit, so würde ich den skizzierten beiden Teilen zwei 
weitere anfügen, um nämlich 

c) die erarbeitete gesellschaftspoltische Konzeption als eine Art 

Vergleichsmaßstab zu benutzen, und zwar einerseits für liberal-konser­

vative Abbauforderungen des Sozialstaats, wie sie bei uns nach 1974 
wiederholt erhoben worden sind - zum Beispiel von WATRJN (1977, s. 963 ff.; 
kritisch hierzu ENGELHARDT 1978 {a), S. 39, S. 46 ff . u. S. 54 f. ) -, als 

auch rur rein kollektivistische, gleichwohl große Gruppen alter 
Menschen nicht selten vernachlässigende Konzeptionen und Praktiken 
anderwärts; und um 
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d) mich weit ausführlicher als vorhin mit dem Mittelschichtenansatz und 
seinen Kritikern auseinanderzusetzen, und zwar von meinem andeutungsweise 
bereits verdeutlichten politischen Leitbi l d grundsätzlicher Bejahung mitt­

lerer bzw. dritter Gestaltungen von Gesel l schaft und Wirtschaft aus. 

Obwohl ich diese Teile, die stark von Wertungen durchsetzt sein würden , 
also nicht ausbreiten werde, ist natürlich insbesondere ·auch der Umriß 
meiner gesellschaftspolitischen Konzeption ohne Wertungen nicht machbar. 
Deshalb haben Sie nach meinem Wissenschaftsverständnis ein Anrecht darauf 
zu erfahren, wie ich vorgehen werde und wie meine Primärwertungen beschaf­

fen sein werden . 

Ich werde soweit als möglich unter Einsatz empirischer und logischer Er­
kenntnisse bzw. kombiniert logisch-empirisch argumentieren, zum Teil aber 
tweifellos auch bekenntnishaft normativ. In letzterer Hinsicht haben Sie 
sicherlich bereits bemerkt, daß ich weder eine konservativ- liberale noch 
eine marxistisch-leninistische noch eine christlich- konservative Position 
vertrete bzw. einnehme. Aber ich lege großen Wert darauf, nicht in erster 
Li nie erfo 1 gsori enticrt, sondern gesi nnungsorienti ert "links" zu argumen­
tieren (vgl . KOLAKOWSKI 1960, S. 142 ff.; ENGELHARDT 1978 (d), S. 8 f . ) . 
Im einzelnen bin ich sowohl durch kritizistisches und kritisch-rationales 
Denken sowie durch fabianistische, sozialdemokratisch-revisionistische und 
auch durch christlich-soziale politische Auffasungen beeinflußt worden. 

3. formale Kennzeichen normativer gesellschaftspolitischer Konzeptionen 

In Kürze nun Einfuhrendes über einige formale Kennzeichen normativer gesell ­
schaftspolitischer Konzeptionen, möglichst immer im Blick auf die Themen 
dieser Tagung ausgewählt. Dabei sei mit Definitionen dessen begonnen, 
was unter gesellschaftspolitischen Problemen und gesellschaftspolitischen 
Konzeptionen hier verstanden werden soll. 

Ich schlage vor, unter "gesellschaftspolitischen Problemen" im Anschluß an 
GUY KIRSCH (1977, S. 881) solche zu fassen, "von denen irgendein Gesell ­
schaftsmitglied in irgendei ner Situation annimmt, daß sie nicht individuell, 
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sondern im Kollektiv realisiert werden sollen". 

Im Grunde gibt es solche Probleme mindestens seit Entstehung der sogenannten 

sozialen Frage, d.h. seit Beginn des "Kapitalismus", nicht etwa erst seit den 
Anfängen von Diskussionen über eine "Neue Soziale Frage" vor einigen Jahren. 
Wenn gleichwohl zunächst kaum von gesellschaftspolitischen, sondern allen­
falls von sozialpolitischen Problemen gesprochen wurde, so vermutlich vor 
allem deshalb, weil die tradierte konservative Gesellschaftspolitik - die 
es der Sache nach natürlich schon vorher gab - zunächst weiterhin als 
"natürlich" im Sinne von selbstverständlich galt und nicht in Frage gestellt 
wurde (vgl. HOFSTÄTTER 1957, S. 60 ff.; KATTERLE 1972, S. 83 ff. u. S. 95 ff. ). 

Reichskanzler BISMARCK ging unter den zunehmenden Gegenmachtbestrebungen 
der damaligen deutschen Sozialdemokratie zwar schließlich zu einer ver­
gleichsweise aktiven Sozialpolitik und speziell zu sozialer Sicherungspoli­

tik über. Dies aber hauptsächlich deshalb, um ei ne reaktive Gesellschafts­
politik und an der Staatsräson orientierte allgemeine Staatspolitik beibe­

halten zu können. 

Ers t seit dem Ende des Weltkrieges 1914-1918 bürgert si ch der Ausdruck 
Gesellschaftspolitik langsam e i n, freilich bei großen Widerständen gegen 
dieses Wort und eine entsprechende Politik insbesondere durch konservative 
Kreise. Im Anschluß an ACHINGER {1971) und KLEINHENZ (1976) kann vermutet 
werden, daß sich der Terminus nicht zuletzt unter dem Eindruck von Auswei­
tungstendenzen der Sozialpolitik - und zwar sowohl der Sozialleistungen als 

auch der Empf"angerkreise - schrittweise durchsetzt (vgl. MllNDLE 1978, 
Sp. 476-487; PILZ 1978, S. 26 ff . ) . 

"Gesellschaftspolitische Konzeptionen" - so wie ich sie hier im losen 
Anschluß an LOMPE (1971, 3. Kap.) verstehe - implizieren "konzeptionelle 
Innenpolitik", die einen geplanten sozialen Wandel vorbereiten oder aber 

verhindern soll. Solche Konzeptionen haben es mit den Zielen und Mi t teln, 

aber auch mit den Trägern und Wi.rkungen zu tun, die - von Leitbildern, IJelt­
bildern und anderen Utopien befruchtet - entweder auf die Veränderung oder 
auf die Erhaltung ganzer Gesellschaften und der ihnen zugehörigen nicht-
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staatlichen und staatlichen Organisationen durch auswählendes aktives Tun 
oder Unterlassen und "Abblocken" abzielen und die durch das im einzelnen wie 

immer geartete tatsächliche Verhalten von Personen sowohl gewollte als auch 
unbeabsichtigte Effekte erreichen (vgl . ENGELHARDT 1974 (b), S. 549 ff.; 

PRELLER 1962; DIECK u. NAEGELE 1978, S. 298 ff.). 

Wichtig erscheint mir dabei die Abgrenzung sowohl zu sozialpolitischen als 

auch zu wirtschaftspolitischen Konzeptionen: Während sozialpolitische 
Konzeptionen nur auf einzelne Gruppen der Gesellschaft - Beispiel: die 
Arbeiter - oder gar nur auf Einzelpersonen, wie Sozialhilfebedürftige 
gleich welcher Schicht, abstellen und während wirtschaftspolitische Konzep­
tionen lediglich auf zentrale Teilstrukturen und partielle Abläufe inner­
halb von Gesellschaften bezogen sind, ist Gesellschaftspolitik in ihrer 
sachlichen Seite grundsätzlich an der gesamten Gesellschaft und ihren 

Organisationen orientiert (vgl. ENGELHARDT 1974 (b), S. 549 ff.). 

An dieser Stelle sei angemerkt, daß WEISSER (1978; 1969; 1966; 1956) sowohl 
rur sozial - als auch rur gesellschaftspolitische Konzeptionen neben bekennt­
nishaften Interpretationen von Wertungen wichtige Begriffe und analytische 
Forschungswerkzeuge bereitgestellt hat. Sie stehen sämtlich, wenn auch 
mehr oder weniger, in Zusammenhang mit seinen Lebenslageforschungen und 
betreffen nicht zuletzt die Begriffe der sozial schwachen und gefährdeten 
Personen bzw. Personengruppen (vgl . MULLER 1978, S. 553 ff .; STELZIG 1977). 

"Sozial schwache Gruppen" bestehen aus Personen, deren Lebenslage nach 
öffentlich vorherrschender Meinung sozialpolitische Aktivitäten erfordert. 
Zu den "sozial gefährdeten Gruppen" gehören hingegen diejenigen, deren 
Lebenslage durch bereits eingetretene oder voraussehbare Ereignisse bedroht 
ist, unter das nach vorherrschender Meinung noch zumutbare Niveau abzu­
sinken. Letzterer Begriff korrespondiert - so möchte ich jetzt sagen -
eher mit gesellschafts- als mit sozialpolitischen Konzeptionen, so wie ich 
die Begriffe über diese Konzeptionen hier abgegrenzt habe. 

Bedeutsam am Konzeptionsbegriff der Gesellschaftspolitik sind mir über die 
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bisher genannten Merkmale hinaus vor allem solche der "Offenheit" und der 

"Gemei nwoh l bezogenheit", wie ich vorhin bereits kurz bemerkt habe. Diese 
beiden Merkmale treffen freil i ch sicher nicht rur al l e denkbaren oder tat­
sächlich entwickelten gesellschaftspolitischen Konzeptionen zu, ja bisher 
wohl nur rur die wenigsten. Ich halte sie , wie gesagt, gleichwohl für 
besonders wichtig. Durch solche Merkmale bzw. Eigenschaften und Relationen 
lassen sich nämlich ni cht nur freiheitliche, kritische und praxisbezogene 
Charakteristiken bestirmien, sondern nicht zuletzt Unterschiede zu den 

Utopien und auch zu den Ideologien festlegen. 

Während "Utopien" oft genug - freilich nicht notwendigerweise - nur die 
mehr oder weniger vagen "Ideen" bzw. "Oberziele" von Bestrebungen betref­

fen - eben deshalb sahen sie MARX und ENGELS (1964, S. 477 ff., S. 489 ff.; 
1962, S. 16 ff.) trotz eigener Anknüpfung an den sogenannten utopischen 
Sozialismus ziemlich skeptisch - und während "Ideologien" geschlossenes 
Denken mittels allgemeiner Werturteile und durch andere "Dogmen" 
rordern, geht es bei gesellschaftspolitischen und darüber hinaus natür­
lich auch anderen politischen Konzeptionen, folgt man meinem Abgrenzungs­
versuch, um "offenb 1 ei bende" Erkenntnis- und Wertungskons truktionen. Dies 
aber bedeutet, daß sie in einem überpositiven Sinne freiheitlich sind und 
im einzelnen sowohl in den zugrunde liegenden empirischen und logischen 
Aussagen als auch in den Primärwertungen änderungsrahig bleiben. Außerdem 

folgt, daß sie praktisches Handeln als "dynamische" Konzepti onen unmittel­
bar einleiten; der geplante soziale Wandel oder dessen Verhinderung beginnt 
dabei sozusagen mit der Einbildung der Fortschritts- oder Gegenutopien 
bei einzelnen Personen (vgl. ENGELHARDT 1973 (b), S. 108 ff.; 1976 (c), 
S. 201 ff.; 1979 (b)). 

Als "kritizistische Gemeinwohlkonzeptionen" können derartige gesell­
schaftspolitische Systeme nach THIEMEYER (1970 , S. 44 f., s. 181 ff.; 
1974, S. 29 ff.) sowohl von "idealistischen" als auch von "rationalisti ­
schen" Gemeinwohl konzeptionen unterschieden werden. Werden in den 
idealistischen Konzeptionen aprioristische Elemente - wie Ideen vom 

"Gemeinwohl" - dogmatisiert, so geschieht dies in den rationalistischen 
Konzeptionen mittels praktisch- politischer Verfahrensweisen, wie etwa 
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durch die Legitimation von Handlungen zur Erzielung von "Wohlfahrt" durch 
demokratische Wahlen. Ideali-stische Gemeinwohlkonzeptionen sind seit langem 
besonders in Deutschland verbreitet, wo sie nicht zuletzt durch ADOLPH 
WAGNER (1892; 1893) und andere sogenannte Katheder- und Staatssoziali sten 

entwickelt wurden. Hingegen sind rational istische Gemeinwohlkonzept ionen 
zunächst westeuropäischen Ursprungs ; auf die neueren Varianten innerhalb der 
ökonomischen Theorie der Politik bzw. der Neuen Politischen Ökonomie nahmen 
deutschsprachige Autoren aber beginnend mit JOSEPH A. SCHUMPETER (1950) 
wesentlichen Einfluß. 

Verglichen mit diesen beiden Arten von Konzeptionen dogmatisieren kri t i ­
zistische Gemeinwohlkonzeptionen weder die - ansatzweise freilich auch in 

ihnen enthaltenen - aprioristischen noch die erkennenden Systemelemente, 

also weder die Wert- noch die Sachprämissen der formul i erten Urteile. Oder 
anders gesagt: Es geht in ihnen um die grundsätzlich uneingeschränkte 
Dynamisierungsmöglichkeit sowohl der gesellschaftlich-wirtschaftlichen als 
auch der geistig-psychisch-sprachlichen Prozeßelemente, die - wie bereits 
ausgeruhrt - einen fließenden Obergang zur Praxi s gest atten (vgl. ENGEL­
HARDT 1973 (c), S. 18 f.; 1978 (d), S. 46 ff.) . 

Entscheidendes Merkmal rur kritiz i stische Gemeinwohlkonzeptionen sol l aber 

noch nicht sein , daß sie - wie vorhin gesagt - im Unterschied zu sozial-
und wirtschaftspol itischen Konzeptionen an der gesamten Gesellschaft sach­
lich thematisiert sind, d.h. sich auf diese als Sachbereich beziehen. Viel­
mehr sehe ich im losen Anschluß an WEISSER (1954, S. 9 ff . ; 1978, S. 764 ff . ), 
THIEMEYER (1978, Sp. 416 ff.) und VON LOESCH (1977, S. 21 ff. , S. 199 ff.) 
als differentia speaifica solcher normativen Systeme an, daß sie der 

unmittelbaren, d.h. direkten Förderung der Gesamtgesellschaft durch Ober­
nahme "öffentlicher Aufgaben" prograTIJTiatisch verpflichtet , aber nach ihrem 
Verhalten auch tatsächlich gewidmet sind. Was dabei die Relevanz der 
prograTIJTiatischen Seite dieser normativen Festlegung betrifft, so halte ich 
es nicht rur unwichtig , daß subjektiven Stellungnahmen dieser Art die 
öffentliche Meinung eines Landes zustimmt. -

Nun haben DIECK und NAEGELE in ihrer neueren Problembestimmung wissen-
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schaftlicher Sozial politik für ältere Menschen zwar an die Teile der 
Lebenslagebestimmung WEISSERs angeknüpft, in denen dieser die Analyse ge­

sellschaftlicher Lebensbedingungen - d.h. der Umwel teinflüsse - fordert 
und entsprechende Forschungen ein leitet. Zugleich aber haben die Autoren 
nachdrücklich betont, daß sie die öffentlich vorherrschende Meinung zumin­
dest nicht als al leiniges Selektionskriterium für soziale Gefährdungen 
gelten lassen, sondern sie um die "Meinung des Sozialwissenschaftlers" er­

gänzt oder gar durch diese ersetzt sehen wollen. Sie fordern dies vor allem 
in Anbetracht vielfältiger sozialer Vorurteile; man denke zum Beispiel an 
das weitverbreitete Argument an geb l i eher "Se l bs tverschul dung" der Armut. 
Weil derartige Vorurteile auch künftig erwartet werden könnten, sei "eine 
Objektivierung der Qualität von Lebenslagen durch die Offentlichkeit nicht 
unproblematisch" (vgl. OIECK u. NAEGELE 1878, S. 24) . 

Beide Autoren haben außerdem BLUME (1974, S. 301) darin kritisiert, daß 
dieser den Begri f f der sozialen Schwäche auf alle älteren Menschen anwende. 
Eine solche "undifferenzierte Betrachtungsweise" ziele - meinen DIECK und 

NAEGELE (1978, S. 28) - an der Tatsache vorbei, daß in der Altenbevölkerung 
erhebl iche Unterschiede in den Fähigkeiten und Möglichkeiten bestehen, die 
verschiedenen sozialen Gefährdungsmomente, welche strukturell mit dem 
Prozeß des Alterns verbunden sind, abzuwehren bzw. ihr Umschlagen in 
soziale Schwäche zu verhindern. 

Meine Auffassung zu den beiden strittigen Fragen ist die folgende: 

a) Es ist zuzugeben, daß öffentliche Meinung gewiß ihre großen Unzuläng­
lichkeiten hat. Gleichwohl dürfte der Rekurs auf sie für die Gemeinwohl­
legitimierung subjektiver gesellschaftspolitischer Konzeptionen - die also 
teils in psychischen, teils in gesellschaftlichen Prozessen erfolgt -
entgegen DIECKs und NAEGELEs Auffassung in pluralistischen Gesellschaften 
kaum entbehrt werden können. 

Bei dem Prestige des Wissenschaftlerberufs, an dem nachgerade auch Sozial­
wissenschaftler partizipieren, das aber keineswegs objektiv begründet sein 
muß, könnten zumindest die ausschließliche Berufung auf sein Urteil oder 
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die Art dieses Bezugs Quellen neuen Dogmatismus sein oder - wenn man zum 
Beispiel an zentrale Strömungen der abendländischen Philosophie und Theo­
logie seit PLAToti denkt - auch eine Fortsetzung alter Praxis des Ausgangs 
von allgemeinen Werturteilen. Während KOLP (1969, S. 98) eine Dogmatisie­
rung von Wertungen zu Grundwerten auch heute für unerläßlich hält, ist 
ALBERT (1968, S. 73 ff.) der hier geteilten Ansicht, daß es grundsätzlich 
gelte, Gewißheiten und deren "Axiomatisierung" zu widerstehen (vgl. POPPER 
1957 /58). 

Meine Auffassung dürfte insbesondere dann nicht ohne weiteres von der 
Hand zu weisen sein, wenn es zumindest nach dem Selbstverständnis von 
Einzelpersonen und partieller Personengruppen zunächst einmal nur um rorde­
rungs- oder gruppenwirtschaftliche Verpflichtungen nichtstaatlicher gesell­
schaftlicher Organisationen geht. In solchen Fällen - zu denken ist zum 
Beispiel an Genossenschaften (vgl. ENGELHARDT 1979 (c)), Gewerkschaften 
oder eben auch durch freie Träger geschaffene Alteneinrichtungen - würde 
nach DIECK und NAEGELE also die Konstatierung einer gemeinwirtschaftlichen 
bzw. freigemeinnützigen Widmung der Einrichtungen im Extremfalle nur vom 
Urteil des Sozialwissenschaftlers abhängig sein, was mir problematisch 
erscheint. 

b) Ich möchte zwar einerseits DIECK und NAEGELE darin zustimmen, wenn sie 
den Begriff der sozialen Schwäche nicht auf alle Personen eines Landes zu­
gleich angewandt sehen wollen. Andererseits aber muß ich BLUME darin recht 
geben, wenn er in seinen wissenschaftlichen Oberlegungen und praktischen 
Bemühungen um soziale Gerontologie und Alterssozialpolitik grundsätzlich 

alle alten Menschen einbezieht. 

Für entschei dend halte ich in diesem ZusaIT111enhange den Umstand, daß Be­
griffe der Sozialpolitik und der Gesellschaftspolitik bzw. entsprechende 
Konzeptionen beider Politikzweige gegenwärtig offenbar zugleich bemüht 
werden sollten: Zwar sind nicht alle alten Menschen sozial schwach, wie 
BLUME meint; wohl aber ist zumindest der größte Teil von ihnen sozial 

gefahrdet. Deshalb sollten sie nach meinem Dafürhalten auch grundsätzlich 
alle in gesel lschaftspolitischen Konzeptionen Beachtung finden. 
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Allerdings geht eben auch heute - worauf schon FL0HR (1975, S. 106 f.) 
aufmerksam gemacht hat - Sozialpolitik nicht notwendigerweise in Gesell­
schaftspolitik auf. Es bestehen also unter Umständen gesonderte Aufgaben 
sozialpolitischer Art auch dann . fort, wenn Gesellschaftspolitik im heute 
höchstrooglichen Umfange konzeptionell entwicke1t und uno actu - allerdings 

schrittweise - verwirklicht sein sollte (vgl. DIECK u. NAEGELE 1978, 
s. 300). Diesen Standpunkt möchte ich hier für die Alterssozialpolitik 
nachdrücklich bejahen; er kann aber auch - um einmal den sozusagen ent­
gegengesetzten Bereich von Lebenszyklen anzusprechen - für die Jugend­
sozialpolitik geltend gemacht werden. 

4. Entwurf einer eigenen gesellschaftspolitischen Konzeption auf 

der Grundlage ausgewiesener Ziele 

Was nun meine eigene derzeitige gesellschaftspolitische Konzeption be­

trifft, so kann es sich i n diesem Teil meiner Ausruhrungen nach dem früher 
schon Gesagten hier in Abwandlung eines bekannten Dichterwortes nur darum 
handeln, "Bruchstücke" einer kleinen "Konfession" in durchaus unvollkom­
mener Präzisierung und Veranschaulichung vorzutragen. Während für wesent­
liche Ausführungen des vorigen Teils generelle Kennzeichen maßgebend sind, 
kann Gleiches f ür die folgenden Darlegungen nicht beansprucht werden, 
jedenfalls nicht Allgemeingültigkeit. In die Konzeption werde ich in der 

Hauptsache Ziele einbeziehen und einige Mittelkataloge nur am Rande er­
wähnen. Eine gewisse Rolle wird aber das Rangordnungsproblem von Zielen 
spielen, wobei nach zeitlich und systematisch geordneten Zielrangskalen zu 
unterscheiden ist. 

Begonnen sei mit einer genetisch-entwicklunsgeschichtlichen Herleitung der 
Hauptziele Wohlstand, Sicherheit, Gemeinschaft, Solidarität, Frieden, Demo­
kratie, Freiheit und Gerechtigkeit in den rur mich persönlich heute maßgeb­
lichen subjektiven Interpretationen dieser allgemeinen Ausdrücke bzw. 

Topoi. Dabei sei vorsorglich betont, daß diese Herleitungen freilich rur 
ihre Bejahung letztlich ohne entscheidende Bedeutung sind . 

Wenn ENGELS darin recht hat, "daß die Menschen vor allen Dingen zuerst 
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essen, trinken, wohnen und sich kleiden müssen, ehe sie Politik, Wis­
senschaft, Kunst, Religion usw. treiben können" (MARX u. ENGELS 1962, 
S. 335), so haben offenbar die dabei zuerst genannten ökonomischen und 
außerökonomischen Ziele der Wohlstandsförderung zwar nicht notwendiger­
weise höchstens wertenden Rang, zumindest aber zeitlichen Vorrang. Die­
se Feststellung scheint mir auch noch für die höchstentwickelten Indu­
striestaaten - zu denen die Bundesrepublik Deutschland von unter­
schiedlichen Zi?len her betrachtet sicherlich gehört - und dabei nicht 
zuletzt auch für die alten Leute möglich zu sein. Für diese Gruppe der 
alten Menschen gilt sie womöglich auch in Fällen, in denen Altenbevöl­
kerung während ihrer Berufszeit kein Mangeldasein hatte und erst in 
den späten Phasen i.hres Lebenszyklus "materie 11 e" Nöte" auftraten. 

Ein analoger Schluß läßt sich meines Erachtens auch von MASLOWs (1953, 
S. 81 ff. ) bekannten Ebenen der Bedürfnishierarchie aus ziehen, die be­
kanntlich die physiologischen Bedürfnisse, die Sicherheit, die Geborgen­
heit und Liebe, das Ansehen und die Geltung, die Selbstverwirklichung, das 
Wissen und Verstehen und schließlich die ästhetischen Bedürfnisse be­
rücksichtigen und einheitlich in Zielehierarchien und Zieleabfolgen ein­
beziehen (vgl. SCHERHORN 1975, S. 7 ff . ). Auch von diesen Charakterisie­
rungen aus läßt sich nämlich folgern, daß wichtige außerwirtschaftliche 
Bedürfnisse bzw. Ziele, wie das Streben nach !dealen der Schönheit, im 
all gemeinen erst nach den wirtschaftlichen Bedürfnissen bzw. Zielen, die 
zum Teil physiologisch bedingt sind, Befriedigung erheischen. 

Beide Schlüsse bedeuten freilich nicht, daß die ökonomischen die außer­
ökonomischen Bedürfnisse determinieren oder doch vorstrukturieren - wie 
man bei zu weitergehender Stützung auf den Historischen Materialismus an­
nehmen könnte. Nach BLOCH (1959 , S. 38 u. 44) mehren sich im Alter 
"die verständigen Ängste", aber auch "Wunsch und Vermögen, ohne gemeine 
Hast zu sein". Diese und weitere Bedürfnisse entstehen sicherlich weithin 
unabhängig von der wirtschaftlich-gesellschaftlichen Versorgungslage der 
betreffenden alten Menschen; sie sind inhaltlich weder durch Materielles 
noch durch Wirtschaftliches im engeren Sinne, d.h. durch Kosten- und 
Ertragserwägungen in Anbetracht der Knappheit von Gütern und Diensten , 



: 

- 36 -

ausreichend bestirrrnbar (anders HAUSTEIN u. MANZ 1976, S. 11 ff. u. 

s. 24 ff.). 

In der systematischen Rangskala eines Zielsystems, wie ich es hier wertend 

vertr ete , können die außerwirtschaftlichen Ziele gleichwohl - oder auch 

gerade wegen des zeitlichen Vorrangs der physiologischen und ökonomischen 

Sicherungsbedürfnisse - Priorität erhalten . Ich jedenfalls gehe hier bezogen 

auf die derzeitigen Verhältnisse der Bundesrepublik von der nachfolgenden 

Rangfolge der Hauptziele aus, wobei das höchste Ziel zuerst und das wenigst­

wichtige zule t zt genannt wird: Gerechtigkeit, Freiheit, Frieden , Demokratie, 

Solidarität, Gemeinschaft, Sicherheit, Wohlstandsmehrung. 

Bei m Woh l standsziel lassen sich im Anschluß an WEISSER (1978, S. 359 ff., 

S. 386 ff . , S. 542 ff . u . S. 692 ff.), NEUMAIIN (1975 , S. 112 ff.) und 

KLEINHENZ (1975) neben Strukturzielen - wie dem Vielgestaltigkeits- und 

Pluralitätsziel des sozialen und wirtschaftlichen Lebens - als weitere 

Subziele vor allem solche der Produktion des Wohlstands, des Produktions­

vollzugs bzw. der "Arbeitsqualität", der Verteilung des Produzierten sowie 

sei ner Verwendung im Konsl.ll1 unterscheiden. Selbstverständlich kann man aber 

auch an das in der Bundesrepublik speziell für die wirtschaftlichen Abläufe 

geschaffene "Stabilitätsgesetz" anknüpfen und neben dem wirtschaftlichen 

Wachstum als primäre Ziele de r Wirtschaftspolitik die Vollbeschäftigung, 

die Preisstabil ität und den freien Zahlungsbilanzausgleich angeben (SCHROOER 
1971, S. 138 ff.; HANSMEYER 1977). 

Diese wirts chaftlichen Ziele und die unterschiedenen Subziele des Wohl­

s t andsziels werde ich hier nicht näher ausführen. Ich beschränke mi ch jetzt 

auf knappe Erl äuterungen der acht gesellschaftlichen Hauptziele, die ich 
zuvor nannte. 

a) Beim Gerechtigkeitsziel meine ich nicht Leistungs- bzw. Marktgerechtig­

keit oder das analoge Hauptziel für die Gesellschaftsformation des Sozialismus 

Jedem nach seiner Leistung. Ich denke dabei auch nicht an die neuere Version 

von RAWLS (1975, S. 32), die darauf hinausläuft, "daß soziale und wirt­

schaftl i che Ungleichheiten, etwa verschiedener Reichtum oder verschiedene 
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Macht", dann naturrechtlich legitimiert seien, "wenn sich aus ihnen Vor­

teile für jedermann ergeben, insbesondere ·für die schwächsten Mi tglieder 
der Gesellschaft" (vgl. WATRIN 1976, S. 45-61; LIEFMANN- KEIL 1961, S. 13 ff.; 

KOLP 19TI, S. 127 ff.; LEENEN 1977, S. 58 ff. , S. 62 ff. u. S. 71 ff.). 

In Anbetracht fortdauernder Mittelknapphei ten in allen bekannten Wirtschafts­
ordnungen gehe ich auch nicht vom "Egalitätspr inzip", d. h. einer absoluten 
Gleichheit der Verteilung im Sinne des urkommunistischen Ideals, ebenso 

aber auch nicht von "Bedarfsgerechtigtkei t " aus , die sich an den individuel ­
len Bedürfnissen orientiert und auch als Maxime für die Gesellschaftsfor­
mation des Kommunismus " . .. jedem nach sei nen 8edürfnissen" bekannt ist 
(vgl. MARX u. ENGELS 1962, S. 15 ff. u. bes. S. 19; s. auch KOLP 1971, 

s. 111 ff. u. 137 ff . ). 

Vielmehr denke ich an "Startgerechtigkeit" im Sinne von Startgle;chheit. 
Sie ist nicht bereits durch Konstituierung gleicher verfassungsmäßi ger 
Grundrechte und Grundpflichten zu verwirklichen, sondern erst dann gege­
ben, wenn die Menschen eines Landes wie der Bundesrepublik Deutschland 
sowohl im Gesellschafts- wie im Wirtschaftsl eben und auf anderen Gebieten 
in ihren Aktivitäten gleiche Chancen sowohl formal als auch faktisch 
besitzen (vgl. WEISSER 1978 , S. 362 ff. u. S. 401 f.; DAHRENDORF 1961, 

s. 372 ff.). 

An diesem Ziel orientierte Gesellschaftspolitik thematisiert Verhalten 
des Staates und von gesellschaftlichen Kräften getragener freier Organi ­
sationen insbesondere gegenüber der sozialen Ungleichheit . Sie versucht -
wie es in neuerer Zeit Zllß Beispiel ZAPF (1977, S. 150 ff . ) und KROGER 
(1975, S. 247-261) für die Sozialpolitik zum Ausdruck gebracht haben 

(vgl . BOHRET et al. 1975; SOCKELS et al. 1976) - zumi ndest solche Un­

gleichhei ten zu beseitigen oder doch zu reduzieren. 

Soziale Starts, die gerecht geordnet werden sollten, gibt es keineswegs 
nur in der Jugend oder innerhalb des Erwerbslebens, sondern auch noch im 

Alter. Entsprechende Maßnahmen, wie auf dem Gebiet der Altersrenten, er­
scheinen mi r in grundsätzlicher Obereinstimmung mit DIECK und NAEGELE 
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(1978, s. 298 ff.) um so dringlicher, als es um die Wahrnehmung letzter 

Gelegenheiten geht, in früheren Phasen des Lebenszyklus erlittenes Unrecht 
zu korrigieren (vgl . NAEGELE 1978 (b), S. 82 ff.; SCHMJ!.HL 1978, S. 185 ff. ). 

b) Das gesellschaftspolitische Ziel der Freiheit, so wie ich es vertrete, 
bedeutet weder absol ute Freiheit anarchistischer Art , wonach jeder machen 
kann, was ihm beliebt, noch impliziert es l edigl ich fonnale Freiheit, etwa 
im Si nne der Gleichheit aller vor dem Gesetz nach Artikel 2 ff. des 
Grundgesetzes der Bundesrepublik. 

Gemeint sind vielmehr i n erster Linie mehr oder weniger große und differen­

zierte inhaltliche Freiheitsspielräume relativer Art auf Grund von Arbeits­
einkol11llen und Vennögenstei len, in Beschäftigungsverhältnissen und Konsum­
situationen einschließlich Freizeiten, die entweder individuell oder 
kollektiv - d.h. allein oder gemeinsam mit anderen - erreicht und auf die 
Dauer gewährlei stet werden können (DAHRENDORF 1961, S. 363-415; DAHL u. 
LINDBLOM 1967, S. 211 ff.; BöCKELS et a 1. 1976, S. 25; ENGELHARDT 1976 ( b), 

S. 545 ff.; COX 1977, S. 30 f f.; MJ!.NDLE 1978, Sp . 480 f.). 

Entgegen ei ner bekannten neueren Wahlparole oder auch einer älteren Argu­
mentation von JOHR {1948) ist so verstandene Freiheit ganz sicher kein 
Ziel , dessen Erre ichung durch "Sozialismus" ausgeschlossen werden muß, 
freilich durch ihn ebenso wie durch "Kapitalismus" ausgeschlossen werden 
kann, nicht zuletzt auch für alte Leute. 

Die neuere Alterssozialpolitik sieht deutlicher al s frühere Pol i tik dieser 
Art den Freiheitsbezug ihrer Maßnahmen, insoweit man dritte oder mittlere 
Lösungen jenseits alternativradikalistisch orientierter Konzeptionen 
erstrebt. Wenn BLUME (1976, S. 222) als moderne Altenhilfepol i t i k "die 
Unterstützung möglichst langer Unabhängigkeit und Selbständigkeit durch ein 
breit gefächertes Angebot mobiler Dienste und altersgerechter Wohnungen " 

fordert, "die durch systemati sche Planung anstelle sporadischer und punktuell 

sehr unterschied] i eher Maßnahmen durchgesetzt werden sollte" ( vgl. BEAUVOIR 
1977, S. 191 f., S. 198 u. S. 214) , so ist dies sicherl i ch nicht nur eine 

Aussage zu den Mittelkatalogen und Verfahrensweisen , sondern auch bzw. 

http:SCHMJ!.HL
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sogar in erster Linie zur "übergeordneten Zielperspektive" der Freiheit. 

c) Bei den Zielen Frieden und Demokratie, die ich hier aus Zeitgründen 
zusammen behandeln möchte, geht es einerseits um den Ausschluß "heißer", 
aber auch "kalter" Kriegssituationen . Andererseits - auch durchaus im Zu­
sarrurenhang damit - ist es um die Doppelaufgabe zu tun, die bekannte demokra­
tische Staatsfonn zu erhalten und Demokratie als gesellschaftliche Lebens­
form mehr als bisher herzustellen. 

Es ist nicht gemeint das phantastische Anliegen der Herbeiführung völlig 
konfliktfreier und hannonischer Teilordnungen, wie sie vor allem in l i tera­
rischen Gesellschaftsutopien der Vergangenheit gefordert wurde (vgl. GIERSCH 
1960; DAHRENDORF 1961, S. 85 ff.). Aber es geht keineswegs allein um di e 
bloße Legitimierung und Kontrolle von mehr oder weniger technokratisch 
geregelten Machtverteilungsmechanismen, wie sie sowohl in rationalistischen 
Gemeinwohlkonzeptionen als auch in davon abweichenden Systemen der Neuen 
Politischen ökonomie und nicht zuletzt in demokratisch-zentralistischen 
Systemen leninistischer Observanz eine Rolle spielen (vgl . ENGELHARDT 
1973 (a), S. 9 ff.). 

Vielmehr handelt es sich zentral, wenn auch nicht ausschl ießlich, um die 
Befriedigung sogenannter fundamental demokratischer Bedürfnisse , wi e sie 
nach ersten Artikulationsversuchen in den Gewerkschafts-, Genossenschafts­
und Bildungsbewegungen des vorigen Jahrhunderts sowie natürlich auch im 
Parteiwesen besonders seit MANNHEIM (1951, S. 199 ff . ; 1958, S. 52 ff.} 
diskutiert werden (vgl. BEHRENDT 1965, S. 520 ff.). Für sie ist kennzeich­
nend, daß selbst unter heutigen gesel l schaftlichen und ökonomischen Bedin­
gungen von der Möglichkeit initiierender Gruppierungen sozial schwacher 
oder sozi a 1 gefährdeter Bevölkerungsgruppen ausgegangen wird, die "von 
unten" - der "Basis" - her entwickelt werden. Solche Bewegungen können 
durchaus in der Lage sein , in sogenannter Ex-ante-Politik Maßnahmen staat­
licher Organisationen vorwegzunehmen oder auch den Staat dauerhaft von 

eigenem Tun zu entlasten, etwa im Sinne des "Subsidiaritätsprinzips" 
(vgl. NELL-BREUNING 1957, S. 219 ff.; BIERVERT et al . 1977, S. 205 ff.; 

ENGELHARDT 1968, S. 734 ff.; 1979) . 
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Auf die sozi a 1 schwachen oder gefährdeten alten Menschen bezogen bedeutet 

das Ziel der Demokratie als gesellschaftlicher Lebensfonn zum Beispiel, daß 

es zu den Aufgaben des Staates, aber auch anderer Träger der Gesellschafts­

politik gehören sollte, Voraussetzungen für die Selbstorganisation von Alten­

gruppen zu schaffen oder bereits bestehende Bedingungen zu verbessern . Ich 

denke, daß OLSON (1968, S . 163 f.) jedenfalls nicht für inJTier in seiner 

These recht behalten muß, die Friedensuchenden und die Konsumenten - darunter 

nicht zuletzt alte Menschen - gehörten auf ewig zu den "vergessenen 

Gruppen", "die schweigend leiden" . 

d) Auch das Ziel der Solidarität möchte ich hier zusanJTien mit einem anderen, 

nämlich dem Streben nach Gemeinschaft - im Sinne der Bejahung von Bindungen 

zwischen Personen um ihrer selbst willen (vgl. WEISSER 1968, S. 67 ff.; 

s. 410 ff . ) - behandeln, obwohl beide Ziele regelmäßg Unterschiedliches 

akzentuieren bzw. voneinander abweichende Intensitäten gleichartiger Be­

strebungen betreffen. Dabei konzentriere ich mich auf die Interpretation 

von Solidarität, die sowohl in neueren ProgralTlllen der SPD wie der CDU als 

Ziel eine wichtige Rolle spielt, wenn auch wohl in unterschiedlicher Deutung 

und Gewichtung. 

Solidarität ist entgegen OLSONs und anderer Neuer Po 1 i ti scher Okonomen­

Auffassung nach meiner Interpretation und Bewertung etwas anderes als ein 

rein individualistischer Anreiz. Sie kann sicherlich als Werkzeug blinder 

"Indoktrination" genutzt werden, wie beispielsweise BOETTCHER (1974, 

S. 123 ff.) ausgeführt hat . Mindestens seit den hochmittelalterlichen 

Gilden und den neuzeitlichen Genossenschaften und Gewerkschaften westeuro­

päischer Prägung ist von Solidarität indessen auch in völlig anderem Sinne 
die Rede. 

Nicht zuletzt deshalb sei Solidarität hier in Anlehnung an McCLELLAND 

(1966, S. 198 f.) als ein Ziel verstanden und bejaht, das im Sinne eines 

allgemeinen "lncentive" sowohl die Werthaltung eines altruistisch einge­

schränkten Individualismus - 1-lie sie POPPER (1957/58 , s. 143 ff.) im Anschluß 

an JOHN STUART MILL (1806- 1873) skizziert hat - als auch diejenige eines im­

me rhin die Seibständigkeit der Person anerkennenden Kollektivismus fördern 
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kann. Beide Male, d.h. sowohl im Falle des begrenzten Individualismus als 
auch im Falle des begrenzten Kollektivismus, wird durch freiwillige Selbst­
beschränkungen und Bindungen von Personen an andere Personengesellschaft­
lichen Isolierungstendenzen entgegengewirkt (vgl. ENGELHARDT 1974, S. 499; 
1978 {b), Sp. 488 u. 496 ff.; BRENTANO 1979, S. 133 ff., 326 ff.). 

Ich gehe davon aus, daß diesem Ziel bei der in Industriegesells_chaften zu­
nehmenden Isolierung vieler alter Menschen - darunter auch wohlhabender -
große Bedeutung zukommt. Und lassen Sie mich hinzufügen: Speziell in markt­
wirtschaftlichen Ordnungen dürfte es· zunehmend relevant werden, da in ihnen 
die gesellschaftliche Isolierung nicht selten ein großes "Nebenprodukt" oder 
ein besonders hoher "Preis" ökonomischer Konsolidierung sein dürfte 
(vgl. LIEFMANN-KEIL 1972, S. 24 ff.; WIDMAIER 1976, S. 167 ff.; ENGELHARDT 
1978 (a), S. 54). Hingegen scheint Einsamkeit von Alten in kolllTiunisti­
schen Ländern bisher ein weniger großes Problem zu sein, da auch sie noch 
direkt oder indirekt für "die Produktion" benötigt werden. Anders verhält es 
sich hier allerdings vielfach mit solchen alten Menschen, deren Angehörige 
vertrieben oder geflüchtet sind (vgl. BEAUVOIR 1977, S. 483 u. S. 489). 

In der Bundesrepublik Deutschland wird das Problem der Isolierung alter 
Menschen von den Parteien inzwischen zunehmend erkannt. So heißt es zum 

Beispiel in dem SPD-Papier von 1977 über "Theorie und Grundwerte in einer 
gefährdeten Welt": "Aktive Altenhilfe, praktische Dienstleistungen und 
Gesel ligkeitsangebote sind soziale Aufgaben geworden. Sie müssen darauf ge­
richtet sein, den alten Menschen, auch den Pflegebedürftigen, ein als sinn­
voll e~fundenes Leben in der Gemeinschaft zu ennöglichen" (vgl. BADURA u. 
GROSS 1976, S. 279 ff.). 

e) Das gesellschaftspolitische Ziel der Sicherheit, dem ich mich nun zu­
wende, kann nach DAHL und LINDBLOM (1967, S. 230 f.) gewissermaßen als die 
"andere Seite" der Freiheit aufgefaßt werden, denn: "Ein freier Mensch ist 
sicher und ein sicherer Mensch ist frei." Gleichwohl sti!llTie ich den Autoren 
darin zu, wenn sie dennoch Sicherheit neben Freiheit als gesondertes Haupt­
ziel der Gesellschaftspolitik deklarieren und überdies nicht nur zur Frei ­
heit, sondem auch zum Wohlstandsanliegen hin Zielbeziehungen aufdecken. Nach 
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NIEHAUS (1957, s. 209) ist das Streben nach Freiheit die offensive, das 

Streben nach Sicherheit die defensive Fonn der Selbstbehauptung, "und beide 

pflegen stets nach der besonderen Lebenslage abzuwechseln". 

Analog zur Unterscheidung alleiniger oder kollEktiver Freiheit, von der 

vorhin die Rede war, gibt es individuelle und soziale Sicherungsmöglich­

keiten der Menschen, wobei beide Sicherungsarten sowohl durch irrmaterielle 

als auch durch materielle - d.h. wirtschaftliche - Maßnahmen erreicht 

werden können. Zu den immateriellen Maßnahmen bwz. Mitteln, die in der 

Diskussion bisher nicht selten vernachlässigt wurden, lassen sich rechtli­

che Schutzmaßnahmen und politische Aktionen vieler Art zählen. Aber auch 

ein Leitbild kann bereits zur Stabilisierung einer Person - in diesem Falle 

durch "Innenstabilisierung" - beitragen, wie zum Beispiel KAUFMANN (1970, 

s. 250 ff. u. s. 306) und BRAUN ( 1972, S. 12 f.) gezeigt haben ( vgl. 

ENGELHARDT 1977, S. 203 ff.). 

Die Lage der älteren Menschen ist von dem letztgenannten Autor vor einigen 

Jahren nicht zu Unrecht als "gesellschaftliches Unsicherheitsfeld" be­

zeichnet worden (vgl. BRAUN 1972, S. 80 ff . ). Neben ökonomischen Voraus­

setzungen für mehr soziale Sicherheit fehlen heute auch und vielleicht im 

besonderen Umfange solche sinnvollen Lebensinhalte rur ältere Personen, 

die - unbeschadet ihrer Unabhängigkeit - den Bedingungen einer fortge­

schrittenen Indus tri egese 11 schaft Rechnung tragen. Gerade aber solche Jn­

ha l te könnten entscheidend zur Innenstabilisierung in den schwierigen 

späten Abschnitten des Lebenszyklus beitragen. Hier liegt meines Erachtens 

eine weithin ungelöste Kernfrage zunächst einmal auch der wi ssenschaft-

1 i chen Sozialpolitik, die zu ihrer Lösung stärkeren Kontakt zur Psychologie 

und vor allem zur Anthropologie benötigte, als sie ihn derzeitig hat und 

pflegt (vgl. WEISSER 1956 (a); KLEINHENZ 1970, S. 72 ff . u. S. 95 ff.). 

f) Schließlich sei das gesellschaftspolitische Ziel des Wohlstands bzw. 

der Wohl standsmehrung der Gesamtbevölkerung und darin der alten Menschen 

genannt. Diesem Ziel kommt selbstverständlich auch heute in einer sogenannten 

Wohlstandsgesellschaft Relevanz zu, freilich weniger was den individuellen als 
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was den gesellschaftlichen Wohlstand betrifft, der durch den Grad der Be­
friedigung vorhandener Kollektivbedürfnisse bestimnt werden kann 
(vgl. MJINDLE 1978, Sp. 479 f.; GALBRAITH 1959; ARNDT u. SWATEK 1971). 

In einem lande ist nach meiner Bewertung nur dann ein hohes Maß an Wohl­
stand realisiert, wenn sowohl der wirtschaftlich-individuelle als auch der 

gesellschaftliche Wohlstand - demonstrierbar zum Beispiel an der Anzahl 
und Leistungsfähigkeit von Altentages- und -pflegeheimen - gefördert wird. 
Ich möchte aber bezweifeln, ob dies in der Bundesrepublik Deutschland be­
reits im hinreichenden Umfange der Fall ist. Analoges dürfte auf dem Gebiet 
der Altenpolitik im Unterschied zur Jugendp.olitik auch für die DDR gelten. 

Auf die früher genannten Subziele der Wohlstandsmehrung - die Produktion des 
Wohlstands, den Produktionsvollzug, die Verteilung und die Verwendung 
desselben betreffend - möchte ich hier nicht erläuternd eingehen, weil dies 
auch Rückbezüge auf die anderen genannten Hauptziele und außerdem die 
Analyse von Ziel-Mittel-Beziehungen, einschliealich Zielkonflikten, erfor· 
derlich machen würde (vgl. DAHL u. LINDBLOM 1953; GIERS.CH 1960; MllNDLE 1978, 
Sp . 484 ff.). 

Hingewiesen sei aber darauf, daß die bundesdeutschen Parteien inzwischen 
auf die Befürwortung zentraler Mittel der Wohlstandsmehrung zugunsten der 
Altenbevölkerung einzuschwenken scheinen. So heißt es in dem schon zitierten 
SPD-Papier: "Für alle älteren Mitbürger ist eine über den heutigen Sätzen 
der Sozialhilfe liegende Grundrente zu schaffen . " Und im Mannheimer Grund­
satzprogramn der CDU wurde unter anderen folgender Satz beschlossen: "Eine 
Gesellschaft ist nur dann human, wenn sie allen älteren Mitbürgern ein 
gesichertes und sinnerfulltes leben in einem der Menschenwürde entsprechen­
den Rahmen ermöglicht" (1978, S. 28; 1978, Pkt. 103, Abs. 1, Satz 2). 

Ein hoher Wohlstand ist nun zweifellos einer der Voraussetzungen dafur, daß 
einige der skizzierten gesellschaftspolitischen Ziele verwirklicht werden 
können. Freilich ist er nur eine Bedi_ngung für außerwirtschaftliche Ziele­
verwirklichung und in vielen Fällen sicherlich nicht der wichtigste. 

http:GIERS.CH
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"Woh 1 stand" wird demgemäß hier nicht a 1 s ökonomischer Se 1 bstzweck ver­

standen (vgl. WEISSER 1978, S. 552 ff. u. S. 573 ff.; ENGELHARDT 1976 (a), 

s. 13-17 u. s. 61-65), sondern einerseits als Ziel unter Zielen innerhalb 

einer Rangfolge und andererseits als e i ne Voraussetzung zur Verwirklichung 

dessen, was man sich seit PIGOU (1952, S. 10- 22) als "Welfare" bzw. 

"Woh 1 fahrt" oder a 1 s "Qual i ty of L ife" bzw. "Lebens9ua l i t ät" und zum Teil 

auch als "sozialökonomisches Optimum" zu bezeichnen angewöhnt hat 

(vgl. GIERSCH 1960; THIEMEYER 1963, S. 131 ff.; 1964, S. 26 ff.; 

HOPPE 1976, S . 145 ff.; MIINDLE 1978, Sp. 485; MöLLER 1978, S. 553 ff.). 

Es ist mir bei besonderer Beachtung der heutigen Probleme alter Menschen 

von meinem persönlichen Standpunkt aus wichtig, unter den Gegebenheiten i n 

der Bundesrepublik Deutschland eine gleichzeitige, wenn auch - in Anbetracht 

der Rangunterschiede - nicht gleichgewichtige Realisierung aller acht 

gesellschaftlichen Ziele anzustreben, so schwer die Erreichung dieses 

komplexen Anliegens, zum Beispiel aus Operationalisierungs- und Konflikt­

gründen, auch sein mag. 

Ich trete dafür ein, bei der Realisierung dieses Anliegens - das in analoger 

Weise ja auch auf benachbarten Gebieten vertreten wird, zum Beispiel im Zu­

sammenhang der Einführung von Sozialindikatoren durch UNO- und OECD-Organi­

sati onen (vgl. NOHLEN u . NUSCHELER 1974, S. 23 ff.; KRUPP u. ZAPF 1977 , 
S. 119 ff.) -, voranzukorrmen. Dies dürfte freilich nur in kleinen Schritten 

möglich sein und nicht, ohne sowohl die genannten Hauptziele als auch die 

hier gegenüber diesen Zielprämissen bewußt ungenannt gebliebenen Sach­

prämissen über die gesellschaftlichen und sonstigen Bedingungen der Ziel­

verwirklichung laufend wieder zu dynamisieren, d.h. sie in Frage zu stellen 

oder ihre Oberprüfung doch zuzulassen. 

Damit bin ich im wesentlichen am Ende meiner Ausführungen. Einige Schlußbe­

merkungen seien aber noch angefügt, und zwar einerseits über die Nützlich­

keit von Hilfszielen für gesellschaftspolitische Konzeptionen, wie die hier 

vorgeführten, und andererseits zur Problematik der Vielgestaltigkeit und 

Subsidiarität angebotener Mittel. Ich schließe mich dabei eng an die Aus­

führungen von NEUMANN und NAEGELE an. 
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NEUMANN hat darauf aufmerksam gemacht, daß im Falle der Gleichrangigkeit 
von Zielen unter Umständen Hilfsziele angebracht seien, zu deren Charakte­
ristiken es gehöre, daß sie am ·Rande des jeweiligen Zielsystems stünden und 
aus den Hauptzielen oder auch Subzielen nicht abgeleitet werden könnten. 

Nun h~be ich zwar vorhin die genannten acht gesellschaftspolitischen Ziele 
im Sinne einer Rangfolge genannt, wie sie für mich im Augenblick maßgeblich 

ist . Gleichwohl möchte ich im Hinblick auf die besondere Lebenslage sozial 
schwacher oder gefährdeter alter Menschen aber doch die folgende Regel als 
ein Hilfsziel nachschieben, und zwar im Anschl uß an DROGE (1979, 
s. 107 ff.). 

Die Regel bzw. das Hilfsziel lautet: Begünstige bei Gleichrangigkeit kon­
kurrierender Ziele diejenige Lösung, die 

1. sich am günstigsten auf die Lebenslage sozial schwacher und gefährdeter 
Gruppen auswirkt; 

2. die ·geeignet ist, soziale Risiken zu besei tigen oder zu mildern; 
3. die das Entstehen von neuen sozialen Randgr uppen vermeidet, bei uns 

künftig etwa "Al tersghettos" ausländischer Arbeitnehmer; 
4. die geeignet ist, Anpassungszwänge, Disziplinierungen und Diskrimi­

nierungen zu beseitigen oder zu mildern, und 
5. die zu einer Stärkung der Organisationsmacht unterrepräsentierter 

Gruppen in der Gesellschaft führt . 

Was die "Subsidiarität" im Angebot von Mitteln bzw. Maßnahmen der Alters­
sozialpol itik betrifft, so gebe ich im Anschl uß an WEISSER (1978, S. 705 ff.) 
dem elastischeren Grundsatz der "gebildereichen Wirtschaft" in Zusammenhang 
mit den Wahlfrei heitsprinzipien und den zwei Rangordnungsgrundsätzen des 
Autors letztlich den Vorzug gegenüber dem strengeren Subsidiaritätsprinzip, 
das vorhin bereits einmal erwähnt wurde. Dieser Grundsatz der gebildereichen 
Wirtschaft, der als Vielgestaltigkeits- bzw. Pluralitätsziel ebenfalls 

bereits genannt wurde, gehört zu den früher unterschiedenen Strukturzielen 
(vgl. BITTERMANN 1979, S. 115; LOESCH 1977, S. 137 f. ) . 

Maßgebend für meine Präferenz dieses Strukturziels gegenüber dem Prinzip der 

Subsidiarität - das übrigens durch das neue Grundsatzprogramm der CDU be-
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stätigt wurde (1978, Pkt. 17, Abs . 1 u. 3) - ist für mich, daß es in der 

Vergangenheit bei strenger Handhabung der Subsidiari tät in der sozialen 
Praxis offenbar er hebl iche Schwierigkeiten gab . NAEGELE (1978 (a), S. 18) 
sieht es geradezu als eine Auswirkung der Dominanz subsidiärer Hilfen in 
der t raditi onellen Al tenhilfepolitik an , "daß die spezifischen Schwäche­
lagen dieser Gesellschaftsgruppen l ange Zeit unentdeckt geblieben sind". 

Seine daran anschließende Wertung, die ich mir voll zu eigen mache, lautet: 
"Die Fülle und Vielgestaltigkeit sozialer Aufgaben erfordern ein Ineinander­
greifen von staatlichen Maßnahmen und Initiativen, die von Einzelnen und 
von Gruppen getragen werden. Damit erhält der Einzelne die Freiheit, sich 
als Persönlichkeit eigener Prägung in die Gemeinschaft einzufugen, und 

die Fähigkeiten, sich in ihr zu behaupten." 

5. Zusammenfassende Darstellung der vertretenen Ziele 

a) An Gerechtigkeit ori entierte Gesellschaftspolitik thematisiert Verhal ­
ten des Staates und anderer Träger insbesondere gegenüber der sozialen Un­
gleichheit . Soziale "Starts", die nach der persönlichen Auffassung des Re­
ferenten gerecht geordnet werden sollten, gibt es auch noch im Alter: Man 

kann zum Bei spie 1 an eine entsprechende Gestaltung der Altersrenten denken. 

b) Das gesellschaftspolitische Ziel der Freiheit kann in der Altenhilfe­
politik zum Beispiel in der Weise berücksichtigt werden, daß eine mög­

lichst lange häusliche Unabhängigkeit durch ein breit gefächertes Ange­
bot mobiler Dienste und altersadäquater Wohnungen gewährleistet wird. 

c) Auf die gesellschaftspolitischen Ziele Frieden und Demokratie bezogen 
läßt sich von den subjektiven Wertungen des Vertragenden her sagen, daß 
die Friedensuchenden und die Konsumenten - darunter nicht zuletzt alte 

Menschen - entgegen herrschender Meinung nicht auf ewig zu den "vergessenen 
Gruppen" gehören müssen. Das Ziel der Demokratie als gesellschaftlicher 

Lebens form imp 1 i ziert, daß es zu den Aufgaben des Staates, aber auch anderer 
Träger der Gesellschaftspolitik gehören sollte, entweder Voraussetzungen 
für die Se l bstorgani sati on von Altersgruppen zu schaffen oder bereits be­
stehende Bedingungen zu verbessern . 
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d) Dem Ziel der Solidarität und ebenso dem Streben nach Gemeinschaft kommt 
bei der gesellschaftlichen Isolierung vieler alter Menschen beträchtliche 
Bedeutung zu. Dies dürfte speziell rur marktwirtschaftliche Ordnungen 

gelten, während Einsamkeit von Alten in konrnunistischen Ländern ein weniger 
großes Problem zu sein scheint; es sei denn, ihre Angehörigen sind ver­
trieben oder geflüchtet. 

e) Unter Aspekten des gesellschaftspolitischen Ziels der Sicherheit kann 
gesagt werden, daß neben öko_nomi sehen Voraussetzungen für mehr soziale 
Sicherhei t heute auch und vielleicht besonders sinnvolle Lebensinhalte für 
ältere Menschen fehlen. Gerade sie aber könnten entscheidend zur Innen­
stabi l i sierung in den schwierigen späten Abschnitten des Lebenszyklus 
beitragen . 

f) Auch dem gesellschaftspolitischen Ziel der Wohlstandsmehrung konrnt in 
unserer "Wohl standsgese 11 Schaft" noch Bedeutung zu, frei lieh weniger was 
den individuellen als was den gesellschaftlichen Wohlstand betrifft. In 
einem lande herrscht - immer nach der persönlichen Auffassung des Referenten 
geurteilt, rur die allgemeine Geltung nicht in Anspruch genommen werden 
kann - nur dann ein hohes Maß an Wohlstand, wenn sowohl der wirtschaftlich­
individuelle als auch der gesellschaftliche Wohlstand, letzterer zum 

Beispiel an der Anzahl und Leistungsfähigkeit von Altentages- und Alten­
pflegeheimen demonstriert, gerdrdert wird. 
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Aspekte einer Gesellschaftspolitik für altere Menschen 

(Gerontologisches Grundsatzreferat) 

von Hans Thomae (Bonn) 

1. Altern - biologisches oder soziales Schicksal? 

In einer Publikati on des Bundesministers f"ur Jugend, Familie und Gesundheit 
zum Thema "Gesundheit im Alter" aus dem Jahr 1968 wurde u.a. die These 
vertreten, daß Altern heute primär soziales und nicht biologisches Schicksal 
sei (THOMAE 1968 (b)) . Von einigen Vertretern der Biologie des Alterns wurde 
diese Feststellung als Oberbetonung eines sozialwissenschaftl ichen Stand­
punktes gewertet, doch mehren sich die Stimmen, welche sie als eine Zusammen­
fassung der Ergebnisse gerontologischer Forschung in den letzten beiden 
Dekaden ansehen (SCHÄFER 1978). 

Resultat einer sozialen, in diesem Fall technisch-ökonomischen Entwicklung 
(ei nschließlich entscheidender medizinischer Fortschritte) ist die um 
100 Prozent verlängerte Lebenserwartung seit 1890. Auch die Daten der Ver­
einten Nationen Uber die Lebenserwartung in mehr und weniger entwickelten 
Ländern zeigen den Einfluß sozialer, politischer und ökonomischer Entwick­
lung auf die biologische sehr deutlich (BEATTIE 1978). Die mittlere Lebens­
erwartung in den mehr entwickelten Ländern nimmt danach von 1970 bis zum 
Jahr 2000 von 70 auf 73 Jahre zu , in den weniger entwickelten Ländern da­
gegen von 49,6 auf 65,3 Jahre. Die wesentlich stärkere Zunahme der Lebens­
erwartung in den weniger entwickelten Ländern ist Ergebnis einer inter­
nationalen Kooperation, die die ökonomische und soziale Entwicklung und 
damit auch die medizinische Versorgung in vielen Ländern Afrikas, Asiens 
und Südamerikas so stark verbesserte, daß die Säuglings- und Kindersterb­
lichkeit stark gesenkt und auch die Oberlebenschancen der 60jährigen an­
wuchsen. 

Dort, wo die medizinische Entwicklung schon fortgeschritten ist, konzentriert 
sich die Problematik der Gesundheitsvorsorge auf die Gruppe der Hauptkiller 
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unter den Krankheiten, Herz-Kreislauf, Nieren, Krebs. Nach HAYFLICK (1977) 

könnte die Lebenser.1artung des 65jährigen um 10 bis 12 Jahre vermehrt 
werden, wenn es möglich wäre, diese Krankheitsformen zu kontrollieren. Daß 
auch dies ein soziales Problem ist, wurde wohl jedem deutlich, der die 
Zahlen der Männer und Frauen verfolgte, die von der Vorsorgeuntersuchung 
Gebrauch machten, und zwar schon vor Hackethals Auftritt in der Fernseh­
sendung "3 nach 9". 

Auch die rein biologischen Methoden der Lebensverlängerung implizieren im 
übrigen schwer.1iegende sozialpsychologische Probleme, nämlich die Bereit­
schaft zur drastischen Kalorienreduktion oder die Bereitschaft und auch 
M"öglichkeit zur Temperatursenkung. Dies ist auch der Grund, weshalb alle 
ernsthaften Vertreter der experimentellen Gerontologie und der Geriatrie 
eine wesentl'iche Lebensverlängerung in absehbarer Zeit für sehr unwahr­
scheinlich halten. 

Aufgrund einer Umfrage bei allen namhaften Experten der biologischen Alterns­
forschung, die Mitglieder der Gerontological Society sind, kam 

NEUGARTEN (1975) zu der Feststellung, daß mit Ausnahme von COMFORT (1969) 
und STREHLER (1970) die überwältigende Mehrheit der befragten Experten eine 
wesentliche Veränderung der Lebenserwartung in den westlichen Ländern nicht 
für möglich hielt. Aufgrund der zusarmiengefaßten Angaben kalkul ierte sie 
eine durchschnittliche Zunahme der Lebenser.1artung für die USA 1970 bis 
2000 um rünf Jahre. Eine Frau, die im Jahre 1976 65 Jahre alt war, konnte 
nach diesen Berechnungen 81,5 Jahre alt werden; eine Frau, die im Jahre 2000 
65 Jahre alt wird, dagegen 86 Jahre. Bei den Männern würde sich die Lebens­
er.1artung des 65jährigen von 78 Jahren (1970) auf 81 ,5 Jahre (2000) erhöhen. 
Eine Zunahme der Lebenser.1artung um 20 bis 25 Jahre wurde dagegen von fast 
allen als eine Utopie angesehen. SCHAFER (1978) verweist im übrigen auf die 

von ihm auf "Konsum-Mißbrauch" zurückgeführte abnehmende Lebenser.1artung der 
Männer in der Bundesrepublik seit 1952. 
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2. Oberforderung der Gesellschaft durch das Alter? 

Die geringen Chancen rur eine Ausdehnung der menschlichen Lebensspanne sind 
sicherlich in v.ieler Hinsicht bedauerlich, wenn man auch sagen kann, daß 

unsere Gesellschaft wahrscheinlich durch eine wesentliche Verlängerung der 
Lebensdauer überfordert wäre. Schon bei einer sehr konservativen, d.h. an 

einem Nullzuwachs der Lebensen-iartung orientierten Einschätzung der jetzigen 
und künftigen Altersstruktur der Bevölkerung ergaben sich für viele Experten 
sehr ungünstige Perspektiven. Noch relativ sachlich ist eine Schlußfolgerung, 
wie sie von PAUL (1978) formuliert wurde: "Mit der Zunahme der Anzahl der 
älteren Bürger bis zum Ende der 70er Jahre auf über 16 Prozent der Bevölke­
rung der Bundesrepubl ik Deutschland läßt sich auch der Kostenanstieg der 
gesundheitlichen Versorgung teilweise erklären." 

Als ernste Gefahr wurde dagegen die geringe Geburtenrate bei steigender 
Lebensen-iartung der älteren Mitbürger durch das Münchner Ifo-Institut für 
Wirtschaftsforschung laut "Welt am Sonntag", November 1978, bezeichnet. 

Die "Welt am Sonntag" kOfllllentierte: "Wer diese Grafik über den Altersaufbau 
der deutschen Bevöl~erung sieht, der erkennt, warum die jungen Arbeitnehmer 
von heute so wenig Chancen haben, im Alter genauso gut versorgt zu sein wie 
die Rentner von heute." 

Die Einsteltung der Jugend zum Alter wird durch derartige Prognosen nicht 
gerade günstig beeinflußt, mag auch die Zielrichtung, nämlich eine Beein­
flussung der niedrigen Geburtenrate, durchaus richtig sein. Kolllllentare 
wie diese sind jedenfalls ein Zeichen, daß unsere Gesellschaft mit einem 
noch größeren Anteil an Alten nicht gerade gut fertig würde. 

Dies wurde auch in einer Vorausberechnung der ökonomischen Folgen der 
Altersverschiebung in Frankreich durch LAMBERT (1978) deutlich, der dabei die 

zu en-iartenden Pflegekosten gleich für alle über 65jährigen in Anschlag 

brachte . Die Tatsache, daß nur zwischen drei bis sechs der über 65jährigen 
Mitbürger in Einrichtungen der "geschlossenen Altenhilfe" leben (i n der 
Bundesrepublik drei Prozent}, wurde bei dieser Expertise eines angesehenen 
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Sozialökonomen ebensowenig berücksichtigt wie die geringe Bereitschaft 

älterer Mitbürger, in eine derartige Einrichtung zu gehen (vgl. SCHMITZ­
SCHERZER et al. 1974) . Darüber hinaus ist festzustellen, daß nur ein 

äußerst kleiner Teil der "institutionalisierten" älteren Mitbürger zu dem 
Kreis der Pflegebedürftigen gehört, deren Betreuung in besonderem Maße zu den 
hohen Unkosten beiträgt, die bei derartigen Einschätzungen der Folgen der 
Altersverschiebung kalkuliert werden. Sicher wird man bei der Einschätzung 
der künftigen Entwicklung und der Formulierung einer Gesellschaftspolitik für 

die ältere Generation diese finanziellen Mehrbelastungen mitberücksichti­
gen müssen. Wenn aber selbst ein so hervorragender Ökonom wie LAMBERT diese 
Kalkulation von falschen Voraussetzungen aus vornimmt, nämlich der Annahme 
einer Deckungsgleichheit der Begriffe "Alter" und "Pflegebedürftigkeft", 
dann zeigt dies, wie schwer unsere Gesellschaft schon jetzt mit dem Alters­
problem zurecht kommt und wie unlösbar die Fragen würden, träfen wirklich die 
Prophezeiungen jener zu, die schon für die Jahrtausendwende ein Durch­
schnittsalter von 100 bis 120 Jahre vorhersagen. 

Im übrigen gewinnt man aus den Reden mancher unserer Kommunal-, Landes- und 
Bundespolitiker oft den Eindruck, daß sie bei dem Wort "Alter" nur an die 
Unsummen von Sofort- und Folgekosten für die Schaffung von Alten- und 
Pflegeheimplätzen denken. Auch im Gespräch mit Journalisten gelang es uns 
oft kaum, sie von der Tatsache zu überzeugen, daß nur knapp drei Prozent 
der über 65jährigen in Heimen leben und in Pflegeheimen ein verschwindend 
geringer Prozentsatz. 

Ein weiteres Gebiet, bei dem sich die Unfähigkeit unserer Gesellschaft 
zeigt, mit dem Altenproblem fertig zu werden, bezieht sich auf den "älteren 
Arbeitnehmer", einer Personengruppe, die je nach Berufssparte bei 40, 45 
oder 55 Jahren beginnt und die man je nach Konjunkturlage aus dem Arbeits­
prozeß hinauswerfen möchte oder wieder zurückholt. Dabei orientiert sich 
die Beurteilung seiner Qualitäten ebenfalls an der Arbeitsmarktlage. 

Einmal wird der ältere Arbeitnehmer wegen seiner Erfahrung und Zuverlässig­
keit gelobt, das andere Mal wegen seiner mangelnden Umstellungsfähigkeit 
oder Belastbarkeit diskriminiert. Heute wird es geradezu als eine moralische 
Pflicht gegenüber den jungen Arbeitslosen hingestellt, die Altersgrenze noch 
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weiter zu senken, obwohl schon jetzt die Renten kaum noch finanzierbar 

sind (HAHN 1978). 

Vom gerontologischen Standpunkt aus wäre eine Herabsetzung der Wochen- , auch 
Jahresarbeitszeit und ein gleitender Obergang in den Ruhestand (mit halbtä­
giger oder halbjährlicher Arbeitszeit) zu empfehlen. Dies ergibt sich jeden­

falls als zwingende Schlußfolgerung aus den oft zitierten Untersuchungen 

von SCHÄFER und BLOHMKE (1972) über den Zusarrmenhang von psychosozialem Streß 
und dem Einsetzen von Herz-Kreislauf-Erkrankungen. Die Hauptrisiken beginnen 

hier schon vor dem 40. Lebensjahr. 

Es ist kaum als Zeichen einer humanen Arbeits- und Sozialpolitik anzusehen, 
den Arbeitnehmer in der Lebensmitte so zu belasten, daß er dann mit 55 oder 
60 Jahren als Frühinvalide ausscheiden muß. Aus all diesen Gründen empfahlen 
die Teilnehmer einer internationalen Expertenkonferenz zum Problem "Alter 
und Politik" (Institut de la Vie 1977) die Ersetzung des kalendarischen 
Alters als eines Kriteriums für die Aufgabe der Berufstätigkeit durch andere 

Kriterien. 

Die Unfähigkeit unserer Gesellschaft, mit dem Alter zurecht zu korranen, zeigt 
sich auch in den - trotz einiger hoffnungsvoller Ansätze - noch irrmer ge­
ringen Anstrengungen zu einer Vorbereitung auf das Alter und der zunehmenden 
Beseitigung der ökologischen Voraussetzungen für einen zufriedenstellenden 
Ruhestand. Die Einstellung der Gesellschaft zum Alter wurde durch 
RENt SCHUBERT (1973) in einer auch heute noch gültigen Weise charakterisiert: 

"Wenn wir die Gleichung aufstellen, das Alter des Menschen ist gleich der 
Zahl seiner Jahre, so haben wir eine physikalische Zeitgleichung vor uns. 
Solange wir sie als solche betrachten und einschätzen, so lange tun wir 
nichts Unrechtes. Aber es bleibt nicht dabei. Der Zahlenwert des Alters 
wird von uns sofort zu einem Wertindex umgedacht und führt zu großen Irr­
tümern, wenn wir diese Zahl je nach ihrer Größenordnung umsetzen in 
jung - elastisch •.. , gealtert oder alt und damit eben unbrauchbar." 
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J. Das Altersbild der Gesellschaft und das wissenschaftliche Bild 

vom Alter 

Der Direktor des National Institute of Gerontology in USA, Prof. BUTLER, 
hat von der Erscheinung des "Ageism" gesprochen, der ähnlich wie der 

"Rassismus" eine große Gruppe von Menschen einfach wegen eines äußeren 
Merkmals, in diesem Falle des Lebensalters, diskriminiere und desintegriere. 

Vor neun Jahren wurde eine rur die Bundesrepublik repräsentative Erhebung 
über die Vorstellungen altersspezifischer Rollen durchgeführt (SCHNEIDER 1970). 
Die Rollen, welche man allen Altersklassen jenseits von 50 Jahren zuschrieb, 

waren durch Passivität, Apathie und Inkompetenz gekennzeichnet. Wenn auch 
von manchen "opinion leaders" wie Wissenschaft l ern, Ärzten, Betriebsleitern 

und Journalisten hier und da vereinzelte Breschen in eine breite Front alters­
feindlicher Einstellungen geschlagen wurden, so zeigen sich doch in vielen 

Studien auch der Mitte der 70er Jahre für die Allgemeinheit die gleiche 
Tendenz in der Beurteilung Älterer wie in der Dissertation von SCHNEIDER. 

Ober die Vorste 11 ungen, die verschiedene Bevölkerungsgruppen über ältere 
Menschen haben, sind wir durch Untersuchungen aus den verschiedensten Ländern 
sehr gut orientiert. Sie stimmen im wesentlichen in der negativen Tönung des 
Altersstereotyps überein. Nachlassen von Fähigkeiten, Starrheit des Wesens, 
geistige Rückständigkeit, das sind Eigenschaften, welche die viel berufene 
öffentliche Meinung dem Alter zuschreibt. Man fand mehr negative Charakte­
risierungen des Alters bei Jüngeren al s bei Älteren, mehr bei Frauen als 
bei Männern, mehr negative bei niederem sozialem Status als bei höherem, 
weniger negative Altersbilder bei Personen, die mit ihren Großeltern häufiger 

Kontakt haben usf. Ich will hier nur eine Untersuchung aus den letzten Jahren 
heranziehen, bei der SCHMITZ-SCHERZER et al. (1977) eine Stichprobe von 1900 
Männern und Frauen der Altersgruppen SO bis 65 Jahre befragten. Die hier 
relevante Frage bezog sich auf die Eigenschaften, die man mit dem Begriff 

"Alter" verbindet. Am häufigsten wurde die Eigenschaft "krank, gebrechlich" 
genannt, sodann "gei s t ig wenig regsam", "absonderl i ehe Ansichten", "eigen­

sinnig, langsam, unzufrieden". Wenn also Menschen kurz vor dem Eintritt 
ins Rentenalter so urteilen, so muß das Altersbild unserer Gesellschaft doch 
durch tief verwurzelte Vorurteile geprägt sein. 
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Es gibt freilich Leute, die meinen, diese Eigenschaften seien nun doch 
charakteristisch für das Alter. Nun; was die Eigenschaft "krank-gebrech-

lich" betrifft, trifft sie zum Beispiel in Osterreich für jene fünf Prozent 
der über 60jährigen und elf Prozent der über 75jährigen zu, die im Mikro­

zensus (1971) ihren Gesundheitszustand als schlecht bis sehr schlecht be­
zeichneten. Von fast zwei Dritteln der bis zu 75jährigen wurde der Gesund­

heitszustand dagegen sehr gut und gut eingeschätzt (AMANN 1974). Auch in der 
Bundesrepublik Deutschland war beim le_tzten Mikrozensus nur jeder fünfte der 
über 65jährigen krank, wobei hier auch alle akuten Erkrankungen einbezogen 

waren (vg1. auch Bundesministeriu~ für Jugend, Familie und Gesundheit 1977). 
Nach einer Analyse von Versicherungsunterlagen stel lte der deutsche Sozialmedi ­
ziner GERFELDT (1958) Ende der fünfziger Jahre sogar eine weit höhere Krank­
heitsinzidenz bei den 45- bi s 55jährigen Männern und Frauen fest (22/23 Pro­
zent gegenüber 12/14 Prozent bei einem über 65jährigen). In einer internatio­
nalen Vergleichsstudie (Dänemark, England, USA) waren von den über 65jährigen 
im Jahr zuvor über zwei Dri ttel nie krank gewesen (SHANAS et al. 1968). 

Bezüglich des geistigen Zustandes älterer Menschen, der im generel len Alters­
stereotyp so negativ eingeschätzt wird, bestätigen die Ergebnisse psycholo­
gischer Alternsforschung weit eher das positiv getönte Selbstbild der Älte­
ren. Im Institut rur Gerontologie an der Universität Kiew oder jenem an der 
University of Southern California (BIRREN, SCHAIE), von australischen 
Forschern wie NAYLOK oder in unserer Bonner Arbeitsgruppe und jener von 

Professor RDSENMAYR wurde wiederholt konstatiert, daß man keineswegs von 
einem automatisch einsetzenden generellen Abbau von Intelligenz und Persön­
lichkeit in höherem Alter sprechen kann (zusammenfassend LEHR 1977 (a)). 

Ein Tei l unserer Versuchspersonen zeigte während der 12jährigen Beobach­
tungszeit geringfügige Leistungsminderungen bei einigen der nicht sprach­
lichen Intelligenztests, eine große Gruppe aber ließ ein sehr konstantes 
Leistungsniveau erkennen. Die Persönlichkeitseigenschaften Aktivität, 

Stimmung, Anregbarkeit, Angepaßtheit über zwölf Jahre lagen bei der Mehr­
zahl konstant im oberen Durchschnittsbereich. Generell folgerte man aus den 
Untersuchungen, daß das Lebensalter nicht allein entscheidend ist für die 
Formung kognitiver und charakterlicher Eigenschaften. Im gleichen Ausmaß 
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trägt die Schulbildung bei, darüber hinaus aber Gesundheitszustand, beruf­

liche Anregung oder Ausspannung, soziale Integration oder Desintegration 

und nicht zuletzt auch eigene Initiative, Anteilnahme, Training usf. 

(vgl . THOMAE 1976). 

4. Die Notwendigkeit einer Differentiellen Gerontologie 

Diese kleine Auswahl aus den zahlreichen Befunden unserer Längsschnittstudie 
belegt - ähnlich wie die Ergebnisse vieler anderer Studien - die mehrdimen­
sionale Detennination des Alternsvorgangs . Nicht die Tatsache des Vor­

rückens im kalendarischen Alter als solche, sondern die damit verbundene 
größere Wahrscheinlichkeit einer Erkrankung, die damit wahrscheinlicher 
werdenden sozialen Veränderungen und Schicksale tragen zu etwaigen Verän­
derungen der Persönlichkeit bei. Umgekehrt aber gilt: Falls die soziale 

Situation keine zu großen Beschränkungen mit sich bringt, falls keine zu 
starke gesundheitliche Belastung oder Behinderung auftritt, falls die 
Umgebung einen gewissen Anregungs- und Anreizwert behält und insbesondere 
die Zukunft noch gewisse Möglichkeiten bietet, dann kann man ein hohes Maß 
an Konstanz des Reagiere~s vom mittleren zum hohen Alter erwarten. Ent­

sprechend der Vielfalt sozialer, biologischer und biographischer Momente, 
wie sie auf den Alternsprozeß ei nwirken, ist somit eine außerordentlich 
große interindividuelle Variationsbreite bezüglich Art und Zeitpunkt des 
Eintritts von Persönlichkeitsveränderungen zu erwarten. Anstel le globaler 
Äußerungen über den alten Menschen und seine Persönlichkeit müssen deshalb 

differenzierende Äußerungen treten. Gerontologie wie Geriatrie aber müssen 
sich, ausgehend von diesen Ergebnissen der Forschung der letzten 25 Jahre, 
vor allem als Wissenschaften verstehen, welche verschiedene Formen des 
Alterns, die Bedingungen rur den Eintritt dieser Alternsformen und die 
Möglichkeiten zur Begünstigung besti11111ter und zur Vermeidung anderer (sozial 
und individuell unerwünschter) Alternsfonnenanalysieren und dann daraus 
praktische Konsequenzen ableiten. 

Es wurden in den letzten Jahren zahlreiche Ansätze unternormien, derartige 
Verlaufsfonnen des Alterns zu erfassen (s. REICHARD et al. 1962, 



- 57 -

WILLIAMS u. WIRTHS 1965, HAVIGHURST 1975). Nach den eben erwähnten Ergebnis­
sen über den Einfluß von Schulbildung, Beruf und anderen Indikatoren für so­
ziale Schichtung bietet sich dieses soziologische Kriterium als Kri terium 
der Unterscheidung an. Ebenso wie von schichtspezifischen kann man jedoch 
auch von geschlechtsspezi fischen Alternsschicksalen sprechen, wobei sich -
angesichts der starken sozialen Benachteiligung der älteren Frauen - beide 
Einteilungskriterien zum Teil überdecken. 

Eine Gesellschaftspolitik, die sich an den Ergebnissen einer Differentiellen 
Gerontologie orientiert, wird sich vor allen den durch die soziale Situation 
ökonomisch, gesundheitlich und psychologisch Benachteiligten zuwenden 

müssen . Darüber hinaus aber wird sie differenzieren zwischen der großen 
Gruppe Betagter mit voll erhaltener und jener kleinen Gruppe mit einge­
schränkter sozialer Kompetenz. 

5. Schichtspezifische Altersschicksale 

Wenn hier auf die gesellschaftlich bedingte Krisenhaftigkeit der Situation 
des Äl teren verwiesen wird, so ist zugleich auf bestinrnte, in sozialen 
Strukturen verankerte besondere Benachteiligungen Älterer au~merksam zu 
machen, die nicht erst im hohen Alter beginnen und die nur bestinrnte 

Gruppen meistens in gehäufter Form treffen. In einer Querschnittunter­
suchung an 700 Personen haben wir ermittelt, daß die Variabilität der 
Intelligenz in dieser Stichprobe in gleichem Ausmaß durch das Lebensalter 
wie durch die Schulbildung erklärt wurde, nämlich zu je 23 Prozent 
(RUDINGER 1974). Daneben trug die Gesundheit wesentlich zur Variabilität 
der Intelligenzleistung bei. Da Schulbildung aber mit der Fä~igkeit und 

Bereitschaft zur Informationsaufnahme gekoppelt ist, erklärt dies, daß .auch 
die Chancen zu einer Vorbereitung auf das Alter zur gesundheitlichen vor­
sorge und zur Geroprophylaxe zum Beispiel von Arbeitern weniger genutzt 
werden als von Angestellten. 

Es erklärt auch den stärkeren geistigen Abbau von Altenheimbewohnern mit 
geringer Schulbildung nach längerer Institutionalisierung, dem eine weitge-
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hende Konstanz der geist igen Kapazität auch bei langjährigen Altenheimbe­

wohnern mit längerer Schulbildung entgegensteht (RUDINGER 1974). Auf den 

engen Zusammenhang zwischen sozialem Status und Gesundheit haben BLUME, 

HAUSS et a l. ( 1974) aufgrund einer Untersuchung in Münster und Dortmund 

hingewiesen. Die Mortalitätsraten von Arbeitern in den USA lagen mit 

37 Prozent über dem Durchschnitt, die von Angehörigen gehobener Berufe mit 

20 Prozent unter dem Durchschnitt (PALMORE in Institut de la Vie, 1977). 

schließlich sei erwähnt, daß neuere Studien in den USA unter den rund 50 

variablen, die in Beziehung zur Lebenszufriedenheit gebracht werden (ADAMS 

1971), das Einkorrmen - und damit eine wichtige Komponente des sozialen Sta­

tus - an die erste Stelle der Einflußfaktoren rückt. Auch in einer eigenen 

Studie aus den letzten Jahren konnten wir die hohe Bedeutung des Einkom­

mens, daneben freilich der subjektiv eingeschätzten Gesundhe i t für die Le­

benszufriedenheit konstatieren (THOMAE 1979) . 

Die gesellschaftspol iti sehen Konsequenzen dieser schichtspezifischen Deter­

mination des Alternsvorgangs sind sehr vielschichtig. Sie beginnen bei 

einer Bildungspo 1 iti k, we l ehe die Voraussetzungen für eine aktive, aufge­

schlossene Lebenseinstellung während des Berufslebens schafft, nicht zu-

1 etzt auch die Bereitschaft, Angebote zu Wei terbi 1 dung, zu aktiver Ge­

staltung von Freizeit usf. anzunehmen. Ebenso müßte in allen Schulformen 

die Basis für eine effektive Gesundheitserziehung gelegt werden. Die Aufgabe 

der Vorbereitung gegen die bekannten Alterskrankheiten müßten Tei 1 einer 

Gesundheitspolitik für das ganze Leben sein. Schließlich trifft es gerade 

für manche Berufsgruppen in der Arbeiterschicht zu, daß durch ein un­

günst iges Zusammen treffen von Be 1 as tun gen am Arbei tsp 1 atz und von persön-

1 icher Lebensführung die Grundlage von chronischen Erkrankungen (zum Bei­

spiel Herz-Kreislauf) ge l egt wird. Hier muß eine berufs- und arbeitsplatz­

spezifische Regel ung der Arbeitszeiten eintreten, um der Entstehung irre­

versibler Schäden vorzubeugen. 

Vorbereitung auf das Al ter und Gesundheitsaufklärung müssen schließlich 

Fonnen erhalten, welche auch die weniger Gebildeten ansprechen. 

Die ungünstige Auswirkung einer unzureichenden sozio-ökonomischen Situation 
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auf die Lebenszufriedenheit wird bei uns zweifellos auch durch an sich wohl­
gemeinte soziale Institutionen gesteigert. Da Lejstungen nach dem Bundes­

sozialhilfegesetz leider irrmer noch zu einer Stigmatisierung mit dem Merkmal 
der sozialen Untüchtigkeit und des Versagens beitragen, müssen die vielen 
unzureichend Versicherten entweder auf eine Inanspruchnahme verzichten oder 
sich in das Geschick einer negativen Selbst- und Fremdbewertung fügen 
(vgl. BUJARD u. LANGE 1978) . Unter gerontologischem Gesichtspunkt wäre 
daher eine differenzierte Anhebung der Renten zugunsten der kleinen Renten 
oder eine ähnliche Lösung als günstiger anzusehen. 

6. Geschlechtsspezifische Altersschicksale 

Es wurde schon vielfach darauf hingewiesen, daß sich soziale Benachteili­
gungen vor allem bei älteren Frauen häufen als Folge einer Lebensentwick­
lung, die "von Kindheit an progranmiert" und auf ein "traditionelles Rollen­
verständnis" zurückzuführen ist. Die im Hinblick auf eine unzureichende 

Schulausbildung getroffene Feststellung, wonach für "das von Jugendlichen 
oder den Eltem subjektiv Versäumte oder unabhängig davon durch die damaligP 
Gesellschaftspol itik Verhinderte ... sich im Alter keine Wiedergutmachung" 
anbietet (BLUME 1968, S. 35), scheint für ältere Frauen besonders zuzutref­
fen (TISMER et al. 1975). Gerade wegen dieser lebensgeschichtlichen Ein­
bettung der ungenügenden Situation einer Gruppe älterer Frauen ist ~uch, wie 
LEHR (1978) hervorhob, eine Verbesserung ausschließlich ihrer finanziellen 
Situation nicht ausreichend (vgl. auch den Beitrag von LEHR in diesem 
Band, S. 207 ff.). 

Wie wenig man allerdings generalisieren darf - und davor warnen wir Geronto­
logen in zunehmendem Maße- , hat sich für uns in einer Studie gezeigt, die 
an sich dem Zusarrmenhang zwischen Nutzung von Einrichtungen der offenen 
Altenhilfe und Lebenszufriedenheit galt {THOMAE 1979). Gemäß dem hohen 
Anteil alleinstehender älterer Frauen wurde die Stichprobe vor allem auf 
diese Teilpopulation hin zentriert. Die Symptomatik der "Hilflosigkeit", 
insbesondere jene der "gelernten Hilflosigkeit", war dabei ein Merkmal einer 
kleinen Minderheit. Bei Witwen, die ihren Mann während des oder kurz nach 

j 
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dem 2. Weltkrieg verloren hatten, oder bei vielen ledig gebliebenen Frauen 
fanden wir ein hohes Maß an Kompetenz in der Auseinandersetzung mit einem 

oft nicht leichten Schicksal. Diese kompetente Auseinandersetzung konnte 
zu einem hohen Maß an Lebenszufriedenheit auch in einer - objektiv gesehen -

schwierigen Lage fuhren, während bei Hausfrauer., die nach langer Ehezeit 
auf einmal allein stehen, die Kompetenz zur Meisterung der Situation oft 

nicht gegeben zu sein scheint. 

Schon in einer durch Geschlecht, Lebensalter, Lebens- und Bindungsschicksal, 
sozio-ökonomische Situation und Gesundheit relativ homogenen Gruppe älterer 

Menschen ergeben sich also sehr viele Unterschiede im Verlauf des Alterns­

prozesses. Insofern ist es, wie auch LEHR hervorgehoben hat, ebenso unrichtig, 
von der älteren Frau wie von den Alten zu sprechen. Dennoch lassen sich 

auch einige gesellschaftspolitische Konsequenzen für die Gruppe aller 
älterer Frauen ziehen. Wenn wir an die große Zahl von Kriegerwitwen unter 
den Geburtsjahrgängen 1890 bis 1915 denken, so beginnen sie eigentlich bei 
einer Außen- und Friedenspolitik, welche die Schrecker der letzten Welt­
kriege verhütet. Wieder muß auch die Bedeutung der Bildungspolitik hervor­
gehoben werden, welche echte Chancengleichheit für Mann und Frau schafft 
und als Ziel die geistige und materielle Unabhängigkeit beider Ehepartner 
hat, da nur so die Probleme, die etwa bei einem "Hausmütterchen" nach dem 
Tod des Ehemannes eintreten, leichter lösbar werden . Schließlich wird man 
trotz aller Rückschläge inrner wieder versuchen müssen, "neue soziale 
Rollen" gerade für die alleinstehende und sozial noch kompetente ältere 

Frau zu schaffen. 

7. Altersfonnen und soziale Kompetenz 

Auch dann, wenn das Stereotyp von einem generellen altersbedingten Per­
sönlichkeits- und Leistungsabbau stark korrekturbedürftig ist, ist die 
Tatsache unbestreitbar, daß - wie in anderen Altersgruppen - starke interin­

dividuelle Unterschiede existieren. Sie werden gesellschaftspolitisch vor 
allem bedeutsam, insoweit sie die "soziale Kompetenz", d.h . 'die Fähigkeit, 

für sich selbst zu sorgen und relativ unabhängig zu leben, beeinträchtigen. 
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Hier gilt es noch einmal festzuhalten, daß nach dem Urteil von Gerontologen , 
die im eigenen Haushalt lebende Personen, .d.h. also einen einigermaßen 
repräsentativen Querschnitt der älteren Bevölkerung untersuchten, der 

Eindruck vollkommener bzw. weitgehender sozialer Kompetenz der Senioren 
überwiegt. 

Gerade weil die Mehrheit der Alteren durchaus fähig und auch bestrebt ist, 
ihr Leben in Selbständigkeit und Freiheit zu führen und auch bei beschränk­
ten Verhältnissen und bei Behinderung möglichst lange ein mögl i chst großes 
Ausmaß an Selbständigkeit zu bewahren, sind die Aussichten einer gezielten 
Gesellschaftspolitik fUr ältere Menschen durchaus günstig . 

Generell aber lassen sich - wie in der Altersgruppe der 15- oder 
50jährigen - alle Grade und Abstufungen von sehr hoher bis zu sehr geringer 
sozialer Kompetenz, also von völliger Selbständigkeit bis zu völliger 
Pflegebedürftigkeit, finden. An einen Pol dieser Dimension "soziale Kompe­
tenz im hohen 'Alter" würden die durchaus noch lebenstUc.htigen und zum 
Teil noch arbeitenden 90- bis 105jährigen zu lokalisieren sein, wie sie 
etwa FRANKE (1971, 1978) vielfach vorfand, am andern Pol die dauernd 

Pflegebedürftigen und auf Hilfe Angewiesenen. zweifellos ist im Augenblick 
der letztgenannte Pol noch stärker besetzt, aber im Bereich der noch 
kompetenten 90jährigen dürfte bei entsprechender Prophylaxe eine Zunahme 
erfol.gen. Zwischen dem breiten Mittelfeld, das nach den unterschied-
1 ichsten Gesichtspunkten zu klassifizieren ist, und dem Pol der. Lithoge­
ronten liegen jene älteren Personen mit hohem sozialem Engagement und Kom­
petenz (zum Teil bis zu 90 Jahren), deren Startbedingungen rur das Alter 
in Längsschnittstudien erfaßt werden. 

PALM0RE (1974) und TH0MAE (1976) haben diese "survivors" in Längsschnitt­
studien als "Elite" bezeichnet, was aber durch!IUS nicht mißverstanden 

werden darf: Unsere Bonner gerontologische Längsschnittstudie erfaßte zu 
75 Prozent Personen, die nur die Volksschule abgeschlossen (zum Teil nicht 

abgeschlossen) haben. Durch ein zusammentreffen verschiedener Umstände aber 
haben sie sich zum Teil beruflich besonders qualifizieren können, sie haben 
einen aktiveren Lebensstil entwickelt, soziale Partizipation gepflegt, und 
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ihre Gesundheit war beim Eintritt ins Alter zumindest subjektiv besser. 
Diese Verbindung von Aktivität, positiver Einstellung, etwas gehobenem 

Status (Facharbeiter, Angestellte, Beamte) und subjektiver Gesundheit zu­
sammen mit einem sicher auch wirksamen genetischen Faktor haben siebe­

rahigt, auch mit 80 Jahren noch in ihrer Familie oder ihrer Gemeinde inte­
grier t zu leben und die zuweilen einsetzenden depressiven Tendenzen irrmer 
wieder zu üben,iinden {LEHR u. SCHMITZ-SCHERZER 1976). 

Auf der anderen Seite, zwischen der breiten Mittelzone und der Gruppe der 

Pflegebedürftigen gibt es viele Obergänge von mäßiger bis stark gestörter 
objektiver Gesundheit, von oft stark beeinträchtigter subjektiver Gesund­
heit, geringer oder gehenmter Regsamkeit und hä~fig dürftiger ökonomischer 
Versorgung. Bei dieser Kompetenzzone wird man von Geriatrie oder angewandter 

Gerontologie aus Differenzierungen nach Problemgruppen vornehmen und die 
Planung der Gegenmaßnahmen problemspezifisch treffen müssen. 

Was schließlich die Gruppe der Pflegebedürftigen betrifft, so wächst ihr 
Anteil zur Zeit mit zunehmendem Lebensalter. Ob allerdings bei einem mäßigen 
Anstieg der Lebensen,iartung damit zugleich der Anteil der Pflegebedürftigen 
zuni111Tit, wie dies von den eingangs en,iähnten Ökonomen und Politikern ange­
no11111en wird, steht durchaus dahin, da die höhere Lebensen,iartung ja Resultat 

einer besseren Gesundheit und somit höherer Kompetenz sein dürfte (vgl. auch 

BECK u. VAN ZONNEVELD 1975). Vor allem aber ist die Positi on auf der Kompe­
tenzskala keineswegs als für inmer fixiert anzusehen, da ja die Möglichkeit 
der Intervention und Rehabilitation ebenso zu berücksichtigen ist wie eine 
jederzeit mögliche und nur zum Teil vorhersagbare Verschlechterung des 
Zustandes. 

8. Soziale Kol!Jletenz im Alter: Gesellschaftliche Konsequenzen 

Eine Gesellschaftspolitik, die an diesen Stufen und Fonnen sozialer Kompetenz 

orientiert ist, wird in erster Linie bestrebt sein, die Chancen zu einem be­
friedigenden, selbständigen Leben zu verbessern und solange wie möglich zu 
erhalten. Insofern werden zwar nicht die Altersformen der noch rüstigen 
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Hundertjährigen, wohl aber die in sozialer und ge istiger Selbständigkeit 

und Aktivität lebenden 70- bis 80jährigen das Leitbild sein, an dem sie 
sich - gemäß der Wunschvorstellungen der Mehrheit der Bevölkerung - orien­
tiert. Sie ist in einer Hinsicht umfassender i n ihrer Zielsetzung als die 
auf EinkolTlllenssicherung, auf Bereitstellung von Sach- und Dienstleistungen 
zur Befriedigung "ill11laterieller sozialer Bedürfnisse der älteren Menschen" 
(D IECK u. NAEGELE 1978, S. 13) ausgerichteten Sozialpolitik, als sie auch 
präventive Maßnahmen wie Bildungs- und Forschungspolitik, Gesundheitspoli­
tik und Sozialhilfepolitik einschließt. Andererse i ts wird sie die Grenzen 
des sozialpolitisch Beeinflußbaren angesichts der durch biologische, psycho­
logische und soziale Faktoren besti111T1ten Alternsprozeß etwas enger ziehen. 

8.1. Forschungspolitik 

Einern hartnäckigen Bonner Ondit zufolge sollen Repräsentanten einer der 
größten europäischen Forschungsförderungsinstitutionen als das Ziel geron­
tologischer Forschung die Beeinflussung der genetischen Bedingungen bezeich­
net haben, die aus dem Leben einer Eintagsfliege das einer Zweitagsfliege 
machen. Niemand wird die Bedeutung biologischer Grundlagenforschung verken­
nen wollen. Da Menschen aber an bestimmten Krankheiten sterben, sol lte die 
klinisch-gerontologische Forschung mindestens den gleichen Stellenwert 
erhalten. In der Bundesrepublik feh l en aber - auch an dem einzigen bisher 
vorhandenen Lehrstuhl für Geriatrie - weitgehend alle Voraussetzungen zur 
Förderung dieser Forschung . Es gibt zwar einige bedeutsame geriatrische 
Forschungsprojekte wie das von FRANKE (1978) und anderen, und es gibt Arbeits­
möglichkeiten der gerontopsychiatrischen Abteilungen . Aber eine institutio­
nell e Verankerung der klinisch-gerontologischen Forschung ist so gut wie 
nicht existent - ebensowenig wie im übrigen auf dem Gebiet der biologischen , 
psychologischen oder soziologischen Alternsforschung. Demgegenüber hat die 
Humboldt-Universität 1978 die Gerontologie zu einem ihrer Schwerpunk-
te in Forschung und Lehre erklärt. Die von MAX BORGER an der Le_ipziger 

Universität begonnenen Aktivitäten wurden systematisch fortgesetzt. An sehr 

vielen italienischen Universitäten, u.a. in Florenz, Rom, Mailand, bestehen 
Institute und Kliniken für Geriatrie, desgleichen in Schottland, England, 
Holland, den skandinavischen Ländern. In Frankreich erfahren alle Zweige der 
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Gerontologie eine großzügige Förderung. An der Universität Grenoble existiert 
ein interdisziplinäres Arbeitsgremium, an der Universität Budapest hat das 
Se11111elweis- Institut eine international bedeutende Forschungsinstitution ge-

schaffen. 

Die Besucher des X. Internationalen Kongresses für Gerontologie in Kiew (1972) 

wie die Fachleute auf diesem Gebiet konnten sich von den hervorragenden 
Arbeitsmöglichkeiten des von Prof. CHEB0TAREV geleiteten Instituts ebenso 
überzeugen wie von der guten Repräsentanz gerontologischer Forschung an an­

deren Universitäten der UdSSR. 

In den Vereinigten Staaten sind Gerontologie und Geriatrie an rund 300 Uni ­
versitäten durch Institute bzw. Departments vertreten. Es gibt darüber hin­
aus das National Institute of Gerontology in Washington, D.C. und viele 
interdisziplinäre Forschungsinstitute wie das Gerontology Center der 

Universität von Südkalifornien (Direktor: Prof. SIRREN ), das - wie die 
gesamte Universität - seine Gründung und Unterhaltung ausschließlich pri­

vaten Zuwendungen verdankt, die in keiner Weise mit Werbung für Geriatrika 
und andere Produkte der pharmazeutischen Industrie verknüpft sind. 

Wenn die Bundesrepublik auch in der Forschung in den verschiedensten 
gerontologischen Disziplinen in den letzten Jahren an Boden gewinnen konnte, 
so muß die fehlende institutionelle Verankerung des Fachens doch mit großer 
Sorge erfüllen. Es ist uns dabei bewußt, daß Appelle an Parlamente und Re­
gierungen hier nicht der taugliche Weg sind, um Änderungen herbeizurühren, 
sondern daß die Primär-Entscheidungen in den Fachbereichen und Fakultäten 
der wissenschaftlichen Hochschulen fallen müssen, um die Institutionalisie­
rung zu garantieren. Die einzige andere Alternative - die Schaffung eines 

Bundesinstituts für Gerontologie - würde sich sicher gut in das Konzept der 
von den Vereinigten Nationen und der Weltgesundheitsorganisation ausgehenden 
Bestrebungen zur Förderung der Gesundheitsversorgung älterer Menschen ein­
fügen. 
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8.2. Bildungspolitik 

Eine an den Bedürfnissen der älteren Generation orientierte Bildungspolitik 
muß die Einführung eines Prüfungsfaches "Geriatrie" in der ärztlichen Aus­
bildung fordern, da der Anteil der älteren Bevölkerung zuniITlllt und die 
Mehrdimensionalität des Alternsvorganges nicht in den traditionellen vor­
klinischen oder klinischen Disziplinen berücksichtigt wird. Darüber hinaus 

sollte die schon bewährte Praxis der Einführung eines "geriatrischen Tages" 
bei ärztlichen Fortbildungsveranstaltungen von der Ausnahme zur Regel werden. 

Darüber hina~s· ist die Einführung einer Facharztausbildung für Geriatrie 
unerläßlich, wenn die besonderen Aufgaben der Rehabilitation und Interven­

tion in geri atri sehen Kl iniken, Abteilungen und/oder Pflegeheimen sachgemäß 
erfüllt werden sollen. Für die Bereiche der "Sozialen Gerontologie" müßte 
an mehreren Universitäten e·in Aufbaustudium in diesem interdisziplinären 
Arbeitsbereich eingerichtet werden, um den wachsenden Aufgaben der 
Gerontologie in der Vorbereitung auf das Alter und innerhalb der offenen 

Altenhilfe gerecht· zu werden. Eine besonders wichtige Aufgabe dieses Aufbau­
studiums wäre die Qualifizierung von Dozenten an Fachhochschulen für 
Sozialarbeit, die dort Studierende für die Arbeit mit älteren Menschen aus­
bilden sollen. 

Die schon begonnenen Arbeiten zur Vorbereitung und Vertiefung der geronto­
logischen Ausbjldung von Pflege- und Betreuungspersonal (RADEBOLD 1978) soll ­
ten auf möglichst institutionalisierter Basis fortgesetzt werden. 

Ein besonders wichtiger bildungspolitischer Aspekt bezieht sich auf die 
Vorbereitung auf das Alter und die "Altenbildung" . Wenn auch für die Vor-be­
reitung gerade bei den Arbeitern Barrieren bestehen und wenn auch das Wort 
"Altenbildung" von den l\lteren abgelehnt wird (LEHR at al. 1979), so kann 
dies doch nicht bedeuten, daß die mit diesen nicht besonders glücklichen 

Bezeichnungen versehenen Bestrebungen und Unternehmungen entbehrlich wären. 
Dabei sollte die sachliche Information über die Komplexität der Anpassung 

an das Alter und nicht die Obermittlung von negativen Stereotypen im Vorder­
grund stehen. 
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Inwieweit in den Schulen eine ausdrückliche Vorbereitung auf das Alter 
sinnvoll ist, bedarf der Diskussion. Dringlich aber ist die Oberprüfung 
des Unterrichtsmaterials hinsichtlich der möglichen Auswirkungen der hier 
übermittelten Informationen . VIEBAHN (1971) und LEHR haben auf die Reprä­
sentanz sehr vieler einseitiger und negativer Charakterisierungen des Alters 

in Lesebüchern hingewiesen. Die Bereitstellung adäquater Information und 
die Obermittlung von Beispielen kompetenter Auseinandersetzung auch mit 

schwierigen Lebenslagen im Alter ist hier wesentlicher als direkte Beleh­
rung. Diese kann unter Umständen Gegenstand von Arbeitskreisen in der 

Oberstufe der Gymnasien sein. 

Wichtiger als die direkten Hinweise auf das Altersproblem aber ist eine 
Bildungspolitik, welche eine möglichst qualifizierte Berufsvorbereitung 

und Ausbildung fUr möglichst viele Kinder und Jugendliche für einen Zeit­
raum von mindestens zehn Jahren (im Schulalter) und zusätzlich eine ange­
messene Vorbereitung im Kindergarten bzw. in Vorschulen vorsieht. Die 
Erkenntnisse über den Zusarrrnenhang zwischen Schulbildung und besserer 
Anpassung an die Altersprobleme sind so eindeutig, daß der Gerontologe zu 
den entschiedensten Befürwortern einer Fortsetzung der Anstrengungen zur 
Verbesserung unserer Schulen und zur Erweiterung und Vertiefung des 

schulischen Unterrichts gehören sollte. 

8.3. Gesundheitspolitik 

Die Bedeutung einer vorbereitenden Gesundheitsvorsorge ergibt sich sowohl 
aus ihrer direkten Beziehung zum gesundheitlichen Wohlbefinden im Alter als 

auch aus der Rolle der physischen Gesundheit rür geistig und physische 
Kompetenz, die sich in vielen Untersuchungen zeigte (vgl. u.a. LEHR 1977; 
BIRREN u. RENNER in Institut de la Vie, 1977). Nach den entscheidenden Erfol­
gen, wel che die Gesundheitserziehung erzielt hat, muß erst einmal eine kriti­
sche Bestandsaufnahme die Aussichten von alternativen Wegen klären, bevor 

kostspielige neue Experimente eingeleitet werden. 
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8.4. Sozialpolitik 

Die BestilTITlungen des§ 75 BSHG sind zwar nicht gerade an den neuesten 
Erkenntnissen der Gerontologie orientiert. Dennoch gäben sie bei richtiger 

Interpretation durch die KoTTJTiunen an sich Anlaß zu einer wesentlichen 
Erhöhung der Ansätze für die Altenpläne. Denn der an erster Stelle genannte 

Bereich "Tätigkeit" liegt im Interesse der meisten älteren Bürger, und es 
gilt deshalb, den Älteren zu motivieren, sie auch "zu erstreben". Sowohl 
rür diese Motivierung wie für die Aktivierung selbst stehen aber bisher 
nur wenige Möglichkeiten bereit. Auf die Lücken in der Ausrüllung einer 
zweiten in§ 75 BSHG genannten Aufgabe ("Beschaffung von Wohnungen, die 
den Bedürfnissen alter Menschen entsprechen") hat u.a . DRINGENBERG (1975) 

hingewiesen. DIECK (1978) bezeichnete die Sanierung von Altbauvierteln als 
vordringlich, da hier die für den älteren Menschen notwendigen Sozial­
strukturen bestehen. 

Besonders nahe kommt den Ergebnissen der Forschung die dritte in§ 75 BSHG 
genannte Maßnahme, die ohne Rücksicht auf das EinkoTTJTien der Senioren ge­
förde rt werden soll: "Hilfe zum Besuch von Veranstaltungen und Einrich­
tungen, die der Geselligkeit, der Unterhaltung oder den kulturellen Bedürf­
nissen alter Menschen dienen." Der Besuch solcher Einrichtungen steht nach 
einer vom Bundesministerium für Jugend, Familie und Ges.undheit angeregten 
Untersuchung in signifikantem Zusa1t111enhang zur Lebenszufriedenheit älterer 
Menschen (THOMAE 1979 ) . Wahrscheinlich sind gesellige Nachmittage, Alten­
tagesstätten und Altenclubs auch die Angebote der offenen Altenhilfe, die 
von der größten Zahl älterer, im eigenen Haushalt lebender Personen an­
genommen werden. Die Förderung und Ausgestaltung solcher die Sozialkontakte 
stimuli erender Progra1TVTie sollte daher neben den für die physische und mate­

rielle Sicherung des Wohlbefindens bestimmten Maßnahmen (Essen auf Rädern, 
häusliche Pflege, Einkaufs- und Wäschedienst, Wohnungsreinigungsdienst) 
eine immer stärkere Berücksichtigung erfahren. 

Im übrigen unterstreicht die Gerontologie immer wieder die Richtigkeit der 
von der Bundesregierung getroffenen Entscheidungen, die Einri chtungen der 
offenen Altenhil fe so auszubauen, daß ein Verbleiben im eigenen Haushalt 

J 
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fur den älteren Menschen auf möglichst lange Zeit ennöglicht wird. Gerade 
wenn dieses Ziel verwirklicht wird, erscheint es realistisch , den Ausbau 

der institutionalisierten Altenhilfe in Richtung auf rehabilitative Maß­

nahmen zu fördern. 

9. Zusammenfassung 

Eine große Zahl von Forschungsergebnissen der neueren Gerontologie zeigt, 

daß Altern in zunehmendem Maße nicht nur biologisches, sondern soziales 
Schicksal ist. Die Verlängerung der Lebenserwartung in den Industrieländern 
während der letzten 100 Jahre ist ebenso Resultat wissenschaftlich/teil-tech­
nischer, d.h. sozialer Entwicklungen wie die in den Entwicklungsländern zu 
erwartende Verlängerung der Lebenserwartung bis zum Jahre 2000. Eine Ver­

längerung der Lebensspanne in den Industrienationen um mehr als fünf Jahre 

ist nach Auffassung ernst zu nehmender Alternsforscher in den nächsten 24 

bis 40 Jahren kaum zu erwarten. 

Um so mehr kann die Gesellschaft inzwischen versuchen, mit dem Problem 
"Alter" fertigzuwerden, dem sie bisher kaum gewachsen ist. Dies zeigt sich 
nicht nur in der Beibehaltung vieler Vorurteile gegenüber älteren Menschen 
oder ihrer Einstufung als einer industriellen Reservearmee, die man je nach 
Arbeitsmarktlage aus dem Produktionsprozeß herausholt oder wieder hinein­
nimmt. Es zeigt sich in der ungenügenden gerontologischen Ausbildung von 

Ärzten, Erziehern, Psychologen, Sozialarbeitern und Verwaltungsbeamten, 
und es zeigt sich auch in der ungenügenden Anpassung der Einrichtungen der 
Altenhilfe an die verschiedenen Formen des Alterns. In der Bundesrepublik 
werden in den Jahren 1979 und 1980 wichtige internationale Tagungen auf dem 
Gebiet der Gerontologie stattfinden. Dabei wird es den Gastgebern nicht 
leichtfallen zu erklären, warum in einem so wohlhabenden Land so wenig Lehr­
stühle für Geriatrie (Al tersmedi zin ) und kein einziges gerontologisches 
Institut vorhanden ist. 
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Diskussion der vorgetragenen Erkenntnisse ~nd Oberlegungen 

auf den Gebieten der Gerontotogie· und GeselLschaf~sroLitik 

von Margret Dieck (Berlin) 

Diskussionsteilnehmer: Alle Tagungsteilnehmer (List e der Tagungs­
teilnehmer im Anhang). 

l. Gesellschaftspolitische Zielvorstellungen/ Ansätze gesellschafts­
politischer Analysen/ Realität heutiger Al terssozialpolitik 

Verschiedene Ebenen der Oberlegung und der Diskussion sind - bezogen auf 

eine Gesellschaftspolitik und Sozialpoliti k unter Berücksichtigung älterer 
Menschen - zu unterscheiden. Ihre Verknüpfung stößt auf erhebl iche 

Schwierigkeiten. 

a) Die von ENGELHARDT vorgetragenen gesellschaftspolitischen Zielvorstel ­
lungen bewegen sich auf einer hohen Abstraktionsebene, sie sind sehr allge­

mein gehalten und entziehen sich in der gegebenen Fonn der Operationalisie­
rung. Unklar bleiben, eben aufgrund der fehlenden Operationalisierung und 
Konkretisierung, die Beziehungen zwischen den einzelnen Zielen und ihre 
durch den einzelnen "anderen" zur Festlegung seiner eigenen Position über­
prüfbaren Wertigkeiten. 

Es werden drei Formen der Gerechtigkeit . unterschieden: Lei stungsgerechti g­
kei t, Bedarfsgerechtigkeit, Startgerechtigkeit. Ihre Abgrenzung ist eine 
Operationalisierungsfrage. Es kann sich - bezogen auf den Lebenszyklus der 
jetzt älteren Menschen - im Denkprozeß ergeben, daß sich-Startgerechtigkeit 
zu Beginn des Rentenalters de facto mit dem Begriff der Bedarfsgerechtigkeit 
deckt. Dennoch kann es als sinnvoll erachtet werden (je nach der eingenonme­
nen individuellen Position) , daß an dem Ziel der Startgerechtigkeit auch für 
die Altersphase als Forderung festgehalten wird (und sei es nur im Sinne der 
Kenntlichmachung einer politischen Utopie). Selbst wenn in der Beachtung 
heutiger Lebenslagen und ihrer Ursachen akzeptiert wird, daß die Gründe 
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sozialer Benachteiligung im Alter auf die Bedingungskonstellationen in 
früheren Lebensphasen zurückzufuhren sind, verliert das Zielkonzept nicht 

an Bedeutung. Startgerechtigkeit als gesellschaftspolitisches Ziel ist auch 
fur diese früheren Lebensphasen zu fordern und zu realisieren. Es gibt eine 
beliebige Zahl von Starts im laufe des Lebens, für die gleiche Ausgangsbedin­
gungen nach diesem Konzept gefordert werden. Von dieser Grundposition ausge­

hend, gilt es, Gleichheitsrechte zu fordern unabhängig davon. ob die Men­
schen von Natur aus gleich oder ungleich sind. Die geringe Chance der Reali­

sierung einer absolut verstandenen Gleichheit bei Eintritt in den Ruhestand 
mindert den ideellen Wertdieses Zieles und der Zielverfolgung nicht. 

Das Zielpaar Sicherheit und Freiheit wird zwar von ENGELHARDT in einem Punkt 
genannt, doch räumt er dem Ziel der Freiheit einen höheren Rang ein im ei­
genen subjektiven Bekenntnis zu Zielen/Grundwerten der Gesellschaft. Verbin ­
dungen zwischen beiden Zielen sind gegeben - je nach der eingenommenen 
Position sind sie unterschiedlich stark. Freiheit kann in einer anderen 
Position (KANOWSKI) als Sicherheit ausschließend, da i mmer mit der Möglich- . 

keit des Scheiterns und des Risikos behaftet, interpretiert werden; in eben 
dieser Position schränkt Sicherheit die Möglichkeit zum individuellen 
Risiko und damit zur Realisierung von Freiheitsgraden ein. In wieder einer 
anderen Position (MOLLER) wird von älteren Menschen Sicherheit als Voraus­
setzung der Erlangung eines Höchstmaßes an Freiheit empfunden - Freiheit 
verbindet sich mit Sicherheit in einer Zielkonzeption. 

Die vorgetragene gesellschaftspolitische Konzeption ist deutlich als eine 
individuelle gekennzeicbnet worden. Zur Debatte stehen keine allgemeinen 
Werturteile und keine dogmatischen Aussagen - vielmehr wird von eigenen 

Primärwertungen und bestinvnten Erkenntnissen ausgegangen. Eines von mehreren 
denkbaren Zielsystemen wird vorgestellt. Damit ist - bei richtigem Verständ­
nis - der Gefahr einer Dogmatisierung vorgebeugt. 

Problematisch bleibt die formale Diskussionsebene. Die Ziele und damit die 
mit ihnen verbundenen gesellschaftspolitischen Konzeptionen sind - in der 
gegebenen Allgemeinheit - für beliebige Interpretationen offen, sieht man 
von der Darlegung der eigenen Positionen ihres Autors ab. 
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An diesem Punkt werden der Wert und der Sinn deutl ich, die eigenen weltan­
schaulichen/politischen Positionen auszuweiten: Die Unverbindlichkeit, die 
Allgemeinheit der Zielformulierungen stellt die vorgetragenen Ziele nicht 

zur beliebigen Disposition, soweit die eigene Position betroffen ist. 

Dennoch: Operationalisierung erfordert die Konkretisierung, die Anreiche­
rung mit einem höheren normativen Gehalt. 

b) Für gesellschaftspolitische Analysen erscheint das von WEISSER ent­
wickelte Lebenslage-Konzept fruchtbarer als das vorgetragene normative 

Konzept einer Gesellschaftspolitik. Das Lebenslage-Konzept mag geeignet 
sein, gesellschaftspolitische Analysen heutiger (realer, im Sinne der For­
schung nicht normativer) Zielvorstellungen, die in der Gesellschaft vorhanden 

sind, vorzunehmen (wobei hier dann die Beziehungen zwischen Zielen, Inter­
essen, Bedarfslagen zu kl ären wären). Bestandsaufnahmen der lknweltfaktoren 
und der Einzelinteressen breiter Schichten der Bevölkerung sind auf seiner 
Basis möglich. Das Lebenslage-Konzept erlaubt es , verschiedene Komponenten 
und Aspekte der Lebenslage, wie zum Beispiel Bedarf gemessen an Einkommen, 
KonslJTlllijglichkeiten , Wohnungssituationenusw . , konkreter zu fassen . Es wäre 
nützlich, etwa von dem Lebenslage-Konzept ausgehend, Bestandsaufnahmen zu 
machen und dabei nicht nur die Seite der gesellschaftlichen Bedin9,ungen zu 
erforschen , in denen heutige Arbeiter, Angestellte, Beamte leben, sondern 
auch die Interessenlage dieser Gruppen ernst zu nehmen. Der Ansatz verbindet 
sich mit dem Stichwort "soziale Indikatoren" , das heute in den Wirtschafts­
wissenschaften und in der empirischen Sozialforschung eine zentrale Rolle 
spielt. Das Lebenslage- Konzept unterscheidet sich von dem eher technisch 
begriffenen Konzept sozialer Indikatoren insofern, als die Lebenslage-Defini ­
tion an Bedürfnissen und Grundanliegen von Menschen orientiert ist, während 
die sozialen Indikatoren Meßinstrumente zur Beobachtung sozialer Prozesse 
darstellen. Dennoch sind die sozialen Indikatoren zugleich auch Operationa­
lisierungen gesellschaftlicher Ziele/Zielsysteme und insoweit mit den ein­
zelnen Lebenslagemerkmalen, deren Bewertung aufgrund eines Zielsystems er­
folgen muß, inhaltlich verbunden. 
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c) Die Realität heutiger Sozialpolitik scheint abgehoben von den in einem 

individuellen gesellschaftspolitischen Konzept vorgetragenen, von allen 
drei großen Parteien der Bundesrepublik in dieser Abstraktheit aber auch 

bejahten Zielvorstellungen. Die Wirklichkeit präsentiert sich anders. Auch 
eine Partei, die für Freiheit, Gerechtigkeit und Solidarität auf der Ebene 

der Abstraktion eintritt, baut eine Altenwohnanlage an einer stark befahre­
nen, "abgasgeschwängerten" Straße, weil dort der Baugrund am billigsten ist; 
und sie hält einen Sozialarbeiter für die Jugendarbei t und die Altenarbeit 
bereit und kann sich keinen zweiten leisten, obwohl gleichzeitig die höheren 
Defizite eines Kurbades als deklariertes Wirtschaftsförderungsobjekt fi­

nanziert werden (WILKENING). Angeführt werden können auch die ungelösten 
Probleme alleinlebender Frauen, die nicht unabhängig von der besonderen 
Benachteiligung der Frauen im Gesamtlebenszyklus gesehen werden können, oder 
die Probleme der Frühinvalidisierten, die die Benachteiligung spezifischer 
Gruppen in unserer Arbeitswelt widerspiegeln (NAEGELE ). 

Mit der Kenntnis dieser Realität ist unter Umständen eine Position verbunden, 
die - im Gegensatz zu der oben dargelegten - nicht die Verbindung von Er­
kenntnis und Gesinnung (siehe ENGELHARDT ), sondern den Zusammenhang von 

Erkenntnis und Interesse in den Vordergrund stellt. Diese Interessen werden 
dann nicht als subjektiv, durch das Individuum oder die Gruppe, bestimmt, 
sondern als objektiv in einer Gesellschaft gegeben empfunden/interpretiert 
(WILKENING) . 

2. Zielvorstellungen der Gerontologie auf der Grundlage gegebener 
Erkenntnisse/ Umsetzung in gesellschaftspolitische Zielvorstel l ungen/ 
Lebenslagekonzept als gemeinsame Grundlage von Gesel lschaftspoliti k 
und Gerontologie 

Auch die gerontologische Diskussion bewegt sich, bezogen auf den Aspekt der 
Umsetzung gewonnener Erkenntnisse in gesellschaftspolitisches Handeln, auf 
mehreren Ebenen. 
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a) Zu den neueren Konzepten des wissenschaftlichen Denkens über die 
Phänomene und Begleiterscheinungen des Alters zählt das von THOMAE vorge­

tragene Konzept der differentiellen Gerontologie. Dahinter steht das Be­
mühen, Klischees und Verallgemeinerungen aufzulösen in Betrachtungen indi­

vidueller Situationen, differenzierter Erscheinungsfonnen des Alterns und 
Lebensfonnen im Alter. In diesem Sinne sind ältere Menschen zum Beispiel 
nicht als überwiegend krank zu charakterisieren, vielmehr ist auf das 
Kontinuum von vö l lig gesunden älteren Menschen an dem einen und schwer­
kranken, pflegebedürftigen älteren Menschen an dem anderen Pol einer ge­
dachten Linie zu verweisen . 

Ansatzpunkte der Entwicklung gesellschaftspolitischer oder sozialpoliti ­
·scher Maßnahmen zugunsten älterer Menschen sind, in diesem Konzept und 
(bewährten) Traditionen der Gerontologie folgend, die Bedürfnisse der 
Betroffenen . Diese Bedürfnisse sind Gegenstand gerontologischer Forschung 
in vielen Ländern. Der Vielfalt der Bedürfni sse entsprechend muß das Prinzip 

der ergriffenen Maßnahmen auf dieser Basis ein hohes Maß ihrer Individuali­
sierung sein. 

b) Das Vorgehen der Gerontologie ist also bisher, soweit sie sich um An­
wendung bemüht, in der Entwicklung von Ziel vors te 11 ungen aus gewonnene.n 
Erkenntnissen der Wissenschaft zu sehen . Ausgehend von der Erkenntnis, daß 
Personen mit psycho-physischem Wohlbefinden ein hohes Lebensalter erreichen, 
und von den vorgefundenen Bedingungen fur eben dieses Wohlbefinden werden 
etwa gefordert (LEHR): 

Korrektur des tradierten Altersbildes in der Gesellschaft; 
- Durchsetzung einer besseren Schulbildung und besserer 

beruflicher Qualifikationen; 
Realisierung einer breiten Interessenentwicklung in 
frühen Lebensjahren. 

Dies bleibt jedoch ein begrenztes Konzept. Vorstellungen über den optimalen 
Verlauf von Alternsprozessen, Klarlegungen der Wertvorstellungen der Geron­

tologen, die in Sozialpolitik transponiert werden sollen, ergeben sich noch 
nicht auf dieser Basis (TEWS). 'Kenntnisse der Bedürfnisse alleine sind auch 
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noch keine ausreichende Grundlage für die Entwicklung einer Politik für 
ältere Menschen. Bedürfnisse und Bedarfslagen rrüssen erst in der Gesell­
schaft anerkannt sein, bevor sie gesellschaftspolitisch wirksam werden 
können. Die Bedarfserkennung setzt die Ausprägung eines normativen Systems 

voraus (DIECK). 

Um zu einer Theorie des Alterns und um zu einem Wertesystem zu gelangen, 
reichen die korrelationsstatistischen Untersuchungen, über die wir in der 
Gerontologie verfügen, nicht aus. Sie geben keine Auskunft über die 
Richtung der Zusa11111enhänge und Kausalitäten, nur über das Bestehen von 

Korrelationen. Dies ist ein gravierendes Handikap (KANOWSKI). 

Wenn auch der These, das Alter als solches gäbe es nicht, zuzusti11111en ist, 

so muß gleichzeitig anerkannt werden, das Planung einer Politik ohne 
verallgemeinernde Vorstellungen (Klischees) nicht auskommen kann. Selbst 
wenn sich die Vera llgemeinerungen auf einige typische Lebenslagen beziehen, 

bleiben sie doch Verallgemeinerungen. In die Sozialpolitik können nur 
Risiken einbezogen werden, die in einer Massenhaftigkei t auftreten. Das 
Ziel der Gerechtigkeit ist hervorgehoben worden. Gerechtigkeit in einer 
Massengesellschaft setzt Regelungen und die Regelungen setzen wiederum 

Verallgemeinerungen voraus (FREIER). 

Altersprobleme werden als gesellschaftliche Probleme anerkannt, weil sie 
nicht individuell lösbar erscheinen. Sie sind kollektiv anzugehen, weil sie 
kollektiv verursacht sind. Jede Altersproblematik stellt sich als indivi­
duelles Schicksal dar, aber ist dennoch gleichzeitig die Manifestation 
von außen angelegter Problemstrukturen (SCHREYER). 

c) Nun bedeutet die These des differentiellen Alterns und die daraus resul­
tierende Forderung nach einer differentiellen Gerontologie nicht zwangs­
läufig die Individualisierung der Problemlagen (THOMAE) . Als ein gewichtiger 
Fortschritt in der Alternsforschung ist die Auflösung des am kalendari­

schen Alter ausgerichteten Altersbegriffs zu werten. Differenzierung zau­
bert bestehende Sozialprobleme nicht fort, sondern führt zur Differenzie­
rung der sogenannten Alterspopulation in Gruppen unterschiedl icher Größe. 
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Dabei kristallisieren sich dann auch Gruppen mit Mehrfachbenachteiligungen 
heraus. Die Gruppengrößen können irrmer noch von ausreichendem gesel l­

schaftlichem Gewicht sein, um gesellschaftspolitische Korrektur- oder 
Präventivmaßnahmen auf sich zu richten (WILKENING). 

Das Konzept der Mehrfachbenachteiligung i st eigentlich ein multidimensio­
nales Konzept, an dem Angehörige verschiedener wissenschaftlicher Fach­
disziplinen zusammenarbeiten können. Zwischen der differentiel l en Geronto­
logie und dem Lebenslage-Konzept ist eine durchaus fruchtbare Verbi ndung 
herzustellen (SCHMIIHL, A. PFAFF) . Ein Denkansatz, der das Konzept der 
Lebenslage in den Mittelpunkt stellt und der in die Gesellschaftspolitik 

möglichst viele Erkenntnisse der Gerontologie einzubeziehen sucht 
(THDMAE), kann von der Gesellschaftspoliti k und der Gerontologie gemeinsam 
getragen werden. 
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III. ARBEITSGRUPPE: GESUNDHEITSVERSORGUNG ÄLTERER MENSCHEN 

Siaherung der Gesundheitsver sorgung älterer Mensahen* 

von Heinz Allekotte (Köln) 

1. Bevölkerungsentwicklung und Kostenentwicklung im Gesundheitswesen 

Der Terminus Gesundheitsversorgung erinnert mich an die von IVAN ILLICH 
(1975, S. 65) kritisierte, überwiegend transitive Verwendung des Ver­
bums "heilen". Leicht wird der Eindruck erweckt, als ginge es bei der Ge­
sundheit immer um etwas Passives, etwas, mit dem man versorgt wird oder 

versorgt werden muß. Um dem entgegenzutreten, scheint es mir angebracht, 
an Stelle von Gesundheitsversorgung besser von Gesundheitssicherung zu 
sprechen. 

Damit aber nun zum eigentlichen Thema, der Gesundheitsgefährdung älte­
rer Menschen. Wodurch ist sie charakterisiert, bzw. wie unterscheidet 
sie sich von der Gesundheitsgefährdung Jüngerer? 

Ein erstes signifikantes Unterscheidungskriterium scheint mir in der 
größeren Krankheitsanfälligkeit und der höheren Krankheitshäufigkeit 
älterer Menschen zu liegen. In den USA ist die Krankheitshäufigkeit der 
über 65jährigen viermal so hoch wie die der unter 30jährigen . 

Hierzu kommt insbesondere bei älteren Menschen eine Oberlagerung ver­
schiedener Krankheitsursachen mit allen daraus resultierenden Problemen 
für Diagnose und Therapie. Insbesondere steigt bei älteren Menschen die 
Wahrscheinlichkeit von Nebenwirkungen ·auf andere Organe. Dann dürften 
psychi sche Einflußfaktoren, die nicht zuletzt aus dem Kontaktverlust mit 
der Umwelt resultieren mögen, bei älteren Menschen stärker zu gewichten 
sein als bei jüngeren. Nicht zu übersehen sind weiterhin auch die 

• Iah bin Frau Dipl . - Vw. Erika Prebentow [ÜI' ihre Hilfe bei deP Vor­
bePeitung dieses Refe=ts zu Dank verpfZiahtet . 
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Dominanz von chronischen Krankheiten bei älteren Menschen und schließ­
lich - als Sonderfall einer Alterskrankheit - die Pflegebedürftigkeit. 

Darüber hinaus gilt es, auch einen quantitativen Aspekt zu berücksichti­
gen, nämlich die zahlenmäßige Entwicklung älterer Menschen und ihres An­
teils an der Gesamtbevöl kerung. Aus den USA wissen wir, daß dort 10 Pro­
zent der Bevölkerung mehr als 65 Jahre alt sind, daß aber auf diese Grup­
pe von 10 Prozent heute bereits 28 Prozent der Gesamtausgaben der Ge­
sundheitsfürsorge entfallen. Außerdem nimmt diese Altersgruppe gegenüber 
der übrigen Bevölkerung jährlich um 3 Prozent zu, während die Aufwen­
dungen für Gesundheitsleistungen mit 5 bis 7 Prozent wesentlich schnel­
ler steigen (ILLI CH 1965, S. 47). In der Bundesrepublik betrug der An­
teil der über 65jährigen im Jahre 1950 = 9,4 Prozent und stieg über die 
Jahre 1961 = 11,l; 1970 = 13,2; 1975 = 14,6; 1976 = 14,9 Prozent (Sta­
tistisches Jahrbuch 1978, S. 60). Wenn wir auch die 60jähri gen den älte­
ren Menschen zurechnen, dann kommen wir sogar auf einen Anteil von mehr 

als 20 Prozent. 

Mitentscheidend für die Ausgabenentwicklung, die Kostenexplosion im Ge­
sundheitsbereich und insbesondere in der Gesetzlichen Krankenversiche­
rung, war und ist aber vor allen Dingen das starke Anwachsen dieser Al­
tersgruppe gewesen . Das drückt sich ganz besonders deutlich auch in den 
Kost en der Rentnerkrankenversicherung aus, die sich im laufe von 15 Jah­
ren verzehnfacht haben. 

Für die nähere Zukunft können wir allerdings hier mit tendenziellen Ent­
lastungen rechnen, denn nach der voraussichtlichen Bevölkerungsentwick­
lung bis 1990, so wie sie vom Statisti schen Bundesamt veröffentlicht wor­

den ist (Wirtschaft und Statistik 12/1975, S. 793 ff.) , wird die Gruppe 
der 65 Jahre alten und älteren Personen in den kommenden Jahren um rund 
5 bis 5,5 Prozent abnehmen, wobei allerdings - und das scheint mir wie­
derum wichtig - die Zahlen für Männer und Frauen sich gegenläufig ent­
wickeln. Die Zahl der über 65jährigen Männer wird bis 1990 um 18 Prozent 
!urückgehen oder absolut um rund 590 000 Perso~en, weil dann die stark 
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gel icilteten Kri.egsjahrgänge im Rentenalter stehen werden. Die Zahl der 
über 65jährigen Frauen hingegen wird bis 1990 um 2 Prozent oder absolut 
um rund 100 OOOPersonen zunehmen. Diese Veränderung in der Geschlechter­
relation scheint mir für die Ausgaben der Krankenkassen insofern von Be­
deutung zu sein, als die durchschnittliche Krankheitshäufigkeit der Frau­
en nochmals um rund 20 Prozent über derjeni gen der Männer im vergleich­
baren Alter liegt. 

Während aber 1950 auf je 1000 Männer im Alter über 65 Jahre 1237 Frauen 
entfielen, wird sich diese Relation bis zum Jahre 1990 etwa auf 2072 
Frauen je 1000 Männer verändert haben. 

2. Gesundheitszustand älterer Menschen 

Nach diesen quantitativen Aspekten nun zum Status quo, dem Gesundheits­
zustand der älteren Menschen. In der Bundesrepublik existieren meines 
Wissens recht wenig Daten über den Krankheitszustand der Bevöl kerung ins­
gesamt und der Älteren im besonderen. Eine Zusatzbefragung über kranke 
und unfallverletzte Personen im Rahmen des Mikrozensus bei repräsentativ 
ausgewählten Haushalten stellt die m.E . umfassendste Form der Morbiditäts­
erhebung dar. Dieser Befragung legte das Statistische Bundesamt die fol ­
gende Definition zugrunde : 

"Kranke im Berichtszeitraum sind diejenigen, die am Befra­
gungstage selbst oder in den letzten vier Wochen vor dem 
Befragungstag krank waren . Als chronisch krank gelten die 
Personen , die ihre Krankheit auf die entsprechende Frage 
als langfristiges oder chronisches Leiden angeben und die 
am Befragungstage selbst noch krank waren." 

Krank im Sinne dieser Befragung war ein Haushaltsmi tglied also dann, 
"wenn es seiner üblichen Beschäftigung nicht nachgehen konnte" (\Ji rt­
schaft und Statistik 9/1976 , S. 555). 

Diese Definitionen verdeutlichen , daß nicht nur medizinische Befunde und 
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damit der die ärztliche Hilfe in Anspruch nehmende Personenkreis berück­
sichtigt sind,sondern auch all jene, die sich im Befragungszeitraum selbst 
als krank bezeichneten. Durch diese subjektiv empfundene Krankheit ist 
dann allerdings die Gefahr einer verzerrt dargestellten Krankheitsreali­
tät gegeben. Die wichtigsten Ergebnisse dieser Befragung vom April 1974 
für Bürger über 64 Jahre lauten im einzelnen wie folgt: 

35,2 Prozent aller Personen über 64 Jahre bezeichnen sich als krank; 
29,4 Prozent bezeichnen sich als chronisch krank (was 83,5 Prozent all er 
Kranken dieser Altersgruppe entspricht). Trennt man die kranken Personen 
nach den Geschlechtern, dann wird deutlich, daß Frauen häufiger über akute 
und chronische Krankheiten klagen als Männer. Von 10 000 Frauen waren 
1712 akut und 1011 chronisch krank; bei den Männern entsprechend nur 1366 
bzw . 711. Die Befragung weist auch aus, daß mit zunehmendem Alter die 
Dauer der Krankheit ansteigt: 81 Prozent der am Befragungstag noch kran­
ken Personen über 65 Jahre waren länger als ein Jahr krank. Bei dieser 
Befragung wurde auch die jeweils schwerwiegendste Krankheit dieser Befrag­
ten ermittelt, und es fällt auf, daß den Krankheiten des Nervensystems eine 
relativ geringe Bedeutung zukommt;lediglich 118 von 10 000 Einwohner lit­
ten im Berichtszeitraum an Krankheiten dieser Art. Zusa11U11enfassend kann 
hier zunächst festgehalten werden, daß eine Besonderheit - für den Krank­
heitszustand älterer Menschen - darin zu sehen ist, daß ältere Personen 
häufig verschiedene Krankheiten gleichzeitig haben, wobei sich eine Kumu­
lation von Krankheiten zeigt, bei denen in verschiedenem Maße mehrere 

Organe betroffen sind: Multimorbidität (ZIMMERMANN 1976, S. 56). 

Obwohl Alter und Krankheit nicht notwendig miteinander verbunden sind, 
kann man doch festhalten, daß die Krankheitswahrscheinlichkeit mit zu­
nehmendem Alter steigt. 

Wie nun in der vom DZA übersandten Problemskizze (siehe S. l ff. ) be­
hauptet, wird diesen spezifischen Merkmalen der Gesundheitsgefährdung äl­
terer Menschen vor allen Dingen aus zwei Gründen nicht hinreichend Rech­
nung getragen. Als erster Punkt werden hier die Traditionen ·der Schul-
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medizin angezogen. Dazu möchte ich mich hier nicht äußern, ich denke, da­
zu werden wir im zweiten Referat dann von kompetenter Stelle etwas hören. 
Ein zweiter Grund liegt nach der zitierten Problemskizze in der Entwick­
lungsgeschichte des Systems der finanziellen Sicherung im Krankheitsfa l l , 
und darauf möchte ich im folgenden nun etwas näher eingehen. Zuvor scheint 
es mir noch notwendig, einige Begriffe etwas schärfer abzugrenzen. 

3. Problematik des Gesundheits- und Krankheitsbegriffs 

Da haben wir zunächst die Problematik des Gesundheitsbegriffs. Gesundheit 

scheint mir im engeren Sinne nur sehr schwer eindeutig feststellbar . Beim 
Aufzeigen des gegenwärtigen Gesundheitszustandes älterer Menschen wurde 
ein Krankheitsbegriff zugrunde gelegt, der das subjekte Empfinden in den 

Vordergrund stellt, wie wir soeben gesehen haben. Der zentrale Begriff 
Gesundheit wurde also mit dem Freisein von Krankheit erklärt . Er wurde 
somit als Komplementärbegriff zu Krankheit aufgefaßt. Diese Negativprä­
gung des Gesundheitsbegriffs muß jedoch unbefriedigend bleiben, solange 
sie keine positiven Aussagen über das Wesen der Gesundheit zuläßt. Die Welt­
gesundheitsorganisation geht bei der Definition von Gesundheit ebenfalls 
von einem Freisein von Krankheit aus, erweitert diesen Begriff aber noch 
um einiges. Nach ihrer Definition stellt sich Gesundheit als der Zustand 
des vollkommenen körperlichen, seelischen und sozialen Wohlbefindens dar 
(REDLICH 1972, S. 88). Ebenso unscharf wie der Gesundheitsbegriff erscheint 
der Krankheitsbegriff. Man hat zwar einzelne, für Teilgebiete gültige Be­
gri ffsbestimmungen erstellt, aber eine allgemein gültige Begriffsbestimmung 
von Krankheit hat weder die Medizin noch das Sozialversicherungsrecht an­
zubieten. Mit anderen Worten: Es fehlt bis heute an einer für al le Rechts­
gebiete gültigen, legalen Definition (WANNAGAT 1965, S. 252). 

Krankheit im ärztlichen, im medizinischen Sinne ist das Ergebni s einer 
sachlichen Diagnose, die eine durch di e biologische Organisation bedingte 
und daher bei allen Lebewesen mögliche Störung der Vorgänge im Organismus 
aufzeigt (GEISSLER u. THOMA 1975, S. 36). Die Begriffsbestimmung Krank-
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heit im Sinne der Gesetzlichen Krankenversicherung wurde erst durch die 
Rechtsprechung entwickelt und war somit stets einem historischen Wandel 
unterworfen . Ausgehend vom Gegenstand des versicherten Risikos ist nach 
der heutigen Praxis unter Krankheit im versicherungsrechtlichen Sinne ein 
regelwidriger körperlicher oder geistiger Zustand zu verstehen, der ent­
weder lediglich die Notwendigkeit ärztlicher Behandlung oder zugleich Ar­

beitsunfähigkeit zur Folge hat (Sozialenquete-Kommission 1966, S. 73). Ent­
scheidend für das Vorhandensein von Krankheit ist demnach offenbar die Not­
wendigkeit der Heilbehandlung. Behandlungsbedürftigkeit ist somit das kenn­
zeichnende Unterscheidungsmerkmal der Krankheit im versicherungsrechtlichen 
Sinne gegenüber der Krankheit im allgemein-medizinischen Sinne . Der Be­
griff der Behandl ung ist nun ebenfalls nicht eindeutig definiert. Auch 
läßt er sich kaum in sozialversicherungsrechtlichen Vorschriften finden. 
Die Reichsversicherungsordnung (RVO) verwendet u.a. die Begriffe Versorgung, 
Heilbehandlung, Krankenpflege, Krankenhauspflege und medizinische Leistung 
zur Rehabilitation. Unter Behandlung ist danach die Gesamtheit der medizi­
nisch indizierten, ärztlich angeordneten und zumeist ärztlich überwachten 
Maßnahmen zur Erreichung des Behandlungszwecks zu verstehen (Ministerium 
für Arbeit, Gesundheit und Sozialordnung Baden Württemberg 1978, S. 24) . Be­
handlungsbedürftigkeit läge dann vor, wenn die Behandlung tatsächlich zu 
einer Behebung, Besserung, Linderung oder zur Verhütung einer Verschlimme­

rung führt (WANNAGAT 1965, S. 255). 

4. Definition des Pflegefalls und der Pflegebedürftigkeit 

Nun noch zu einem letzten defini tori sehen Kl ärungsversuch, zum Begriff der 
Pflege oder des Pflegefalles. Der Begriff der Pflege ist im Gegensatz zum 
Pflegefall wohl in den Gesetzesvorschriften zu finden, und zwar in der 
Krankenpflege und der Krankenhauspflege , wobei aber zu berücksichtigen 
ist, daß diese Begriffe hauptsäch lieh in Bezi.ehung zur Behandlung s·tehen. 
Sind die Begriffe Pflege und Behandlung auch kaum konträrer Natur, so 
fragt sich doch, ob sie synonym gebraucht werden können. Eine Beschreibung 
von Pflege gibt der§ 558 der Reichsversicherungsordnung. Demnach 



- 83 -

besteht Pflege aus der Gestellung der erforderlichen Hilfe und Wartung 
durch Krankenpfleger , Krankenschwestern oder andere Pfleger. Pflege ist 

also Hilfe und Wartung durch Personen, die nicht im Rahmen ärztlicher Ver­
antwortung Hilfe leisten , was aber nicht ausschließt, daß die Pflege ärzt­
lich angeordnet sein kann und auch medizinische Leistungen umfaßt . Eine 
Unterscheidung von Behandlung und Pflege durch das Sozialversicherungs­
recht rechtfertigt als logische Folgerung einer Unterscheidung zwischen 
Behandlungsfall und Pflegefall , obwohl beide Begriffe im Sozialversiche­
rungsrecht nicht kodifiziert sind. Setzt Behandlungsbedürftigkeit eine 
Verbesserung bzw. keine Verschlechterung des akuten Krankheitsgeschehens 
voraus, so ist Pflegebedürftigkeit auf die Benötigung fremder Hilfe bei 
zahlreichen, täglich notwendigen Verrichtungen zurückzuführen. überträgt 
man diese Oberlegungen auf den Begriff Pflegefall, so ist dieser im Gegen­
satz zu dem Behandlungsfall dadurch charakterisiert, daß eine Behandlung 
hinreichende Erfolgsaussicht bietet, die Pflege aber im wesentlichen nur 

noch um ihrer selbst willen und nicht im Rahmen eines zielstrebigen Be­

handlungsplans durchgeführt wird (vgl. Ministerium für Arbeit, Gesundheit 
und Sozialordnung Baden-Württemberg 1978, S. 29). 

Damit ko11111en wir zu den sozialökonomischen Konsequenzen, die sich insbeson­
dere für ältere Menschen ergeben. Um die Kosten von Krankheit zu decken 
und den Einkommensausfall auszugleichen, wurde Ende des vorigen Jahrhunderts 
die Gesetzliche Krankenversicherung eingeführt. Der Versicherungsfall für 
die GKV ist u.a. die Krankheit, deren begriffliche Problematik bereits 
weiter oben diskutiert wurde. 

5. Voraussetzungen der Leistungsgewährung in der Krankenversicherung 

Der Eintritt des Versicherungsfalls ist die Voraussetzung für die Lei­
stungsgewährung. Nicht in Frage steht eine Leistungsgewährung und damit 
verbunden die Kostenträgerschaft der Krankenkassen im Falle der ambulanten 
als auch stationären Behandlung von akut kranken Patienten. Einer diskri ­
minierenden Behandlung unterli egen dagegen die Chronischkranken und damit 
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ein größerer Teil der älteren kranken Menschen. Im Sinne der heutigen Rechts­

auffassung sind Gebrechen, die einen Dauerzustand darstellen und einer 
ärztlichen Behandlung bedürfen, ebenso wie Schwächezustände und Beschwer­
den, die auf der natürlichen Entwicklung beruhen und sich in normalen Gren­
zen hal ten, nicht als Krankheit anzusehen. Die Entwicklung der letzten Jah­

re zeigt allerdings, daß diese Auffassung von Krankhei t speziell für Fälle 
ambulanter Behandlung relativiert werden muß. Denn solche Dauerzustände 
werden vielfach mit behandlungsbedürftigen Beschwerden oder der Gefahr 
einer Verschlimmerung verbunden sein, so daß das Vorliegen einer Krankheit 
angenommen werden kann und auch angenommen wird. Schwierigkeiten treten 
dagegen bei der stationären Behandlung von chronisch kranken Personen auf, 
bei denen schwer zu unterscheiden ist, ob eine behandlungsbedürftige Krank­

heit oder ein Pflegefall vorliegt (Sozialenquete-Kommission 1966, S. 73). 
Ober die Notwendigkeit der Gewährung von Krankenhauspflege befindet der 
Kassenarzt. Eine Oberprüfung durch den Vertrauensarzt ist vorgesehen. Un­
ter welchen Bedingungen Krankenhausbedürftigkeit als eine Voraussetzung 
der Leistungspflicht der GKV vorliegt, hat zentrale Bedeutung im Falle 
der Krankenhausbehandlung älterer, chronisch kranker Menschen. Gegenwärtig 
lehnen die Krankenkassen für diese Maßnahmen die Obernahme der Kosten mit 
dem Hinweis ab, diese Patienten seien nicht mehr krankenhausbehandlungs­
bedürftig, sondern lediglich pflegebedürftig, und bei ihnen steht nicht 
ärztliche Behandlungen, sondern vielmehr Wartung und Pflege im Vordergrund. 
Somit bleibt den älteren, chronisch kranken Personen nur die Möglichkeit des 
Aufenthalts in einem Pflegeheim bzw. in einem Altenkrankenhaus , sofern nicht 
Familienangehörige ihre Pflege übernehmen, was infolge der veränderten 
Familienstrukturen weniger der Fall ist und in Zukunft noch weniger der 
Fall sein wird. Die Pflege- bzw . Altenkrank.enheime aber sind durch ihre Zu­
ordnung zum Sektor der Einrichtungen der Altenhilfe faktisch und mit allen 
daraus resultierenden finanziellen Konsequenzen von den Krankenhäusern ab­
gegrenzt {DIECK 1974, S. 223). Die Krankenkassen lehnen heute eine Obernahme 
der Kostenträgerschaft für sogenannte Pflegefälle ab mit der Folge, daß 
dieser Personenkreis angesichts der hohen Pflegesätze, die heute auch schon 
in Pflegeheimen und Krankenheimen gelten, überwiegend auf die Inanspruch­
nahme von Sozialhilfe angewiesen i st, sofern laufendes Einkommen und/oder 
Vermögen zur Oeckung der Kosten nicht ~ehr ausreichen. 
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In diesem Zusammenhang scheint es mir angebracht, einmal auf das irrmer wie­
der zitierte System sozialer Sicherung zu verweisen, wobei ich mir nicht 
ganz sicher bin, inwieweit der Tenninus System hier gerechtfertigt ist . 
Aus der Verschiedenartigkeit, ja zum Teil Gegenläufigkeit verschiedener 
Sicherungsprinzipien wird eigentlich eher eine "Unsystematik" sichtbar, was 
sich besonders deutlich an diesem Beispiel ablesen läßt: Während ein Akut­
kranker (Behandlungsfall) in den Zuständigkeitsbereich der Sozial -Kranken­
versicherung fällt, mit der Konsequenz der vollen Kostendeckung durch die 
Versicherung bei gleichzeitiger Weiterzahlung seines Lohnersatzeinkonvnens 

(Altersrente), wird ein Chronischkranker (Pflegefall) von der ganzen Last 
der Pflegekosten persönlich getroffen und gerät in nicht wenigen Fällen un­
verschuldet in den Bereich der Sozialhilfe mit allen sich daraus ergeben­
den materiellen und irrmateriellen Konsequenzen. 

6. Die Ungerechtigkeit der jetzigen Lösung 

Welche Möglichkeiten bestehen nun, um ältere Menschen vor dieser fatalen 
Situation, bei chronischer Krankheit im Alter in die Sozialhilfe abzuglei­
ten, zu bewahren? Einen Ausweg aus diesem Dilemma, nach lebenslanger Zah­
lung von Kranken- und Rentenversicherungsbeiträgen letztlich doch noch zum 
Sozialhilfeempfänger zu werden, weist ein Gutachten des Kuratoriums Deut­
sche Altershilfe (1974) nach. Dieses Gutachten kommt, ausgehend von medi ­
zin1schen Grundüberlegungen, zu dem Schluß, daß ein Anspruch der Kosten­
trägerschaft der Krankenkassen fUr sogenannte Pflegefälle sehr wohl besteht, 
da verschiedene Krankh.ei ten unterschied] i ehe, vom Alter unabhängige Behand-
1 ungsbedürfti gkei ten bedingen. Die begriffliche und organisatorische Tren­
nung von Pflege und Behandlung durch die RVO sei sachlich nicht begründbar. 
Die Notwendigkeit stationärer Behandlung sei unabhängig von der möglichen 
Heilung nach einer konkreten Behandlungsweise zu beurteilen, und schließ­
lich sei die Unterscheidung von Krankenhaus und Kranken- oder Pflegeheim, 
sofern dieses die aufgrund der Rechtsprechung notwendigen Anforderungen er­
füllt, nicht zulässig. Angesichts der in diesem Gutachten aufgezeigten La­
ge erscheint es dringend geboten , möglichst bald Klärung durch den Gesetz­
geber herbeizuführen, sollen nicht noch mehr pflegebedürftige ältere Men-

http:Krankh.ei
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sehen auf Sozialhilfe angewiesen sein, während jüngeren Menschen mit unter 
Umständen ähnlichen Krankheitsbildern unter dem Gesichtspunkt der noch mög­
lichen Wiederherstellung der Erwerbsfähigkeit und der damit möglichen Ein­
gliederung in den ökonomischen Prozeß Krankenhausbehandlung mit der daraus 

resultierenden Kostenträgerschaft der Kassen zugesprochen wird. 

Hier scheint sich noch einmal deutlich die - wenn Sie mir den Ausdruck ge­
statten - Vergangenheitsorientierung des ganzen Systems sozialer Sicherung 
offenzulegen . Im Mittelpunkt stand die Wiederherstellung von Erwerbsfähig­
keit. So heißt es auch heute noch in dem Aufgabenkatalog zum Beispiel der 
gesetzlichen Rentenversicherung an erster Stelle: [hre Aufgabe ist die Er­
haltung, Besserung und Wiederherstellung der Erwerbstätigkeit; und erst 
nachgeordnet erscheint dann die Aufgabe der Rentenzahlung. Die Orientierung 
der Sozialpolitik auf das Arbeitsleben, auf die Resti tution und auf die Re­
habilitation der Arbeitskraft und auf die Wiederherstellung der Erwerbsfä­
higkeit beherrschte weitgehend die Sozialpolitik der Nachkriegszeit. Wir 
müssen jetzt darüber nachdenken, ob das für die Zukunft so bleiben soll 
oder ob hier nicht Neuorientierungen notwendi g werden. 

Vielleicht ist das auch ein Punkt für die Di skussion, ob wir uns ni cht ein­
mal überlegen müssen, ob die Situation sich nicht grundlegend gewandelt hat, 
ob nicht die sozialpolitischen Ziele der Gründerzeit, der Bismarckzeit 
meine ich, dazu geführt haben, daß bestimmte Institutionen sehr sinnvoll 
eingerichtet worden sind, daß sich im Verlaufe der Entwicklung dieser In­
stitutionen, wie zum Beispiel der Gesetzlichen Krankenversicherung, so et­
was wie ein theoretisch-juristischer Oberbau herausgebildet hat, der heu­
te zu dominieren scheint. Dieser Oberbau scheint mir dominant geworden, und 
ich habe den Eindruck, als würde davon ausgegangen, daß diese Theorie oder 
dieser theoretische Oberbau in jedem Falle richtig ist, nur ist die heutige 
Wirklichkeit dann offensichtlich falsch. Und ich meine, daß wir uns des­
halb sehr kritisch fragen müssen, ob nicht neue Probleme neue Sicherungs­
techniken erfordern. 

Im jetzigen System der sozialen Sicherung werden zwar Krankheit und Krank­
heitsfolgen als allgemeine Lebensrisiken anerkannt und durch Versicherung 
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abgedeckt, die Beschränkung auf einen behandlungsorientierten Krankheits­
begriff aber schließt Pflegebedürftigkeit nicht ein, mit anderen Worten: 
Pflegebedürftigkeit ist kein Versicherungsfall im geltenden Recht , auch 
wenn dies aufgrund der Rechtsprechung immer wieder in Zweifel gezogen wird. 

7. Diskussion einer versicherungsgemäßen Abgrenzung des Risikos 

Pflegebedürftigkei t 

Die daraus resultierenden Folgen für ältere Pflegebedürftige sind , wie 
schon erwähnt, fUr diese von einschneidender Bedeutung, weil die Pflege­
kosten ihr Einkommen schnell übersteigen und sie somit zu Sozialhilfe­
empfängern degradieren. In diesem Zusammenhang muß auch auf die Zufällig­
keit hingewiesen werden, von der die Entscheidung Pflege- oder Behandlungs­
fall letztlich abhängig ist. Da die zu erwartende Zunahme der Pflegebe­
dürftigkeit, einmal aufgrund der eingangs aufgezeigten Veränderungen in der 

Altersstruktur der Bevölkerung und zum anderen aufgrund der stetigen Er­
höhung der Kosten insbesondere im Di enstleistungssektor, also der Pflege­
kosten, die Sozialhilfe in zunehmendem Maße belasten wird (schon heute 
bringt die Sozialhilfe mehr als ein Drittel ihres gesamten Aufwandes fUr 
die Hilfe zur Pflege auf), wäre zu Uberlegen, ob es sozialpolitisch sinn­
voll und finanziell durchführbar wäre, die Pflegebedürftigkeit älterer 
Menschen allgemein und unter bestimmten Voraussetzungen als Versicherungs­
fall der Sozialversicherung anzuerkennen . Damit der Versicherungsfal l "Pfle­
gebedürftigkeit" aber überhaupt eintreten kann, müßte zunächst geprüft wer­
den, ob Pflegebedürftigkeit denn überhaupt den Tatbes~and eines versicher­
baren Risikos erfüllt. 

Unter Risiko versteht man nach HAX (1974, S. 23) die negative Abweichung 
von bestimmten Erwartungen , welche die Entwicklung des Milieus betreffen, 
in dem sich menschliches Handeln abspielt. Das Risiko entsteht also in 
erster Linie daraus, daß sich die Umgebung, das Milieu des Menschen, anders 
entwickelt, als ursprünglich erwartet wurde. Während das Risiko nur die 
mögliche andere Entwicklung darstellt, ist der Schaden dann die tatsäch­
l iche Abweichung. Bei den aus Risiken resultierenden Schäden unterscheidet 
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man zwischen Sach- und Personenschäden, wobei die Bewertung materieller 

Auswirkungen von Personenschäden in zwei Kategorien erfolgt, einmal mit 
dem Ausfall des erwarteten Einkon1T1ens , zum anderen mit der Entstehung zu­

sätzlicher Aufwendungen. Ausgehend von diesen Oberlegungen zum Risikobe­
griff stellt Pflegebedürftigkeit m.E . durchaus ein Risiko dar, denn Pfle­
gebedürftigkeit ist die negative Abweichung von der Erwartung "Gesundheit" . 
;;ach der Definition von HAX (1974, S. 57) ist Sozialversicherung die von 
der öffentlichen Gewalt organisierte Deckung eines durch die Wechselfälle 
des Lebens bedingten (zufälligen), im ganzen aber meßbaren Bedarfs an Wert­
und Naturalleistungen durch in der Regel auf gesetzlichem Zwang beruhende 
Zusammenfassung zu einer Versicherungsgemeinschaft. 

Das Risiko der Pflegebedürftigkeit wäre demnach dann versicherbar , wenn 
die Kosten der Pflege meßbar oder schätzbar wären und wenn ein genügend 
großer Kreis von Versicherten erfaßt wird. Auch das Bundesaufsichtsamt 
für das Versicherungswesen kommt 1976 zu der Auffassung , daß die Kosten 
für den Aufenthalt in einer Pflegeeinrichtung durch eine speziell darauf 
gerichtete Versicherung abgedeckt werden könnten. Allerdings ist dabei zu 
berücksichtigen, daß ein wirksamer Versicherungsschutz wahrscheinlich nur 
dann geboten werden kann, wenn die Versicherung bereits in jungen Jahren ab­
geschlossen wird. Ein weiterer wichtiger Aspekt scheint mir im Kriterium 
der Zufälligkeit des Ereignisses der Pflegebedürftigkeit und - damit zusam­
menhängend - in einer präzisen Definition der Pflegebedürftigkeit zu lie­
gen. Denn wir müssen bei all diesen Oberlegungen in Erinnerung behalten, 
daß der Natur der Sache nach jede Versicherung automatisch einen Versuch 
zur Ausnutzung dieser Versicherung in sich birgt (FARNY 1959, S. 20 f. ) . 
Alles das, was in den letzten Jahren unter dem englischen Begriff des 
"moral hazard" in der Diskussion aufgetaucht ist, müßte bei der Konzeption 
einer solchen Versicherung hinreichend berücksichtigt werden. 

Probleme treten aber auch auf bei der Messung (Schätzung) von Kosten und 
bei der Erfassung der Versicherten. Der finanzielle Bedarf einer solchen 
Versicherung der Pfl egebedürft i gkei t wäre aufgrund statistischer Erhebun­
gen des in Frage kommenden Personenkreises in Verbindung mit Hochrechnungen 
des bestehenden Pflegekostenindex grundsätzlich schätzbar oder schätzbar 
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zu machen, und eine Beitragsberechnung auf dieser Grundlage und in Analogie 
zur GKV scheint mir nicht unmöglich. Auch erscheint die Finanzierung einer 
solchen Versicherung im Hinblick auf die damit verbundenen Entlastungen in 

anderen Bereichen möglich und zumutbar. Dennoch müssen wir bei der Einfüh­
rung einer Pflegebedürftigkeitsversicherung mit erheblichen Widerständen 
auf der Seite der Beitragszahler rechnen - einerseits vonseiten der Ge­
werkschaften, denn eine Ausdehnung der Sozialversicherungsabgaben würde 
naturgemäß den Spielraum für verfügbare Einkommensvergrößerungen einengen, 
zum anderen aber auch bei den Arbeitgebern, für die diese Sozialabgaben 
natürlich Arbeitskosten sind. Dem ließe s i ch aber eine Entlastung bei den 
Krankenversicherungsbeiträgen entgegenhalten. 

Diese kurzgefaßten Oberl egungen bedürfen gewiß noch erheblicher Intensivie­
rung und Vertiefung, bevor an die Realisierung einer Versicherungslösung 
für den sogenannten Pflegefall zu denken ist. Der Sinn dieses Referats konn­
te nur darin bestehen, einen Problembereich der Sozialen Sicherungspolitik 
transparent zu machen, der wegen der geringen Zahl und der Nichtorganisier­
barkeit der Betroffenen zum gegenwärtigen Zeitpunkt für die Sozialpolitiker 
offensichtlich unter wah l taktischen Aspekten kein besonders erfolgverspre­
chendes Betätigungsfeld verheißt, der aber dennoch unleugbar besteht. Dar­
über hinaus, meine ich, wäre es an der Zeit, einma1 darüber nachzudenken, 
ob wir uns bisher nicht zu sehr festgeklanmert haben an einem bestehenden 
juristisch-theoretischen Oberbau des Sozialversicherungsrechts und ob wir 
nicht Gefahr laufen, die Wirklichkeit vor dem Hintergrund der veränderten 
Familienstrukturen aus dem Auge zu verlieren und neue Aufgabenstellungen 
einfach zu übersehen . 

8. Zusammenfassung 

a) Den Besonderheiten der Gesundheitsgefährdun·g älterer Menschen wird 
durch das bestehende System sozialer Sicherung nicht hinreichend und 
vor allem nicht in problemadäquater Weise Rechnung getragen. 

b) Immer mehr ältere Menschen leiden an chronischen Krankheiten oder 
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werden zum "Pflegefall". Dieser aber wird nach geltendem Sozialversiche­
rungsrecht nicht als "Krankheit" angesehen, und mit logischer Konsequenz 

lehnen die Krankenkassen die Obernahme dieser Kosten ab. 

Angesichts der hohen Pflegesätze können immer weniger ältere Menschen 
diese hohen Kosten für einen längeren Zeitraum selbst tragen. Das führt 
dann in immer mehr Fällen dazu, daß diese Personen trotz einer fast 
lebenslangen Beitragszahlung zur Sozialversicherung im Alter auf die 

Inanspruchnahme von Sozialhilfe angewiesen sind. 

c) Aus sozialpolitischer Sicht wäre es deshalb sinnvoll, die Pflegebedürf­
tigkeit als Versicherungsfall in den Leistungskatalog der Gesetzlichen 

Krankenversicherung einzubeziehen. 

d) Die Vorteile einer solchen Umstellung im Sozialen Sicherungssystem 

lassen sich wie folgt skizzieren: 

- Tendenziel le Einsparung durch verbesserte Transparenz und Verlagerung 
der Aufgaben auf einen zuständigen Kostenträger. (Heute werden zum 
Teil Pflegefälle in regulären Krankenhäusern zu höheren Kosten be­

handelt.) 

Die Versicherten erwerben mit ihrer Beitragszahlung ein Anrecht auf 
eine Versicherungsleistung, das ihnen im Alter den Weg zum Sozialamt 
und die entwürdigende Bedürftigkeitsprüfung erspart. 

- Beseitigung der sozialen Ungerechtigkeit, die zur Zeit zwischen Akut­
kranken (Pflegepatienten) besteht. 

Den einen zahlt die Krankenvers i cherung die Krankenhauskosten und die 
Rentenversicherung die Rente, den anderen zahlt die Krankenkasse nichts , 
die Rente allein reicht aber nicht aus; und so muß das Vermögen aufge­
löst und letztlich die Sozialhilfe in Anspruch genrnllllE!n werden. 
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Gesundheitsversorgung ätterer Menschen in der Bundesrepubtik 

Deutsahl,and 

1/0n Ingeborg Falck (Berlin) 

l. Gesundheitliche Situation älterer Menschen 

Die gesundheitliche Situation der älteren Menschen in der Bundesrepublik ist 
uns nur zum Teil bekannt. Aufgrund der amtlichen Todesursachenstatistik wis­
sen wir, woran die älteren Menschen in unserem Land sterben. Wir wissen da­
mit aber nicht, woran sie leiden. Wir kennen die typische Multimorbidität 
der alten Menschen, aber exakte Unterlagen über die Morbidität älterer Men­
schen der Gesamtbevölkerung liegen nicht vor. Die Morbiditätsanalyse einer 
Kleinstadt in Baden-Württemberg von OBERLA (1969/70) umfaßt nur Menschen 
bis 59 Jahre. 

Aus dem Mikrozensus "Die Lebensverhältnisse der älteren Mitbürger Berl i n­
West Mitte 1965" (Statist isches Landesamt Berl in 1966) ergibt sich, daß auf 
die Frage: "Fühlen Sie sich gesund?", 58 Prozent der Mitbürger an ihrem 

Gesundheitszustand nichts auszusetzen hatten. Dieser Prozentsatz nahm aller­
dings mit dem Alter ab. Es handelte sich dabei aber nur um eine subjektive 
Einschätzung des al ten Menschen sel bst. Dieser Mi krozensus sollte durch 
ärztliche Untersuchungen ergänzt werden. Von denen, die sich gesund fühl ­
ten, waren allerdings in den letzten sechs Monaten 18 Prozent - davon 7 Pro­
zent bettlägeri g - krank gewesen . Von denen, die sich krank fühlten, waren 
2 Prozent ständig bettlägerig. 

Für die ärztliche Versorgung dieser sich krank fühlenden alten Menschen war 
bei 97 Prozent derjenigen, die gesundheitliche Beschwerden hatten, gesorgt. 
Von den älteren Menschen waren immerhin 23 Prozent an gesundheitlichen Vor­
trägen interessiert. Ärztliche Untersuchungen über äl tere Bevölkerungs­
gruppen, unausgewählt , liegen also nicht vor. Es gibt nur Untersuchungen 
über ausgewählte Populationen zum Beispiel von KRAUS (1977) über die Häu­
figkeit gerontopsychiatrischer Leiden bei der älteren Bevölkerung von Göt­
tingen. Es fehlen uns Mikrozensusuntersuchungen der Wohnbevölkerung, wie 
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sie aus Gl asgow (Schottland) vorliegen (HORNE , CLARK, PATTERSON 1967). 

FRANKE (1977) s tellte bei 356 Hundertjährigen fest, daß sich 31 Prozent 
wohl fühlten, 49 Prozent in ihrer Aktivität erheblich eingeschränkt wa­
ren und 19 Prozent ständig bettlägerig waren. Diese Hundertjährigen sind 

allerdings eine positive Auslese der Gesamtbevölkerung. 

2. Risikofaktoren und Vorsorge 

Verschiedenste Intentionen bestehen auf dem Gebiet der Vorsorge von Alters­
leiden. Die Frage der Prophylaxe der Altersleiden ist eine Frage der Ri­
sikofaktoren. Die Faktoren, die die Alterung wesent l ich beeinflussen, sind: 

1) Obergewicht , 
2) Hochdruck, 
3) Diabetes mel l itus , 
4) Fettstoffwechselstörungen, 
5) Genußgi f t e, 
6) Unbewegl i chkeit . 

Alle diese biol ogischen Faktoren spielen nun in der Geriatrie eigentlich 
keine Rolle mehr , denn wenn diese Faktoren 65 Jahre eingewirkt haben, ist 
i n der Geriatrie in der Regel keine Beeinflussung mehr möglich. 

Obergewi cht i s t eine Sache der Erziehung. Man wird zum Esser erzogen, es 
ist damit eine Frage der Mutter-Kind-Beziehung , da oft versucht wird , den 
Liebesentzug durch Essenzutei l ung zu ersetzen . Hochdruck ist eine Frage 
der frühzei t i gen Erkennung und dann der konsequenten Behandlung, ehe weit­
gehende Schädigungen eingetreten sind. Das gilt auch für die Frage des 
Diabetes mellitus und der Fettstoffwechselstörungen, soweit diese letzte­
re nicht mit dem Obergewicht in Zusammenhang steht . Die Frage der Genuß­
gifte is t ein ähnl i ches Problem wie das Obergewicht; der Al koholismus ist 
die Frage der Suchtpersönlichkeit und die Frage des Milieuschadens. Zum 
Teil gi l t dies auch für die Frage der Immobi lisation, da dies eine Frage 
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der nicht sachgemäßen Lebensführung ist . Zu den biologischen Risikofakto­

ren kommt nun noch eine große Zahl psychosoziale Risikofaktoren. 

Es ist also eine Frage der gesundheitlichen Aufklärung, die sicher früh 
einsetzen sollte und jetzt in Berlin vom öffentlichen Gesundheitswesen 
mit wahrgenommen werden soll, etw.a im Sinne von Gruppentherapie bei Ober­
gewicht und Gruppentherapie bei der Suchtbehandl ung. Hier ist an den Men­

schen im jüngeren Erwachsenenalter gedacht. 

73 Prozent der älteren Mitbürger machten regel mä ßig Spaziergänge, aber es 
hatten nur 26 Prozent derselben die Möglichkeit, sich in einem Garten oder 
Kleingarten aufzuhalten (sicher eine spezielle Berliner Si tuation ) . Dem­
entsprechend ist es nicht verwunderlich, daß bei den Menschen, die noch 
ein Seniorenzentrum aufsuchen konnten, der Vitamin-D-Gehal t nicht so deut­
lich herabgesetzt war wie bei Menschen im Seniorenheim und in einem Kran­
kenhaus für Chronischkranke, aber auch bei ersteren schon herabgesetzt 
war (OFFERMANN u. BIEHLE 1978). Also nicht einmal genügend Besinnung ha­

ben viele alte Menschen. 

3. Todesursachen 

Die Tabelle auf S. 93 zeigt die Todesursachen in Berlin, die nicht wesent­
l ich von der Situation in der Bundesrepublik abweichen. 

Allerdings gibt es auch Unterschiede. So ist die Tuberkulosemortalität in 
Berl in höher. Tuberkulose ist eben immer noch eine wei tgehend sozialbe­
dingte Krankheit, und die soziale Situation Berlins ist eben schwieriger 
als die der übrigen Bundesrepublik. 1975 betrug der Bestand an Tuberkulose­
kranken 7367 Personen, davon waren 2537, q.h. 34 Prozent, 60 Jahre und 
älter. 
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4. Hausärztliche Versorgung 

Wenn 64 Prozent der älteren Menschen sich im Gehen behindert fUhlen, so 
ist anzunehmen, daß der niedergelassene Arzt einen Hausbesuch macht . 
Nicht geklärt erscheint die Situation, wer den alten gehbehinderten Men­
schen aus der dritten Etage ohne Fahrstuhl zum Augenarzt und zum Ohren-
arzt bringt. 38 Prozent aller älteren Menschen sind im Sehen behindert, 
und 23 Prozent fUhlen sich im Hören behindert. Wenn der Hausarzt einen 
alten Diabetespatienten in der Wohnung betreut, so ist darüber hinaus 
doch der Diabetiker vermehrt tuberkulosegefährdet und müßte jährlich 
einer Röntgenuntersuchung der Lungen unterzogen werden. Wer bringt ihn 
zur Röntgenuntersuchung, und wer sorgt für die Konsequenz derartiger Un­
tersuchungen? Außerdem hat auch der alte Mensch Anspruch auf Vorsorge­
untersuchungen. Man kann bei der Vorsorgeuntersuchung doch keine Alters­
grenze einführen, indem man die Frau vom 30. Jahr an regelmäßig unter­
sucht, dann aber bei der 60jährigen Frau aufhört. Bei dem Auseinander­
weichen des biologischen vom kalendarischen Alter verbietet sich die Ein­
führung einer derartigen Altersgrenze von allein. Eine Gehbehinderung 
kann auf eine mangelnde Pediküre zurückzuführen sein. Regelmäßige Pedi-
küre wäre ein weiteres Vorsorgemoment, den sozialen Diensten zugehörig. 
Unter den Patienten, die nicht die Wohnung verlassen, ist auch der geron­
topsychiatrische Kranke, der Depressive, häufig, wozu die Gerontopsychia­
trie sicher mehr sagen kann. Bei den erheblichen Problemen, denen die ge­
sundheitliche Versorgung bei den Süchtigen gegenübersteht, ist es wenigstens 
günstig, daß die Aktualität der Süchte mit dem Alter nachläßt, aber die 
Frage der Unterbringung der dauergeschädigten alten Menschen mit Korsakoff­
Syndrom und Polyneuritis ist noch ein ungelöstes Problem. So ist unter den 
Betten für Chronischkranke in Berlin der Anteil rur gerontopsychiatrische 

Betten zu gering . 

Hier ist noch einmal auf die Todesursachen alter Menschen zurückzukoßlllen: 
Die Zahl von über 1000 an Sturz gestorbenen Menschen zeigt doch noch er­
hebliche Insuffizienz in der ärztlichen Versorgung. Es gelingt eben nicht 
beim al ten Menschen mit der Multimobidität, die Schenkelhalsnagelung so 
durchzuführen, daß eine Rehabilitation möglich ist , sondern es entwickelt 
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sich immer noch der Circulus vitiosus: Bettruhe - Osteoporoseentwicklung -
vermehrte Bewegungsschmerzen - daher vermehrte Bettruhe - Immobilisation 
mit nachfolgender terminaler Lungenembolie bei klinisch kaum erfaßbaren 
Thrombosierungen (FALCK u. GEROLL 1977), dazu die depressive Grundstimmung, 
die ebenfalls meist ni cht mit in das therapeutische Programm einbezogen 

wird. 

Bei hausärztlicher Behandlung fehlt hier auch das Team der Rehabilitation, 
also Krankengymnastik, Beschäftigungstherapie, d.h. die mobilen und sozia­
len Dienste. Es ist in der Regel alles auf die Bewahrung und nicht auf die 
Aktivierung eingestellt. Es ist eben doch meist bequemer, einen Patien-
ten Bettruhe einhalten zu lassen, als ein Team zur Rehabilitation auf die 
Beine zu stellen, dazu gegen den Willen des depressiven , inaktiven Patien­

ten. Dazu konrnt die Notwendigkeit, oft noch gleichzeitig soziale Hilfen ein­
zusetzen. Das Problem der hausärztlichen Versorgung alter Menschen ist das 
Problem der Organisation des Teameinsatzes von sozialen Diensten, Rehabi­
litation und Transport . Regelmäßige Ganzkörperuntersuchungen finden nicht 
statt, das ist aber nicht altengerecht, denn man muß bei bekannten noch 
mit zusätzlich neu auftretenden Leiden rechnen. Bei Beschwerden wird nur 
ein Organ untersucht,und es finden nicht genügend Kontrollen bei chroni­
schen Leiden statt (KRAUS 1977). 

5. Krankenhausversorgung 

Wir haben bei der Kranken~ausversorgung folgende Situation: 

Intensiv Akut Chronisch-ger-
iatrische Betten 

4 - 6 31 340 
Kosten DM/Tag: 

\Verweildauer/Tage: 
250,--600,-- - 1000, -- 100,--__ ., _______ .. ---------·-· --• - --

Wenn wir also Intensivpatienten, Akutpatienten und chronisch-geriatrische 
Patienten haben, so ist der alte Mensch in der Intensivmedizin meist 
optimal versorgt. Der alte verunfallte oder akut erkrankte Patient kommt 
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auf die Intensivstation, dort ist allgemein keine Altersgrenze eingeführt. 
Die Chance des alten Menschen in der Intensivmedizin, das akute Ereignis 
zu überstehen, ist geringer, aber die Chancen dazu bekolllllt er wie der 
jüngere Mensch. 

In der Akutmedizin sieht dies unter Umständen schon anders aus. Auf der 
Akutstation wird bald erkannt, daß es sich nicht eigentl i ch um einen akut 

kranken Menschen handelt, sondern um einen Chronischkranken und dann er­
lischt oft das Interesse der Medizin. Der Verlegungsantrag in ein chroni sch­
geriatrisches Krankenhaus wird gestellt, da oft noch eine Wartezeit von 
drei Monaten besteht, er erfolgt unter dem Motto "Cerebralsklerose". Im 
Akutkrahkenhaus erhält der chronisch kranke ältere Patient keine Rehabili ­
tation. Der alte. Mensch mit seinen psychosozialen Schwierigkeiten verbleibt 

auf der Akutstation des Krankenhauses dem starren Betr ieb ausgelie-
fert, anstatt daß er schnel ler in eine ihm mehr angemessene Umgebung kolllllt. 
Es stellt sich auch nicht irrmer bereits auf der Akutstation heraus, daß 
die Situation des Chronischkranken sehr eng mit sei ner psychosozialen Si ­
tuation verknüpft ist, und diese Verkennung der Situati on führt zu Fehl­
entscheidungen. Die Kombination: nicht geglückte Schenkel halsoperation, 
mit der sozialen Situation: alte alleinstehende Frau in Ofenheizungswohnung 
im 3. Stock ohne Fahrstuhl , fordert einen intensiven sozialen Einsatz, der 
im Akutkrankenhaus nicht illlller richtig gesehen wird. Der Verwirrtheitszu­
stand der Patienten ist zum Beispiel oft Dekompensation bei Partnerverlust 
nach einer langen Lebensgemeinschaft, hier führen dann organische Befunde 
wie vorliegende Herzleiden zur Krankenhauseinweisung. Wenn in der Bundes­
republik mit 14 Prozent der Bevölkerung über 65 Jahre die chronischen Bet­
ten laut Statistischem Jahrbuch 1976 zwar den höchsten Bettenausnutzungs­
grad haben mit 96,0 Prozent (nach der Psychiatrie mit 97,1 Prozent), so 
haben wir dagegen 1974 unter 692 455 Krankenhausbetten zwar 18 600 = 2,6 
Prozent, Hals-Nase-Ohren- Betten aber nur 1,9 Prozent, d.h. 13 588 chroni sch­
geriatrische Betten, und diese sind oft nur bessere Pflegeheime. Dies kenn­
zeichnet doch die Lage. 

Die schwierige Situation: Nichtübernahme der Pflegekosten durch die Kran­
kenkassen in den Chroni ker- und Geriatriebetten, konnte in den letzten 
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Jahren gebessert werden. Dies ist die sozialrechtliche Stellung des soge­
nannten Pflegefalles. Nachdem sich vorerst auch der Präsident des Bundes­
sozialgerichts ao.l ehnend zu dieser Frage verhalten hatte und auch vom Bun­
desministerium für Jugend, Familie und Gesundheit (Alter gibt es im Kabi ­

nett nicht) Ablehnung (DAHLEM 1977) zu dem Vorschlag einer Zusatzversi­
cherung für die Möglichkeit, daß man zum Pflegefall wird, geäußert wur­
de, ist nun ein Urteil des Bundessozialgerichts ergangen, daß dem "Gut­

achten über die stationäre Behandlung von Krankheiten im Alter und die 
Kostenübernahme durch die gesetzlichen Krankenkassen (Kuratorium Deut­
sche Al tershilfe 1974) entspricht. Bundessozialgericht= RK B 1/77: Die 
Krankenkasse muß auch für die verwirrte Rentnerin beim sogenannten Pfle­

gefall aufkonmen. 

Wi r konnten kürzlich auch ein Urtei l vom Landessozialgericht Berlin erzie­
len, bei dem es sich um eine 22jährige appallische Patientin handelte, die 
in ein Pflegeheim verlegt worden war, wo sie bei weiter bestehender Bewußt­

losigkeit eine Ernährung über Magensonde, Absaugen, ständiges Umlagern usw. 
erhielt, d.h . eine sehr differenzierte Pflege geleistet wurde. Die Kasse 
wurde verurteilt, die Pflegekosten zu übernehmen, obwohl es sich nicht um 
ein Krankenhaus (kein ständig anwesender Arzt) handelte. 

6. Stellung der Geriatrie in Lehre und Forschung 

Zu diesem Defizit führt auch die mangelnde Berücksichtigung der Geriatrie 
an _den Universitäten, d.h. in Lehre und Forschung. An den Universitäten 

werden zwar Tonsillektomien durchgeführt, weil sie für den Operationska­
talog der Weiterbildung zum Hals-Nase-Ohren-Arzt verlangt werden, sie 
sind aber medizinisch nur in den wenigsten Fällen indiziert, während es 
kaum möglich ist, eine logopädische Beratung durch einen Hals-Nase-Ohren­

Arzt fUr die Behandlung einer Aphasie zu erhalten. Auch die audiologische 
Beratung i st nicht inmer fUr den alten Menschen optimal . Es dauert eben 
lange und ist außerordentlich schwierig, mit dem alten Schwerhörigen um­
zugehen, da konmt dann immer wieder einmal die Antwort: "Es lohnt sich 

nicht, eine Hörhilfe anzuschaffen, es liegt eine Cerebralsklerose vor", 
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dabei ist die Verwirrtheit oft Ausdruck der Kommunikationsstörung mit der 
Umwelt . 

GENSCH (1977) hat in einer Analyse über das Nichtzustandekommen eines Son­
derforschungsbereiches Geriatrie an der Freien Universität Berlin ausführ­
lich dazu Stellung genommen: 

"Die absolute Notwendigkeit der Bearbeitung geriatrischer Fragen schwand of­
fenbar bei manchen Beteiligten, als Vorleistungen der Förderorganistation 
unwahrscheinlich wurden" äußerte er damals . Die meisten alten chronisch kran­
ken Menschen liegen nicht in den Universitätskliniken, sondern in den städ­
tischen Kliniken, die keine Forschung, nicht einmal klinische Forschung 
bzw. Analyse, Diagnosenstatistik usw . betreiben. Das Negativmodel l des Al­
ters wurde von GENSCH rur die mangelnde Auseinandersetzung mit dem Problem 
im universitären Bereich verantwortlich gemacht, d.h., es besteht die Ten­
denz , die Behandlung alter Menschen aus der Medizin herauszunehmen und die­
se als Pflegefälle ohne Hoffnung auf Besserung oder Heilung anderen Insti­
tutionen als der Medizin zu überlassen. 

Nicht zuletzt aufgrund dieser Auslagerung der alten und Chronischkranken 
aus den Universitätskliniken kommt der auszubildende junge Mediziner kaum 
noch mit solchen in Kontakt. An deren, d.h. universitären idealtypischen 
Handlungswei sen trainiert, kann er den alten und Chronischkranken nicht 
adäquat entgegentreten. 

Dementsprechend hat auch GöSSLING (FALCK 1978), ein besonderer Kenner der 
Pflegesituation im Alter, kürzlich mehr Ausbildung der Mediziner in der 
Geriatrie gefordert; Altershilfe ohne ausreichende ärztliche Mitwirkung 
muß unvollkommen bleiben, fehlerhaft sein und neue Probleme erzeugen. Hier 
sei zum Beispiel das Problem Anwendung von Geriatrika erwähnt, klinische 
Forschung fehlt hier noch weitgehend. 
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7. Oberlegungen zu den Institutionen der Versorgung chronisch kranker 

äl terer Menschen 

Wenn man sich den Bericht des Deutschen Zentrums für Altersfragen von ENGELKE, 
HELMERT und HINSCHOTZER (1978) "Verzeichnis klinischer, geriatri scher und 
gerontopsychiatrischer Einrichtungen in der Bundesrepublik Deutschland" und 
die vielen Lücken, die darin enthalten sind, betrachtet, dann wird die La-
ge der Geriatrie besonders deutl i ch, denn Einrichtungen, die sich bewußt mit 
Geriatrie beschäftigen, kann man an den zehn Fingern abzählen, dagegen gibt 

es doch wohl zahlreiche Augenkliniken usw. in der Bundesrepublik. 

Der Bericht von Frau von BILA (1974) : "Gerontologische Bestandsaufnahme zur 
Situation der Altersforschung in der Bundesrepub l ik Deutschland" zeigt die 
Situation ebenfalls deutlich, dabei hat sich seit dem Erscheinen dieser Ana­
lyse nicht viel geändert. Die Erkenntnisse der heutigen Geriatrie, wie s i e 
im Ausland etwa in England, Holland, der Schweiz und Skandinavien ven~irk­
licht worden sind, sind bei uns eben noch nicht realisiert. Der so schwie­
rige Obergang von der Wohnung, in der der alte Mensch zum Beispiel 50 Jahre 
gewohnt hat, in das Krankenhaus für Chronischkranke und die Entlassung i n 
ein Altenheim nach zum Beispiel lOmonatiger Rehabilitation könnte durch 
eine geriatrische Tagesklinik erleichtert werden; eine geriatrische Tages­
klinik besteht in der Bundesrepublik nur in Frankfurt/Main-Hoechst mit gu­
tem Erfolg, während es in England zahllose geriatrische Tageskliniken gibt 

(OINSE et al. 1975). 

Bei der Kostenexplosion im Gesundheitswesen müssen Planungen selbstverständ­
lich auch unter dem Kostenpunkt gesehen werden: 

- Optimale Versorgung, höchst kostenintensiv in der Intensivmedizin; 
- gute Versorgung in der Akutmedizin mit einer großen Zahl von Fehlbelegun-

gen und zu langer Verweildauer; 
- noch nicht optimale Versorgung in der Chronikermedizin mit dem Abschieben 

ans Sozialwesen. Die Chronikermedizin ist billiger als die Akutmedizin, 
was heißen würde: 
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- billigere Chronikerbetten und Rücknahme teurer Akutbetten. 

Die Abqualifizierung: Intensiv-, Akut- und Chronisch~geriatrische Medizin , 
führt zu einem wesentlichen Qual itätsver lust in der Pflege der chronisch­
geriatrischen Kranken, obwohl die psychischen pfl egerischen Anforderungen 
gerade auch bei der Rehabilitation hier besonders hoch sind. Das Sterben 
des Menschen im chronisch-geriatrischen Krankenhaus ist eine wesentliche 
humane Aufgabe, die übernonrnen werden muß. Diese Aufgabe kann natürlich nur 
geleistet werden, wenn die Qualität der Pflegekräfte besser wird, und Quali ­

tät kann nur besser werden, wenn diese Tätigkeit attraktiver gemacht und 
nicht abqualifiziert wird . Der Drang der ausgebildeten Pflegekräf te zur 
Intensivstation mit höherer Bezahlung muß gestoppt werden. Dieser Appell 
erscheint allerdings auch problematisch, denn eine geringere fachliche 
Qualität, aber mehr Menschlichkeit wäre manchmal für den Patienten besser. 
Dieses Auseinanderklaffen von Fachkompetenz und Menschlichkeit ist das Grund­
übel, dem durch ganzheitliche Gesundheitsbetrachtung und größere Berücksich­
tigung der sozialen Momente schon etwas entgegengewirkt wird, wie ich bei 
Studenten und jungen Ärzten beobachten kann, was aber in der unserer 
jetzigen Situation auch zu einer vollkorrmenen Oberforderung derselben führt, 
während bei den Pflegekräften diese Entwicklung leider noch nicht gesehen 
wird. 

Wenn in der Gerontologie eine gesellschaftliche Prioritätenliste abgeleitet 
werden soll, weil alleinstehende Frauen, ältere Arbeitnehmer, ältere Sozial­
hilfeempfänger , chronisch kranke ältere Menschen besondere Risikogruppen 
darstellen und so auch besondere Mängel in der Gesundheitsversorgung auf­
weisen, so kann man daraus noch keine sicheren prophylaktischen Maßnahmen 
ableiten. Unter unseren alten kranken Patienten ist ein hoher Prozentsatz 
von Randgruppen wie chronische Trinker, aber auch sehr viele alleinstehende 
Frauen. Die Situation der alleinstehenden Frau kann man auf die Männerver­
luste von zwei Weltkriegen zurückführen. Wenn man aber den heutigen Rück­
gang an Eheschließungen sieht, dann ist zu fragen, ob nicht überhaupt die 
soziale Gruppe "Familie" in Zukunft fehlen wird, die den alten kranken Men­
schen getragen hat, und ob nicht auch hier ganz anders als früher die öf­
fentliche Hand gefordert ist. So hat selbstverständlich die Vermeidung 
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von Randgruppen, zum Beispiel von Trinkern , ihren Ansatzpunkt in einem 

ganz anderen Alter als dem, mit dem sich die Gerontologie beschäftigt. Dies 
wurde schon bei den Risikofaktoren für das Alter erwähnt. Die Frage der 
Emanzipation der Frau in der Jugend hängt selbstverständlich eng mit der 
sozialen Situation der alten Frau zusammen . Wie wir am Beispiel der Arztin 
zeigen konnten (THIELS 1978), führt die Situation der emanzipierten Frau zu 
einer verkürzten Lebensdauer, und der Ausspruch eines englichen Geriaters: 
"Man kann viel gegen die Institution der Ehe sagen, aber einen positiven 
Effekt hat sie sicher: Sie schützt im Alter vor dem Altenheim", trifft wohl 
bei Wegfall der Ehe nicht mehr zu. Das ist das Problem des Risikos der Pfle­
gebedürftigkeit, ob man jemanden hat, der einen pflegt oder nicht. Hier 
muß man dann in Parallele zu der Wohnungskommune junger Menschen an die Al­
tenwohngemeinschaft denken, wie sie zwar schon im Fernsehen verwirklicht 
wurde und vom Senator für Soziales, Berlin , diskutiert wird, aber noch nicht 

realisiert worden ist. 

Die strenge Trennung zwischen intra- und extramuraler Psychiatrie hat sich 
schon bei der Psychiatrie als verhängnisvoll gezeigt , auch bei der Geriatrie 
ist diese Trennung ungünstig. Es werden aber noch kaum Versuche gemacht, 
diese Trennung abzubauen, nur auf dem Gebiet der Gerontopsychiatrie sind Ta­
geskliniken entstanden. Hier wären Ansätze für die Besserung der Situation 
der Geriatrie, die ich auch bei der Auseinandersetzung mit dem Sterben im 
ger iatrischen Krankenhaus (FALCK et al. 1978) und überhaupt bei der Inter­
ventionsgerontologie (FALCK 1979) sehe , ich sehe aber noch kaum Realisie­
rungsmöglichkeiten als Folge der Situation, wie ich sie geschildert habe. 
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Diskussion zur Gesundheitsversorgung aZterer Menschen 

von Harald Illinger (Berlin) 

Diskussionsteilnehmer: 

Allekotte, Heinz (Köln) Kanowski, Siegfried (Berlin) 
Bergener, Manfred (Köln) Mattheis, Ruth (Berlin) 
Dahlem, Otto, (Bonn) t,fjller, Rudolf (Erlangen-Nürnberg) 
Ehlers, Helga (Köln) Schütz, Rudolf-Maria (Lübeck) 
Falck, Ingeborg (Berlin) Wilkening, Werber (Köln) 
Illinger, Harald (Berlin) 

Gesundheitsversorgung älterer Menschen 

1. Anmerkungen zum Diskussionsverlauf 

Der Rahmen der Entwicklung von Zielvorstellungen für eine an den Bedürf­
nissen älterer Menschen orientierten Gesundheitsversorgung umfaßt die 

- allgemeinen gesellschaftlichen Bedingungen 
- die Arbeits- und Lebensbedingungen 
- Inanspruchnahme- und Verhaltensdimension 
- psychosoziale Situation der Betroffenen. 

Hinzu kommen vonseiten des Gesundheitssystems die Struktur und die 
Funktion des medizinischen Leistungsangebots im Hinblick auf die 

- Einrichtungen, 
- Betriebsmittel, 

Heil- und Hilfsmittel sowie 

- das medizinische und paramedizinische Personal . 
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Von Bedeutung si nd ferner die medizinische und sozialmedizinische For­

schung sowie das Systen der sozial en Sicherung gegen die Risiken Krankheit, 

Behinderung und Pflegebedürftigkeit . 

Im Verlauf des Gesprächs traten vor allem die Problemfelder Prävention und 
Pflegebedürftigkeit in den Vordergrund; jedoch bei weitem nicht so intensiv 
diskutiert e Themen sind geriatrische Forschung/Ausbildung und Rehabilita­

tion/Nachsorge. 

Der rote Faden ist das Unbehagen über die besonders miß liche Lage der 

Chronischkranken bzw. Pflegebedürftigen und die Frage, wie die Situation 
der Betroffenen gemildert und eine ähnliche Entwicklung für die Gefährdeten 

ausgeschlossen werden kann. Hieraus e rklärt sich vor allem die umfassende 
Erörterung sehr verschiedenartiger Aspekte der Prävention. Dabei wird -
aufgrund des Zusammenwirkens medizinischer, sozialer, psychologischer, 

gesundheits- und sozialpolitischer Faktoren - die Problematik einer Inter­
ferenz unterschiedlicher fachspezifi scher Denkansätze und Mode l le deutlich. 

2. Situation der geriatrischen Forschung 

Die Benachteiligung der geriatrischen Forschung bzw. des Fachgebietes der 
Geriatrie überhaupt , das als solches innerhalb der Med izin noch nicht 
offiziell anerkannt ist, ergibt sich aus dem Zusammenwirken unterschied­
licher Faktoren. 

Da sind zunächst bestimmte Entwicklungen, die einen hohen Grad an Autonomie 
gewonnen haben und die nur schwer aufgehalten werden können. Deutlichstes 
Beispiel ist die schnelle Entwicklung medizinischer Techniken und Instru­
mentari en, di e - paral lel zum allgemeinen Fortschritt der letzten Jahr­
zehnte - zu einer überragenden Bedeutung der Apparatemedizin geführt hat . 
Diese jedoch hat ihren besonderen Wirkungsbereich in der Akutversorgung, 
da sich hier für die einzelnen Geräte mehr Möglichkeiten für das diagnosti­
sche und therapeutische Handeln ergeben als bei den chronisch kranken, 
zumeist älteren Patienten. 
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Eine Bevorzugung der apparativen Medizin wird auch durch die vergleichs­
weise hohen Vergütungssätze der ärztlichen Gebührenordnungen nahegelegt. 
Vonseiten der Krankenkassen besteht ein Interesse an der Akut- bzw. 
Apparatemedizin im Hinblick auf eine schnelle Wiederherstellung der Er­

werbstätigen, d.h. der jüngeren Patienten. Eine kaum abschätzbare Unter­
stützung erfahren diese für die gesundheitliche Versorgung älterer Men­
schen im allgemeinen nicht so relevanten Bereiche der Medizin mittelbar 
auch durch den vorherrschenden, naturwissenschaftlich-mechanistischen 
Krankheitsbegriff (s. auch BIEBACK 1978). Dieser legt - in deutlicher 
Analogie zur Maschine - Wert auf das regelrechte funktionieren und die 
Leistungsrähigkeit von Organen und Organsystemen. Die verstärkte Einbezie­

hung sozialmedizinischer Faktoren in die relevanten Begriffsbestimmungen 
würde insbesondere die Situation der geriatrischen Versorgung und der 
Forschung verbessern, sind doch hier, nicht nur bei den Chronischkranken 
und Pflegebedürftigen, verstärkt soziale Momente von Bedeutung. 

Da die Chronikermedizin noch immer nicht in die Medizin integriert ist, 
sind in den Uni versitätskliniken nur wenige chronische Patienten zu finden, 
so daß dort kaum entsprechende Forschungen durchgeruhrt werden können. 
Eine der weni gen Ausnahmen ist in Berlin zu finden, wo für die Integration 
der Chronikermedizin in die Universitätsmedizin ein Anfang gemacht ist. 

Wei tere Schwierigkeiten erwachsen der geriatrischen Forschung aus der unge­
nügenden Bewilligung von Planstellen und restriktiven Bestimmungen für Werk­
verträge. Da nun gerade die notwendige, sozialmedizinische Forschung weniger 
mit Hilfe von Geräten als mit Personen durchgeführt wird, also personal­
intensiv ist, gerät sie ·besonders ins Hintertreffen . Hinzu kommt, daß die 
sozialmedizinische Forschung nicht den tradierten Idealen naturwissenschaft­
li ch-opera t iver Forschung entspricht und zumeist komplizierte und langdauern­
de Planungen notwendig sind, Häufig liegen dann die Ergebnisse erst nach 
längerer Zeit vor und sind vielfach nicht eindeutig genug, um entsprechende 
Maßnahmen einzuleiten . Weiterhin sind sozialmedizinische Forschungen zu­
meist an ein Arbeitsteam gebunden , und es ergibt sich das besondere Problem 
der über mehrere Jahre zu erhaltenden personellen Konstanz. 
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3. Probleme der geriatrischen Ausbildung 

Ein bedeutsamer Schritt zur Gleichstellung der Geriatrie mit anderen medi­

zinischen Disziplinen und zur Verbesserung der geriatrischen Forschung 

könnte die Einrichtung eines Facharztes für Geriatrie sein . Ein Geriater 

muß über fundierte Kenntnisse verfügen, die in verschiedene Fachdisziplinen 

der Medizin hineinreichen. Damit werden an sein Wissen insoweit umfassendere 

Anforderungen gestellt als an die Vertreter enger umgrenzter Fachgebiete 

( zum Beispiel Internist, Psychiater), als der Geriater über Fachwissen in 

mehreren medizinischen Spezialdisziplinen verfügen muß. 

Oberlegungen zur Einrichtung eines Facharztes für Geriatrie wurden auf der 

letzten Jahrestagung der Deutschen Gese 11 schaft für Gerontologie in der Mit­

gliederversammlung mit sehr unterschiedlichen Meinungen diskutiert. Da sich 

die Angehörigen dieses kompetenten Gremiums selbst nicht einig waren, ist 

eine Änderung in absehbarer Zeit nicht zu erwarten. Hinter den Meinungsver­

schiedenheiten liegen allerdings auch zahlreiche konkrete Probleme. Einmal 

ergibt sich bei Einführung eines Facharztes für Geriatrie im ambulanten 

Bereich die Frage, wohin denn nun der Patient - zum Beispiel ein 70jähriger 

Herzkranker - gehen soll: zum praktischen Arzt, zum Arzt für Allgemeinmedi­

zin, zum Internisten oder zum Geriater. Abgesehen von Entscheidungsschwie­

rigkeiten auf seiten des Patienten sind bei den niedergelassenen llrzten 

Befürchtungen zu erwarten, daß die Geriater ihnen Patienten wegnehmen könnten. 

Da ein erheb l i eher Teil der Patienten der Praktiker und Internisten älter 

als 65 Jahre ist, ist diese Befürchtung nicht ganz von der Hand zu weisen. 

Aus der Perspektive eines zukünftigen Facharztes für Geriatrie muß berücksich­

tigt werden, daß aufgrund des Zeitaufwands pro Patient am Tag nur wenige 

geri atri sehe Fälle behandelt werden können. Zur Sicherung eines ausreichen­

den Einkommens müßten für den ambulanten Berei eh noch konkretere Ober-

1 egungen angestellt werden. Andererseits besteht im stationären Bereich 

der chronisch-geriatrischen Krankenhäuser ein Bedarf an kompetenten Fach­

ärzten für Geriatrie - und hier wären einige schwerwiegende Probleme des 

ambulanten Bereiches nicht vorhanden. Die Facharztausbildung bzw. -zulassung 

kann aber nicht nur für den stationären Bereich allein gefordert werden, 
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da dies im allgemeinen (Ausnahme: "Klinischer Pharmakologe") den Regeln 

widerspricht. 

Eine andere Möglichkeit wäre eine stärkere Betonung der Chronikennedizin 
und - wie zum Beispiel in Schweden - eine Installierung eines Facharztes 

rur Chronische Medizin und Rehabilitation. Hierbei könnte auch leichter 
eine die Breite der beruflichen Möglichkeiten einschränkende Oberspeziali ­
sierung vermieden werden. Außerdem spielen bei der Rehabilitation wirt­

schaftliche Aspekte und Interessen der Berufsgenossenschaften eine Rolle, 
so daß sich hier eher eine "ökologische Nische" erwarten läßt. 

Aus der Analyse der Situation der Geriatrie bzw. der geriatrischen 
Forschung und Ausbildung ergeben sich einige Empfehlungen. Diese beinhalten 

vor allem die 

- verstärkte Freigabe von Mitteln rur die geriatrische und 
sozialmedizinische Forschung; 

- Gleichstellung der Geriatrie und der Chronikermedizin mit 
den anderen medizinischen Disziplinen; 

- Einrichtung einer entsprechenden Fachdisziplin und Erstellung 
von Ausbildungsordnungen; 

- Relativierung der Apparatemedizin und der Akutversorgung. 

4. Bedeutung und Möglichkeiten der Prävention 

Das erstrebenswerteste Ziel einer Gesundheitsversorgung ist die Gesunder­
haltung der größtmöglichen Zahl von Personen. Diesem Ziel trägt die präven­

tive Medizin Rechnung, wobei generell zwischen der primären und der sekun­
dären Prävention unterschieden wird. 

Bei der ersteren handelt es sich um die eigentliche Krankheitsverhütung, 
d.h. um die Verhinderung oder Unt~rdrückung ihrer Entstehungsbedingungen. 

Sekundäre Prävention, oder "Krankheitsfrüherkennung", versucht das Fort­
schreiten bereits vorhandener Krankheiten über das erste, gerade erkennbare 
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Stadium hinaus zu verhindern. In der Praxis ist es deshalb notwendig, 
nach Möglichkeit schon beim gerahrdeten Individium anzusetzen und nicht 
erst beim bereits Erkrankten. So gesehen sind die Grenzen zwischen beiden 
Arten der Prävention nicht scharf zu ziehen, und die Begriffe werden auch 
mit unterschiedlichen Akzentuierungen verwendet. 

Eine Krankheitsverhütung im engeren Sinn kann nur unter langfristigen 
Perspektiven betrieben werden, so daß sich für die jetzige Generation der 
Älteren nur in begrenztem Umfang Konsequenzen ergeben (s . auch SCHÄFER u. 

BLOHMKE 1972, S. 286 ff.). 

4.1. Beeinflußbarkeit von Risikofaktoren 

Das Spektrum der Krankheitsursachen bzw. der Risikofaktoren erstreckt sich 
von den anlagemäßig vorgegebenen, konstitutionellen Faktoren über situative 
Momente, gesundheitsbezogene Verhaltensweisen bis hin zu den jeweiligen 
Arbeits- und Lebensbedingungen sowie den gesellschaftlichen Rahmenbedingungen. 

Bei der Krankheitsentstehung und -aus lösung wirken nach bisherigen Erkennt­
nissen zumeist mehrere Faktoren auf unterschiedliche Weise zusarrmen. Ober 
Stand und Möglichkeiten der Präventionsforschung, über die Validität der 
Daten und über die Reichweite präventiver Maßnahmen bestehen gegensätzliche 

Auffassungen, die von einem weitgehenden Infragestellen bis zu einer starken 
Betonung und Anerkennung reichen. Tatsächlich gibt es eine Vielzahl sozial­
medizinischer Untersuchungen, die statistische Zusammenhänge zwischen Risiko­
faktoren und dem Auftreten von Krankheiten erkennen lassen - bezogen auf den 
Einzelfall können aber zumeist keine sicheren Aussagen gemacht werden. 

Risikofaktoren haben oft nur mit einer bestimmten Wahrscheinlichkeit eine 
Krankheit im Gefolge . So wird von Arbei tern berichtet , die über 20 Jahre im 
Bergbau oder im Steinbruch gearbeitet haben, ohne eine Silikose zu bekoimien, 
während andere bereits nach wenigen Jahren erkrankt sind. 

Weiterhi n ist zu beachten, daß es Risikofaktoren gibt, die durch gezielte 
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Maßnahmen ausgeschaltet oder doch in ihrer Wirkung gemindert werden können, 
und solche, bei denen das nicht oder noch nicht der Fall ist. So ist 
zum Bei spiel eine umfassende Krebsverhütung heute noch nicht möglich, son­
dern "nur" eine Früherkennung und der Versuch ei ner Ausschaltung von als 
krebsrdrdernd bekannten Faktoren. Andererseits ist unbestritten, daß es 
aufgrund der Änderung gesellschaftlicher und sozialer Bedingungen bzw. der 
hiermit zusarrmenhängenden Verminderung pathogener Faktoren, aber auch durch 
die Einruhrung der Säuglings- und der Tuberkulosenfürsorge zu einem Rückgang 
der Säuglingssterblichkeit und der Tuberkulosehäufigkeit gekommen ist . 

Besondere Schwierigkeiten bringt der Versuch mit sich, die Beeinflußbarkeit 
von psychologischen und sozialen Risikofaktoren zu beurteilen, da hier der 
Rahmen der medizinischen Versorgung im engeren Sinne verlassen wird. Dies 
trifft vor allem rur die Rolle und die Möglichkeiten der Psychiatrie zu, 

die im Schnittpunkt medizinischer, psychologischer, juristischer und gesell­
schaftspolitischer Forderungen steht. Was kann die Psychiatrie zum Beispiel 
gegen den Risikofaktor "Partnerverlust" tun? Zwar kann sie den Partnerverlust 
nicht ausgleichen, aber immerhin ist sie oft in der Lage, durch psychiatrische 
und psychotherapeutische Hilfen schwere Dekompensationserscheinungen sowie 
somatische und psychosomatische Symptome zu verhindern oder zu mildern. Das 

Problem besteht hier insbesondere in der "passiven Wartesituation" und der 
Schwierigkeit, gefährdeten Personen rechtzeitig zur Verfügung zu stehen 

bzw. sie zu "erreichen". 

4.2. Veränderungen von Verhaltensweisen 

Ein erheblicher Anteil der im Alter auftretenden Krankheiten und Beein­
trächtigungen ist auf die hauptsächlichen Risikofaktoren: Obergewicht, Blut­
hochdruck, Diabetes mellitus, Fettstoffwechselstörungen, Genußgifte - vor 
allem Alkohol und Nikotin - und Bewegungsarmut, zurückzuführen, die als das 
Ergebnis bestirrmter Verhaltensweisen angesehen werden müssen (s. auch FALCK, 
S. 92 in diesem Band; SCHÄFER u. BLOHMKE 1972, S. 173 ff.) . 

Die Möglichkeiten zur Änderung der zugrunde liegenden Verhaltensweisen wer-
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den im allgemeinen zunächst in der "Gesundheitsaufklärung", der "Gesund­
heitsberatung" und der "Gesundheitserziehung" gesehen. Inzwi sehen hat sieh 
allerdings gezeigt, daß die Effektivität von Aktionen, die sachliche Infor­
mation vennitteln, sehr gering ist . Die Ursachen hierfür sind unterschied­
lich: Einmal ist die Veränderung gesundheitsbezogener Verhaltensweisen um 
so schwieriger, je weniger die übennittelten Infonnationen und Handlungs­
weisungen mit dem individuellen und dem gruppenspezifischen Motivations­
und Wertesystem übereinstimmen (s. auch PFLANZ 1972, S. 285 ff.). Die 
Gefahr einer solchen Diskrepanz ist um so größer, je mehr die zu ändernden 
Verhaltensweisen mit der Lebenssituation und mit lange andauernden "Gewohn­
heiten" verbunden sind, wie dies gerade beim Rauchen, beim Alkoholgenuß, 
bei der Ernährung, der körperlichen Bewegung - aber auch beim Arzneimittel­
konsum - der Fall ist. 

Weiterhin ist zu beachten, daß das sogenannte Gesundheitsverhalten vor­
wiegend im emotionalen Bereich verankert ist und von unbewußten Motiven 
und irrationalen Entscheidungen abhängt; es ist zudem an Normen orientiert 
und weist erhebliche gruppenspezifische Unterschiede auf. Häufig sind auch 
objeklive Barrieren, wie zum Beispiel zu wenig Zeit für sportliche Betäti ­
gungen , von Bedeutung. Diese Oberlegungen bestätigen die soziologischen 
und sozialpsychologischen ErKenntnisse , daß Verhalten und Verhältnisse 
zwei Aspekte desselben Sachverhaltes sind. Verhaltensweisen und "psycho­
soziale Situation" sind also voneinander abhängig und bedingen sich gegen­
seitig. Im Hinblick auf eine erfolgreiche Geroprophylaxe bedeutet das, 
gesundhei tsbezogene Verhaltensweisen "bereits im Kindergarten" in die 
Lebenssituation und in die Persönlichkeit zu integrieren. 

Wie schwer ein vernünftiges Gesundhei tsverhalten im Erwachsenenalter zu 
erreichen ist, zeigt sich zum Beispiel bei der mangelnden Beachtung oder 
der gezielten Umgehung von Arbeitsschutzbestinmungen . So mußten in einer 
Zeche in den 50er Jahren die Kumpel nach der Arbeit durch mit Aerosol ver­
dampfte Flure gehen, um - soweit möglich - die Reste des Staubs aus den 
Lungen zu entfernen. Da das Einatmen der Dämpfe als zu störend empfunden 
wurde , l iefen alle - auch der Werksarzt - unter den in einer bestinmten 
Höhe angebrachten Düsen hindurch und machten die gesamte Maßnahme hinfäll ig. 
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4.3. Veränderung der Arbeits- und Lebensbedingungen 

Ein wesentlicher Ansatzpunkt der Krankheitsverhütung ist die Ausschaltung 
gesundheitsgetährdender Arbeitsbedingungen. Diese - und die Umweltbedingungen 

im weiteren Sinn - sind integraler Bestandteil der Lebenssituation des 
Individuums, können von ihm aber kaum direkt beeinflußt werden. So ergibt 
sich hier eine besondere gesellschaftliche Verantwortlichkeit für gesund­
heitspolitische Maßnahmen. 

Bei der Verbesserung von Arbeitsbedingungen geht es vor allem darum, die 
besondere Gefährdung bestimmter Gruppen von vornherein auszuschließen, 
haben sich doch in zahlreichen Untersuchungen enge statistische zusammen­

hänge zwischen der Tätigkeit und dem Auftreten bestimmter Krankheiten 
- den sogenannten Berufskrankheiten - gezeigt (s. auch SCHÄFER u. BL0HMKE 1972, 
S. 360 ff.; KASISKE 1976, S. 69 ff . ). Hervorzuheben sind die Dauerschäden 
bei Schichtdiensten, die Auswirkungen dauernder Lärmbelästigung, die gesund­

heitlichen Folgen von Arbeiten in Stahlwerken sowie die Silikose bzw. 
Staublunge bei Arbeiten im Quarzstaubmilieu. 

Die Beeinflußbarkeit von Arbeitsbedingungen mit direktem Nachweis der Ver­
änderung körperlicher Abläufe zeigt der Vergleich zwischen einem westdeut­
schen und einem schwedischen Stahlwerk: Während im deutschen Werk im Sommer 
Te~eraturen zwischen 45° C und 50° C herrschten, die zu einem Flüssigkeits­
umsatz von 12 Li tem je Schicht führten, erbrachte eine Erhöhung der Luft­
lJ!Mäl zung im schwedischen Werk eine Senkung der Dauerte~eratur auf 25° C 
und damit einen erheblich reduzierten Flüssigkeitsumsatz bei den Arbeitern. 
Mit einfachen Mitteln und relativ geringen Investitionen könnten also ge­
sundheitliche Gefährdungen und Belastungen verringert werden. 

Schwieriger gestaltet sich eine Verbesserung der allgemeinen Lebensbedin­
gungen im Sinne von Umweltbedingungen, wie sie sich aufgrund der modernen 
Zivilisation ergeben haben. Herausragendes Beispiel ist die Luftverschmut­

zung in großen Städten. Darüber hinaus aber sind alle Schadstoffe von Be­
deutung, die die Umwelt belasten - und die über die Atemluft, den Kontakt 
mit der Haut oder mit der Nahrung an den Menschen herangetragen werden und 
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zu schweren akuten oder chroni sehen Gesundheitsstörungen führen können. Eine 

der vordringlichsten gesellschafts- und gesundheitspolitischen Aufgaben 

müßte deshalb die weitestmögliche Beseitigung der bereits in erheblichem 
Ausmaß in die Umwelt - d.h. in das Wasser, in die Luft und in die Orga­

nismen - eingedrungenen chemischen Stoffe sein sowie eine umfassende und 
systematische Verhinderung der weiteren Verbreitung schädlicher Substanzen. 

Voraussetzung hierfür wären allerdings eine Abkehr vom Prinzip der kurz­
fristigen Profitmaximierung und der Mut zu teilweise einschneidenden Ein­

griffen in Industrie und Wirtschaft, aber auch in das Alltagsleben. Eine 
konsequente Umweltschutzpolitik würde vermutlich auch neue Anstöße für 
ein gesundheitsbewußtes Verhalten geben, handeln doch heute die meisten 
Menschen nach der fatalistischen Einste l lung, daß man angesichts der Fülle 
gesundheitsbedrohender Lebensumstände für seine Gesundheit selbst ohnehin 

nicht viel tun kann. 

4.4. Betreuung von Risikogruppen 

Die Grenze zwischen Gesundheit und Krankheit ist grundsätzlich nicht scharf 
zu ziehen, vielmehr erstreckt sich zwischen beiden eine breite "submorbide" 
Zone, die symptomarm oder völ l ig symptomlos verlaufen kann . Die besonderen 
Schwierigkeiten der Krankheitsverhütung bzw. -früherkennung bestehen dabei 
darin, daß etwas erkannt werden soll, das noch latent ist, also vom Be­

troffenen selbst nicht wahrgenommen werden kann (s. auch SCHÄFER u. 
BLOHMKE 1972, S. 286 ff . ) . Insofern gehört zur Prävention auch eine ver­
tiefte Kenntnis der "prämorbiden" und der submorbiden Krankheitsbilder sowie 
der korrelierenden Umstände. Hierdurch können Gruppen besonderer gesund­

heitlicher Gerährdung, zum Beispiel bestimmte Alters- oder Berufsgruppen, 
erkannt und einer entsprechenden Betreuung zugänglich gemacht werden. 

Beim Versuch, die Gruppen der Betroffenen zu "erreichen", sie gezielt anzu­
sprechen, ~ind gruppen- und schichtspezifische Unterschiede im Krankheits­
bewußtsein, in der Symptomwahrnehmung, i n der Kenntnis gesundheitlicher 
Belange, in den gesundheitsbezogenen Motivationen sowie im Informations-, 
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Konmunikations- und Sprachverhalten zu beachten. In vielen Bereichen der 

Altenhilfe besteht nun das Problem, die "Risikogruppen" zu entsprechenden 
Aktionen zu veranlassen, so daß als Ausweg eher eine intensive, institutio­
nelle Zuwendung - etwa in Form einer neuen Art von "Altenfürsorge" - in Fra9e 
zu kommen scheint. Unklar ist dabei die Definition der Zielgruppe der 

"Alten", die auf diese Weise betreut werden sollen. 

4.5. Barrieren und Perspektiven 

Eine realistische Einschätzung von Möglichkeiten der Prävention muß von der 
Oberlegung ausgehen, daß ein "Leben ohne Risiko" zu führen nicht ntiglich 
ist, daß viele Risikofaktoren noch nicht bekannt sind und daß von den be­
kannten viele nicht - oder nur wenige - beeinflußt werden können. Sodann 

ist festzuhalten, daß die Verantwortlichkeit für die Verbesserung der 
Arbeits- und Lebensbedingungen direkt und die für gesundheitsbezogenes 
Verhalten der Bevölkerung indirekt bei der "Gesellschaft" liegen 

(s. auch EICHNER 1979, S. 69 ff.). 

Dabei zeigen sich in allen, -fur eine wirksame Prävention relevanten Bereichen 
offensichtlich widersprüchliche Haltungen als Barrieren: So werden auf der 
einen Seite Informationen über gesundheitliche Belange nicht selten in 
mahnender Form verbreitet, während andererseits durch die Betonung einer 
konsumorientierten Lebensweise - zum Beispiel durch die Werbung -fur Alkohol 
und Zigaretten - ein erhebliches Ausmaß an krank machenden Verhaltensweisen 
provoziert wird. Hier muß auf breiter Basis eine Bewußtseinsveränderung 
herbeige-fuhrt und auf den gesamtgesellschaftlichen Schaden hingewiesen 
werden, der durch die Orientierung an vordergründigen "wirtschaftlichen" 
Interessen entsteht. 

Bei der Planung von Gegenmaßnahmen geht es nicht darum, den Freiheitsspiel­
raum der gesundheitlich Ge-fährdeten durch Verbote oder finanzielle Benach­
teiligungen weiter einzuschränken, sondern vielmehr darum - eventuell auch 
durch staatliche Eingriffe-, das Ausmaß der Bevormundung durch am Profit 
orientierte Interessengruppen zu reduzieren und, soweit ntiglich, wirtschaft-
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liehe und gesellschaftliche Rahmenbedingungen zu schaffen, die nicht so 
krank machend wirken. So gesehen darf zum Beispiel auch das Argument, daß 

der Wegfall der Werbung vielleicht zu einer Reduzierung des Zigarettenkon­
sums, damit aber auch zu einem Verlust an Arbeitspkätzen ruhren würde, 

angesichts von Art und Umfang der durch das Rauchen bedingten Krankheiten 

und der Folgekosten nicht akzeptiert werden. 

Betrachtet man das auch durch sein eigenes Verhalten i n seiner Gesundheit 
gerahrdete Individuum, so ist es eher eine philosophische Frage, inwieweit 

es derartige Verhaltensweisen "aufgrund besserer Einsicht" ändern kann -
gerade, wenn es sich um Lebensgewohnheiten handelt, die als Ersatzbefriedi­
gung dienen. Als erfolgreicher hat sich in der Praxis das Prinzip erwiesen, 

krank machende durch gesundheitsorientierte Verhaltensweisen zu ersetzen, 
vor allem, wenn sie in vorhandene Wertmaßstäbe, Motivationen und Aktivitäts­
bereitschaften gut plaziert werden. Dies scheint zum Beispiel bei den in 
vielen Ländern zu beobachtenden "Gesundheitsmoden", wie der "Trimm Dich"­
Bewegung und dem "Jogging" der Fa 11 zu sein. Die Frage ist, ob man derartige 
Aktivitäten steuern kann und welche gruppenspezifischen bzw. nationalen 
Mentalitäten und Gesundheitsstereotape jeweils beachtet werden müssen. 

Davon abgesehen, zeigt sich die grundsätzliche Notwendigkeit, auf gesund­
heitlich besonders gerahrdete Gruppen der Bevölkerung mit einem hohen Maß 

an längerfristiger institutioneller Zuwendung einzugehen und konsistente 
Interaktionsmuster zum Leistungsangebot aufzubauen. Voraussetzung hierfür 
sind allerdings genauere Kenntnisse über die Patienten, ihren familiären 
Hintergrund sowie ihre Erfahrungen, l~ertesysteme und Einstellungen. Diese 
Zielsetzungen könnten im Rahmen sozialmedizischer Einrichtungen, in denen 
medizinische und "para- medizinische" Dienste (wie zum Beispiel psychologi­
sche Beratung) integriert sind, erreicht werden - wobei die Familie als 
"therapeutische Einheit" schon beim frühkindlichen Erlernen gesundheitsbe­
zogener Verhaltensweisen mit einbezogen wird. Weitere Empfehlungen zur 
Prävention sind : 

- Verbesserung der Arbeits- und Lebensbedingungen sowie insbesondere 
des Umweltschutzes; 



- 115 -

- Erweiterung der Kenntnisse über Risikogruppen durch umfassende 

Auswertung der Arbeits- und Erwerbsfähigkeitsunterlagen der 
Kranken- und Rentenversicherungen; systematische Betreuung von 
Risikogruppen; 

- Einbettung gesundheitsbezogener Verhaltensweisen in die 
Entwicklung der Gesamtpersönlichkeit und Ersatz krank machender 
durch gesundheitsorientierte Verhaltensweisen; 

- Ausbau der sozialmedizinischen Einrichtungen, der sozialen 
Dienste sowie verschiedenartiger Beratungszentren. 

5. Rehabilitation und Nachsorge 

Eine wichtige Rolle spielen im Rahmen der Gesundheitsversorgung älterer 

Menschen auch Einrichtungen und Maßnahmen zur Rehabilitation bzw. Nachsorge . 
Dabei wird unter Rehabilitation im medizischen Sinn die Wiedereingliederung 
- oder der Versuch der Wiedereingliederung - von Menschen in das Alltags­
leben verstanden, die durch Unfall oder Krankheit aus ihren bisherigen 
Lebensbezügen gerissen wurden. Generell wird zwischen der medizinischen 
Rehabilitation im engeren Sinne, der beruflichen und der sozialen Rehabi ­
litation unterschieden. 

Ursprünglich wurden unter Rehabilitation vor allem Maßnahmen zur Wiederer­
langung der Arbeitsfähigkeit und zur Reintegration in das Berufsleben zu­
sammengefaßt, während heute der allgemeinere Gesichtspunkt einer, soweit 
möglich, selbständigen Lebensführung im Vordergrund steht. Für ältere 
Menschen bedeutet Rehabilitation vor allem eine Wiederherstellung der 
sozialen Kompetenz und Interaktionsfähigkeit. 

Enge Beziehungen bestehen zwischen der Rehabilitation bzw. Nachsorge und 
der sekundären Prävention, geht es doch auch bei der letzteren unter anderem 
darum, Rückfälle, Komplikationen, Spätfolgen und chronische Krankheiten 
zu vemeiden. So kann die systematische Abgewöhnung des Zigarettenrauchens 
bei Koronarpatienten aufgrund intensiver Betreuung unter dem Gesichtspunkt 
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der Nachsorge und dem der sekundären Prävention gesehen werden. Bei diesem 

Beispiel hat sich gezeigt, daß der Krankenhausaufenthalt allein bei den 
Patienten keine Verhaltensänderung bewirkt, daß aber die Einbindung in ein 

entsprechendes Gruppenprogramm d-i e Persön 1 i chkei t, den Lebenssti 1 und 

gesundhei tsbezogene Verha 1 tenswei sen grundlegend verändern können. 

Leider sind die Nachsorgeei nrichtungen in der Bundesrepublik außerordentlich 

dünn gesät, gleiches gilt für die Einrichtungen am Obergang zwischen dem 
medizinischen und dem sozialen Bereich, wie zum Beispiel Tagespflegeheimen. 
Auf den Mangel an Nachsorgeeinrichtungen ist auch der sogenannte Drehtür­
effekt bei der Behandlung älterer Menschen weitgehend zurückzuführen, der 
sieh insbesondere nach Akuterkrankungen in einer hohen Rückfallquote mit 
Wiedereinweisung ins Krankenhaus äußert. Bedenkt man, daß gerade der ältere 

Patient oft in Verhältnisse entlassen werden muß, mit denen er nach gerade 
überstandener Krankheit noch nicht zurechtkommen kann, wird die Bedeutung 
von Einrichtungen, die eine schrittweise Wiederanpassung an die gesund­
heitlichen, situativen und sozialen Aspekte des Allta9slebens ennögli­

chen, deutlich. 

Aus diesen Oberlegungen ergeben sich folgende Eßl)fehlungen: 

- Verbesserung der Rehabilitationseinrichtungen und der Rehabilita­
tionsmaßnahmen, verstärkter Ausbau von Tageseinrichtungen; 

- Aufbau und Ausbau entsprechender integrierter Einrichtungen, 
Ausbau ambulanter Hauspflege- und Transportdienste; 

- Einrichtung spezieller Beratungsstellen, zum Beispiel für 

Obergewichtige oder Schrittmacherträger. 

6. Pflegebedürftigkeit: Situation und Perspektive 

Zur Verdeutlichung des Problemfelds seien den speziellen Oberlegungen 
einige Zahlenangaben vorangestellt, die sich vor allem auf das Jahr 1975 
beziehen (Bundesministerium für Jugend, Familie und Gesundheit 1977, 

s. 5 ff.) . 
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Nach gängigen Schätzungen sind in der Bundesrepublik zwischen 5 Prozent 

und 9 Prozent der über 65jährigen Menschen pflegebedürftig (1975: zwischen 
440 000 und 790 000). Berücksichtigt man, daß rund 2 Prozent der über 

55jährigen in stationärer Pflege sind (1975: rund 176 000), so müssen sich 
zwischen 3 Prozent und 6 Prozent in häuslicher Pflege befinden 
(1975: zwischen 264 000 und 616 000} - wobei die letztgenannte Schätzung 
realistischer schei nt. 

Im Jahr 1975 erhielten von den rund 176 000 stationär Gepflegten 130 785 
(: 74,3 Prozent) "Hilfe zur Pflege" nach dem Bundessozialhilfegesetz (BSHG), 
von der unbekannten Zahl der zu Hause Betreuten waren es 105 719 - insgesamt 

wurden also 237 505 Personen unterstützt. Zwischen 1970 und 1975 stiegen die 
Ausgaben dabei von 1,1 Mrd. DM auf 2,9 Mrd. DM und damit auf mehr als ein 

Drittel des gesamten Sozialhilfeaufwands. Unter Berücksichtigung von Ein­
nahmen aus der 0bertragung von Rentenansprüchen usw. in Höhe von rund 

720 Mio. DM verbleiben Realausgaben von rund 2,18 Mrd. DM. 

Bei der stationären Pflege haben sich zwischen 1970 und 1975 die Brutto­
ausgaben pro Emptanger um rund 100 Prozent auf 11 954 DM erhöht, während 
die Ausgaben bei der häuslichen Pflege nur um 37 Prozent pro Fall auf 
2095 DM anstiegen. Die über die "Hilfe zur Pflege" erfaßten Hauspflege­
fäl le werden zu 89 Prozent von den Angehörigen, zu 8 Prozent von Nachbarn 
und Bekannten und nur zu 3 Prozent von "besonderen Pflegekräften" im 
Rahmen ambulanter Dienste versorgt. Dabei ist zu berücksichtigen, daß sich 
von 1970 bis 1975 die Zahl der stationär gepflegten Hilfeempfänger nur 
um 29 Prozent, die der zu Hause Gepflegten aber um mehr als 100 Prozent 
erhöht hat. 

6.1. Die Lage der Betroffenen 

Die Situation der Chronischkranken bzw. Pflegebedürftigen ist dadurch ge­

kennzeichnet, daß sich zu den krankheitsbedingten Benachteiligungen zu­
meist erhebliche finanzielle und damit weitere persönliche Probleme 
gesellen. Da die Krankenkassen eine Kostenübernahme außerhalb einer medi-
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zinischen Behandlung bzw. der unmittelbar mit ihr verbundenen Pflege zur 

Genesung ablehnen, sind die als chronisch krank bzw. pflegebedürftig 

etikettierten Personen bei einer Betreuung in stationären Einrichtungen 
zu rund 80 Prozent auf die Inanspruchnahme von Sozialhilfe angewiesen. Diese 

setzt eine Prüfung der eigenen Bedürftigkeit und eventuell der finanziellen 
Situation der unterhaltsverpflichteten Angehörigen voraus und führt zum 

Einsatz des über 3000 DM liegenden eigenen Vennögens sowie - bis auf gerin­
ge Taschengeld-Freibeträge - der eigenen Einkünfte. Hinzu kommt als 

psychologisches Moment häufig das Erlebnis einer Diskriminierung, ist doch 
auch nach heutigem gesellschaftlichem Bewußtsein alles, was mit Sozialhilfe 
zusammenhängt, nicht frei zu machen von der Vorstellung, daß es sich um 
etwas "Anrüchiges", "Unschickliches", "Ungehöriges" handelt und daß man 
als Sozialhilfeempfänger eigentlich nur eine Last für die Gesellschaft ist. 

Hat der zum Pflegefall gewordene, in einer stationären Einrichtung - zum 
Beispiel in einem Altenkranken- oder Pflegeheim - untergebrachte Sozial­
hilfeempranger allein gelebt, so wird seine bisherige Wohnung aufgelöst, 
die Einrichtung wird versteigert, und es können nur einige wenige persön­
liche Dinge mitgenommen werden. In den Heimen und Anstalten werden die 
Betroffenen zumeist im Rahmen einer strengen Einbindung in die Institution 
und ihre Ablauforganisation nur aufbewahrt und hinsichtlich ihrer körper­
lichen Bedürfnisse versorgt. 

6.2. Institutionelle Barrieren 

In die geschilderte Situation können nach überstandener Krankheit auch die­
jenigen ko01Den, die aus sozialen, psychologischen oder gesundheitlichen 
Gründen noch nicht soweit sind, daß sie wieder in ihrer Wohnung leben 
können. Die Betroffenen bleiben auch dann Heimralle, wenn sie zum Beispiel 
nach einem halben Jahr keine dauernde Betreuung mehr benötigen. Sie werden 
hospi talisiert, verlieren ihre Selbständigkeit, und die Sozialhilfe muß 

eventuell bis zu ihrem Lebensende die Kosten übernehmen , die zur Zeit immer­
hin bei rund 60 DM pro Tag l iegen . 
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Zu beklagen ist in diesem Zusammenhang die völlig unzureichende Situation 
der ambulanten Dienste und der teilstationären Einrichtungen wie zum Beispiel 
der Tagespflegeheime. Auch hier spiegelt sich die Benachteiligung der 
Chronischkranken bzw. Pflegebedürftigen gegenüber den Akutkranken in den 
unterschiedlichen Finanzierungs- und Abrechnungsmodalitäten bei Tages­
kliniken und Tagespflegeheimen wider. Während für die ersteren die Finan­
zierungsrichtlinien der stationären Akutversorgung gelten, ist für die 
letzteren die Eigenf inanzierung oder der Sozialhilfeträger maßgebend. Unter 
diesen Voraussetzungen führt die Inanspruchnahme eines Tagespflegeheims zu 
ähnli ch hohen Kosten wie die stationäre Pflege. So würde sich für die meisten 
Betroffenen - auch beim Vorhandensein einer ausreichenden Zahl von Tages­
pflegeheimen - nur die Alternative bieten: entweder ganz ins Heim zu gehen 
oder zu Hause zu bleiben, da die hohen Kosten für "ein bißchen Unterbrin­
gung" eine erhebliche psychologische Schranke bedeuten. Insofern ist eine 
akzeptable Regelung der Pflegekosten nicht nur für den stationären, sondern 
auch für den teilstationären und den ambulanten Bereich zu fordern. 

Ein grundsätzliches Problem besteht darin, daß die anfallenden Pflegekosten 
nicht gesplittet ausgewiesen werden. Weil die Institutionen nicht aus­
reichend den Bedürfnissen der Betroffenen entsprechen, weil sie zum Beispiel 
nur "gebündelte" und keine nach einzelnen Kostenarten differenzierten 
Lösungen anbieten, werden viele Altersrentner, die aufgrund ihres Eink01T111ens 
ein zufriedenstel lendes Leben führen könnten, bei Pflegebedürftigkeit in 
die Rolle des Sozialhilfeemprangers gedrängt. 

Durch die Vielzahl der Betroffenen hat sich der Charakter der Sozialhilfe, 
die ursprünglich als ein unteres soziales Auffangnetz gedacht war, verän­
dert, und eine neue Gruppe von "Armen" ist entstanden. Eine privilegierte 
Stel lung den Rentnern gegenüber nehmen jedoch die Pensionäre ein, für die 
im Falle der Pflegebedürftigkeit die Kosten von der Krankenkasse bzw. der 
Beihi lfe getragen werden. 
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6.3. Modelle der Finanzierung 

Die Oberlegungen zu einer Neuregelung der Pflegekosten haben einen Abbau 

von Benachteiligungen der Pflegebedürftigen gegenüber den Akutkranken zum 

Inhalt (s. auch Kuratorium Deutsche Altershilfe 1974). Hingewiesen wird 
auch auf die sich mit diesen Fragen beschäftigende Bund-Länder-Arbeits­
gruppe. Von den sich hier in der Diskussion befindlichen Modellen ist vor 
allem der Vorschlag der Arbeiterwohlfahrt ("AWO-Modell") von Bedeutung. 
Dieser sieht eine Aufteilung der Gesamtpflegekosten in "Hotelkosten" 
(Wohnen, Ernährung, Heizung, Beleuchtung usw.), "Behandlungskosten" und 
"Pflegekosten im engeren Sinne" vor (Arbeiterwohlfahrt 1977). Im Hinblick 
auf die gegenwärtige Situation ist auch eine Sozialhilfelösung denkbar, 
vermindert um die diskriminierenden Momente wie Inanspruchnahme der unter­

haltspflichtigen Angehörigen, Einsatz des Vermögens und des Einkommens usw. 
Ein solches Verfahren wird schon heute bei bestimmten Gruppen - so bei den 
sozial Gefährdeten und im Rahmen der Eingliederungshilfe - praktiziert. 

Von den verschiedenen Finanzierungsmodellen wurden die "steuerliche" und 
vor a 11 em die "vers i cherungsmäßi ge" Lösung ausführl i eh besprochen. Während 
die erstere insbesondere an der Finanzierung der Einrichtungen und der 

Senkung der Benutzerkosten über entsprechende Steuerabgaben ansetzt, bein­
haltet die letztere eine Absicherung gegen das individuelle Risiko 
"Pflegebedürftigkeit" über Beitragszahlungen. Beide Möglichkeiten können 
auch miteinander kombiniert werden - zum Beispiel indem eine versicherungs­
mäBige Lösung aus Steuermitteln mitfinanziert wird (s. auch Bundesministe­
rium für Jugend, Familie und Gesundheit 1977, S. 19 ff.). 

Zugunsten einer steuerlichen Lösung wurde angefuhrt, daß es sozialpolitisch 
nur schwer durchsetzbar erscheint, die Beiträge der Kranken- und Rentenver­
sicherung noch weiter zu steigern. Dabei könnte nämlich eine Entwicklung, 
wie sie in Berlin schon stattfand, eintreten, die zu einer staatlichen 

Subventionierung der Krankenkassen führt. So gesehen sei es fraglich, ob 
eine versicherungsmäßige Lösung nicht ein komplizierter Umweg ist und man 
nicht gleich eine steuerliche Lösung anstreben sollte. Im Prinzip ist es 
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nämlich gleich, ob man die benötigten Beiträge direkt aus Steuermitteln 

finanziert oder ob man die Sozialversicherung als Institution zwar auf­
rechterhält, letztlich aber nur über staatliche Subventionen. 

Zu beachten ist andererseits, daß das Steuerprinzip auf progressiv stei­

genden Abgaben, bezogen auf das Einkommen, basiert und innerhalb der 
"Soli dargeneinschaft der Steuerzahl er" eher einen Ausgl ei eh unter Quer­
schni ttsgesi chtspunkten betont. Dabei ist die Verwendung der steuerlichen 
Abgaben, die letztlich in einen großen Topf kommen, fur den einzelnen 
nicht mehr einsichtig und transparent genug. Zudem besteht die Gefahr, daß 
die breite Streuung der Subventionen auf Einrichtungen sich nicht voll 
zugunsten der Betroffenen auswirkt und die Zahl der Sozialhilfeempfänger 
nicht entscheidend gesenkt wird. 

6.4. Versi cherungsmäßige Finanzierung der Pflegekosten 

Vergegenwärtigt man sich, daß der Pflegebedürftigkeit regelmäßig eine 
"behandlungsbedürftige" Krankheit vorangegangen ist, daß also eine kontinu­
ierliche Entwicklung vorliegt, so ist eine Erweiterung des Krankheitsbe­
gri ffs naheliegend, bei der die strenge Trennung zwischen beiden Zuständen 
aufgehoben ist zugunsten eines umfassenden Versicherungstatbestandes. 

Demgegenüber werden bei der gegenwärtigen Regelung die Pflegekosten auf 
zwei Träger verlagert, nämlich einmal zum überwiegenden Teil in die Sozial­
hilfe und zum anderen - weitgehend verdeckt - in die Krankenversicherung, 
wobei niemand weiß, wie viele Pflegefälle heute in den Kosten der Kranken­
versicherung enthalten sind. Insofern erscheint aus Gründen der "Bilanz­
klarheit und -wahrheit" eine versicherungsmäßige Regelung, die alle 
Krankheits- und Pflegekosten umfaßt, transparenter. Eine einheitliche Kosten­
übernahme würde auch die "Ritzen- und Reibungsproblematik", die im Grenz­
bereich zwischen verschiedenen Leistungsträgern immer wieder auftaucht, 

ausschließen. 

Grundsätzlich kann eine Finanzierung der Pflegekosten entsprechend dem 
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Versicherungsprinzip im Rahmen der Sozialversicherung - d.h. der gesetz­
lichen Kranken- und Rentenversicherung - oder einer Privatversicherung 
erfolgen. Im Hinblick auf eine unkomplizierte Organisation der Beitrags­

verwaltung und auf den großen Anteil der bereits Versicherten wird ein 
Schutz gegen das Risiko "Pflegebedürftigkeit" im Rahmen der GKV bevorzugt. 
Dabei ist auch die Absicherung gegen einen Teil des Gesamtrisikos denkbar, 

wie zum Beispiel gegen die "eigentlichen Pflegekosten", bei Obernahme eines 
bestimmten Ante i ls für Begleitkosten, wie sie im Alltagsleben bzw. im 

häus 1 i chen Berei eh auch anfa 11 en ( "AWO-Mode 11 "} . 

Zu beachten ist, daß die Sozialversicherung auf dem Prinzip der Proportio­
nalität von Einkommen und Beiträgen beruht. Dabei ist einer der Grundge­

danken auch der gesetzlichen Krankenversicherung, diese Proportionalität 
während des ganzen Lebensversicherungszeitraums aufrechtzuerhalten, während 

die Risiken und Leistungen in den verschiedenen Lebensphasen schwanken. 
Insofern kommt es innerhalb der "Sol idargemeinschaft der Versicherten" zu 
einem Ausgleich von Lasten und empfangenen Leistungen eher unter Längs­

schnittgesichtspunkten. 

6.5. Beitragssätze und Belastungsgrenzen 

Als Beispiel einer versicherungsmäßigen Lösung, die allerdings über staat­
liche Zuschüsse und Beiträge f i nanziert wird, die bei abhängigen Beschäftig­
ten mit der Steuer einbehalten werden, ist die Niederländische Volksver­
sicherung für außergewöhnliche Krankheitskosten entsprechend dem Gesetz von 

1976 zu nennen (s . auch Bundesministerium für Jugend, Familie und Gesund­

heit 1977, S. 25). 

Bei dieser liegt der Beitragssatz zur Zeit bei rund 3 Prozent des Einkonrnens , 
die Beitragsbemessungsgrenze lag 1977 bei 38 000 niederländischen Gu lden 

pro Jahr. übernommen werden die Kosten für die Unterbringung, Verpflegung 
und Heimpflege; Personen über 65 Jahren , die eine Al tersrente erhalten, 
müssen nach einem halben Jahr ei nen Beitrag leisten . Unterhalb eines be­
stimmten Mindesteinkommens wird nicht einmal ein derartiger "Sockelbetrag" 
erhoben. Unter bestimmten Voraussetzungen werden die Kosten für die Haus-
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pflege als Ersatz rur eine stationäre Pflege übernonvnen. 

Von ausschlaggebender Bedeutung für die Realisierung einer Neuregelung der 
Pflegekosten entsprechend der steuerlichen oder der versicherungsmäßigen 

Lösung sind die für den einzelnen jeweils anfallenden Mehrkosten. So würde 
sich zum Beispiel beim letztgenannten Modell nach vorläufigen Schätzungen 
eine zusätzliche Beitragsbelastung von 0,8 Prozent bis 2,0 Prozent des 
versicherungspflich~igen Einkommens ergeben, so daß sich der Beitrag zur 
gesetzlichen Krankenversicherung von zur Zeit 11,4 Prozent auf 12,2 Prozent 
bzw. 13,4 Prozent erhöht. Eine weitere Steigerung der Steuem oder der 
Sozialabgaben ist sozialpolitisch sicher nicht unproblematisch und würde 
zunächst auf erhebliche Widerstände der Betroffenen stoßen. Andererseits 
wird zum Beispiel bei der Sozialversicherung seit mehr als 50 Jahren immer 

wieder behauptet, daß die Beiträge nicht weiter erhöht werden können - und 
doch wurde bisher jede Steigung von den Beitragszahlem verkraftet. 

Die Grenzen der finanziellen Belastung müssen demnach als flexibel und von 
mehreren Faktoren abhängig gesehen werden. Es ist jedoch auch darauf hinzu­
weisen, daß bestilllllte gesellschaftliche Bedingungen und Einstellungen die 
Bereitschaft der Bevölkerung zur Zahlung höherer Beiträge senken können. 

Um die politische Durchsetzbarkeit zu gewährleisten, ist deshalb eine um­
fassende und systematische Uffentlichkeitsarbeit notwendig - mit dem Ziel 
eines Bewußtmachens bzw. einer Veränderung der Präferenzstruktur von Bedürf­
nissen. Hierbei müßte dem Risiko einer Pflegebedürftigkeit im Alter - und 
dem zumeist damit verbundenen Zwang zum Einsatz der eigenen Einkünfte und 
Erspamisse, der Heranziehung der unterhaltspflichtigen Kinder bzw. der 

Inanspruchnahme der Sozialhilfe - das Angebot einer Versicherung gegen das 
Risiko "Pflegebedürftigkeit" mit einer relativ geringen Beitragserhöhung 
in der GKV gegenübergestellt werden. 

Die Erörterung einiger Hauptprobleme der Pflegebedürftigkeit führte zu 
folgenden Empfehlungen: 



- 124 -

- Erweiterung des Krankheitsbegriffs bzw. des Begriffs 

der "Behandlungsbedürftigkeit"; 
- Wei t ergehende Integration der Pflegebedürftigen in das 

System der medizinischen Versorgung; 
- Neuregelung der Pflegekosten nach versicherungsmäßigen 

Pr inzipien, eventuell rur besti1T111te Kostenarten; 
- Ausbau der teilstationären und ambulanten Einrichtungen 

sowie de r sozia len Dienste, Verbesserung der Hauspflege; 
- Förderung der Gruppenbildung bei den Betroffenen zur 

Durchsetzung berechtigter Forderungen und zur gegenseitigen 

Hilfe . 
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IV. ARBEITSGRUPPE: EINKOMMENSSITUATION ÄLTERER MENSCHEN 

Die Einkommenssituation älterer Menschen 

von Hans-Jürgen Krupp (Berlin) 

1. Die Datenlage 

Unsere Informationen über die Einkommenssituation älterer Menschen sind 
nach wie vor schlecht. Dies liegt nicht nur daran, daß bestimmte Daten 
nicht vorhanden sind, viel gewichtiger ist der Tatbestand, daß sie der 

Wi ssenschaft nicht zugänglich sind. 

In diesem lande existiert eine Fülle von interessanten Daten bei den sta­
tistischen Ämtern und in Institutionen der Sozialversicherung, die bisher 
für eine Analyse der Einkommenssituation älterer Menschen nur in geringem 
Umfang in Anspruch genommen worden sind. Dies hat vielerlei Gründe. Ein-
mal reichen die den statistischen Ämtern zur Verrugung stehenden Mittel in 
der Regel nicht aus, um Ergebnisse für Sonder- und Randgruppen vorzulegen. 
Zum anderen ist es sehr häufig nötig, gerade in diesem Bereich Datenberei­
nigungen vorzunehmen, die sehr zeitaufwendig sind . In den Bürokratien und 
Mi nisterien wiederum ist die Bereitschaft, diese Daten zur Verfügung zu stel­
l en, oft gering, weil auf dieser Basis eine Diskussion der Politik der je­
we i li gen Institution erleichtert wird. In jüngster Zeit spielt hier insbe­
sondere der Datenschutz eine wesentliche Rolle, obwohl es nicht sicher ist, 
ob der Datenschutz nur vorgeschobenes Argument oder tatsächliches Motiv ist. 
In j edem Falle wäre festzuhalten, daß auch in der Wissenschaft die Beachtung 

von Datenschutzgesichtspunkten möglich ist, so daß Datenschutzargumente 
erns thaft nicht herangezogen werden können, um der Wissenschaft die benötig­
ten Daten vorzuenthalten. Die Wissenschaft ist nur an anonymisierten Mikro­
daten i nt eress i ert, die Kenntnis einzelner Individuen oder gar die Publi­
kation i ndividueller Verhältnisse ist unnötig und nicht beabsichtigt. 

Di ese Entwicklung t reibt oft sel tsame Blüten. Ich werde mich im folgenden 
überwiegend an die von SCHMÄHL (1978) für das Jahr 1969 publizierten Ergeb-
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nisse halten, weil dies das letzte Jahr ist, in dem ein relativ unbeschränk­
ter Datenzugang für die Wissenschaft existierte. Dies muß ich tun, obwohl mir 
persönlich durchaus neuere Daten zugänglich sind, dies aber nicht in meiner 
Eigenschaft als Wissenschaftler, sondern in meiner Eigenschaft als Vorsit­
zender der Transfer-Enquete-KoOJTiission der Bundesregierung. In Zusammenar­
beit zwi schen Statistischem Bundesamt und Koordinierungsstelle der Transfer­
Enquete-Kommission sind zahlreiche Tabellen für die Jahre 1973 und 1977 er­
stellt worden, die jedoch zur Zeit nicht verfügbar sind, weil die Transfer­
Enquete-KoOJTiission nur an die Bundesregierung berichtet. Diese Situation 
wird durch die Veröffentlichung des Zwischenberichts der Transfer-Enquete­
KoOJTiission im Frühjahr 1979 zumindest an dieser Stelle verbessert werden 
(Transfer- Enquete-Kommission 1979). 

Deutlicher kann man die Situation nicht charakterisieren, in der sich die 
Wissenschaft in bezug auf Daten heute befindet. Dieser Zustand ist uner­
träglich und bedarf baldiger Änderung. Anlaßpunkt könnten hierfür sowohl 
die lfovell ierung des statistischen Gesetzes wie eine Novellierung des Bun­

desdatenschutzgesetzes sein. 

Besonders bedauerlich ist, daß die Daten, die in den Institutionen der so­
zialen Sicherung vorhanden sind, bisher kaum wissenschaftlich genutzt wer­
den können. Auch hier hat sich ein sehr vorschnell formulierter Datenschutz­

paragraph, der§ 35 des Allgemeinen Sozialgesetzbuches 

"(1) Jeder hat Anspruch darauf, daß seine Geheimnisse , insbesondere die 
zum persönlichen Lebensbereich gehörenden Geheimnisse sowie die Betriebs­
und Geschäftsgeheimnisse, von den Leistungsträgern, ihren Verbänden, den 
sonstigen in diesem Gesetzbuch genannten öffentlich -rechtlichen Vereini­
gungen und den Aufsichtsbehörden nicht unbefugt offenbart werden. Eine 
Offenbarung ist dann nicht unbefugt, wenn der Betroffene zustinvnt oder 
eine gesetzl i ehe Mittei 1 ungspfl icht besteht", 

als problematisch erwiesen. Auch hier ist eine Novellierung notwendig und 
wohl auch im Gange. Es ist zu hoffen, daß dann auch die Bereitschaft der 
Institutionen der sozialen Sicherung steigt, ihre Datenbestände der Wis­
senschaft zugänglich zu machen. 
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2. Die Einkommenssi t uation älterer Menschen im Gesamtspektrum der Einkorrmen 

Für das Jahr 1969 liegt eine Fülle von publiziertem Material zur Einkorrmens­
situation vor. Die Informationen stammen häufig aus den Quellen des SPES­
Projektes, das vie l Mühe in die Verbesserung der Datenlage investiert hat 

(KRUPP u. GLATZER 1978). 

Es i st sehr schwier i g, allgemeine Aussagen über die Einkommenssituation im 
Al t er zu machen, weil eigentlich nur ei n Faktum feststeht, daß nämlich die 
Ei nkolllTlenssituati on sehr unterschiedl ich ist. Unter den Älteren befindet 
sich nach wie vor ein großer Teil unserer Armutsbevölkerung. Es befinden 

sich hierunter aber auch Personen und Haushalte, deren Einkommenslage sich 
nach der Pensionierung eher verbessert hat. Eine große Zahl älterer Men­
schen hat freilich ihren Lebensstandard im Ruhestand im großen und ganzen 

aufrechterhalten können . Schließl i ch gehört das Altersversorgungssystem 
der Bundesrepublik Deutschland nach wie vor zu denjenigen, bei denen infla­
tionäre Entwicklungen und Steigerungen des Nominaleinkommens der erwerbs­
täti gen Bevölkerung in hohem, wenn nicht gar im höchstem Maße bei der Fest­
legung des Einkommens der älteren Bevölkerung berücksichtigt werden. 

Nun zu den Kritikpunkten: zweifellos liegen die Einkommen der älteren Men­

schen signifikant unter jenen der Erwerbstätigen . Tabelle 1 teilt die Be­
völkerung in Quintile auf , die jeweils 20 Prozent des Haushaltsnettoein­
kommens erfassen , wie die untersten Reihen verdeutlichen. Das 1. Quintil 
stellt sozusagen den untersten Einkommensbereich dar, das oberste ist noch 
einmal aufgeteilt in den obersten 5 %-Bereich und den zweithöchsten 15 %­
Bereich . Es wird deutlich, daß die Altersgruppe 65 und mehr Jahre in den 
Jahren 1962/63 mit 40 Prozent und im Jahre 1969 mit 39,4 Prozent schwer­
punktmäßig im ni edr igsten Einkommensbereich angesiedelt ist. Vergleicht 
man mit der Gruppe der 31- bis 36jährigen, die sich sozusagen in der 
opt imalen Phase der Erwerbstätigkeit befinden, so sind nur 5 Prozent in 
diesem untersten Quintil angesiedelt . 

Von den über 65jährigen ist der größte Teil in den beiden untersten Quin­
tilen. Aber - und dies ist Beleg für meine oben angeführte These - auch in 
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den obersten Quintilen finden sich gewisse Anteile, und diese Betroffenen 
verfügen dann doch über relativ gute Einko11111en. Wir haben zum Beispiel im 
obersten Quintil nach wie vor rund 15 Prozent der Haushalte mit einem Haus­
haltsvorstand von mehr als 65 Jahren. Zusa11111enfassend ist festzuhalten, daß 
die älteren Menschen zwar schwerpunktmäßig in den untersten Einkommensklas­
sen anzutreffen sind, daß es aber auch in den oberen Einkommensklassen 

nach wie vor einen beträchtlichen Anteil älterer Menschen gibt . 

3. Das Armutsprobl em im Alter 

Es ist deutlich geworden, daß im Bereich sehr niedriger Einkommen Probleme 
liegen. Infolgedessen ist es wichtig, das Armutsproblem etwas spezieller zu 
beleuchten. Angesichts des relativen Reichtums der Bundesrepublik Deutsch­
land bedarf es besonderer Erläuterungen, warum es nach wie vor eine so 
große Anzahl von armen älteren Menschen gibt. 

Es ist hier nicht der Ort, eine allgemeine Armutsdiskussion zu führen, da­
her soll auch nur ein sehr eingeschränktes Armutskonzept benutzt werden, 
das nur an das Einkommen anknüpft. Es gibt im Alter eine ganze Reihe ande­
rer Kriterien, die auch zur Armut führen. Armut zeigt sich nicht nur in 

mangelndem Einkommen, sondern auch in der mangelnden Möglichkeit, bestimmte 
öffentliche Güter anzunehmen und sich am Leben in einer angemessenen form 
zu beteiligen. 

Tabelle 2 geht von einem an der Sozialhilfe orientierten Standard der Armut 
aus. Es ist vereinfachend ein Einkommen in Höhe des Sozialhilfesatzes plus 
der aktuell gezahlten Miete, d.h . , es wird ein ganz bescheidenes und nied­
riges Armutskonzept benutzt. Es führt eher zu niedrigen als zu hohen Ar­
mutszahlen. Andere Armutskonzepte führen zu höheren Armutszahlen. Armuts­
grenzen sind immer Konvention - es gibt keine absolute Aussage über die Ar­
mut. Die Arbeit, aus der diese Zahlen entnommen sind (KLANBERG 1977), 
zeichnet sieh gerade dadu·rch aus, daß unterschi edl i ehe Konzepte vorgestellt 
werden und dann gezeigt wird, wie sie sich jeweils auf die Größe und 
Struktur der Armutsbevölkerung auswirken. 
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Der Tabelle 2 ist der sehr gravi·erende Tatbestand zu entnehmen, daß im Be­
reich 65 Jahre und älter - hier handelt es sich invner um Haushalte mit 

einem Haushaltsvorstand von 65 unq mehr Jahren - ungefähr 73 Prozent der 
Haushalte, die in dieser Definition als arm bezeichnet werden müssen, an­
zusiedeln sind. Bei einer solchen Armutsdefinition ist der Schwerpunkt die 
Armut im Alter. Nun zeigt aber die letzte Spalte, daß die Armenhaushalte, 
von denen wir hier sprechen, nur 2,5 Prozent der Haushalte mit einem Haus­
haltsvorstand von 65 bis 69 Jahren ausmachen und nur 3,6 Prozent der Haus­
halte mit einem Haushaltsvorstand von 70 Jahren und mehr . Das heißt , aus 
dieser Zahl kann man nicht die generelle Unterversorgung unserer Altenhaus­

halte ableiten , sondern nur den Umstand, daß diejenigen, die nach dieser 
Definition als arm bezeichnet werden, vorwiegend alt sind. 

In Tabelle 3 ist die Armutsbevölkerung nach Größe der Haushalte gegliedert. 

Hervorzuheben ist hier das überwiegen der Ein-Personen-Haushalte. 33 Pro­
zent der Armenhaushalte sind Ein- Personen-Haushalte mit einem Haushaltsvor­

stand, der 70 Jahre und älter ist. 18 ,2 Prozent der Armenhaushalte haben 
einen alleinstehenden Haushaltsvorstand im Alter von 65 bis 69 Jahren. Die 
Gruppe der Al le instehenden ist ganz offensichtlich am meisten von Armut be­
troffen . 

Tabelle 4 relativiert dieses Ergebnis etwas. Hier wird mit einer relativen 
Armutsgrenze gearbeitet, die an dem durchschnittlichen Einkommen in der ge­
samten Volkswirtschaft pro "fiktiven" Kopf ausgeri chtet ist. Für ein stren­
ges Armutskonzept werden 40 Prozent dieses "fiktiven" Pro-Kopf-Einkommens 

zugrunde gelegt, für ein milderes 50 Prozent. Das strenge Konzept ist im 

linken Bereich der Tabelle ausgewiesen, das milde im rechten. Die Bezeichnung 
"fiktives" Pro-Kopf-Einkorrmen wird gewählt, weil bei der Berechnung des Pro­

Kopf-Einkommens im Haushalt zwar die Anzahl der Haushaltsmitglieder berück­
sichtigt wird, jedoch nur der Haushaltsvorstand mit vollem Gewicht eingeht, 
während die übrigen Personen nur mit 70 Prozent angesetzt werden. Dieses Ver­
fahren ist vergl eichbar mit der Bedarfsermittl ung bei der Berechnung der So­
zialhilfe. Hierbei wird freilich sehr viel genauer auf die Situationen der 
einzelnen Personen abgestellt . 

Generell führt dieses schematische Verfahren dazu, daß jetzt große Kinder-
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zahlen deutlich durchschlagen. Die Annutsbevölkerung wird etwas anders 
aufgeteilt. Nach wi e vor gibt es aber beachtliche Annut im Alter, insbe­
sondere wenn man das milde , d.h. höhere relative Armutsniveau annimmt. 
Nach diesem Konzept sind noch 12,6 Prozent der Haushalte mit einem Haus­

haltsvorstand von 70 Jahren und älter ann. Freilich zählen nach diesem 
Annutskonzept auch kinderreiche Familien zur Armutsbevölkerung. 

Die Zahlen machen das Problem der Annut im Bereich der Altenhaushalte deut­
lich. Sie zeigen aber auch - wenn auch nicht so explizit in den vorgeleg­
ten Tabellen-, daß es nach wie vor eine große Anzahl von Haushalten gibt, 
die an sich sozialhilfeberechtigt wären, Sozialhilfe aber nicht in Anspruch 
nehmen. Dies ist nach wie vor ein schwieriges Problem. Bei alten Leuten 
spielt die Möglichkeit des Regresses auf Familienangehörige sicherlich 
eine große Rolle. Nach gängiger Erklärung wird der Familienfriede höher ge­
schätzt als die zu erlangenden zusätzlichen Mittel des Sozialamtes. Darüber 
hinaus ist wohl auch der Vermögensbesitz ein Problem. Vermögensbesitz führt 
häufig ohne genaue Prüfung des Einzelfalls zu der Meinung, Sozialhilfe könne 
nicht in Anspruch genommen werden. 

Tabelle 5 stellt den Vermögensbesitz privater Haushalte mit Haushaltsvor­

ständen von 60 und mehr Jahren mit Haushaltsnettoeinkommen innerhalb der 
Sozialhilfegrenzen dar. Dies sind im großen und ganzen also nur die Armen­
haushalte. Es zeigt sich, daß eine beträchtliche Zahl insbesondere der 
Zwei - Personen-Haushalte dieser Gruppe über Hausbesitz verfügt. Von den 
Zwei- Personen-Haushalten im Alter von 60 bis 64 Jahren sind es immerhin 
71 Prozent, von den Zwei - Personen-Haushalten von 65 bis 69 Jahren immerhin 
noch 44 Prozent und bei den 70 Jahre und älteren 38 Prozent. Leider enthält 
die Tabelle keine Angaben über die Höhe der Sparguthaben, es sei denn, man 
berücksichtigt die Durchschnittswerte, die in der letzten Spalte ausge­
druckt sind. Es zeigt sich, daß diese Haushalte auch zu einem hohen Satz 
über Sparguthaben verfügen, wobei die Betroffenen - ob zu Recht oder zu 
Unrecht - befürchten, die Inanspruchnahme von Sozialhilfe gefährde diese Er­
sparnisse. Die Situation der Haushalte unter der Sozialhilfegrenze, die So­
zialhilfe nicht in Anspruch nehmen, wird weiter diskutiert werden müssen. 
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Ei n weiteres Problem ist zu berücksichtigen: Die Sozialhilfe ist eigent­
lich als eine Hilfe für besondere Situationen gedacht, in der Terminologie 
der Sozialhilfe für "besondere Lebenslagen". De facto ist es aber so, daß 
die Sozialhilfe für viele alte Menschen eine "Quasirente" oder ein Renten­
ersatz geworden ist. Damit sind zahlreiche Probleme verbunden, die weiter 
diskutiert werden müssen. So sollte sich die Gerontologie einmal den psy­
chologischen Problemen zuwenden, die darin bestehen, daß jemand sein Leben 
lang gearbei tet hat und nun auf einmal der Gesellschaft zur Last fällt. Be­

dürftigkeitsprüfungen verschärfen dieses Problem. 

4. Die Kumulationsproblematik 

Experten wissen, daß die Frage der Einkommenskumulation speziell im Alter 
ein weitgehend ungeklärtes Feld berührt. Alle Zahlen, die man vorlegen kann, 
sind problematisch. In der Regel wird die Meinung vertreten, die Rolle der 
Kumulation werde etwas überschätzt. 

Tabelle 6 zeigt auf der Basis von Personen - bisher wurde immer mit Haus­
halten argumentiert-, daß 67 Prozent der Personen eine Rente beziehen und 
33 Prozent zwei und mehr Renten. Danach bezieht zwar die Mehrheit der Per­
sonen nur eine Rente, aber 33 Prozent der Personen, die mehr als eine Rente 
beziehen, stel l en doch eine beachtliche Größenordnung dar. 

Die Bedeutung der Kumulation wird sehr unterschiedlich interpretiert. Für 
die einen führt die Kumul ation dazu, daß es "Oberversorgungen" gibt, für 
die anderen bewirkt die Kumulation das genaue Gegenteil. In dem einen Fal l 
geht man von der Hypothese aus, daß die einzelne Leistung gerade auf den 
Bedarf eines Individuums zugeschnitten sei , so daß eine Kumulation mehrerer 
Leistungen über diesem Bedarf l iegt. In dem anderen Fall unterstellt man , daß 
bei der Bemessung der Sätze der Einzelleistungen schon eine gewisse Kumula­
tion eingerechnet sei, so daß eine Vollversorgung erst auf der Basis von 
Kumulationen erreicht werden kann. Das Ausbleiben von Kumulationen ist in 
diesem Fall Ursache von Unterversorgung. 
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Beide Hypothesen lassen sich in dieser einfachen Form empirisch nicht be­
legen. Es gibt zahlreiche Einzelleistungen, die zu einer Versorgung weit 
unter dem Sozialhilfeniveau führen, wenn dieses einmal als Bezugsstandard 
eingeführt werden soll. Andererseits gibt es zahlreiche Einzelleistungen, 
di e als solche als ausreichend zu betrachten sind, bei denen eine zweite 
Leistung also nicht Voraussetzung für eine ausreichende Versorgung ist. 

Die Kumulat i on als solche ist sozialpolitisch heftig umstritten. Für die 
einen ist sie logische Konsequenz aus einem immer noch als Versicherung 
aufgefaßten sozialen Sicherungssystem, für die anderen ist sie Auswirkung 
eines sozial en Sicherungssystems, das nicht bereit ist, sich an der Situa­
tion des Individuums zu orientieren. Natürlich ist es richtig, daß Kumu­

lationen zugelassen werden müssen, wenn im laufe des Lebenszyklus die Mög­
lichkeit besteht, unterschiedliche Altersversorgungen aufzubauen. Dies 
gilt insbesondere, wenn der vom Mann aufgebaute Anspruch nach dem Tode 
des Mannes nicht untergehen soll . Genauso richtig ist es aber auch, daß 
ein solches System nur sehr schwer erlaubt, die tatsächliche Lebenssitua­
tion des Individuums, auch wenn man zu dieser seine Einkommensvergangenheit 
dazu zählt, in Betracht zu ziehen. Insofern führt die Kumulation nicht nur 
zu einem sehr heterogenen und unübersichtlichen Altersversorgungssystem, 
sie führt auch dazu , daß ihr Ergebnis nur schwer als "gerecht" akzeptiert 
werden wird, wenn auch nur die normalerweise gebrauchten Gerechtigkeits­
kriterien herangezogen werden. 

Auch wenn die Kumulation rein quantitativ überschätzt wird, sollte sie ins­

gesamt immer erneut überdacht werden. Ein System, das weitgehend auf Kumu­
lationen verzichtet, dafür aber die Einzelleistungen so hoch ausbringt, daß 
eine hö here Wahrscheinlichkeit besteht, daß sie ausreichend sind, wäre dem 
jetzigen System sicher vorzuziehen. Dies müßte übrigens keineswegs bedeuten, 
daß man die Einkommensbezogenheit der Beiträge und Leistungen aufhebt. Es 
wäre durchaus möglich, ein System zu schaffen, in dem zu einem bestimmten 
Zeitpunkt nur Ansprüche in einem sozi alen Sicherungssystem entstehen, die 
bei Obergang in ein anderes soziales Sicherungssystem an dieses weiterge­
geben werden. Dies gilt insbesondere für den Bereich des öffentlichen 
Dienstes. 
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TABELLE 7 

Relation dtt 3UJ.A:abd~hiacn Einkommens von 2•Pt>rson~n• KJ1Jshaltten 
mit mannlichcm Haushalt.svorstand zu dem von 

1-Personen-Haushalten mit 

HV bez:iehl rnlnnliche.n HV weibUdtt:m HV 

R,nte, keine Pension 1,08 1,79 
Rente + Pension 1,15 1,72 
Penslon. keine Rente 1,07 1,57 
alle 1,08 l,'4 

Re-1.,,tion des ausca!xfilhlcen Einkommens von 
1-Penon~n-Haushallen ,·on MIMem zu Fraum 

HV bez.l•hl 

Rente, keine Pfflslon 
Rente + Pension 

Pension, kelnt: Rente 

alle 

1,111 

1,49 

1,te 

1,73 

Quelle: Schmähl. , ~!.: Zur Einkorrmenssit;uation äUerer 
Menschen , in H.P. Widn-aier (Hrsg.): Zur neuen sozia-
1.en F'l'age , Berl.in (1978) , S . 224/225. 

j 
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Die zweite wichtige Ursache von ·Kumulationen sind die abgeleiteten Ansprü­
che der Hinterbliebenenversorgung, hier insbesondere der hinterbliebenen 
Frau. Mit der Situation der alleinstehenden Frau müssen wir uns ohnehin 
gesondert beschäftigen. Ohne Zweifel ist das Kumulationsergebnis gerade 

in diesem Bereich wenig plausibel. Ein Ehepaar, bei dem die Frau nicht er­
werbstätig war, hat Anspruch auf 100 Prozent der Rente des Mannes. Ober­
lebt nur der Mann, bleibt es bei diesem Anspruch, obwohl er jetzt allein 
von der Rente lebt. Seine Situation hat sich also relativ verbessert. über­
lebt die Frau, erhält sie nur noch 60 Prozent der Rente - eine Regelung, 
die gerade noch als plausibel angesehen werden kann, obwohl sie teilweise 
zu sehr niedrigen Renten ruhrt. Hat die Frau eine eigene Rente, kommt 
diese in jedem Fall entweder zu der Rente des Mannes hinzu oder zu ihrer 
Hinterbliebenenrente. Je nach Höhe ihrer Rente ist jetzt die Frau beim über­
leben unter Umständen relativ besser gestellt. 

Daß dieses ganze Spektrum nicht umgekehrt gilt, rundet das Bild nur ab. 
Hat die Frau eine Rente, bekoTIJTit hiervon der Mann keine Hinterbliebenen­
rente , es sei denn, die Frau hat vorher den überwiegenden Lebensunterhalt 
des Haushalts bestritten. Die abgeleiteten Ansprüche der Frau für ihren 
Mann entfallen damit, obwohl die Frau Beiträge in derselben Höhe gezahlt 
hat. Dies war ja auch Anlaß rur den Spruch des Bundesverfassungsgerichts, 
der bis zum Jahre 1984 eine Neuregelung aufgegeben hat. Inzwischen arbeitet 

hieran die von der Bundesregierung eingesetzte Sachverständigenkommission 
für die soziale Sicherung der Frau und der Hinterbliebenen. 

5. EinkoTIJTiensprobleme der älteren Frau 

Oben wurde darauf verwiesen, daß die alleinstehenden Haushalte in der Ar­
mutsbevölkerung eine Rolle spielen. Dies kann man nun noch verschärfen: Es 
sind insbesondere die alleinstehenden weiblichen Haushalte . Tabelle 7 ver­
gleicht die Relation des ausgabefähigen EinkoTIJTiens von Zwei-Personen-Haus­
halten mit männlichem Haushaltsvorstand mit jenem von Ein-Personen-Haushal­
ten mit männlichem Haushaltsvorstand. Die Relation beträgt 1,06 oder 1,15 
in Abhängigkeit von den Kumulationsfällen. Dies ist auf den Kopf bezogen 
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nicht plausibel. In der rechten Spalte sind die entsprechenden Zahlen für 

Haushalte mit weiblichem Haushaltsvorstand abgedruckt. Es ergibt sich der 
Durchschnitt von 1,84. Dies bedeutet, daß der Ein-Personen-Haushalt mit 
weiblichem Haushaltsvorstand durchschnittlich 54 Prozent des Einkommens 
des Zwei- Personen-Haushalts mit männli chem Haushaltsvorstand erhält . Der 
Wert liegt also noch unter den 60 Prozent, die wir übli cherweise al s Norm 
annehmen - eine sehr problematische Situation. Denselben Effekt ermitteln 
wir in der Relation zwischen den ausgabefähigen Einkommen von Ein-Personen­
Haushalten von Männern und Frauen. 

6. Lösungsansätze 

Die bisher vorgelegten Analysen zeigen, daß die Gesamtsi t uation erneut über­

dacht werden muß. Es kann nicht dabei belassen werden , daß die Situation 
der alleinstehenden Frauen so signifikant schlechter ist als die der Männer . 
Die Rolle des Kumulat ionsprobl ems hierbei ist deutlich geworden. 

Eine Lösung der hier skizzierten Probleme ist nur mög l ich, wenn ein Modell 

(KRUPP 1978) entwickelt wird, das einer echten eigenständigen Sicherung der 
Frau entspricht. Ein Festhalten an der wie auch immer gearteten abgelei­
teten Sicherung wird nicht in der Lage sein, die hier liegenden grundsätz­
lichen Probleme zu lösen . Es ist vielmehr zu befürchten, daß hierdurch der 
Kumulationswirrwarr weiter vergrößert wird. Dieses wäre unverantwortlich 
und würde neues Flickwert zur Folge haben. 

So unbestreitbar die Aufrechterhaltung der abgeleiteten Sicherung für die 
Versorgung von Ki ndern ist, so sehr muß man bei den heutigen gesellschaft­
lichen Entwicklungen davon ausgehen , daß eine derartige Konzeption für die 
Versorgung der Frau nicht mehr geeignet ist. Hierbei geht es auch nicht 
darum, die Frau durch größere Unabhängigkeit aus dem Familienverband zu lö­
sen, sondern sie dadurch , daß man sie als eigenständige Person achtet, eher 
wieder in den Familienverband einzubeziehen. Empirische Studien (PROSS 1975) 
haben überzeugend gezeigt , daß es insbesondere die mangelnde Sicherheit 
im Alter ist, die von Frauen als besonders bedrückend empfunden wird. Ein 
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System der eigenständigen sozialen Sicherung der Frau müßte so aussehen, 
daß vom Eintritt ins Berufsleben an, spätesten5 jedoch mit 18 Jahren eine 

eigenständi ge soziale Sicherung für jede Frau aufzubauen ist. Solange die 
Frau berufstätig ist , wird diese aus der beruflichen Tätigkeit finanziert. 
Während der Zeit der Kindererziehung wird sich ein Engagement des Staates 
nicht umgehen lassen. Dieses ist auch aus vielerlei Gründen gerechtfertigt. 
Während einer Ehezeit, die nicht durch Kindererziehung oder Erwerbstätig­
keit der Frau geprägt ist, muß die Finanzierung der Versorgung der Frau 
durch den Ehemann erfolgen. Freilich sind auch dabei Elemente des Familien­
lastenausgl eichs ei nzubringen. Auf jeden Fall kommt eine Verdoppelung der 
für Einzelpersonen bestimmten Beiträge nicht in Frage. 

Gegen das vorgetragene Modell kann man natürlich an-fuhren, daß es neue 
Strukturen der Ehe zur Folge haben könnte. Andererseits kann gefragt wer­
den, ob es nicht nur eine Anpassung an schon vollzogene Strukturänderungen 
bedeutet. Gegen das Modell ist aber mit Sicherheit nicht einzuwenden, es 
sei nicht finanzierbar. Es würde dazu führen, daß wenig plausible Doppel­
versorgungen fortfallen. Außerdem würde es keine abgeleiteten Versorgungs­
ansprüche mehr geben. Für die jüngere Generation würde ein transparentes 
Sicherungssystem geschaffen werden, wenn auch nur im allmählichen Obergang, 
weil die vorhandenen Ansprüche auf Hinterbliebenenversorgung nicht besei­
tigt werden könnten oder sollten, wenn man nicht einen unvertretbaren Ver­
trauensverlust in das soziale Sicherungssystem in Kauf nehmen wol l te. 

Anges i chts der Tatsache, daß der Obergang in ein neues soziales Sicherungs­
system, das gleichermaßen Versorgungslücken beseitigt wie transparent ist, 
nur langsam vollzogen werden kann, wäre es zu wünschen, daß die verantwort­
lichen Politiker sich möglichst bald dieser Aufgabe stellen. 
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Armut im Alter - Thesenpap ier 

von Otker Bujard und Ulrich Lange (Köln)* 

1. Seit Anfang der fünfziger Jahre liegen wissenschaftliche Untersuchungen 
vor, die darauf hi nweisen, daß Armut in der Bundesrepublik Deutschland auch 
quantitativ ein relevantes Problem ist. Trotzdem wurde und wird das Aus­
maß von Annut von den politisch-administrativ Verantwortlichen bagatelli­
siert. 

2. Di e Rea l ität eines großen Armutspotentials steht im Widerspruch zum ge­
sel lschaftlichen Reichtum und zu sozialstaatlich-verteilungspoliti schen 
Progranrnen ( "Woh 1 stand für a 11 e"). 

3. Wo Armut auftritt, handelt es sich nicht um zufäl li ge, vereinzelte 
Schi cksale, die jedermann aus jeder Klasse oder Schicht treffen können . 
Die Betroffenen stammen aus der Klasse der Lohnarbeiter; sie si nd vornehm­
li ch Angehörige der unteren Schichten dieser hierarchisch gegliederten 
Kl asse. 

4. Folge dieser Zugehörigkeit sind materielle Benachteiligung und Soziali­
sationsdefizite seit der frühesten Kindheit. Beide Elemente bedingen und 
reproduz i eren einander. Sie prägen die klassenbedingte Annutskarriere. Das 
Resultat ist weitestgehende Chancenlosigkeit in sämtlichen gesellschaftlich 
wertgeschätzten Bereichen, di e ihren verschärften Ausdruck in der Armut im 
Al t er fi ndet. 

5. Armut gi l t gesel lschaftlich als Marktversagen: Die Verwertung der Ar­
beitskraft über den Arbei tsmarkt ist dem Hilfsbedürftigen nicht gelungen 

• Ulrich Lange war als Tagungsteilnehmer eingeladen . [Ja er an der Teilnahme 
kurzfristig verhindert war, legte er seine Thesen schriftlich vor. Sie wur­
den in der Diskussion berücksichtigt . 
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oder doch nur zu Bedingungen, di.e die private Reproduktion nicht gewähr­
leisten. Das vermeintliche Versagen gilt als selbstverschuldete Abweichung 
von der Norm, als schuldhaft individuelle Unselbständigkeit. Wo die "Selbst­
legitimation der privaten Reproduktion" scheitert, verstellen individuali­
sierende Schuldzuschreibung und Selbsthilfedoktrin den Betroffenen den Zu­
gang zu öffentlicher Hilfe. 

6. Politisch-administrative Reaktion auf Armut sind Sozialhilfeleistungen 
nach dem BSHG. Obwohl durch die Inanspruchnahme von Sozialhilfe die ma­
terielle Not verringert werden kann, machen viele Hilfebedürftige ihre An­
sprüche auf Sozialhilfe nicht, nur tei l weise oder erst verspätet geltend. 

7. Oie empirischen Befunde zur administrativen Reaktion auf Armut und 
Sozialhilfebedürftigkeit weisen auf einen zentralen Widerspruch hin - zwi ­
schen einem Gesetz, das erklärtermaßen "meilenweit" von der traditione 11 en 
Armenpflege, von Armenrecht und polizeistaatlichem Denken entfernt ist, und 

Hilfebedürftigen, die größte Anstrengungen auf sich nehmen, um dem gesell ­
schaftlich diskriminierten Status des Sozialhilfeempfängers und einer dis­
kriminierenden Verwaltungspraxis zu entgehen. 

Der Widerspruch konkretisiert sich auf drei Ebenen: 

- bei den Betroffenen, die einen Anspruch auf öffentliche Unterstützung 
haben, aber v~rsuchen, sich selbst zu helfen ; 

in der Sozialverwaltung, die allen Hilfebedürftigen ein menschenwürdiges 
Leben ermöglichen soll, aber diesem Auftrag permanent entgegenarbeitet ; 

- im BSHG, in dem der Rechtsanspruch auf Sozialhilfe und die Verpfl i chtung 
zu familiengerechter Hilfe mit Ermessensgrundsätzen und familialer Un­
terhaltsverpflichtung kollidieren. 

8. Der repressive Gehalt der Sozialhilfe, der das Sozialhilferecht ebenso 
durchzieht wie den Sozialamtsalltag, vermittelt denen, die sich Tag für 

Tag in die Mühle kapitalistischer Produktion und Di stri bution einspannen 
lassen, was ihnen widerfährt, wenn sie die Hergabe von Arbeitskraft ver-
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weigern würden oder wenn der marktvermittelte Austausch gegen Lohneinkom­
men, die die private Reproduktion auch im Alter sichern, nicht dauerhaft 
gelingt. 

9. Der Vergleich mit der öffentlichen Armenpflege im 19. Jahrhundert zeigt 
historische Kontinuität in der politisch-administrativen Reaktion auf Ar­
mut. Damals so wenig wie heute waren die Bekämpfung der gesellschaftlichen 
Armutsursachen und damit die Aufhebung von Armut das Ziel politisch-admini ­
strativen Handelns. Die Unterscheidung zwischen verschuldeter und unver­
schuldeter Armut, die in veränderter Form bis in die Gegenwart rei cht, ver­
hindert kollektives Handeln der Unterstützungsempfänger und die Solidari ­
sierung der Lohnabhängigen mit ihnen. 

10. Wo die Sozialarbeit auf eine konsequente Ursachendiskussion und eine 
ursachenorientierte Praxis verzichtet, wo sie die Betroffenen im Glauben 
läßt oder bestärkt , di.e persönliche Notlage sei selbstverschuldet oder 
schicksalhaft , leistet sie ihren Beitrag zur ideologischen Reproduktion 
des bestehenden Systems . 

11. Wenn die Ursachen der Not - und das bestätigen unsere Forschungsergeb­
nisse (BUJARD u. Lange 1978 (a)) - gesellschaftlicher Natur sind, dann müßte 
einem konsequent befolgten Äq uivalenzprinzip entsprechend (im Alter) eine 
"Wiedergutmachung" stattfinden, mit der Benachteiligungen und Schädigungen 
ausgeglichen werden, die den Lohnabhängigen kollektiv in individuell unter­
schiedlicher Ausprägung durch die objektiven Verhältnisse zugefügt worden 
sind. Die konsequente Befolgung dieses Äquivalenzprinzips würde sich aller­
dings gegen diejenigen Interessen richten, die durch ungleiche Verteilung 
der gesellschaftlich geschaffenen Werte, durch Lohnabhängigkeit und Lohn­
diskriminierung profitabel gewahrt werden. 

12. Der objektive Zusanmenhang von Arbeit, Verelendung und Armut weist 
über die an der gese 11 schaftl i chen Oberfläche wahrnehmb.aren Erscheinungs­
formen der Armut und ihre Träger hinaus: Armut ist eine - lediglich ver­
schärfte - Variante der von kapitalistischen Interessen geprägten Lohn­
arbeiterexistenz. Sobald die im weitesten Sinne Betroffenen die sozialen 

J 
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Defizite und ihre damit zusammenhängenden Erfahrungen als systembedingt er­
kennen, haben sie zur Kennzeichnung ihrer Situation ein qualitativ neues 
Definitionssystem gewonnen. VerfUgen sie somit Uber die Fähigkeit, einzelne 
gesellschaftliche Erscheinungen aus den spezifischen Bedingungen der Klas­
senlage abzuleiten, können sie auch eigene Handlungsziele und -schritte zu 

deren Beseitigung entwickeln. 
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Diskussion zur Einkommenssituation älterer Menschen 

von Jürgen Plaschke (Bamberg) 

Diskussionsteilnehmer : 

Bernstein, Reiner (Bonn) Plaschke, Jürgen (Bamberg) 
Blank, Rudolf (Mainz) Schäfer, Dieter (Bamberg) 
Dieck, Margret (Berl in ) Schmähl, Winfried (Berl in) 
Krupp, Hans-Jürgen (Berl in) Wagner, Marianne (Berlin) 
Pfaff, Martin (Augsburg ) 

1. Vorbemerkungen 

Die Erörterungen der Arbeitsgruppe bezogen sich erstens auf die Datenlage 
im Einkommensbereich, zweitens auf einkonmensbedingte Problemgruppen und 
drittens auf Sonderbedarfslagen im Alter. Die Hintergrundinformationen der 
Diskussionsteilnehmer, die vielfach durch die sozialpolitische Literatur 
als bekannt vorausgesetzt wurden, veranlassen den Berichterstatter, die 
bloße Protokollierung der Diskussionsergebnisse zu erweitern. So werden 
bei der Darstellung wichtig erscheinender Oberlegungen, die in der Arbeits­
gruppe besonders intensiv geführt wurden, häufig themenbezogene Literatur­
einschübe gemacht. Sie sollen die Diskussionsbezüge der Teilnehmer näher er­
läutern und das Thema anreichern. 

Sinnvol le Aussagen zur Einkommenssituation alter Menschen sind nur mög­
lich bzw. verbindlich, wenn sie sich auf empirische Daten stützen können. 
Die Datenproblematik im EinkolTfllensbereich , die den Zugang zum eigentlichen 
Thema erschwert, war somit ein fUr die Diskussion bedeutungsvoller Punkt. 
Die Diskussion grenzte zu Beginn die Ausgangslage ein und machte auf die 
Reichweite und Verbindlichkeit von Aussagen zur EinkolTfllenssituation auf­
merksam. Dementsprechend vorsichtig war der sich anschließende Versuch an­
zulegen, einkommensbedingte Problemgruppen im Alter herauszufiltern und 

J 
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die Gründe ihrer Unterversorgung zu nennen. Schließlich konnten im letzten 

Diskussionsabschnitt, nachdem wichtige Problemgruppen und Ursachen der ge­
genwärtigen Unter versorgung einigermaßen pl ausibel zu vermuten waren, Ober­
l egungen zur Si cherheit "ausreichender" Einkommen und Sonderbedarfslagen 

folgen. Die Diskussion wird mithin in drei gr ößere Abschni tte gegliedert 
und im folgenden anhand dieser Themenbereiche ausführlicher dargestellt. 

2. Zur Schwierigkeit von belegbaren Aussagen zur Einkommenssituation 

älterer Menschen 

Spätestens seit Beginn der sogenannten Armutsdiskussion, die in der Bundes­
republik besonders intensiv im Jahr 1975 geführt wurde, ist deutlich ge­
worden, daß Sozi alpol i tiker über relativ geringe Kenntnisse zur Einkorrmens­
situation älterer Menschen verfügen. Allerdings scheint dieses Manko nicht 
nur auf die Al terseinkommen beschränkt . Denn insgesamt zeichnet sich die 
Diskussion über die Einkontnensverteilung in der Bundesrepublik durch einen 

"verblüffenden Mangel an Information" aus (GEISSLER 1975, S. 25). 

Zweifellos birgt aber die Klärung der Einkommenssituation alter Menschen 
besondere statistische Probleme in sich. So ist zum Beispiel "das Phänomen 
zu verzeichnen, daß der Mensch, sobald er aus dem Erwerbs 1 eben ausgeschie­
den ist, in der amtlichen Statistik seinen beruflichen Status 'verliert' und 
pauscha 1 zui:i 'Rentner' , 'Rentenempfänger' , 'Nichterwerbs tätigen' u.ä. wird" 
(WSI-Studie 1974/1975, S. 115). Damit aber ist eine differenzierte Sicht 
sowohl der Einkommenssituation im Alter insgesamt al s auch deren Veränderung 
für bestimmte Berufsgruppen nach ihrem Ausscheiden aus dem Erwerbsleben 
nicht mögl i ch. Vor allem aber scheinen die Ursachen der bislang unübersicht­
lichen Einkommenslage darin zu liegen, daß eine Fülle insbesondere disaggre­

gierter Daten der sozialwissenschaftlichen Forschung nur in unzureichendem 
Maße zugänglich ist. 

Trotz dieser Datenmisere, die also weitgehend von unzureichenden Infor­
mationen über die personelle Gliederung der Alterseinkommen bestimmt ist, 
lassen sich allerdings hilfsweise approximierte Aussagen durch die Analyse 
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einer Reihe zugänglicher Datengrundlagen machen, die nach Ansicht SCHM)(HLs 
(1978, S. 208 ff.) bislang kaum von der Forschung erschlossen zu sein 
schei nen; und zwar: 

- Volkswirtschaftliche Gesamtrechnung (VGR); 
- Einkommens- und Verbrauchsstichprobe (EVS); 
- Mikrozensus; 

- Sozialhilfestatistik; 

- andere Unterlagen solcher Sozialleistungen gewährender oder zahlender 
Stellen, bei denen insbesondere Informationen über mehrere Einkünfte 
zusammenfließen; 

- Rentenbestandsaufnahmen und Rentenzugangsstatistiken; 
- Verteilungsrechnung des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung 

(DIW); 

- Integriertes Mikrodatenfile des SPES-Projektes (IMDAF). 
überdies scheint letztlich nicht allein die Problematik des verbauten oder 
unzureichenden Zugangs zu personenbezogenen Daten die Möglichkeit bzw. Ver­
bindlichkeit von Aussagen zur Einkommenssituation alter Menschen zu be­
hindern. 

Der empirische Zusammenhang etwa, daß die Einkommen alter Menschen sowohl 
signifikant unter dem der Erwerbsbevölkerung liegen, und zwar fast zur Hälf­
te (also kumulativ) in den untersten Bereichen der Einkommensskala, als 
auch gewisse Teile alter Menschen zu den oberen Einkommensklassen zählen , 
verweist zwar darauf, daß die "Alten" einerseits einen wesentlichen Teil 
der Armutsbevölkerung s te 11 en; andererseits aber "Alter" nicht notwendig 
mi t Annut verbunden sein muß. 

Will man jedoch von dieser - im Sinne sozialpolitischer Planung - nur be­
grenzt aufschlußreichen Tatbestandsbeschreibung aus tiefer gehen und in 
ei ne Tatbestandsanalyse einsteigen , zeigt sich schnell, daß über personen­
bezogene Angaben (selbst wenn sie ausreichend verfügbar wären) 

- erstens nicht unbedingt die Einkommenssituation im weiteren Sinne als 
ökonomi sehe "Lebenslage" alter Menschen zu erfassen ist und 
zwei t ens die sozialpolitisch bedeutsame Frage nach den Ursachen geringer, 
ausreichender und hoher Alterseinkommen nicht zu klären ist. 
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Zum ersten ist damit das Proble~ der Kumulation von Sozialleistungen - wenn 
man einmal von der begründeten Annahme ausgeht, daß Alterseinkommen in ho­
hem Maße Sozialeinkommen sind - , d.h. das Zusarrmentreffen von Leistungen, 
gemeint. Kumulierungen von Sozialleistungen erschweren indes durch das mög­
liche Spektrum der maßgeblichen Transfers die Beurteilung der Einkommens­
situation alter Menschen erheblich. 

Soll dann die Frage beantwortet werden, ob Angaben zum personalen Einkommen 
oder aber die Haushaltseinkommen die ökonomische Lebenslage im Alter tref­
fend charakterisieren, wird sie sicherlich fürs erste mit Hinweis auf die 
verfügbaren Haushaltseinkommen zu entscheiden sein. Diese Antwort hat aber 
für die sozialwissenschaftliche Forschung zur Konsequenz, daß nicht allein 
die personelle Gliederung der Alterseinkommen zu berücksichtigen ist. Viel­
mehr müßte zuerst einmal das sich aus unterschiedlichen Einkünften zusammen­
setzende Haushaltseinkommen, aber gleichzeitig auch die personelle Haushalts­
struktur bekannt sein, damit anhand von Netto-Prokopfeinkommen sozialpoli­
tisch sinnvolle und differenzierte Beurteilungen der Einkommenssituation 
alter Menschen und Menschengruppen gemacht werden können (LIEFMANN-KEIL 1967, 
s. 42). 

Die dabei auftauchende Kul1l.llationsproblematik verringert mithin nicht nur 
die Möglichkeiten der Beurteilung von Personaleinkommensdaten alter Menschen, 
sondern die Einkommenslage wird durch die Betrachtung der Daten zum Haus­
haltseinkommen noch unübersichtlicher. Denn hier sind vor allem Einkommens­
lagen zu analysieren , bei denen die Möglichkeiten des Zusammentreffens un­
terschiedlicher Leistungsarten besonders hoch sind. "Die Vielzahl der Trans­

fers, die vielfachen Möglichkeiten ihres Zusammentreffens, ohne oder mit 
(unterschiedlicher Art der) Anrechnung( ... ), führen zu einem schwer durch­
schaubaren Geflecht an Sozialleistungen. Dies gilt in noch verstärktem Maße , 
wenn neben der Personen- auch die Haushaltsebene berücksichtigt wird" 
(SCHMÄHL 1978, S. 230). 

Geht man auf den zweiten angesprochenen Punkt ein, der die Frage nach dem 
Entstehen zu geringer Rentenansprüche aufgreift, so kann man sich nicht mit 

Bestandsdaten begnügen. Hier sind vor allem Verlaufsdaten notwendig, über 
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die allerdings bisher nur wenig Informationen vor liegen. Kenntnisse über 
lebensgeschichtliche Einkommensverläufe sind deswegen so bedeutungsvoll, 
weil bekanntlich die KonstruktionsRrinzi pien des gegenwärtigen Rentensy­
stems die personelle Rentenhöhe von der Einkommensgeschichte abhängig ma­
chen. Soll also etwas darüber ausgesagt werden, warum spezielle Gruppen 
alter Menschen geringe , ausreichende oder hohe Renten beziehen, müßten le­
bensgeschichtliche Einkommensverläufe rekonstruierbar sein. Die Ursachen 
der einkommensbezogenen Unterversorgung eines Teils der alten Menschen in 
der Bundesrepublik ließe sich folglich nur dann weitgehend klären, wenn 
längsschnittsanalytische Betrachtungen der Versicherungsverhältnisse mög­
lich wären . 

Die sozialpolitische Planung ist beim Aufbau der Basis für politische Ent­
scheidungen auf Daten angewiesen, mit denen eine solche Ursachenanalyse ge­
leistet werden könnte. Die leistungsbezogenen Unzulänglichkeiten des gel ­
tenden Rentensystems lassen sich erst dann sinnvoll korrigieren , wenn die 
Verteilungssituation hinreichend bekannt ist, so zum Beispiel nach Klärung 
der Frage, warum manche Renten so niedrig bzw. warum verschiedene Gruppen 
alter Menschen mit Rentenversicherungsleistungen unterversorgt sind. 

3. Einkommensbedingte Problemgruppen alter Menschen 

Es wird kaum verwundern, daß bei der mangelhaften empirischen Durchdringung 
der Einkommenssituation alter Menschen nun Spekulationen darüber gedeihen, 
welches die einkommensmäßig besonders Benachteiligten, al so die Armen unter 
den Alten in der Bundesrepublik, sind und weshalb sie es geworden sind. 

Ohne tiefer in die sogenannte Armutsdiskussion einzusteigen, die vor allem 
zu klären versucht, welcher finanzielle Level die "wirklich" Armen in der 
gegenwärtigen Gesellschaft ausweist, läßt s i ch, wie bereits dargelegt , mit 

einiger Sicherheit sagen, daß die Alten in der Armenbevölkerung überreprä­
sentiert sind. Disparate Einschätzungen liegen hier hauptsächlich zum Um­
fang des Armutspotentials vor. Die Diskussion über Ansätze, mit deren Hilfe 
es möglich erscheint, Gruppen alter Menschen herauszufiltern, die im Alter 



- 152 -

mit besonders hoher Wahrschei n li-chkei t von Armut betroffen werden, wird von 

kontroversen Standpunkten gekennzeichnet. 

Pol i tökonomi sch orientierte Erklärungsversuche machen "k l assenbedingte Ar­

mutskarrieren" verantwortlich, die sich durch materielle Benachteiligung 
und Sozialisationsdefizite von frühester Kindheit an bedingen, einander 

ständig reproduzieren und im Alter verschärft ihren Ausdruck finden . "Wo 
Armut auftritt, handelt es sich nicht um zufällige, vereinzelte Schicksale, 

die jedermann aus jeder Klasse oder Schicht treffen können . Die Betroffenen 
stammen aus der Klasse der Lohnarbeiter; sie sind vornehmlich Angehörige 

der unteren Schichten dieser hierarchisch gegliederten Klasse" (siehe 
BUJARD u. LANGE, S. 143 in diesem Band). 

Konfrontiert man dieses monokausale Interpretationsschema von Armut im 
Alter mit den vorhandenen empirischen Daten zur Sozialstruktur des Kreises 

der Deprivierten, so wird deutlich, daß es so pauschal der Vielschichtig­
keit des Armutsproblems allerdings nur teilweise gerecht werden kann . In­

sofern bleibt der Erklärungsgehalt dieses eindimensionalen Deutungsansatzes 
relativ begrenzt. Zwar ist die Problematik von Einkorrmensdefiziten im Alter 

si cherl i eh grundsätzl i eh darin zu sehen, "daß in unserem System die Dispari­
täten in der Marktverteilung unter der Fiktion oder unter der Praxis ... 
des Versicherungspri nzips in das System der sozialen Sicherung, nämlich 
auf die sozialen Einkommen, einwirken. Gelten als Kriterien für die Höhe 
der im Alter erhaltenen Sozialeinkommen die Beiträge der Altersversicherung, 
so ruhrt das dazu, daß praktisch die Disparitäten des Marktes, die korri­

giert werden sollen, durch die Sozialpolitik übertragen werden" (M. PFAFF). 
Dies bedeutet aber auch umgekehrt: Unter den Prinzipien der Rentenver­

sicherung können solche Gruppen unter den Lohnarbeitern, die durchschnitt-
1 i ehe oder hohe Lebenseinkorrmen vorweisen, gemäß dem Äqui va l enzpri nzi p der 
Rentenversicherung auch ausreichende Altersansprüche realisieren. 

Versucht man hieran anschließend eine Typisierung von Armutsgruppen im 

Alter, "dann muß man sagen, es sind genau nicht die Lohnarbeiter, wenn 
man den Terminus nehmen will, die Zeit ihres Lebens solche waren und Zeit 
ihres Lebens Sicherungsansprüche aufgebaut haben" (KRUPP), die zur Armuts-
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population zählen, Denn die Konstruktion des geltenden Rentensystems geht 
von dem lebensgeschicntlichen Lohneinkommen aus und leitet hiervon die 
Al terssicherung ab. Insofern hat dieses Prinzip zur Konsequenz, daß all 
jene Gruppen im Alter typischerweise unzureichend gesichert sind, 
- die lebensgeschichtlich niedrige Einkommensverläufe nachweisen, "die 

eben ein Leben lang unter den Armen zu finden waren" (DIECK), 
- die unvollkommene Einkommenskarrieren hinter sich haben 
- und folglich auch die, die nicht selten von beidem den Schaden haben. 

Das Versicherungs- und Äquivalenzprinzip des Rentensystems der Bundesre­
publik schafft also einerseits die Voraussetzungen dafür, daß der im Ver­
laufe des Erwerbslebens erreichte Lebensstandard auch im Alter gewährlei­
stet wird, "andererseits führt es zu keinen oder nur unzureichenden An­
sprüchen bei Personen, die meist aufgrund gesellschaftlicher Normen die 
geforderten Bedingungen {lange , unselbständige Erwerbstätigkeit) nicht er­
rullen können (zum Beispiel Frauen, Behinderte) oder die aufgrund des wirt­
schaftlichen und technischen Wandels die Bedingungen ihrer Existenz radikal 
verändern müssen (zum Beispiel 'kleine' Selbständige)" (WSI -Studie 1974/75, 
s. 118 f.). 

In diesem Zusammenhang müssen besonders die diskriminierenden Regelungen 
bei der Hinterbliebenenversorgung der Frauen ohne eigenständige Renten­
ansprüche hervorgehoben werden. Danach kommt es in zahlreichen Fällen zu 
Unterversorgungen, wenn die bislang ausreichenden Altersrentenbezüge des 
Mannes nach dessen Tod gekürzt werden und regelmäßig nur 60 v.H. der Ver­
s icherungsrente als Hinterbliebenenrente an die Ehefrau gezahlt werden. Die­
se Versorgungslage der hinterbliebenen Frauen ist vor allem aber auch wegen 
ihrer subjektiven Seite bedeutungsvoll. Denn "eine Ehefrau, die nicht er­
werbstätig war und Kinder großgezogen hat, hat subjektiv für ihr Alter vor­
gesorgt, wenn sie der Meinung war, daß sie aus der Rente ihres Mannes eine 
Al tersversorgung haben würde" {KRUPP) . 

In der Zusammenfassung ergeben sich nach allem, was gesagt worden ist, im 
wesentlichen drei Arten einkommensbezogener Problemgruppen im Alter: 
- erstens die Gruppe Unterversorgter, deren im Erwerbsleben und früher 
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begonnene Armutskarrieren nach den Konstruktionsprinzipien des gelten­

den Rentensystems im Alter (verschärft} fort9eschrieben werden; 
- zweitens vor allem aber die zahlreichen Sonderfälle alter Menschen, die 

nicht die Voraussetzungen des gegenwärtigen Rentensystems mitbringen, 

aus einem vollen , lohnal>hängigen Erwerbsleben ausreichende Rentenanwart­
schaften ableiten zu können; 

- dr ittens bestimmte Gruppen von Frauen ohne selbsterworbene Rentenan­

sprüche, die Hi nt erb l iebenenrenten aus der Rentenversicherung des ver­
storbenen Ehemanns beziehen. 

Ohne sophistische Spielereien zu betreiben, läßt sich gewiß argumentieren, 

daß Unt erversorgung und Armut im Alter in erster Linie jenen Tatbestand 
meint , der durch die Alterssituation entsteht . Insofern beziehen sich Ober­
legungen zur Problematik der Armut im Alter primär auf die Frage: Wer ist 

im Alter unterversorgt, und warum ist er im Alter unterversorgt, obwohl er 
im Durchschnitt seines bisherigen Lebensverlaufs ausreichend versorgt war? 

Die alterspolitische Perspektive richtet sich in diesem Fall folglich nicht 
so sehr auf jen, "di e sich im Zeitablauf i11JT1er als Unterprivilegierte fort­

pflanzen und hinterher im Alter gehören sie auch dazu" (SCHMÄHL). Diese 
sind typischerweise Problemgruppen der allgemeinen Sozialpolitik. Die al ­
tersbedingten Armutsgruppen setzen sich demgegenüber im Kern aus den "Neuen 
Armen" zusanmen. "Denn das sind Arme, für die der Obergang viel gravierender 
ist, weil sie eben aus anderen sozialen Schichten kommen" (KRUPP). Konkret 
a 1 so ehema 1 s "kleine" Se 1 bständi ge - Gewerbetreibende , Landwirte und Ange­

hörige freier Berufe - , deren private Alterssicherung aus vielerlei Gründen, 
insbesondere auch durch die Kriegsereignisse, verlorgen gegangen ist. 

Diese "Neue Armut" 7eigt sich offenbar auch hier wiederum besonders kraß 

be i der Alterssicherung der Frauen in diesen Berufsgruppen . Akzeptiert man 
überdies di e These der Armutsforschung, daß zwischen dem tatsächlichen Vor­

handensein von Armut und dem bewußtseinsmäßigen Empfinden dieses Zustands 
eine Verbindung besteht, die sozial vermittelt erscheint, so ist zu ver­
muten , daß die subjektive Verarbeitung dieser neuen Armutssituation be­

sondere Prob 1 eme aufwirft . Denn "die re 1 ati ve Armut . . . ist definiert durch 
die soziale Lage des Einzel nen in bezug auf für ihn relevante Gruppen oder 



- 155 -

die Gesamtgesellschaft" (STRANG 1974, S. 35) . Dabei ist es entscheidend für die 
Intensität des gefühlsmäßigen Empfindens der Deprivation , wie der Lebensstandard 
der Bezugsgruppen bewußtseinsmäßig interpretiert wird (RUNCIMAN 1972, S. 9-34) . 

Die subjektiv erlebte Armutssituation wird s i ch bei den "Neuen Armen" deshalb so 
nachhaltig auswirken , weil vermutlich die neue materielle Lebenslage durch Er­
fahrungen, Vergleiche und Ansprüche beurteil t wird , die mi t dem ehemal igen sozia­
len Status bzw. entsprechenden Bezugsgruppen in Verbindung gebracht werden. "Der 
Sprung dieser 'Neuen Armen', die nicht aus den unteren Einko1T111ensschicht en der 
Erwerbstätigkeit ko111Tien, wird also im Alter im Vergleich zu anderen Gruppen sehr 
viel härter sein, und auch der Bruch im Lebenszyklus wird sehr vi el härter sein" 
(KRUPP). 

4. Sonderbedarfslagen und Sozial hilfel eistungen im Alter 

Der Versuch einer Klärung der wesentlichen Ursachen und des typisc~en Personen­
kreises der rentenmäßigen Unterversorgung erbringt mithin empiri sch nur gering 
abgesicherte Aussagen. Eine abschließende Bewertung des bestehenden Renten­
systems auf der bislang verfügbaren Dat enbasis wäre sicherlich in vielen Punk­
ten zu spekulativ, um ausreichend ernst genommen werden zu können. Nähere Auf­
schlüsse über den Einfluß staatl icher Einkommensübertragungen auf das Einkommen 
der privaten Haushalte werden von der 1977 durch die Bundesregierung eingesetz­
ten "Transfer-Enquete-Kommission" erwartet , so daß dann genauere Bewertungs­
grundlagen vorliegen werden (vgl. Transfer-Enquete-Kommission 1979). 

Ungeachtet dieser Probleme sozialpolitischer Wertigkeit des geltenden Renten­

systems lassen sich jedoch grundsätzliche Fragen zur Erziel ung "ausreichender" 
Alterseinkommen diskutieren. Hier ist besonders die Rolle der Sozialhilfe bei 
der gegenwärtigen Sicherung "ausreichender" Einkommensleistungen im Alter ange­
sprochen. Dahi nter steckt aber letztlich die Frage nach den Bemessungskriterien 
"ausreichender" Leistungsgewährung fürs Alter. 
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4. 1. Sozial hil felei stungen 

Sozialhilfeleistungen haben in der gegenwärtigen praktischen Alterssicherung 

der Bundesrepublik offenbar zwei Funktionen: 

- erstens "Hi 1 fe zum Lebensunterha 1 t" für jene a 1 te Menschen, die durch die Vor­

sorge- und Entschädigungssysteme nicht oder nur unzureichend versorgt werden; 

- zweitens "Hilfe in besonderen Lebenslagen" regelmäßig dann, wenn altersbeding­

te "Sonderbedarfe" notwendig werden, die mit dem individuell verfügbaren Al­

terseinkommen nicht mehr bestritten werden können . Namentlich sind es die Lei­

stungen der Sozialhilfe im Falle altersbedingter Hospitalisierung. 

Die Problematik von Sozialhilfeleistungen bei der Einkommenssicherung im Alter 

bezieht sich wesentlich auf folgende Bereiche: Die Etikettierung der Sozialhilfe 

als "Lückenbüßer" oder "Ausfallbürge" im Gesamtaufbau der sozialen Sicherung geht 

davon aus, daß nahezu alle Personen durch die umfassende Einkommenssicherung aus 

den Vorsorge- und Entschädigungssystemen gesichert sind und die Sozialhilfe im 

Rahmen der "Hilfe zum Lebensunterhalt" nur in ganz spezifischen Einzelfällen ein­

zuspringen hat. "Es bleiben also diejenigen Fälle übrig, in denen ganz ausgefal­

lene Umstände vorliegen, oder aber solche Notstände ... die ... von den Regel-

1 ei stungen der Sozi a 1 versi cherung und Versorgung nicht erfaßt werden" (ACHINGER 

1958, S. 109). Bei näherem Hinsehen wird a 11 erdi ngs deutl i eh, daß "Hi 1 fe zum Le­

bensunterhalt" einen Umfang angenommen hat, der dagegen spricht , daß es sich 

hier um "ausgefallene Umstände" und "Notstände" handeln kann. "Sozialhilfe ist 

bereits für einen Tei 1 der Bevölkerung zum systemwidrigen Rentenersatz gewor­
den" (DIEGK) . 

Wenn auch hier wiederum exakte Daten zur Sozialhilfebedürftigkeit im Alter nicht 

verfügbar sind, so scheint der Kreis der Sozialhilfebezieher nicht mit den So­

zialhilfebedürftigen kongruent zu sein. Die "Dunkelziffer der Annut", also hier 

die verborgene Sozialhilfebedürftigkeit im Alter, scheint weitaus größer, als es 

die Daten im Sozi a 1 hil febezug ausweisen. Ob sie in Größenordnungen auftritt, die 

darauf basieren, "daß die Hälfte aller sozialhilfeberechtigten alten Menschen 

ihre Sozialleistungen nicht geltend machen ( 'konstante Dunkelziffer')" (BUJARD 

u. LANGE 1978 {b), S. 162) , scheint allerdings kaum belegbar zu sein. Die Dunkel-
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ziffer der Nutzung von Sozialhilfe ist teilweise darauf zurückzuführen , daß 
die vom Gesetz intendierten Nutzergruppen dieses deshalb nicht in Anspruch 
nehmen, weil sie erstens über den tatsächlichen Stand nicht genügend infor­
miert sind ... , oder zweitens weil sie eben eine soziale persönliche Ab­
wertung darin sehen, und die könnte man nur verhindern, wenn man eine Volks­
rente hätte, d.h. eine Zahlung, die als Staatsbürgerrecht oder Staatsbürger­
rente allen zugute kolllßt" (M. PFAFF). 

Kontrovers bleibt in diesem Zusa1110enhang allerdings, inwieweit mit einer 
Volksrechte, also einer allgemeinen Mindestversorgung, neben den Vorzügen, 

die verrechtlichten Mindestrentenansprüchen anhaften, auch gravierende 
Probleme verbunden sind. "Bei Anwendung der gültigen Rentenformel der ge­
setzlichen Rentenversicherungen würde es eine vollkommene Sprengung der 
jetzigen Finanzlage und die Preisgabe des Grundprinzips der Sel bstvorsorge 
bedeuten" (Sozialenquete- Ko1110ission 1966, S. 190). 

Eine spürbare Senkung der Zahl der Sozialhilfeempfänger im Alter ließe sich 
allerdings schon durch einen in das Sozialversicherungssystem eingebauten 
"Grundbetrag" erreichen. Die Wiedereinführung eines solchen, durch die Ren­
tenreform von 1957 abgeschafften Grundbetrags (der im Unterschied zu den Re­
gelungen von vor 1957 indes so hoch bemessen sein müßte, daß er das kon­
ventionelle Existenzminimum abdeckte) hätte zumindest für die Altersrent­
ner , vornehmlich die Witwen, gravierende Vorteile. "Eine zur Deckung der Min­
destlebenshaltung ausreichende Sockelrente würde insbesondere die laufende 
Hilfe zum Lebensunterhalt im Rahmen der Sozialhilfe fur alte Menschen über­
flüssig machen" (SCHMÄHL 1974, S. 19). 

Sonderbedarfslagen im Alter, namentlich Heimbedürftigkeit, Pflegebedürftig­
keit, soziale Hilfebedürftigkeit, sind in der Regel mit durchschnittlichen 
und auch höheren Alterseinkommen nicht länger finanzierbar. Häufig ist auch 
der Zugang etwa zu sozialmedizinischen Diensten von vorhandenen Individual­
einkommen abhängig. "Wenn man Ei nkolllßenspo l iti k für Ältere diskutiert, muß 
man versuchen zu klären, in welchen Lebensbereichen soziale Leistungen über 
monetäre Einkommen zu finanzieren sind, also individuell, und in welchen 

Bereichen eine andere Form der Finanzierung und auch Bereitstellung von Lei-
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stungen notwendig ist, wo einfach das individuelle EinkolTlllen Risiken nicht 

abdecken kann" (DIECK). 

Insofern bedarf die gegenwärtige Alterssicherung bei jenen Risiken einer Er­

gänzung, die in Analogie zu allgemein anerkannten Sonderbedarfssituationen 
in der Gesellschaft stehen und die finanzielle Leistungsfähigkeit der ein­

zelnen übersteigen. "Die Regelung der Krankheitsrisiken erfolgt in unserer 
Gesellschaft nach dem Schmollerschen Motto, daß Krankheiten die Haushalte 
treffen wie Kriege die Staaten" (SCHÄFER). Für die Gesundheitsversorgung der 

Bevölkerung steht deshalb eine Sondersicherung zur Verfügung. Setzt man 
aber Gleichrangigkeit der Bedürfnisse und Interessen verschiedener Bevölke­
rungs- und Altersgruppen voraus, ist nicht einsehbar, warum gängige alters­
typische Lebensrisiken, denen potentiell alle Menschen unterworfen sind, 
nicht ebenso durch eine Sondersicherung vergesellschaftet werden sollten. 

Die Forderung und Begründung einer Sicherung anerkannter Sonderbedarfe im 

Alter gehen nun nicht von dem Tatbestand aus, daß in der Praxis keine Re­
gelungen zu dieser Problematik bestünden. Denn neben den unterhaltsrecht­
lichen Leistungen deckt generell die Sozialhilfe diese Risiken ab. Die Fra­

ge ist also vielmehr, inwieweit es im gegenwärtigen System sozialer Siche­
rung legitim erscheint, daß hier besonders die Sozialhilfe immer größer wer­

dende Lücken zu schließen hat. Denn dies führt zu der offensichtlichen Kon­
sequenz, daß wegen des Fehlens anderer leistungsfähiger Sicherungsinstitu­
tionen im Alter zunehmend große Teile der Bevölkerung sozialhilfebedürftig 
werden. Geht man der Frage zur Legitimität von Regelungen im Rahmen der 
Sozialhilfe nach, so ist sicherlich ein entscheidendes Argument aus dem An­
spruch der Sozialhilfe im System sozialer Sicherung abzuleiten. Sozialhilfe­

leistungen sind prinzipiell an Einzelfällen ausgerichtete, individuelle Hil­
feleistungen . Bei altersbedingten Sonderbedarfen handelt es sich demgegen­
über um die Absicherung gängiger Lebensrisiken, die die Sozialhilfe zur 

"systemwidrigen Gruppenversorgung" werden läßt. "Sozialhilfe ist letztlich 
auch zum Versicherungsersatz geworden" ( DIECK). 

Die individuelle Problematik, die sich hinter der Sozialhilfebedürftigkeit 
im Alter verbirgt, bezieht sich speziell auf das Vertrauen in die soziale 
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Sicherung. Sozialhilfebezug wegen der Abdeckung von Sonderbedarfen im Al-
ter ist vor allem unter dem Gesichtspunkt subjektiv erlebter sozialer Sicher­
heit ein defizitärer Tatbestand. Denn wer in dem Bewußtsein, ein Leben lang 
für eine ausreichende Sicherung der Altersexistenz vorgesorgt zu haben, nun 
etwa wegen Pflegebedürftigkeit im Alter zum Sozialhilfeempfänger wird, er­
leidet gewiß gravierende Sicherheitseinbußen. "Nicht nur wegen der möglichen 
unerwünschten Konsequenz, daß nun unversehens und wider Erwarten unterhalts ­
verpflichtete Angehörige in Anspruch genommen werden können, sondern auch 
weil die Kontinuität der Lebensführung, die an sich durch die Sozialver­
sicherung gewährleistet werden sollte, jäh abbricht" (DAHLEM 1977, S. 325). 

Die Vors tellung, daß sich in diesem Bereich mithin eher versicherungsrecht­
liche Lösungen anbieten, die klar umrissene Rechte der Versicherten impli­
zieren, erscheint zwar plausibel, aber nicht ganz unproblematisch. Denn "wer 
definiert zum Beispiel den Eintritt des Versicherungsfalls Pflegebedürftig­
keit? Den Versicherungsfall Krankheit bestimmen die Ärzte, wem aber überläßt 

man die Definition der Pflegebedürft igkeit?" (SCHÄFER). Obwohl diese konkre­
ten Punkte noch genauer Oberlegung bedürfen, "ist offensichtlich ein starker 
Meinungsbildungsprozeß im öffentlichen Bereich im Gange, der zu einer Neu­
regelung führen wird und damit auch zu einer Anerkennung der Regelungsbe­
dürftigkeit über Versicherungssysteme oder anderer Finanzierungssysteme 
außerhalb der Sozialhilfe" (D IECK). 

4.2. Zur Festsetzung "ausreichender" Einkommenstransfers im Alter 

Ein charakteristisches Merkmal von Sonderbedarfssituationen im Alter ist 
offensichtlich: Selbst mit Alterseinkommen, die über dem Durchschnitt der 
Erwerbseinkommen liegen, bzw. prinzipiell mit individuellen Ressourcen kön­
nen diese Sonderbedarfssituation nicht abgedeckt werden . 

Bei der Festsetzung "ausreichender" Einkommenstransfers für alte Menschen 
wird man also nicht davon ausgehen können, sie hoch genug anzusetzen, da­
mit auch die Sonderbedarfe zu finanzieren sind. "Im Hauptfall der Pflege­
bedürft igkeit ist ganz eindeutig, daß auch ein 100%-Niveau der Alterssi-
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cherung das Problem nicht aus der Welt schaffen würde, wie Pflegekosten 
gedeckt werden" (SCHÄFER). Kontrovers bleiben aber die Standpunkte hin­

sichtlich der Frage, ob alte Menschen gegenüber anderen Bevölkerungsgruppen 
vergleichsweise häufiger Mehrbedarfslagen ausgesetzt sind oder in Minderbe­
darfssituat ionen leben. Der Grundsatz der sozialen Gerontologie, daß die 
Kont i nuität der Lebensführung im Alter gewahrt bleiben muß, ist sicherlich 
auch im Äqui va l enzpri nz i p der Rentenversicherung enthalten. "Es muß ein Ab­

sturz der Lebenshaltung des Beitragszahlers sowohl beim Obergang ins Rentner­
] eben als auch während seines Lebensabends verhindert werden . .. Das Ruhe­

gehalt muß deshalb, wie vorher der Arbeitsverdienst, die wirtschaftliche 
Existenz der Altersjahre voll sichern und muß daher in einem ausreichenden 
Verhältnis zum früheren beitragsgedeckten Arbeitsverdienst stehen" (SPO 1957, 

S. 90 f. ). Stritti g bleibt dabei, in welchem genauen Verhältnis das Renten­
niveau zum Erwerbseinkommen zu stehen hat. 

Einen häufig erwähnten Anhaltspunkt liefert die Höhe der Beamtenpensionen, 

die bis zu 75 Prozent der letzten Dienstbezüge ausmachen können. Schon bei 
di eser relativ günstigen Altersversorgung und unter Berücksichtigung gerin­
gerer Steuer- und Ausgabenbelastungen sowie dem Wegfall erwerbsbedingten 
Aufwands werden augenscheinlich niedrigere Bedürfnislagen im Alter unter­
stellt. Demgegenüber sehen zum Beispiel die Sozialhilferegelungen, die sich 

ja explizit an Bedarfsvorstellungen ausrichten, Mehrbedarfszuschläge von 
30 Prozent im Alter vor. 

Die hier skizzierten unterschiedlichen Regelungen weisen schon darauf hin, 
daß die Höhe des Rentenniveaus und anderer Einkommenstransfers nicht in 
erster Linie an Bedürfnislagen gekoppelt ist. Und auch der folgende Ein­
wand erscheint politi sch berechtigt: "Es ist nicht einzusehen, daß man so­

zusagen eine Sonderpolitik für alte Menschen macht, wenn wir beim Erwerbs­
täti gen schon nicht danach fragen, was er braucht" (SCHÄFER). Zwar lassen 

sich Mehrbedarfssituationen im Alter sicher-lieh hinreichend begründen, 
aber man sollte sich bewußt werden, wie Entscheidungen etwa über die Höhe 
von Transferzahlungen aussehen. "Im Grunde ist es eine Art typisierter 

Durchschni ttsentscheidungen, die politisch irgendwo getroffen wird, die 
nicht auf individuel l e Fälle abgestellt ist oder auch nicht abgestellt sein 
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kann, und man versucht irgendwie die durchschnittlichen Präferenzen zu 
berücksichtigen" (SCHMÄHL). Das Problem scheint dabei zu sein , daß bei 
Umverteilungsdiskussionen letztlich die Erwerbstätigen mit der Begründung , 
daß sie das Umzuverteilende produzier t haben, Priorität vor den Altenge­
nießen. Eine Verschiebung dieser Ori entierung an den Interessen und Bedürf­
nissen der jüngeren Altersgruppen in Zukunft zugunsten der Alten ist nicht 
zu erwarten. Es liegen eher Anzeichen dafür vor , daß die Vorurteile und das 
Gerede gegen den Sozialstaat tendenziell zunehmen werden. 

Unter diesem "Gesichtspunkt ist gerade die Unzufriedenheit des Mittelstan­
des ein ganz schweres Problem für die gesamte Sozialpolitik" (KRUPP) . Nicht 
nur daß diese sozialen Mittelschichten sich über die Medien recht gut Ge­
hör verschaffen können und damit die öffentliche Diskussion prägen, sondern 
auch die Politik der letzten Jahre hat zur Entstehung dieser tendenziellen 

Sozialstaatsversion seinen Teil geleistet. Denn "die Tatsache, daß die 
Umverteilung in diesem lande ja überwiegend zu Lasten der mittleren und 
nicht zu Lasten der hohen Einkorrrnensschichten geht" (KRUPP), scheint den 
Sozialstaat mit seinen gegenwärtigen Umverteilungswirkungen für diese ge­
sellschaftlichen Schichten weniger attrakt i v zu machen. 
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V. ARBEITSGRUPPE: ÄLTERE ARBEITNEHMER 

Die Arbeits- u nd Beschäftigungssituation älterer 

Arbeitnehmer - eine sozialpoLitische Betrachtung 

von Gerhard Kleinhenz (Passau) 

1. Aktuelle Beschäftigungsprobleme älterer Arbeitnehmer 

Es liegt nahe, bei der Frage nach möglichen Benachteiligungen älterer 
Arbeitnehmer in bezug auf die Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen von den 
nun schon vier Jahre andauernden, aktuellen Arbeitsmarktproblemen auszugehen. 
Die älteren Arbeitnehmer werden zwar verbreitet als Problemgruppe der Ar­
beitslosen genannt, im öffentlichen Interesse steht jedoch die Jugendarbeits­
losigkeit in der Diskussion über die gegenwärtige Beschäftigungskrise im 
Vordergrund (NAEGELE 1975 (a), S. 238 ff.). 

Tatsächlich ist der Anteil der 45- bis unter 65jährigen Arbeitslosen in der 
Bundesrepublik gegenüber der Rezession 1967/68 von 60,8 Prozent auf 27,2 
Prozent im Jahre 1976 zurückgegangen (KARR 1977, S. 349 ff) . Die relative 
Dringlichkeit der Beschäftigungsprobleme für ältere Arbeitnehmer erscheint 
jedoch - auch auf mittlere Sicht - wesentlich höher, wenn man berücksichtigt, 
daß allein durch die gesetzlichen Änderungen (vorgezogenes Altersruhegeld 
nach dem Finanzänderungsgesetz von 1968, Einführung der flexiblen Alters­
grenze 1972) ältere Arbeitnehmer ausscheiden, ohne in die Gruppe der Arbeits­
losen zu ko11111en ( "verdeckte Arbeitslosigkeit Älterer"; ENGELEN-KEFER 1974, 
S. 252 ff.) , wodurch sich die Arbeitslosenanteile der anderen Altergruppen 
erhöhen. Eine Analyse der Dauer sowie der Bestimmungsgründe der Entstehung 
und des Abbaus der Arbeitslosigkei t bei älteren Arbeitnehmern zeigt zudem, 
daß ein stärkerer konjunktureller Aufschwung den Anteil der älteren Arbeit­
nehmer an den Arbeitslosen wieder ansteigen lassen würde. Die älteren Ar­
beitslosen sind durch eine stark überdurchschnittliche Dauer der Arbeits­
losigkeit von gegenwärtig durchschnittlich 29,2 Wochen (gegenüber 13,5 bei 
allen Arbeitslosen) gekennzeichnet. Die Beschäftigungsausdehnung würde sich 
deutlich zugunsten einer schnelleren und höheren Wiedereinstellung jüngerer 
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Arbeitnehmer auswirken, da die Wiedereingliederungschancen älterer Arbeits­

loser erheblich schlechter sind (Autorenqemeins.i;hill 1978, S. 50 ff.; 
BRINKMANN 1978, S. 178 ff.; KARR 1Y77 ) . 

Da nur in einem zu vernachlässigend geringen Teil in der Person des Älteren 
begründete Leistungsminderung und fachliche Eignungsmängel als Grund für 

Entlassungen älterer Arbeitnehmer angegeben werden (HOFBAUER et al. 1968, 
s. 365), dürfte gerade der entscheidende Faktor für die lang dauernde Ar­
beitslosigkeit älterer Arbeitnehmer, die geringe Chance der Wiedereinstel­
lung älterer Arbeitsloser, neben anderen Faktoren (auf die unten noch ein­
zugehen sein wird), durch die verbreitete - wenn auch inzwischen weitgehend 
als Vorurteil ausgewiesene - Einstellung begründet sein, zunehmendes Alter 
sei mit erheblichen spezifischen Beeinträchtigungen der Leistungsfähigkeit 
verbunden (das sogenannte Defizit-Modell; LEHR 1972 (b)) . 

2. Konzeption und Bedeutung einer sozialpolitischen Analyse der 
Arbeits- und Beschäftigungssituation älterer Mensche~ 

Wenn im folgenden nach den vermutlich mittel- und langfristig andauernden 
besonderen Benachteiligungen älterer Arbeitnehmer in bezug auf die Arbeits­
und Beschäftigungsbedingungen gefragt wird, so folgt diese Fragestellung 
einem Konzept sozialpol itikwissenschaftlicher Analyse, das ich in weit­
gehendem Anschluß an GERHARD WEISSER in mehreren Veröffentlichungen verwendet 
habe (KLEINHENZ 1979). Dabei ist das Erkenntnisinteresse auf die gesetz­
mäßigen Zusammenhänge der Entstehung bzw. der Verhinderung oder Behebung 
einer relativen gesellschaftlichen Schwäche der Lebenslagen (größerer) 
Bevölkerungsgruppen gerichtet. In der Lebens 1 age, a 1 s dem tatsächlichen Spiel­
raum eines Individuums zur Befriedigung seiner mittelbaren und unmittelbaren 
Interessen (WEISSER 1966, MöLLER 1978) , wird der tatsächlichen Interdependenz 

der verschiedenen Lebensbereiche Rechnung getragen und für dieses Thema 
spezi e 11 davon ausgegangen, daß ( schon a 11 ein auf Grund der Zeitproportionen 
zwischen Arbeit und arbeitsgebundenen Aktivitäten, Arbeitswege usw. sowie 
frei verfügbarer "Frei zeit") mit einer für den Gesamtwert der Lebenslage 
entscheidenden Bedeutung der Arbeits- und Beschäftigungssituation gerechnet 
werden muß (KLEINHrnZ 1979). Die "gesellschaftliche Schwäche" der Lebens­
lagen älterer Arbeitnehmer besti mmt s i ch in Abhängi gkeit von 
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- den unterstellten gesellschaftspolitischen Zielsetzungen in bezug 
auf die Lebenslagen der Gesellschaftsmitglieder, 

- den Interessen, die die Betroffenen als bestimmend für den Sinn ihres 
Lebens ansehen (MöLLER 1978, S. 553 ff.), und 

- den gruppenspezifischen Benachteiligungen, bestimmte Interessen zu ent­
falten sowie diese unter den gegebenen physischen und gesellschaftlichen 
Umweltbedingungen zu befriedigen. 

Dabei gehe ich im einzelnen von den folgenden , hier nur in den Grundzügen 
ausgeführten Voraussetzungen aus, 
- daß die gesellschaftspolitischen Grundziele in bezug auf die materiale 

Entfaltungsfreiheit der Individuen auch gegenüber den Älteren uneinge­

schränkt gültig seien; d.h., ich unterstelle nicht die verbreitet ange­
nommene faktisch geringere gesellschaftliche Bewertung "des älteren 
Menschen"; 

- daß die von den älteren Arbeitnehmern gehegten Interessen auch diesen 
selbst nicht immer voll und in konsistenter Ordnung bewußt sind und daher 
je nach dem Erfassungsverfahren (bloße Meinungsbefragung spontan, mehr 
oder minder reflektiert, in nichtpersuasiven Gruppen-Dialogen anhand 
möglichst umfassenden Wissens über Handlungsmöglichkeiten, schließlich 
individuell bestimmt [LOHR 1975; KLEINHENZ 1978, S. 172 ff.]) andere 
sein können; dabei gehe ich hier mangels einer Möglichkeit der Anwendung 
solcher Verfahren von der Vermutung aus, daß die jeweils tatsächlich ge­
hegten Interessen der älteren Arbeitnehmer von deren Lern- und Sozialisa­
tionsbedingungen sowie ihren bisherigen Arbeitsbedingungen bestimmt sind, 
so daß sie also unter anderen Bedingungen auch andere Interessen hätten 
entwickeln können (KLEINHENZ 1975, S. 29 ff . ) . 

Mit der Ausrichtung auf "ältere Arbeitnehmer" ist zwar gegenüber der 
üblichen gerontologischen Fragestellung eine Änderung der vorrangig inter­
essierenden Personengruppe und eine Einschränkung auf die noch erwerbs­
tätigen Arbeitnehmer vorgenommen, aber doch noch keine festumrissene Be­

völkerungsgruppe als Gegenstand des Interesses ausgewählt. Für die Frage­
stellung ist eine restriktive Festlegung dieser Gruppe auch nicht erforder­
lich , so daß in der Regel an die Gruppe der 45- bis etwa 65jährigen 

u 
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Arbeitnehmer gedacht wird (Deutscher Bundestag 1969, S. 3). Die Alters­
grenzen sollen aber nicht nach unten und oben offen bleiben, zumal alle 
am ka l endari sehen Lebensalter oder anderen "objektiven" Merkma 1 en ausge­
richteten Abgrenzungen sich in der gerontologischen Diskussion irrmer wieder 
als problematisch erwiesen haben (BLUME 1972, S. 103 ff.). Im Bewußtsein 
der Tatsache, daß es auch den "älteren Arbeitnehmer" nicht gibt, möchte 
ich die gebotenen Differenzierungen jeweils anhand der unterschiedlichen 
Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen vornehmen. 

Von vornherein empfiehlt sich jedoch eine Untergliederung der älteren 
Arbeitnehmer nach dem Geschlecht, nicht nur weil der Anteil der Frauen an 
der älteren Wohnbevöl l<.erung - bedingt durch die Kriegseinwirkungen - erheb-
1 ich höher als der der Männer ist und sich- in der Altergruppe der 55- bis 
64jährigen bis 1980 noch erhöhen wird, sondern auch weil die Arbeits- und 
Beschäftigungsbedingungen der älteren Frauen offensichtlich durch die Be­
sonderheiten der Geschichte und des gegenwärtigen Standes der Frauenerwerbs­
tätigkeit geprägt sind. Daneben ist zu vermuten, daß über die Aufteilung 
in Arbeiter und Angestellte hinweg entsprechend der Tendenz zur Polari­
sierung der Arbeitnehmer in die Gruppe der qualifizierten und mit Steuerungs­
und Kontrollfunktionen betrauten Arbeitnehmer einerseits und die auf kör­
perlich und/oder sinnlich-nervlich stark belastete repetitive Teilarbeiten 
beschränkten Arbeitnehmer andererseits eine entsprechende Untergliederung 
der Betrachtung für die älteren Arbeitnehmer fruchtbar ist (KERN u. 
SCHUMANN 1970). Bei de Untergliederungen können jedoch nicht durchgehend und 
systematisch verfolgt, sondern nur im Falle besonderer Bedeutung aufgenom­
men werden. 

Für diesen Beitrag konnten nur schon verfügbare empirische Daten herange­
zogen werden, die teilweise schon vielfach in der Literatur über Alters­
probleme ausgewertet wurden. Der folgenden Analyse und insbesondere den 
Hinweisen auf sozialpolitische Gestaltungsmöglichkeiten liegt vor allem 
der Versuch zugrunde, allgemeine verhaltenstheoretische Aussagen auch auf 
die Behandlung der sozialpolitischen Aspekte der Arbeits- und Beschäftigungs­
situation der älteren Arbeitnehmer anzuwenden. 
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3. Die Beschäftigungssituation älterer Arbeitnehmer als 

sozialpolitisches Problem 

3. l . Quantitative Dimensionen der Beschäftigungsprobleme 

älterer Arbeitnehmer 

Für die Kennzeichnung der quantitativen Dimensionen der mittelfristigen 
(etwa bis Mitte der 80er Jahre) Beschäftigungsprobleme für ältere Arbeit­
nehmer soll von Modellrechnungen des Instituts für Arbeitsmarkt- und 
Berufsforschung aus dem Jahre 1970 ausgegangen werden (KLANDER et al. 1971, 

S. 1 ff.}, die die Beschäftigungstendenzen für ältere Arbeitnehmer - auch 
nach Wirtschaftszweigen gegliedert - ermittelten . Dabei wird als Korrek­
tur die flexible Ruhestandsgrenze und ihre durchschnittliche 70prozentige 
Inanspruchnahme berücksichtigt (K0HLEWIND 1977, S. 38 ff.}. Darüber hinaus 
wird unterstellt, daß die demographische Entwicklung über die Altersstruk­

tur nach 1980 keine wesentlichen Veränderungen gegenüber dieser Modellrech­
nung mit sich bringt (der Geburtenausfall während der Weltwirtschaftskrise 
läßt die Gruppe der 45- bis 54jährigen wieder leicht abnehmen und bringt 
eine leichte Anteilsverschiebung zugunsten der Männer in dieser Altersgruppe). 
Der Verfasser vermutet, daß die gegenwärtige Beschäftigungskrise bis 1980 
soweit überwunden sein wird, daß diese Arbeitskräftebedarfsprognosen wieder 
Relevanz erlangen. 

Die wichtigsten Ergebnisse dieser Untersuchungen (siehe oben) sind: 

1. Der Anteil der über 44jährigen Arbeitnehmer am Gesamtangebot an Arbeit­
nehmern wird leicht ansteigen, wobei sich der Zuwachs von rund 
860 000 Arbeitnehmern gleichmäßig auf Frauen und Männer verteilt. 

2. Innerhalb dieser Altergruppe wiederum bestimmt die Gruppe der 45- bis 
54jährigen den Zuwachs der Gesamtgruppe, und zwar mit einer doppelt 

so hohen Zunahme der männlichen wie der weiblichen Arbeitnehmer, während 
die Al tergruppe der 55- bis 64jährigen (bei einem Zuwachs der Frauen 
und einem Rückgang der Männer der Arbeitnehmer dieser Altergruppe) 
insgesamt zunächst (bis 1979) abnimmt, und zwar sowohl demographisch 
als auch durch den Entzug auf Grund der flexiblen Ruhestandsgrenze be-
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stirrmt . (Ohne ver stärkte Inanspruchnahme oder ohne weitere Flexibili­
si erung der Al tersgrenze würde diese Altersgruppe von 1980 bis 1985 
wieder etwa den Anteil am Erwerbspersonenpotential von 1976 hal ten.) 

3. In den folgenden Wirtschaf tszweigen ist auf Grund der überdurchschni tt ­
lichen Beschäftigung älterer Arbeitnehmer und einer ungünsti gen Nach­
f r ageentwicklung mi t einem besonderen Freisetzungsdruck für äl tere 
Ar beitnehmer zu rechnen: Bergbau , Land- und Forstwirtschaft, Verkehrs­
gewerbe (OB), Eisen- und Stahlgießereien, - ziehereien und -walzwerke, 
Sägewerke und Ho l zbearbeitung, Feinkeramik, Gewinnung und Verarbeitung 

von Steinen und Erden. 

Schon ab Mitte der 80er Jahre wird auf Grund einer Umkehrung des demographi­
schen Trends eine Ver knappung des Arbeitskräfteangebots wirksam werden können, 
die nach Ansicht des Verfassers kaum durch entsprechend hohe Freisetzungen 
aus technischem Fortschritt kompensiert werden dürfte . Die Beschäftigungs­
probl eme älterer Arbeitnehmer könnten dann quantitativ erheblich reduziert 
werden; ob sie als relative Benachteiligung älterer Arbeitnehmer nicht doch 
noch relevant sein werden, muß hier dahingestellt bleiben . 

3.2. Ausprägung und Ursachen der Beschäftigungsprobleme älterer 

Arbeitnehmer 

Beschäftigungsprobleme für ältere Arbeitnehmer können zunächst in bezug auf 
die Qualität der Beschäftigung (zum Beispiel physische und psychische Bela­
stungen am Arbeitsplatz, unbefriedigende Arbeitsaufgaben oder unterwertige 
Beschäftigung) oder in bezug auf die Existenz eines Arbeitsvertrages, die 
Beschäftigung an sich, gegeben sein. unterstellt man die allgemeine Inter­
essenlage des Arbeitnehmers mit dem existentiellen Zwang zum Einsatz seiner 
Arbeitskraft, dann ist die Beschäftigung als solche für die Lebenslage des 
Arbeitnehmers entscheiden und Arbeitslosigkeit wohl das schwerwiegendste 
Beschäftigungsproblem. 

Die Hinnahme einer unterwertigen Beschäftigung, vor al lem als Folge der 
durch technische Entwicklungen eingetretenen Dequalifizierung (BOHLE u. 
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ALTMANN 1972), kann sowohl Einkommenseinbußen und Verzicht auf Chancen der 

Einkommenssteigerung und der Statusverbesserung mit sich bringen als auch -
in mittleren Jahren des Arbeitslebens ohne Reaktion hingenommen - später zu 
einer Ursache für den Arbeitsplatzverlust werden. Diese Problematik unter­
wertiger Beschäftigung dürfte vor allem in der Altergruppe der 45- bis 
54jährigen Arbeitnehmer durch innerbetrieblichen Arbeitsplatzwechsel, Arbeit­

geberwechsel oder Inanspruchnahme von Umschulungs- und Fortbildungsangeboten 
gemildert oder behoben werden können. Die tatsächliche Wahrnehmung dieser 
Reaktionsmöglichkeiten steht jedoch vielfach unter Einschränkungen der ört­
lichen und sozialen Gebundenheit, der fehlenden früheren Entwicklung von 
Motivation und Fähigkeit zur beruflichen Weiterbildung, der Intransparenz 

des Stellenmarktes und der Zeitrestriktionen für eine (wenigstens bedingt) 
rationale Arbeitsplatz- oder Fortbildungswahl sowie der (zumindes t regional 
noch bedeutsamen) Beschränkung von Angebotsalternativen und Fortbildungsmög­
lichkeiten . Für die 55- bis 64jährigen kommt hinzu, daß eine wohl von vielen 
Arbeitnehmern (wenn auch nur intuitiv) vorgenommene "Kosten-Nutzen-Abwägung" 
zwischen dem Verbleib und der unterwertigen Beschäftigung mit der gewohnten 
sozialen Umgebung einerseits und den aufgeführten Reaktionsmöglichkeiten in 
Verbindung mit einem Wechsel dieser gewohnten Umgebung {bei verbleibender 
Unsicherheit in bezug auf den Erfolg) andererseits zur Hinnahme einer unter­
wertigen Beschäftigung fUr den Rest des Arbeitslebens rührt. 

Die zentralen Beschäfti gungsprobleme älterer Arbeitnehmer sind i n der Gefähr­
dung durch Arbeitslos igkeit zu sehen , die unter dem Aspekt ihrer Entstehung 
durch Kündigung bzw. Entlassung und unter dem Aspekt ihrer Dauer auf Grund 
der Chancen zur Wiedereinstellung sowie unter dem Aspekt der Neueinstellung 
beim Wiedereintritt von Frauen in das Arbeitsleben eine gesonderte Betrach­
tung verdient. Was die Gefährdung der älteren Arbeitnehmer betrifft, ihren 
Arbeitsplatz durch Kündigung und Entlassung zu verlieren, ist zunächst auf 
den gegenüber 1967/68 erheblich verbesserten Schutz der älteren Arbeitsneh­
mer gegen Kündigung einzugehen. Abgesehen von dem besonderen Kündigungsschutz 
im öffentlichen Dienst ist durch das neue Betriebsverfassungsgesetz (vom 
15.1.1972) mit dem Widerspruchsrecht des Betriebsrats gegen Kündigungen, 
bei denen soziale Gesichtspunkte (Dauer der Betriebszugehörigkeit, Familien­
stand, Alter usw. ) vernachlässigt wurden, eine weitreichende Erschwerung der 
Kündigung von älteren Arbeitnehmern erreicht worden. Tarifl ich vereinbarter 
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Kündigungsschutz ( zum Bei spie 1 im Berei eh der IG Meta 11) erweitert diese 

Absicherung für einen Tei 1 der älteren Arbeitnehmer je nach Lebensalter 
und Betriebszugehörigkeit. Bedenkt man zudem - worauf oben schon hingewie­

sen wurde - , daß nur in ganz wenigen Fällen eine altersbedingte fachliche 
Eignungsbeschränkung als Entlassungsgrund angegeben wird (HOFBAUER 1968), 
dann dürfte der "harte Kern" der Entlassungsgefahr für ältere Arbeitnehmer 

darin bestehen, daß neben den 60- bis 64jährigen (die nach Absprache nach 
52 Wochen der formalen Arbeitslosigkeit vorgezogenes Altersruhegeld bean­

tragen) bei Betriebsstillegungen wegen der Altersstruktur der Belegschaft 
in eini gen strukturschwachen Branchen, bei Betriebsumstellungen und Ratio­
nal i sierungsmaßnahmen vermutlich sowohl auf Grund tatsächlicher, aber auch 

unterstellter geringerer Umstellungs- und Mobilitätsbereitschaft und 
-fähigkeit als auch auf Grund von betrieblichen Rentabilitätsüberlegungen 

in bezug auf die entsprechenden Investitionen in "Humankapital" auch schon 
die Gruppe der 45- bis 54jährigen überproportional von Entlassungen betroffen 
sein dürfte . 

Für diese Gruppe kann nun einmal der Kündigungsschutz für die beschäftigten 
älteren Arbeitnehmer eine Erschwerung für die Wiedereingliederung älterer 

Arbeitsloser darstellen. Dieser gerade in der jüngeren arbeitsmarktpoliti­
schen Diskussion viel strapazierte, wenn auch noch nicht systematisch unter­

suchte Aspekt kann jedoch sowohl durch Rentabi l itätsüberlegungen der Arbeit­
geber bei Unsicherheit über die mittelfristige Beschäftigungsentwicklung als 
auch überhaupt durch die Tatsache begründet werden , daß die Leistungsfähig­

keit der bereits Beschäftigten eher beurteilt werden kann. Soweit der zuletzt 
angesprochene Grund die Wiedereingliederungschance älterer Arbeitsloser tat­

sächlich mindert, dürfte dieser Effekt durch die Eingliederungshilfen nach 

dem Arbeitsförderungsgesetz kompensiert werden können. Bei Oberangebot 
an Arbe i tskräften scheint die entscheidende besondere Schwierigkeit der 
Wi edereingl iederung arbeitsloser älterer Arbeitnehmer in der Gefahr zu lie­

gen, daß der ältere Stellenbewerber entweder schon vor der Kenntnisnahme 
seiner Bewerb.ung an Altersobergrenzen für Bewerbungen scheitert oder aber 

ohne eine Chance, seine tatsächliche Leistungsfähigkeit zu beweisen, in 
vol l em Umfang nach den verbreiteten Vorurteilen beurteilt wird, ältere Men­
schen seien ni cht mehr leistungsfähig und belastbar und ließen körperliche 



- 171 -

und geistige Beweglichkeit und Anpassungsfähigkeit vermissen ("Defizit­
Modell"). Erst auf der Grundlage dieser vorurteilsbestimmten Einschätzung 

älterer Arbeitnehmer kann m.E. die Verbesserung des Kündigungsschutzes für 
ältere Arbeitnehmer zu einem verbreitet relevanten Wiedereinstellungshinder­
nis für arbeitslose ältere Arbeitnehmer werden. 

Wenn es gelingt, das Vorurteil einer altersspezifischen Minderleistungsfähig­
keit generell auszuschalten, und erreicht wird, daß bei Einstellungen nicht 
nur eine ganz spezifi sche Anforderung und die entsprechende Eignung (bei 
einer Sekretärin zum Beispiel die Anschläge pro Minute), sondern umfassende 
Anforderungs- und Eignungsprofile der Beurteilung eines Bewerbers zugrunde 
gelegt werden, dann dürfte letztlich auch das Rentabilitätsargument für die 
Investition in die Ausbildung betriebsspezifischer Qual ifikationen zumindest 
für die jüngeren Jahrgänge unter den Beschäftigung suchenden äl teren Arbeit­
nehmern kaum mehr relevant sein können. 

Eine extremtypische Ausprägung dieser Eingliederungsproblematik stellt sich 
für die ältere Frau, die evtl. nach mehrjähriger Unterbrechung der Berufs­
tätigkeit oder aber zum erstenmal den Zugang zur Erwerbstätigkeit sucht. Hier 
wird die Einstellungsproblematik durch die Tatsache verstärkt, daß in der 
Regel von einer nur geringen forma l en Qualifikation (Berufsausbildung), von 
einem mindestens teilweisen Abbau oder einer Entwertung früher vorhandener 
Qualifikationen und vom Fehlen kontinuierlicher (und frischer) Berufserfah­
rungen ausgegangen werden kann (KLAPROTH 1978, S. 49 ff.). Diese Situation 
kann in Verbindung mit dem Vorurteil gegenüber den älteren Menschen zu 
einer unüberwindbaren Berufseintrittsbarriere werden, wenn nicht wenigstens 
noch an frühere Beurteilungen, von für den Einstellenden "vertrauenswürdi­
gen" Betrieben, angeknüpft-werden kann (zum Beispiel nach Wohnortwechse l ). 
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3.3. Probleme älterer Arbeitnehmer bei der Arbeits- und 

Entlohnungssituation 

Die möglichen Probleme älterer Arbeitnehmer am Arbeitsplatz sind durch 

die Hinweise auf das grundsätzlich widerlegte Defizit-Modell bei den Be­
schäftigungsproblemen schon angesprochen worden. Sie sollen nun systema­
tisch aufgenommen werden, wobei davon ausgegangen wird, daß sozialpoliti­
sche Probleme bei den Bedingungen der Arbeitssituation nur aus einer Ge­

samtbetrachtung von Befriedigungs- bzw. Belohnungsfaktoren und Belastungs­

bzw. Inanspruchnahmefaktoren abgeleitet werden können. 

Zunächst ist aus den Untersuchungen und der Diskussion über altersbeding­

te Einschränkungen der beruflichen Leistungsfähigkeit noch einmal darauf 
einzugehen, ob und in welchem Umfang ältere Arbeitnehmer den in der moder­

nen industriellen Arbeitswelt an sie gestellten Leistungsanforderungen oder 
auf sie einwirkenden Belastungs- und Streßfaktoren gewachsen sind. Dabei 

kann dann die sozialpolitische Problematik noch einerseits im Defizit der 
Leistungsfähigkeit oder Belastbarkeit der älteren Arbeitnehmer und anderer­

seits in allgemein wenig humanen, den normalen Arbeitnehmer im laufe seines 
Arbeitslebens insgesamt überfordernden Arbeits- (und Lebens-)Bedingungen 

und schließlich in nicht altersgerechten Leistungsanforderungen und -be­
lastungen gesehen werden. In der Literatur wird diese Problematik meist 
nur in einseitiger Beschränkung auf die aktuelle Arbeitssituation älterer 

Arbeitnehmer betrachtet und die möglichen Zusanvnenhänge mit den früheren 
Arbeits- und Lebensbedingungen sowie möglichen Relativierungen bei einer 

umfassenderen Perspektive vernachlässigt. Soweit die Arbeitssituation älte­
rer Menschen in bezug auf die im Defizit-Modell implizierten Thesen unter­
sucht wurde, kann man jedoch auch kaum verallgemeinerungsfähige Aussagen 

machen. Auf Grund der verschiedenen angewandten Untersuchungsansätze und 

der nach konkreten Arbeitssituationen verschiedenen Ergebnisse läßt sich 
nur der Versuch machen, durch die Anordnung der Mosaiksteine ein Bild mit 
einer einheitlichen Struktur entstehen zu lassen (LEHR 1976, S. 18 ff . ). 
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Aus (teilweise problematisch erscheinenden) Untersuchungen der subjektiven 
Einschätzung der Arbeitssituation durch die Arbeitnehmer ("Arbeitszufrieden­

heit") kann man den Eindruck gewinnen, daß ältere Arbeitnehmer einerseits 
- möglichen,eise auf Grund langjähriger Anpassungsprozesse im Betrieb - so­
wohl die permanente Leistungskontrolle als auch bestimmte Belastungsfaktoren 
aus der Arbeitsumwelt weniger stark wahrnehmen und durch diese auch weniger 
in ihrer Leistungsfähigkeit, zum Beispiel bei Kontroll- und Oberwachungs­
funktionen, beeinträchtigt werden als jüngere Arbeitnehmer (LEHR 1976, 
S. 22). Andererseits wird bei verschiedenen Untersuchungen festgestellt, 
daß das subjektive Empfinden einer Oberforderung sowohl durch körperliche 
Belastungen als auch durch zu hohes Arbeitstempo bei den Altergruppen über 
40 Jahre häufiger genannt wird. Dieser bei älteren Arbeitnehmern häufigere 
subjektive Leistungsstreß steht jedoch auch mit anderen Faktoren als dem 
Alter in Zusammenhang, was die Häufung bei älteren Arbeitnehmerinnen (Dop­
pelbelastung durch Beruf und Haushalt) sowie bei Akkord- und Prämienlohn­
empfängern und Schichtarbeitern belegt (Infas 1974, S. 58 ff.; BUNZ et al. 
1974, 154 f.; Bayr. Staatsministerium für Arbeit und Sozialordnung 1976, 
S.74ff.). 

Bei Untersuchungen der Einschätzungen von Vorgesetzten älterer Arbeitnehmer 
ergibt sich zunächst, daß Vorgesetzte , die unmittelbar mit älteren Arbe i tneh­
mern zu tun hatten, auch eher zu einer an objektiven Leistungskriterien 
orientierten Beurteilung der Leistungsfähigkeit neigen. Inhaltlich wird die 
Leistungsfähigkeit älterer im Vergleich mit jüngeren Arbeitnehmern nicht schlech­
ter beurteilt in bezug auf die Schnelligkeit des Handelns in Problemsituati -
onen (zum Beispiel wegen der durch Erfahrung aufgebauten Reaktionsmuster) ; 
wird auch die Intell i genz und das technische Ve rständnis der Jüngeren als 
höher bewertet, so wird doch wiederum die Arbeitszuverlässigkeit der Älteren , 
die in Testsituationen eine etwas vorsichtigere, auf Ri s i kovemeidung bedach-
te Arbeitshaltung zeigen , höher eingeschätz t (LEHR 1976, S. 21). 

Bei Untersuchungen, die an "objektive" Daten anknüpfen, kann zunächst auf 

Grund von arbeitsmedizinischen Arbeiten sowie aus Krankenstandsuntersuchungen 
davon ausgegangen werden , daß die mit zunehmendem Alter (schon ab über 30) 
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häufiger werdenden Krankheiten und entsprechenden Fehlzeiten als eine Reak­

tion auf ein sehr komplexes Bündel physischer und sozialer Störfaktoren anzu­
sehen sind (LEHR 1976, S. 23). Dabei ist das Lebensalter nur einer dieser 

Faktoren - der Automatisierungsgrad der Arbeitsplätze spielt offenbar keine 
Rolle -, auch "Unterforderung" kann auslösend sein, und mit der Zunahme der 

Verantwortung am Arbeitsplatz tritt eine Abnahme der Fehlzeiten ein. Auch 
aus den erkennbaren Zusalllllenhängen zwi sehen "schwerer körper 1 i eher Arbeit" 
und Gesundheitsstörungen kann nicht generell darauf geschlossen werden, 

ältere Arbeitnehmer hätten in der Regel ein geringeres Leistungsvermögen 
in dieser Hinsicht; es übertrifft selbst bei 60- bis 70jährigen Schwerarbei­
tern das von Untrainierten oder an Muskelarbeit nicht angepaßten Vergleichs­

personen im Alter von 45 bis 60 Jahre (LEHR 1976, S. 22). 

Unter Berücksichtigung der komplexen Ursachenfaktoren für gesundheitliche 
Beeinträchtigungen älterer Arbeitnehmer kann offenbar aus der Tatsache der 

hohen Rate vorzeitiger Invalidisierung, aus der Tatsache, daß ältere Arbeit­
nehmer zwar selten, aber dann länger krank sind, und aus dem verbreiteten 

Wunsch, auch bei der Inkaufnahme einer Rentenverschlechterung vorzeitig aus 
dem Arbeitsleben auszuscheiden, geschlossen werden, daß die Leistungsanfor­
derungen und Belastungsfaktoren insgesamt im Arbeitsleben vor allem bei 

bestimmten Gruppen der Arbeiter, aber auch der unteren Angestellten (bei 

höheren Angestellten vor allem durch die Streßfaktoren) unter den gegebenen 
allgemeinen Zivilisationsbedingungen die Belastbarkeit des Menschen (phy­

sisch und psychisch) übersteigen dürften. Die Auswirkungen dieser Oberbe­
lastung im Verlauf des Arbeitslebens werden dann zwar erst im höheren Lebens­

alter sichtbar (NAEGELE 1975 (b), S. 243 ff.), können aber nicht als durch 
das Lebensalter bedingte Leistungsbeeinträchtigungen angesehen werden. 

Schließlich können für besonders belastende Arbeitsplätze, wie zum Beispiel 
in den Warmbetrieben der Eisen- und Stahlindustrie oder im Untertagebergbau, 
Gesamtbelastungen vermutet werden, die für die Arbeitnehmer aller Alters­

stufen an der Grenze der durchschnittlichen Belastbarkeit liegen und für 
viele Arbeitnehmer, insbesondere für viele ältere, zu einer Oberschreitung 

der Grenzen der Belastbarkeit führen. Aus der tatsächlichen Altersstruktur 
der Beschäftigten auf solchen Arbeitsplätzen bzw. aus einem Rückgang der 
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Beschäftigung älterer Arbeitnehmer in den angesprochenen Industrien kann man 
jedoch nicht zuverlässig auf solche Grenzen schließen. Die Altersstruktur der 
Beschäftigten entspricht offenbar auch in starkem Maße dem "Lebenszyklus" 
eines Industriezweigs, und die Veränderung des zunächst infolge des Alters 
des Industriezweiges hohen Anteils der älteren Arbeitnehmer ergibt sich einmal 
auf Grund der durch Nachfragerückgang und Rationalisierung erforderlichen -
wie oben angesprochen: selektiv zu Lasten der Älteren vollzogenen - Beschäfti­
gungsreduzierung und zum anderen auf Grund des "natürlichen" Abgangs durch In­
validisierung (Fachausschuß 1975; LANDWEHRMANN 1974). 

Ähnliche, wenn auch graduell weniger schwerwiegende Probleme dürften im 
Bereich der Akkord- und Bandarbeit im Leistungslohn (und ggf. im Schichtbetrieb), 
insbesondere für die an solchen Arbeitsplätzen beschäftigten älteren Arbeit­
nehmerinnen gegeben sein. Die Praxis der betriebsinternen Umsetzungen auf 
leichtere Arbeitsplätze dürfte bislang diese Probleme wohl nur für einen 
recht geringen Teil der betroffenen Arbeitnehmer auf eine selbst nicht un­
problematische Weise (Einkommensminderung, soziale Abstufung} beheben. Die 

im Bereich der Metallindustrie (in dem diese Arbeitsplätze eine große Ver­
breitung haben} entwickelten Tarifabkommen zur Einkommenssicherung im Falle 
einer solchen Umsetzung stellen m.E. ein adäquates Mittel solidarischer 
Tarifpolitik bei grundsätzlicher Leistungsentlohnung dar, dessen weiterer 

Ausbau und verbreitete Anwendung in anderen Industriezweigen in Verbindung 
mit anderen Maßnahmen und einer Förderung der Erfahrungen mit Arbeitsplatz­
wechsel (siehe unten) zur Minderung der Arbeitsplatzprobleme älterer Arbeit­
nehmer beitragen könnten . 

Schließlich bedarf, vor allem auch angesichts der gegenwärtig diskutierten 
Probleme des technischen Fortschritts und der Arbeitskräftefreisetzung im 
Angestelltenbereich durch die Elektronik (Mikroprozessoren, Textverarbeitung 
usw.), noch der Anforderungskomplex "Intell igenz, Lern- und Umstellungsfähig­
keit" älterer Arbeitnehmer einer besonderen Beachtung (LEHR 1976, S. 21 ff . ) . 
Zunächst kann allgemein festgestellt werden, daß frühere Annahmen in bezug 
auf altersbedingt längere Reaktionszeiten und geringere Intelligenzleistun­
gen als widerlegt gelten können und im einzelnen davon auszugehen ist, daß 

- zwar die Schnelligkeit der Wahrnehmung als sensorischer Prozeß , die 
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Wendigkeit des Denkens, vor allem unter Zeitdruck (die "fluid intelli­

gence"), bei Älteren weniger ausgeprägt ist als bei Jüngeren, 

- dies jedoch bei kognitiven Aufgaben der Zusammenfassung und Verarbei­
tung einzelner Sinneseindrücke und bei Aufgaben, wo es eher auf ein 
breites Allgemeinwissen, überblick, Urteilsvermögen und Erfahrung ankOl!IDt, 

kompensiert werden kann und daß auch bis in ein hohes Alter Zunahmen der 
entsprechenden Leistungsfähigkeit auftreten (LEHR 1976, S. 21). 

Für die geringere Lei stungsfähi gkei t bei den erstgenannten Aufgabenbereichen 
bleibt noch offen, ob sie unabänderlich oder nur durch mangelndes Training 

bedingt sind, ob diese Fähigkeiten also gepflegt und entwickelt werden konn­

ten. Eine entscheidende Bedeutung bei diesen Aspekten der beruflichen Lei­
stungsfähigkeit kommt offenbar der "Ausgangsbegabung" eines Arbeitnehmers 

zu, d.h., es kommt vor allem auf die "Einstandsqualifikation" zu Beginn des 
Berufslebens, also auf die allgemeine und berufliche Ausbildung sowie die 

Erhaltung und Weiterentwicklung dieser Qualifikationen im Arbeitsvollzug 
durch fortdauernde Inanspruchnahme und Obung an. Diese Untersuchungsergebnisse 
bestätigen auch die besondere Betroffenheit der älteren Arbeitnehmer mit 

geringer beruflicher Qualifikation von Beschäftigungsproblemen sowie ins­
besondere die Beschäftigungsprobleme der älteren Frauen, rür die dieses 
Ausbi ldungs- und Qualifikationsdefizit noch verbreitet angeno11111en werden 
muß. 

Dieser Komplex von Leistungsfähigkeiten ist über die eigentliche Arbeits­
situation älterer Arbeitnehmer hinaus auch für die schon angesprochene sozial­
politische Problemlösungsstrategie einer Umsetzung älterer Arbeitnehmer auf 

leichtere Arbeitsplätze von Bedeutung. Mangelnde Erfahrung mit Umstellungen 
und Arbeitsplatzwechsel prägen in Verbindung mit der Abneigung zur Aufgabe 
der sozialen Kontakte am bisherigen Arbeitsplatz eine Abneigung gegen wohl­
gemeinte Umstellungen. 
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4. Hinweise auf sozialpolitische Handlungsmöglichkeiten zur 
Verbesserung der Arbeits- und Beschäftigungssituation 
ältere Arbeitnehmer 

Das Thema dieses Beitrages erfaßte an sich nur die Darsteflung der Beschäf­
tigungs- und Arbeitssituation für ältere Arbeitnehmer. Dennoch sollen abschlie­
ßend einige grundsätzliche Oberlegungen in bezug auf Ansatzpunkte für eine 
Lösung dieser Probleme angestellt und im einzelnen auf einige, bislang viel ­
leicht noch nicht so sehr diskutierte Möglichkeiten bzw. neue Aspekte für 
sozialpolitische Handlungsmöglichkeiten eingegangen werden, die geeignet 

erscheinen, die Probleme älterer Arbeitnehmer zu beheben oder zu lindern. 

Bei den Oberlegungen über Ansatzpunkte für eine Lösung der Probleme älterer 
Arbeitnehmer sollte versucht werden, von den Interessen der älteren Arbeit­
nehmer in bezug auf das Arbeitsleben auszugehen. Entsprechende Untersuchun­
gen in bezug auf Arbeitseinstellungen und die Erfahrungen mit Umsetzungsvor­
haben dürften m.E. überhaupt die Vermutung begründen, daß für die älteren 
Arbeitnehmer, auch für diejenigen, von denen im allgemeinen auf Grund der 
Beschränkung auf repetitive Teilarbeiten eine überwiegend instrumentelle , 
auf das Einkommen bezogene Arbeitsmotivation angenommen wird, die Inter­
essenstruktur in bezug auf die Arbeit nicht nur geringfügig von der bei Ar­
beitnehmern jüngerer und mittlerer Jahrgänge abweichen könnte . Mir scheint 
es der Untersuchung wert, welche relative Bedeutung ältere Arbeitnehmer ver­
schiedenen mittelbaren und unmittelbaren Interessen i n bezug auf die 
Arbeits- und Beschäftigungssituation (bei einer gewissen Reflexion) zumessen . 

Ohne die Berechtigung eines tariflichen , intertemporalen Einkommensausgleichs 
auch nur andeutungsweise in Frage stellen zu wollen, vermute ich , daß die 
Einkommensmotivation an Dringlichkeit zumindest für die über 55jährigen 
einen geringeren Rang bzw. verminderte relative Bedeutung hat als bei jünge­
ren Arbeitnehmern und daß die unmittelbaren Interessen an der Arbeit sowie 
an Befriedigungen aus der sozialen Einordnung im Betrieb bzw. der Arbeits­
gruppe eine stärkere Bedeutung erlangen . 

Von dieser Oberlegung über die Interessenlage älterer Arbeitnehmer ausgehend, 
kö nnte sich die zukünftige wissenschaftliche Diskussion über sozialpoliti -
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sehe Handlungsmöglichkeiten verstärkt auf die Ausarbeitung der folgenden -

hier nur stichwortartig ausgeführten - Möglichkeiten ausrichten (BLUME 1972, 

S. 103 ff . ; ENGELEN-KEFER 1974, S. 225 ff . ): 

1. Einern in der Gerontologie wohl schon selbstverständlichen Grundsatz ent­
sprechend, wird man wohl allgemein mehr berücksichtigen müssen, daß 

"das Alter" bereits in der Jugend beginnt und daher auch Alterungs- und 
Al tersprobleme prophylaktisch in der allgemeinen Sozialisation und der 

beruflichen Ausbildung sowie im gesamten Verlauf des Arbeitslebens berück­

sichtigt werden müssen. 

2. Umsetzungen im höheren Alter dürften dann leichter verkraftet werden, 
wenn sie stärker als periodische Regelmäßigkeit im Zuge des Lebenszyklus 

erfahren wurden. Zumindest in größeren Betrieben kann durch regelmäßige 
Arbeitspl atzwechsel eine relativ kontinuierliche Obereinstinmung zwischen 
Interessen- und Fähigkeitsprofilen einerseits und Arbeitsplatzanforderun­

gen andererseits erreicht werden, ohne daß das Angebot eines der jeweils 
altersspezifi schen Befähigung und Belastbarkeit adäquaten Arbeitsplatzes 
als Diskriminierung empfunden werden müßte . 

3. Der zunehmenden Altersgruppe der 45- bis 55jährigen Arbeitnehmer ent­
sprechend, wird von einer quantitativ zunehmenden Bedeutung der Arbeits­

förderungsmaßnahmen der Umschulung und Fortbildung auszugehen sein; 
hierbei wird es vor allem auch darauf ankoßlllen , durch ein regional breit 
gestreutes Angebot und durch ein auf die früher geprägte und altersspezi­
f ische Lernfähigkeit abgestelltes Angebot bisherige Umschulungs- und 
Fortbildungshemmnisse möglichst gering zu halten und gerade die besonders 

betroffenen Arbeitnehmergruppen besser zu erreichen . 

4. Der (teilweise der Tendenz bei der Realisierung technischen Fortschritts 

entgegengesetzte) Versuch, fließende Obergänge durch die Entwicklung je­
weils altersgerechter Arbeitsplätze zu ermöglichen, sollte verstärkt mit 

den Oberlegungen zur Humanisierung des Arbeitsplatzes verbunden werden. 
Die Konzepte der Gruppenarbeit, der Aufgabenanreicherung ( "job enrichment") 

sowie einer gewissen "job rotation" (evtl. periodisch im Lebenszyklus) 
könnte entscheidend zur Minderung der im Alter auftretenden Auswirkungen 

einer Oberlastung im früheren Arbeitsleben beitragen und unmittelbar die 
Arbeitssituation gerade der älteren Arbeitnehmer (auch im Interesse des 
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Unternehmens) verbessern. 

5. Bei diesen Versuchen wird es m.E. verstärkt auf die Durchsetzung von 
zwei arbeitsmarktpolitischen Strategien ankonmen, die sich auch aus 
der allgemeinen arbeitsmarktpolitischen Diskussion als (neue) erfolgsver­
sprechende Strategien herausschälen (KOHL et al. 1978); 

- eine stärkere Flexibilisierung der Erwerbstätigkeit, insbesondere durch 
weitergehende Wahlmöglichkeiten in bezug auf die Zahl und die Art der 
Tätigkeiten sowie in bezug auf die Arbeitszeit (Lebens-, Jahres- , Wochen­
und tägliche Arbeitszeit, gleitende Arbeitszeit), die tendenziell zu einer 
Verringerung der durchschnittlichen Arbeitszeiten führen könnte, die aber 
auch individuell eine längere Arbeitszeit zuließe (zum Beispiel Erwerbs­
tätigkeit neben dem Rentenbezug) und bei einem Rückgang des Erwerbsperso­
nenpotentials eine bessere Ausschöpfung ermöglichen würde (zum Beispiel 
durch Teilzeitarbeit für bislang nicht berufstätige Frauen). 

- eine stärkere Koordination zwischen staatlicher Arbeitsmarktpolitik, 
Tarifpolitik zur Arbeitsplatz- bzw. Status- und Einkommenssicherung sowie 
betrieblicher Personalplanung und -politik, wobei letztere vermutlich 
selbst der Koordination innerhalb der jeweiligen Industrie- oder Arbeit­
geberverbände bedürfte. 

5. Zusammenfassung in Thesen 

1. Die sozialpolitischen Probleme, d. h. die eine gesellschaftliche Schwäche 
der Lebenslage äl terer Arbeitnehmer begründenden Benachteiligungen in der 
Arbeits- und Beschäftigungssituation , zeigen sich aktuell vor allem in 
einer relativ langen Dauer der Arbeitslosigkeit und einer geringen Wieder­
eingliederungschance . 

2. Die Gruppe der älteren Arbeitnehmer wird in der nächsten Zeit demographisch 
bedingt zunehmen , insbesondere in der Altergruppe der 45- bis 54jährigen, 
wobei sich ein Freisetzungsdruck vor allem in den Industriezweigen mit 
einem hohen Anteil älterer Arbeitnehmer und nachlassender Nachfrage er-
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geben wird. 

3. Kündigung und Entlassung sind - obwohl gesetzlich und t arifvertraglich 
erschwert - die zentralen Gefährdungen der Lebenslage äl terer Arbeit­

nehmer, die bei in der Regel nicht in der Person des Betroffenen begrün­
deter Auswahl bei Betriebsstillegungen und Rationalisierungen zur Arbeits­
losigkeit älterer Arbeitnehmer führen. Die Wiedereingliederung ist durch 

Vorurteile des Defizit-Modells erschwert, auch wenn diese inzwischen 

niedergelegt sind. 

4. Den einzelnen Leistungsanforderungen und Belastungen in verschiedenen 
Arbeitssituationen erweisen sich auf Grund vieler Untersuchungen die 

älteren Arbeitnehmer durchaus gewachsen, soweit nicht die Gesamtbeanspru­
chung im Arbeitsleben zu einer Frühinvalidisierung führt oder extreme 
Arbeitssituationen zu einer Oberschreitung der (nicht eigentlich alters­

bedingten) Grenzen der Leistungsfähigkeit und Belastbarkeit rühren. 

5. Als sozialpolitische Handlungsmöglichkeiten zur Verbesserung der Arbeits­

und Beschäftigungssituation älterer Arbeitnehmer erscheinen besonders 
erwähnenswert eine Berücksichtigung der Altersprobleme schon in der 
Ausbildung, häufigere Umsetzungen im Lebenszyklus zur Anpassung von 
Arbeitsplatz- und Arbeitnehmer-"Profilen", didaktisch verbesserte und 

vermehrt regional dezentralisierte Ums chulungs- und Fortbildungsangebo­
te, Abstimmung mit der Humanisierung des Arbeitslebens sowie eine Flexi­
bilisierung der Erwerbstätigkeit und Koordination von Arbeitsmarktpoliti k 

und betrieblicher Personalplanung. 
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Ältere Arbeitnehmer am Arbeitsplatz und im Betrieb 

von Otto Blume (Köln) 

Herr Kollege Kleinhenz hat das Thema "Ältere Arbeitnehmer" so tief und gründ­
lich abgehandelt, daß ich mich hier auf ergänzende Aspekte beschränken kann. 
Ich werde di e Themen anschneiden, in denen meine Sichtweite eine etwas ande­
re ist, und zwar geprägt durch langjährige Erfahrungen in und mit der Praxis. 

l . "Der ältere Arbeitnehmer" 

Für Untersuchungen zum Problemkomplex ältere Arbeitnehmer, aber noch stärker 
für sozialpolitische Problemlösungsansätze ist es entscheidend, welche Al ­
tersgruppe betrachtet wird . Divergenzen zwischen einzelnen Forschern treten 
häufi g auf, weil der eine bei diesem Thema an die über 45jährigen denkt und 
bei seinen Untersuchungen vielleicht schwerpunktmäßig die 45- bis 55jährigen 
betrachtet, während der andere bei diesem Thema die über 60jährigen im Visier 
hat . 

Ausgehend von der Praxis, beobachte ich di e über 55jährigen . Die Sozialpl äne 
der Stahlindustrie und der chemischen Industrie beziehen inzwischen die Ar­
beitnehmer bis zum 57 . Lebensjahr mit ein. Diese Grenzziehung halte ich dar­
über hinaus auch für zweckmäßig, da die meisten in diesem Zusammenhang rel e­
vanten Untersuchungen aus der Bundesrepublik und aus dem EG- Raum, eben auf­
grund der praktischen Befunde, die Lebenssituation der über 55jährigen Ar­
beitnehmer zum Gegenstand haben. 

2. Zur Problemat ik empirischer Forschung 

Herr Kollege Kleinhenz hat bereits auf die Problematik empirischer Unter­
suchungen verwiesen. Das standardisierte Interview muß, um gültigere Ergeb-
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nisse zu gewinnen, durch das Leitfadengespräch, durch psychologische Explo­

ration, durch Tiefeninterviews usw. flankiert werden. Bei allen Untersuchun­
gen, die das Institut für Sozialforschung und Gesellschaftspolitik e.V. in 
den letzten Jahren auf dem Gebiet "Ältere Arbeitnehmer" durchgeführt hat, 
war das standardisierte Interview begleitet von ausfUhrlichen Gesprächen 
mit Vorarbeitern, mit Meistern, mit Betriebsratsmitgliedern und Arbeitge­

bern. Aufgrund dieser Erfahrungen läßt sich feststellen, daß es sehr erheb-
1 iche Divergenzen zwischen den Aussagen von Betriebsratsmitgliedern über 
ältere Arbeitnehmer (aufgrund dessen, was sie aus den von ihnen mit Ange­
hörigen dieses Personenkreises geführten Gesprächen behalten haben) und den 
Antworten älterer Arbeitnehmer selbst im standardisierten Interview gibt. 

Hinzuweisen ist auf die Kombination von Wunschdenken, dem Verhalten älterer 
Menschen hier auf unserem Felde und der "objektiven Realität" - etwa bezo­
gen auf den Gesundheitszustand. Subjektive Äußerungen etwa zum eigenen Ge­
sundheitszustand und durch Ärzte in Kliniken erhobene Befunde stilllllen nur 

in etwa der Hälfte der Fälle Uberein. Wir bleiben also bei diesen so wich­
tigen Korrelationen Gesundheitszustand, Verhalten im Betrieb, Verhalten in 
der Freizeit usw. im Nebel. Alle Aussagen, die wir aufgrund empirisch er­

mittelter Befunde machen, sind bis auf wenige Extremfalle, in denen die 
Tatsachen evident sind, auf Vermutungen beschränkt. 

3. Das Kostenproblem 

Der ältere Arbeitnehmer ist - Herr Kleinhenz hat dies angedeutet - für den 
Betrieb nicht nur eine sozialpolitische Größe, sondern auch ein Kostenpro­
blem, ob wir dies wahrhaben wollen oder nicht. Hat uns aber als Sozialpo­

litiker in erster Linie das Kostenproblem zu interessieren? Warum streiten 
wir seit Jahren darUber, ob seine Lei stungsfähigkeit steigt, sinkt, gleich 
bleibt? Ich meine, wir sollten uns darin einig sein: Selbst wenn der ältere 
Mensch im Betrieb nur ein kostenbelastender Faktor wäre, hätte uns das als 

Sozialpolitiker weniger zu interessieren. Wir haben einen anderen Werte­
himmel als der Unternehmer, und soweit wir diesen anderen Wertehimmel haben, 

ist unser Thema zunächst kostenneutral zu behandeln. Ähnliches gilt fur die 
volkswirtschaftlichen Aspekte des Themas. Selbst wenn es sich im nachhinein 
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herausstellen sollte, daß wichtige volkswirtschaftliche Daten durch eine 
Verkürzung der Lebensarbeitszeit des Arbeitnehmers nicht erreicht werden 
konnten, würde mich das wenig interessieren, falls die sozialpolitischen 

Ziele durch eine solche Verkürzung zu erreichen wären. Die Arbeitszeitverkür­
zung älte rer Arbeitnehmer habe ich seit eh und je aus normativen Vorstellun­
gen oder Konstellationen heraus gefordert. 

4. Einflüsse des Arbeitsplatzes auf die gesamte Lebenslage des Arbeitnehmers 

Wie beeinflussen Arbeitsplatz und die Kommunikation innerhalb des Betriebes 
und innerhalb der Arbeitsgruppen die gesamte Lebenslage, und damit meine ich 
genauso wie Herr Kleinhenz - wir haben zufällig den gleichen Lehrer - die 
materielle als auch die immaterielle Lebenslage? Wie ist dieser Einfluß ge­
bunden an die Höhe des Einko11111ens, an die Qualifikation des Arbeitsplatzes, 
wie ist der Einfluß des Arbeitsplatzes also auf Zufriedenheit, wie auf die 
Lebensfreude, aber auch auf die Unzufriedenheit und das Arbeitsleid und die 
Gesundheit? Wir machen bei dem Zusammenhang Arbeitsplatz/Gesamtlebenslage 
häufig einen Fehler, indem wir das Problem etwas zu akademisch sehen . Wir 
vermögen letztlich alle nicht, uns in einen Arbeiter hineinzuversetzen, der 
mit 15 Jahren an einen bestimmten Arbeitplatz gebunden wird und den gleichen 
Arbeitsplatz vielleicht mit 60 Jahren verläßt oder für den im 19. Lebensjahr 
die Stellung im Arbeitsleben im allgemeinen bis zum Ende der Vorstellung 
vorprogrammiert ist. Hier noch von Sinn der Arbeit und Eigenverantwortung, 
Eigeninitiative zu sprechen, ist manchmal Zynismus. Ob Änderungen in unserem 
Bildungssystem, ob Änderungen der Betriebsverfassung, der Mitbestimmung das 
zu verbessern vermögen, ist nicht vorauszusagen. Nur eines: Die Voten, die 
mehr nach Zufriedenheit bzw. Unzufriedenheit (im Betrieb) tendieren, werden 
fast ausschließlich determiniert von der Qualifikation des Arbeitnehmers bzw. 
der Anforderung des Arbeitsplatzes und damit gleichzeitig auch vom Einkommen 
und der Schulbildung, andererseits aber auch vom Gesundheitszustand und der 
Qualität von Gruppenbeziehungen. Da ich auf diesem Problemkomplex bereits 
vor vielen Jahren in einem Referat vor der Deutschen Gesellschaft für Ge­
rontologie ausführlich eingegangen bin (BLUME 1972) und die inzwischen ge­
wonnenen empirischen Daten mich in keinem Punkte zu einer Korrektur der da-
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maligen Aussagen zwingen, gehe ich hierauf nicht weiter ein . 

5. Wünsche bzw. Erwartungen der älteren Arbeitnehmer gegenüber 
ihrem Arbeitsplatz und Betrieb 

Die Wünsche und Erwartungen der betroffenen älteren Arbeitnehmer selbst müs­
sen bei jeder Gestaltung ihrer Arbeits- und Pensionierungsmöglichkeiten 
berücksichtigt werden. Ich stehe sozialpolitischem Handeln im wohlverstan­

denen Interesse von irgendwelchen Menschengruppen sehr mißtrauisch gegenüber. 
Das Konzept des wohlverstandenen Interesses ist auf das Interesse bezogen, 
das der Betroffene hätte, übersähe er alle Fakten, die auf sein Leben Ein­
fluß nehmen. Ich lehne dieses Konzept ab. Wenn wir nicht nur reglementieren 
und den Freiheitsspielraum des einzelnen Arbeitnehmers achten wollen, dann 
haben wir auch dessen Wünsche zu beachten, auch wenn wir sie nicht teilen. 

Zu beachten ist aber auch, doß wir unsere Diskussion nicht in einem luft­
leeren Raum oder akademischen Turm führen. Wir müssen, wenn wir zu Rezep­
turen konvnen wollen, die auch eine Realisierungschance haben, das Meinungs­
bild der Arbeitnehmer kennen. Der Gesetzgeber muß es kennen. Auch die Tarif­
partner sind darauf angewiesen. Deshalb berücksichtige ich hier die Wünsche 
und Erwartungen der Arbeitnehmer. Ich referiere heute Befunde, die 1978 in 
einem allerdings sehr großen und regional verzweigten Chemieunternehmen 
recherchiert worden sind (KEUTER et al. 1978) . Anzumerken ist, daß es sich 
um ein sehr kapitalintensives Unternehmen handelt. Das Problem der Schicht­
arbeit berührt viele Arbeitnehmer dieses Unternehmens außerdem. 

Eine allgemeine Verkürzung der Arbeitszeit (was man auch immer darunter ver­
stehen mag) wollten zwei Drittel der angesprochenen über 45jährigen begrüßen. 
Würde bei einer solchen Änderung der Arbeitszeit das Einkommen verringert wer­
den, war immerhin noch jeder fünfte für eine solche Kürzung. Dabei sei ein­

geschoben, je älter die Befragten waren und je geringer ihre berufliche 
Qualifikation, um so häufiger erhielten wir eine Antwort, die auf Zeit­
kürzung hinzielte. Die folgende Frage betraf die Art der Verkürzung der Ar­
beitszeit. Bezogen auf die zwei Drittel positiven Voten waren 6 von 10 der 
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älteren Arbeitnehmer fur ein verlängertes Wochenende, 4 für eine Verlänge­
rung des Urlaubs und 3 für einen früheren täglichen Arbeitsschluß (Doppel ­
nennungen) . Bei diesen Antworten ergab sich insofern wiederum eine enge 
Korrespondenz mit dem Lebensalter, als sich die ältesten der Befragten häu­
figer für eine Kürzung der täglichen Arbeitszeit entschieden. 

Als "beste Lösung" 9egen den altersbedingten Leistungsabfall, der allgemein 
zugegeben wird , sahen jedoch 33 Prozent der Angesprochenen eine vorzeitige 
Pensionierung , 31 Prozent eine Umsetzung innerhalb der gleichen Abteilung 
des Betriebes; es waren vornehmlich Personen mit unteren Statusmerkmalen, 
die sich hinter diese Lösungen stellten. 21 Prozent, die die beste Lösung 
in einer Anpassung des Arbeitsplatzes bei Änderung des Leistungsvermögens 
vorschlugen, gehörten vornehmlich den "gehobenen Berufen" an. Was die am 
meisten diskutierte "Alterslösung", nämlich die vorzeitige Pensionierung 
anbelangt, gewannen wir folgende Ergebnisse: 6 von 10 der Arbeiter und An­
gestellten in unserer Altersstufe waren bereit, vorzeitig auszuscheiden, 
"wenn sie die Möglichkeit hätten, und im großen und ganzen gesund wären". 
Es waren wiederum Angehörige der unteren Statusgruppen, von denen wir weit­
aus am häufigsten diese Meinung hörten. Die wenigen Personen, die über das 
65. Lebensjahr hinaus im Erwerbsleben bleiben wollten, gehörten fast aus­
schließlich den oberen Statusgruppen an. 

Nun interessiert es selbstverständlich, welches Lebensjahr konkret als opti­
mal für das Ausscheiden aus dem Betrieb angesprochen wurde . 2 von 10 wollten 
bereits - ohne Einschränkung - mit dem 55. Lebensjahr ihre Berufstätigkeit 
beenden, weitere 3 von 10 wollten mit dem 55. Lebensjahr ausscheiden , falls 
die Rentenhöhe dadurch nicht berührt würde. Alles in allem wollten 9 von 
10 Personen spätestens mit dem 60 . Lebensjahr oder aber früher den Betrieb 
verlassen. Die Verringerung der Rente hatte bei dieser Zahlenrelation nur 
einen geringen Einfluß. Der verbliebene Rest gehörte wiederum einer höher­
qualifizierten Berufsgruppe an . 

Als wichtig für die Ruhestandsproblematik wurden folgende Aspekte ange­
schnitten: D_i e Hälfte der Angesprochenen befürchtete eine Verschlechterung 
des Gesundheitszustandes bzw. eine Behinderung der körperlichen und geisti -
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gen Beweglichkeit, nicht einmal 2 von 10 dachten an finanz ielle Schwierig­

keiten. 

Obgleich sich in diesem Forschungsvorhaben wie in vielen anderen, die 
wir kennen , eine so große Mehrheit der älteren Berufstätigen für eine 
nochmalige Herunterziehung der flexiblen Altersgrenze ausgesprochen hat, 

dürfen wir als Sozialpolitiker, soweit wir sozialwissenschaftliche Ergeb­
nisse ernst nehmen, in dieser Lösung nicht die einzige Möglichkeit sehen. 
Es mag sein, i eh betone: es mag sein, aber es muß nicht sein, daß, wenn 
Abbau der Tages- oder Wochen- oder Jahresarbeitszeit praktiziert wird , 
sich die Einstellung zur optimalen Pensionierungsgrenze ändert. Die Sozial­

wissenschaft wird aufgerufen werden, nach einer entsprechenden Änderung 
der Manteltarifverträge diese Zusa1TVT1enhänge in späteren Jahren zu prüfen 

und den Gesetzgeber entsprechend zu beraten. 

6. Ansätze und Möglichkeiten der Veränderung durch Normen gesetzlicher 
Art 

Wir haben uns darüber klar zu werden, welche sozialpolitischen Normen gesetz-
1 icher Art in den umschriebenen Lebensraum der älteren Arbeitnehmer hinein­
reichen, welche Tatbestände sie schaffen und auch welche Möglichkeiten zur 
Änderung innerhalb des betrachteten Feldes sie bieten . Rezepturen, die wir 
diskutieren und vielleicht empfehlen, können mit Arbeitsverträgen verbun-

den sein, mit den Inhalten von Arbeitsverhältnissen, mit der Arbeitszeit­
ordnung, mit der Betriebsverfassung und vor allem mit Betriebsvereinbarun-
gen für unsere Personengruppe, der Arbeitsgerichtsbarkeit und verschiedenen 
Arten der Tarifverträge. Von Bedeutung sind das Gesetz zur Arbeitsförderung und 
nicht zuletzt die Reichsversicherungsordnung (RVO). 

Die Novellierung, die uns vor einigen Jahren die Flexibilität der Alters­

grenze gebracht hat, also 63 Jahre nach unten, 68 Jahre nach oben, wird mit 
Sicherheit nicht die letzte gewesen sein. Man braucht nicht Prophet zu sein, 
um vermuten zu können, daß die Herabsetzung der Altersgrenze auf das 
60. Lebensjahr bei Behinderten, wie wir sie jetzt haben, nicht der letzte 
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Schritt in diese Richtung ist. Was die obere Grenze anbelangt, das 68. Le­
bensjahr, so bleibt diese Grenze leider etwas theoretisch, denn die Arbeits­
verträge lauten überall anders. Es gibt kaum Unternehmen, die Arbeitsver­

träge abschließen bis zum 68. Lebensjahr. Wenn also in einem Jahr nur eine 
geringe Zahl von Menschen von der Flexibilität nach oben bis zum 68 . Lebens­
jahr Gebrauch macht, dann hängt das nicht unmittelbar mit dem Wunsch zu­
sa11111en, sondern mit der juridischen Möglichkeit. Wenn man wie der DGB zum 
Beispiel das 60. Lebensjahr als unterste Grenze fordert, dann soll man 
eine solche Institution nicht an den Pranger stellen. 

Erinnern Sie sich bitte daran, es ist ja nur die Möglichkeit, und nicht ein 
Zwang, und wenn man argumentiert "ja, aber wenn man mit 60 scnon in das 
Privatleben eintritt, ist das für den Menschen gut, ist das wirklich im 
wohlverstandenen Interesse des Arbeitsnehmers?", so meine ich , diese Frage­
stellung ist zu akademisch. Die Wünsche der Arbeitnehmer sind - nach meiner 
Auffassung - zu respektieren. 

Von den sozialpolitischen Möglichkeiten, die wir haben, den Lebensabend im 
Betrieb anders zu gestalten, sehe ich neben der Vers icherungsordnung die in 

unserer Gesellschaftsordnung verankerten und freiheitsraumschützenden Tarif­
verträge als die wirksamsten an, hier also vornehmlich die Manteltarifver­
träge. Der Kollege Kleinhenz hat bereits darauf hingewiesen , daß es uns im 
Metallbereich vor einem Jahr gelungen ist , einen Kündigungsschutz per Mantel­

tarifvertrag zu sichern. Damals wollten die Gewerkschaften den Kündigungs­
schutz mit 55 Jahren bereits nach drei Jahren Zugehörigkeit im Betrieb. Ich 
vertrat damals die Auffassung , daß dies das schädigendste wäre für ältere 
Arbeitnehmer, denn damit wäre eine Wiedereinstellung eines über 50jährigen 
verhindert worden. So haben wir also diese etwas aufgefächerte Arbeitszeit­
räume: 15 Jahre Betriebszugehörigkeit mit 53 Jahren, 14 Jahre Betriebszuge­
hörigkeit mit 54 Jahren usw. (zum Beispiel Manteltarifvertrag eisenverarbei­
tende Industrie NRW). Dieser Kündigungsschutz wird mit einiger Sicherheit 
innerhalb des nächsten oder übernächsten Jahres, je nachdem, wie die Verträge 
kündbar sind, in der Bundesrepublik verallgemeinert werden. Ob die dynamische 
Einkommenssicherung , die wir im selben Manteltarif getroffen haben , über 

alle Branchen durchzuziehen ist, scheint mir offen zu sein. Durch solche 
Manteltarifverträge ist das Einkoßlllen des über 55jährigen einschließl i ch der 
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Lohnsteigerungen und Prämiensteigerungen bis zum Tag X des Ausscheidens 

aus dem Betrieb gesichert. Dieser Tag X wird invner tiefer heruntergezogen 
werden, und zwar durch Betriebsvereinbarungen, nicht durch Manteltarif­

verträge. 

Sozialpläne, wie sie in der Stahlindustrie und in der chemischen Industrie 

gang und gäbe sind und die in den letzten zwei Jahren, wie bereits ange­
deutet, zur Entlassung bis zu 58jährigen Arbeitern und Angestellten geführt 

haben (und vielleicht im nächsten Jahr bis auf 57 Janre heruntergezogen 
werden), sind insofern sozial, als die Bezüge in voller Höhe einige Jahre 
bis zu einem besti111nten Punkt erhalten bleiben. Soweit ich die Folgen über­
sehe in den Unternehmen, die ich genau kenne, haben sich die Arbeitnehmer 
mit dem früheren Ausscheiden zumindest abgefunden. Die meisten, wenn man 
den Betriebsratsmitgliedern Glauben schenken darf, sind sehr zufrieden. 
Einsprüche gegen Sozialpläne haben wir nur in ganz wenigen Fällen gehabt. 

Die wenigen Fälle beschränken sich auf Angestellte, die sich hypotheken­
mäßig sehr stark belastet hatten oder die studierende Kinder finanzieren 

mußten. Dieser Personenkreis hat versucht, sich zu wehren, wenn auch ohne 
Aussicht auf Erfolg, im Rahmen einer abgeschlossenen Betriebsvereinbarung. 

7. Zusarrmenfassender Ausblick 

In den letzten Jahren ist in der Diskussion der gesamten Lebenslage älte­

rer Arbeitnehmer i111ner mehr die Rezeptur einer Lebensarbeitszeitverkürzung 
erörtert worden. 

Es ist bekannt, daß die flexible Altersgrenze dem Arbeitnehmer seit einigen 
Jahren die Möglichkeit gibt, frühestens mit dem 63. Lebensjahr den Arbeits­
platz zu verlassen. Wir wissen jedoch auch, daß in einigen Industriebran­
chen per Sozialplan sowohl gewerbliche Arbeitnehmer als auch Angestellte 
bereits erheblich früher aus dem Erwerbsleben ausscheiden. 

Es ist nicht bekannt, wie viele oder wie wenige Arbeitnehmer etwa ab dem 

50. Lebensjahr einen mehr oder weniger registrierbaren Leistungsknick an 
ihrem Arbeitspl atz aufweisen. Die Sozialpolitiker beachten immer intensiver 
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die Fragestellung , ob eine prophylaktische Verkürzung der Jahres-, der 

Wochen- oder der Tagesarbeitszeit diesen Leistungsknick und di e ihn be­
gleitenden gesundheitlichen Defizite nicht vermeiden oder zumindest auf­
schieben helfen. 

Es ist nicht so sehr Sache des Gesetzgebers, diese Rezeptur zu verwirk­
lichen, vielmehr sind die beiden Tarifparteien aufgerufen, in Manteltarif­
verträgen das Postulat der Arbeitszeitverkürzung mehr als bisher zu be­
achten. Zudem gibt das Betriebsverfassungsgesetz mit der Einrichtung der 
Betriebsvereinbarung den Geschäfts l eitungen und Betriebsräten die Chance , 
auch außerhalb von Tarifvereinbarungen Änderungen der Arbeitszeit herbei­

zuführen. 

Selbstverständlich hat bei Kürzung der Lebensarbeitszei t mit hoher Wahr­
scheinlichkeit auch die Freizeit eine andere Qualität . Falls es zu einer 
Verwirklichung dieser sozialpolitischen Rezeptur kommen sollte, haben die 
Sozialwissenschaften die Aufgabe, diesen Zusammenhang zwischen verkürzter 
Arbeitszeit und verlängerter Freizeit zu untersuchen. Erst di e Ergebnisse 
solcher Forschungen vermögen zu zeigen, in welchem Maße Arbeitszeitver­
kürzungen ein weiteres Reduzieren der flexiblen Arbeitsgrenze überflü ssig 
machen. 
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Diskussion zur Arbeits - und Besahäftigungsaituation 

äLterer Arbeitnehmer 

von Peter Rieger (Göttingen) 

Diskussionsteilnehmer: 

Bäcker, Gerhard (Düsseldorf) Naegele, Gerhard (Köln) 

81 ume, Otto (Köln) Rieger, Peter (Göttingen) 

Dohse, Knuth (Berlin ) Stegmann, Heinz (Nürnberg) 

Holler, Wolfgang (Berlin) Thomae, Hans (Bonn) 

Jürgens, Ulrich (Berlin) Voss, Ursula (Hamburg) 

Kleinhenz, Gerhard (Passau) 

1. Problem und Aufgabenstellung 

Ältere Arbeitnehmer müssen trotz steigender Produktivität und gesell­
schaftlichen Reichtums in der Bundesrepublik als erheblich benachteiligte 
Gruppe im Beschäft igungssystem erkannt werden . Diese von den Teilnehmern 
der Arbeitsgruppe übereinstimmend vertretene Ausgangsthese findet ihre 
Bestätigung in den von den Referenten vorgetragenen Ausführungen über 
Ausmaß und Ausprägung der aktuellen und zu erwartenden Beschäftigungspro­
bleme dieser Erwerbspersonengruppe. 

Dabei wird deutlich, daß die vorzeitige berufliche Ausgliederung (Arbeits­
losigkeit, vorzeitiger Ruhestand) nur der offene Ausdruck einer weitrei­
chenden beruflichen Abwertung älterer Arbeitnehmer ist , die sich ebenso in 
der innerbetrieblichen Zuweisung von Arbeitsplätzen mit geringem Ansehen 
und schlechteren Arbeitsbedingungen sowie in der Nicht-Teilnahme an 
Qualifikationsmaßnahmen äußern kann und die nicht selten mit einem Ei n­
kommens-, Pretige- und Autoritätsverlust der Betroffenen gekoppelt ist. 
Benachteiligungen älterer Arbeitnehmer in bezug auf die Arbeits- und Be­
schäftigungsbedingungen sind geeignet, sowohl die materielle als auch die 
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immaterielle Lebenslage der Betroffenen negativ zu beeinträchtigen . 

Von dieser sozi alpolitisch relevanten Problemstellung ausgehend, war es 
erklärtes Ziel der Arbeitsgruppe, aufgrund zu diskutierender Bestimmungs­
faktoren Handlungsmöglichkeiten zu erarbeiten, die geeignet erscheinen, 

eine nachhaltige Verbesserung der Arbeits- und Beschäftigungssituation 
älterer Menschen im Sinne einer eignungs- und leistungsgerechten Beschäf­
tigung zu gewährleisten . 

2. Zur These vom Leistungsdefizit älterer Arbeitnehmer 

Den Ausgangspunkt der Diskussion iooglicher Bestimmungsgründe für die aktu­
ellen Beschäfti gungsprobleme älterer Arbeitnehmer bildete das in älteren 
wissenschaftlichen Untersuchungen entwickelte sogenannte Defizit-Modell 
der Leistungsfähigkeit mit zunehmendem Lebensalter. Dabei gingen die Dis­
kussionsteilnehmer davon aus, daß der Al tersabbau der körperlichen und 
geistigen Leistungsfäh igkei t auch heute noch ein weitverbre i tetes Denkmodell 
hinsichtlich der Behandlung und Beurteilung älterer Arbeitnehmer ist. Eine 
kritische Betrachtung der in diesem Modell enthaltenen Grundannahmen wurde 
daher als notwendig erachtet . 

Problematisch ist die Behauptung, daß ältere in Relation zu jüngeren Arbeit­
nehmern 

- geringere körperliche und psychische Leistungs- und 
Belastungsfähigkeit, 

- geri ngere Anpassungs-, Umstellungs- und Lernfähigkeit und 
einen schlechteren Gesundheitszustand 

aufweisen . 

Die in dieser Behauptung enthaltene weitgehende Gleichsetzung von "Alter" 
und "Leistungsdefizit" kann nicht vorbehaltlos anerkannt werden . Unter Be­
rücksichtigung des gegenwärtigen Forschungsstands - auch im internationalen 
Rahmen - ist darauf zu verweisen , daß Veränderungen der Leistungsanlagen 
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wie physische Beschaffenheit, Intelligenz und Lernfähigkeit von einer 
Vielzahl von Faktoren und Ereign.issen abhängig sind, unter denen dem 
Lebensa 1 ter nur eine untergeordnete Bedeutung zukommt. Neuere Untersuchun­
gen zeigen, daß vor allem Einflußfaktoren wie Begabung, Schul- und Berufs­
ausbildung, Berufstätigkeit , ökonomische Lage, Motivation und Gesundheits­
zustand mehr oder weniger stark beeinflussend wirken. 

Einzuräumen ist, daß der mit dem biologischen Alternsprozeß einhergehende 
Schwund an Körperzellen zu einer individuell unterschiedlichen Mi nderung 
der rein körperlichen Leistungsfähigkeit führen kann. Das hat Auswirkungen 
in Form einer schnelleren Ermüdbarkeit des Muskel- und Skelettsystems sowie 
in einer Schwächung der einzelnen Organe, zum Beispiel Herz, Sehkraft usw., 

die häufig zu Beginn des 6. Lebensjahrzehnts kumulieren. Ebenso ist ein 
gewandeltes Leistungsvermögen im Komplex "Intelligenz, Lern- und Umstel­
lungsfähigkeit" bei bestürmten Aufgabenarten wie Schnelligkeit der Wahr­
nehmung, Wendigkeit des Denkens unter Zeitdruck zu vermuten. Zu bedenken 
ist ferner, daß fehlende Obung hier eine nicht unbedeutende Rolle spielen 
könnte. 

Der im Defizit-Modell ill111anenten Behauptung einer Abhängigkeit des Gesund­
heitszustands vom kalendarischen Alter ist zu widersprechen. Hervorzuheben 
ist in diesem Zusammenhang die Tatsache, daß gesundheitliche Beeinträchti­
gungen, Krankenverhalten und Invalidität primär als Indikatoren für eine 
hohe bzw. zu hohe Belastung im Verlauf des Arbeitslebens angesehen werden 
müssen, die sich bei den Betroffenen im höheren Alter auswirken. 

Die These vom altersbedingten Leistungsabfall läßt sich nach übereinstim­
mender Auffassung der Diskussionsteilnehmer aufgrund der neueren Erkennt­
nisse industriesoziologischer und psychologischer Untersuchungen nicht 
halten. Veränderungen von Leistungsanlagen oder ein Wandel des beruflichen 
Leistungsvermögens sind keinesfalls eindimensional vom kalendarischen Alter 
abhängig. Ebensowenig lassen sich biologisch orientierte Einteilungen des 
Lebensalters in Al tersphasen rechtfertigen. 
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3. Ursachen der Beschäftigungsprobleme älterer Arbeitnehmer 
in der Diskussion 

Es stellt sich die Frage, welche Relevanz den sich im askriptiven Defizit­
Modell des älteren Arbeitnehmers ausdrückenden sozialen Vorurteilen beizu­

messen ist. 

Vom primär psychologisch begründeten Standpunkt erscheint die Beschäfti­
gungsproblematik älterer Arbeitnehmer sowohl in bezug auf das Risiko ,der 
Arbeitslosigkeit als auch bezogen auf die Qualität der Beschäftigung 
(Unterwertigkeit usw.) in entscheidendem Maße durch die defizitär orien­

tierten Altersvorbehalte bestimmt. 

Die Gefährdung durch Entlassung stellt sich für ältere Beschäftigte insbe­
sondere bei Betriebsstillegungen , Betriebsumstellungen und Rationalisierungs­
maßnahmen. In dieser Phase bewirken nach dieser Auffassung - neben anderen 
Faktoren - vorurteilsbestimmte Einstel l ungen in bezug auf geringere Um­
stellungsfähigkeit, geringere Mobilitätsbereitschaft und -fähigkeit eine 
Personalselektion zu Lasten der älteren Arbeitnehmer. 

Besondere Bedeutung gewinnt die Vorurteilsproblematik unter dem Aspekt der 
Wiedereinstellungschance, indem den Betroffenen aufgrund zugeschri ebener 
Minderung der Leistungs- und Belastungsfähigkeit sowie mangelnder geistiger 
Beweglichkeit die Chance einer beruflichen Bewährung bzw. Rehabilitation 
geno11111en wird. Als Ausdruck vorurteilsgeprägter Arbeitgebereinstellung sind 
die bei einer großen Zahl von Berufen bestehenden Höchstaltersbegrenzungen 
anzuführen, die den Angehörigen - unabhängig von der tatsächlichen indivi ­
duellen Leistungsfähi gkeit - berufliche Fähigkeiten nur bis zu einem be­
stimmten Lebensalter zuerkennen. 

Auch häufig auftretende Benachtei l igungen Älterer bei betriebl ich bedingten 

Umsetzungen, indem diese zum Beispiel auf weniger angesehene und geringer 
entlohnte Arbeitsplätze abgestuft werden, sind aus dieser Sicht in nicht 
geringem Maße auf bestehende Altersvorbehal te, bezogen auf den Anforderungs­
komplex "Intelligenz , Lern-, Anpassungs- bzw. Umstellungsfähigkeit" zurück-
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zuführen. Eine vennehrte Teilnahme Älterer an Fortbildungs- und Umschu­
lungsmaßnahmen scheitert demnach ebenfalls häufig an bestehenden, negativ 

ausgeprägten Altersstereotypen. 

Als besonders problematisch ist hervorzuheben, daß negative Einschätzungen 
nicht nur handlungsentscheidende Bedeutung bei Maßnahmen der betrieblichen 
Personalpolitik besitzen, sondern gleichzeitig geeignet sind, im Wege einer 
"self-fulfilling prophecy" adaptive Reaktionen bei den Betroffenen zu be­
wirken: Geringere Leistungserwartungen können eine tatsächlich geringere 
Leistungsrähigkeit hervorrufen, indem die Betroffenen sich diese zu eigen 
machen. Mangelnde Eigenzumutung bestinmt dann die Verhaltensweise und be­
wirkt häufig Skepsis und Resignation, die die individuelle Aktivität 
blockieren. 

Entsprechend der zugemessenen Relevanz sozialer Vorurteile rur die 
Arbeits- und 8eschäfti gungsschwieri gkeiten älterer Arbeitnehmer wird die 
Auffassung vertreten, daß eine Minderung dieser Prob 1 eme erst durch eine 
generelle Ausschaltung bestehender Altersvorbehalte möglich sei. Im Zusam­
menhang mit einer veränderten, d.h. umfassenderen - und nicht an einer ganz 
spezifischen Anforderung orientierten-, Eigenbeurteilung in den Betrieben 
wird erwartet, daß damit zumindest für die jüngeren Jahrgänge dieser Erwerbs­
personengruppe letztlich auch die betrieblichen Rentabilitätsüberlegungen in 
bezug auf die entsprechenden Investitionen in "Humankapital" ihre selektive 
Wirkung verlieren. 

Demgegenüber steht die auch vertretene Auffassung, daß die spezifischen Be­
schäftigungsprobleme älterer Arbeitnehmer im wesentlichen aus einer diskre­
panten Entwicklung des Leistungsvermögens im Verlauf des Altemsprozesses 
und den unveränderten betrieblichen Leistungsanforderungen resultieren. Dieser 
Auffassung liegt die Annahme zugrunde, daß mit zunehmendem Alter häufig ein 
tatsächlicher Leistungswandel verbunden ist, der aber nicht im Sinne des 
Defizit-Modells altersbedingt, sondern vor allem von den Arbeits- und Repro­
duktionsbedingungen abhängig ist. 
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Die Belastungen im Arbeitsbereich sind ursächlich für eine frühzeitige 

Beeinträchtigung der Gesundheit. Als Belastungsfaktoren gelten Arbeits­
schwere, Umgebungseinflüsse und Arbeitszeitregelungen. Hinzu treten nicht 
unmittelbar an spezifischen Beanspruchungen ablesbare belastende Arbeitsbe­
dingungen wie Arbeitsplatzunsicherheit, schlechtes Betriebsklima und Unter­
forderung im Tätigkeitsbereich . 

Angesichts der unterschiedlichen Arbeitsbedingungen ist die Gruppe der 
Industriearbeiter im Gegensatz zu Angestellten und Beamten als in besonderem 
Maße gesundheitlich gefährdet herauszustellen. Insbesondere für diese Perso­
nengruppe ist die These einer Zunahme gesundheitlicher Einschränkungen mit 
fortschreitendem Alter als gültig anzusehen. Zu belegen ist diese Tendenz 
mit der hohen Rate der Frühinvalidisierung. So schieden im Jahr 1970 mehr 
als die Hälfte (52 Prozent der Neuzugänge bei den Arbeitern, 36,7 Prozent 
bei den Angestellten) nicht aufgrund Erreichens der Altersgrenze, sondern 
wegen Erwerbs- und Berufsunrahigkeit aus . Zu berücksichtigen sind ferner 
die neuesten Daten der Strukturanalyse der Bundesanstalt für Arbeit 

(Stand Mai 1978), nach denen 50,5 Prozent der älteren (45- bis 64jährigen) 
Arbei ts losen mit gesundheitlichen Einschränkungen belastet sind, sowie die 
Krankenstandsuntersuchungen, die belegen, daß äl tere Arbeitnehmer gegenüber 
jüngeren längere Fehlzeiten wegen Krankheit aufweisen . 

Angesichts neuerer industriesoziologischer Untersuchungen, die eine Polari­
sierung der Industriearbeit in qualifizierte Tätigkeiten einerseits und 
dequalifizierte körperl ich und/oder sinnlich-nervlich stark belastende 
Tätigkeiten andererseits sowie eine tendenziel le Verlagerung von physischen 
zu psychischen Belastungsmomenten erkennen lassen, ist die Notwendigkeit 
der Differenzierung innerhalb der Gruppe der Industriearbeiter zu betonen. 
Anforderungs- und Belastungsstruktur differenzieren demzufolge bei den ver­
schiedenen Teilgruppen erheblich. Die spezifische Beschäftigungsproblematik 

älterer Arbeitnehmer ergibt sich in diesem Argumentationszusammenhang aus 
der Tatsache, daß dem geänderten Leistungsvermögen unveränderte oder im 
Zuge eines fortlaufenden Zwanges zur Rationalisierung der Produktionsstruk­
turen sogar gesteigerte Leistungsanforderungen gegenüberstehen . 
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Einen weiterführenden Erklärungsansatz für die Arbeits- und Beschäftigungs­

schwierigkeiten älterer Arbeitnehmer bietet die in der industriellen Pro­
duktion herrschende Lei stungsori enti erung. Art und Ausmaß der Arbeits.- und 
Belastungsanforderung sind in nicht unerheblichem Maße Folgen eines 
Leistungsbegriffs, der an sich als problematisch angesehen werden muß. Pro­
blematisch erscheint dabei die Standardisierung der durch die Organisation 
der Produktionsprozesse vorgegebenen und von den Unternehmensleitungen für 
verbindlich erklärten Leistungsnormen, die zudem an dem maximalen 
Leistungspotential jüngerer Arbeitskräfte ausgerichtet sind. 

In diesen Leistungsnormen, die sich in den konkreten betrieblichen Arbeits­
anforderungen niederschlagen, findet der Aspekt eines geänderten Leistungs­
vermögens im Verlauf des Alternsprozesses keine Berücksichtigung. Diese 
Leistungsorientierung ist als ursächlich für die Diskrepanz von Leistungsan­
forderung und Leistungsmöglichkeit anzusehen. Sie leitet sich ab aus dem 
betrieblichen Rentabilitätsprinzip. Es wird die These vertreten, daß die 
Dominanz des Rentabilitätsprinzips in der modernen Arbeitswelt als aus­
schlaggebend für die Arbeits- und Beschäftigungsschwierigkeiten älterer 
Arbeitskräfte angesehen werden muß. Initiierung und Ablauf des technisch­
organisatorischen Wandels und damit die Gestaltung der industriellen Arbeit, 
einschließlich der äußeren Bedingungen der Arbeitstätigkeit, vollziehen sich 
unter Anwendung dieses Prinzips. Aus den sich daraus ergebenden Konsequenzen 
in Form arbeits- und belastungsintensiver Arbeitsplätze und einer kosten­
orieotierten betrieblichen Personalwirtschaft resultieren nach dieser Auf­
fassung in erheblichem Maße die spezifischen Benachteiligungen älterer 
Arbeitnehmer im Beschäftigungssystem. 

Ausgehend von dieser These ist, im Sinne einer nachhaltigen Verbesserung der 
Arbeits- und Beschäftigungsbedingungen dieser Personengruppe, die Notwendig­
keit einer auf die Erhaltung der Arbeitskraft ausgerichteten produktions­
strukturellen Veränderung sowie einer längerfristigen betrieblichen Perso­
nalplanung hervorzuheben. 

Auf einen weiteren Ursachenkomplex für die Arbeits- und Beschäftigungs­
schwierigkeiten älterer Arbeitnehmer weisen der strukturelle Wandel und die 
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technologischen Neuerungen hin. Infolge dieser Prozesse vollzieht sich eine 
berufliche Umschichtung. Alte Berufe verlieren an Bedeutung bzw. fallen 

weg , andere entstehen neu oder gewinnen an Bedeutung. Gleichzeitig ändern 
sich die Qualifikationsanforderungen. Eine Benachteiligung - besonders der 
älteren Arbeitnehmer - ist in der Tatsache zu sehen, daß die Nachfrage nach 
Angehörigen bestimmter Berufsgruppen sich rückläufig entwickelt und die 

Möglichkeiten einer ausbildungsadäquaten Beschäftigung gemindert werden. 

Die kontinuierliche Veränderung der Tätigkeits- und Ausbildungsinhalte in 

vielen Berufen stellt die älteren Arbeitnehmer vor zusätzliche Schwierig­
keiten. Spezifische Probleme älterer Arbeitskräfte erwachsen aus dem Zwang 
zur Anpassung bzw. Umstellung. Aus den relativ ungünstigen Bildungsvoraus­
setzungen - einerseits bedingt durch die Tatsache, daß die schulische ebenso 
wie die theoretische berufliche Ausbildung längere Zeit zurückliegen, an­
dererseits aufgrund geringer Einstandsqualifikationen - resultieren in nicht 
geringem Maße die Anpassungs- und Umstellungsprobleme Älterer. Besondere 
Bedeutung kommt diesem Bildungsdefizit unter dem Aspekt der Konkurrenzfäh i g­
keit zu. Demnach bewirken - neben anderen das berufliche Mobilitätspotenti al 
determinierenden Faktoren, w1e langjährige branchen- und betriebsspezifische 

Spezialisierung und Gewöhnung an weitestgehend vorbestimmte Arbeitsabläufe 
- vor allem ein unqualifiziertes Bildungs- und Ausbildungsniveau eine 
Konkurrenzbenachteiligung älterer gegenüber jüngeren Arbeitnehmergruppen 
im Wettbewerb um begehrte Arbeitsplätze. Diese Disparität erklärt sich aus 
der Tatsache, daß d~m auf der Seite der Jüngeren eine Verlängerung der 
Schulzeit - verbunden mit dem Trend zu weiterführenden Schulen - sowie eine 
zunehmende Verbreiterung der theoretischen Basis der. Berufsausbildung gegen­
übersteht . 

In besonderem Maße wettbewerbsbenachteiligt sind ältere Frauen, da diese 
zumeist neben einer vergleichsweise geringen Einstandsqualifikation häufig 
eine längerfrist i ge Unterbrechung im Berufsverlauf aufweisen . 

Die Chance , diese Wettbewerbsnachteile durch einen Zugewinn positiver 
Leistungsmerkmale mit fortschreitendem Alter zu kompensieren, ist unter 
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Hinweis auf industriesoziologische Qualifikationsvoraussetzungen als gering 

einzu~chätzen. Die Bedeutung extrafunktionaler Qualifikationselemente wie 
Betri~bsbindung, Identifikationsbereitschaft, Loyalität, Fleiß, Verläßlich­
keit usw., über die gerade llltere verfügen, tritt bei der Personalnachfrage 
gegenüber den funktionalen Qualifikationsanforderungen immer mehr zurück. 
Die aufgeführten Qualifikationen werden vorwiegend in kleineren und mitt-
1 eren Betl"i eben - und auch dort in unzureichendem Maße - nachgefragt. 
Angesichts der Bedeutung des Ausbildungs- und Qualifikationsdefizits für die 
Beschäftigungsprobleme älterer Arbeitnehmer muß die Notwendigkeit eines 
ausreichenden Angebots an Umschulungs- und Fortbildungsmöglichkeiten, ins­
besondere für die mittleren Jahrgänge der Problemgruppe, betont werden. 

4. Ursachen der Beschäftigungsprobleme älterer Arbeitnehmer -

ein Fazit 

Die Diskussion struktureller Ursachen der spezifischen Arbeits- und Be­
schäftigungsschwierigkeiten älterer Arbeitnehmer macht deutlich, daß Pro­
bleme dieser Erwerbspersonengruppe - wenn überhaupt - allenfalls peripher 
auf individuelle "Mängel" der Betroffenen zurückzuführen sind. Als we­
sentliche Ursachenkomplexe sind herauszustellen: 

- Diskriminierung vonseiten der betrieblichen Entscheidungsträger; 
- Belastungen im gesamten Arbeitsleben; 

- Benachteiligungen gegenüber anderen Arbeitnehmergruppen, insbesondere 
im Zusammenhang mit der Veränderijng der Produktions- und 
Anforderungsstrukturen. . 

Eine Annäherung in der grundsätzl ich kontrovers diskutierten Bewertung der 
tatsächlichen Ursachen der Beschäftigungsschwierigkeiten älterer Arbeit­
nehmer kommt darin zum Ausdruck, daß auch von gewerkschaftlich orientierter 
Seite der Vorurteilsproblematik durchaus eine nicht unbedeutende Rolle im 
Gesamtkomplex der Ursachen zuerkannt wird. Andererseits wird der Hinweis 
auf den hohen Anteil leistungsgeminderter älterer Arbeitnehmer dahingehend 
aufgenommen, daß vor allem Belastunge~ im Arbeitsleben einen Wandel im 
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Leistungsvennögen mit fortschreitendem Lebensalter bewirken können, der 

Großteil der Betroffenen aber über ein durchaus noch verwertbares Leistungs­
vermögen verfügt . Die Möglichkeit der Diskrepanz zwischen physischer 
Leistungsfähigkeit und betrieblichen Leistungsanforderungen wird insbesondere 
für "stahltypische" Arbeitsplätze anerkannt. Angesichts der unterschiedli ­
chen Arbeits- und Belastungsanforderungen sieht die Diskussionsgruppe jedoch 
die Notwendigkeit der Differenzierung je nach Arbeitsbereichen, Tätigkeit 
bzw. Arbeitstypen als unumgängl ich an. 

Weitgehend übereinstimmend bewerteten die Diskussionsteilnehmer den Aspekt 
der schichtspezifischen Benachteiligung. Insbesondere das für Angehörige 
unterer sozialer Schichten typische Bildungsdefizit ist als ein wesentlicher 
konstituierender Faktor der Beschäftigungsschwierigkeiten im fortschreiten­
den Alter hervorzuheben. 

5. Vorschläge für sozialpolitische Handlungsmöglichkeiten zur Verbesserung 
der Arbeits- und Beschäftigungssituation älterer Arbeitnehmer 

In der Diskussion über sozialpolitische Handlungsmöglichkeiten und bei der 
Erarbeitung neuer Ansatzpunkte zu einer Lösung der Beschäftigungsschwierig­
keiten Älterer sind insbesondere folgende Punkte zu beachten: 

Angesichts der Heterogenität der Gruppe der älteren Arbeitnehmer in 
bezug auf Alter, Geschlecht, Bildung und Qualifikation, Arbeits­
und Beschäftigungsbedingungen, gesundheitliche Verfassung bedarf es 
eines sozialpolitischen Maßnahmenkata logs, der geeignet ist, den 

unterschiedlichen Problem- und Interessenlagen innerhalb dieser 
Prohlemgruppe Rechnung zu tragen. 

- Die zu konzipierenden sozialpolitischen Maßnahmen müssen geeignet 
sein, hinsichtlich bereits eingetretener Beschäftigunggsprobleme 
älterer Arbeitnehmer kompensatorisch zu wirken. Zur Vermeidung von 

Beschäftigungsschwierigkeiten im Alter käme es jedoch darauf an, 
verstärkt prophylaktisch vorzugehen. 

- Die Maßnahmen müssen geeignet sein, das Vorurteil genereller 
Leistungsdefizite älterer Arbeitnehmer abzubauen. 

_J 
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- Allein im Zusa11111enwirken von Initiativen im Rahmen der Tarifpolitik, 
der betrieblichen Personalpolitik, der MitbestilTITlung sowie gesetz­
licher Initiativen ist eine nachhaltige Verbesserung der Arbeits­
und Beschäftigungssituation älterer Arbeitnehmer denkbar. 

5.1. Verkürzung der Arbeitszeit 

Die Bedeutung prophylaktischer Maßnahmen zur Verbesserung der Arbeits- und 
Beschäftigungssituation älterer Arbeitnehmer ergibt sich zum einen aus dem 
existentiellen Zwang, die Arbeitskraft als Quelle zur Sicherung der Lebens­
grundlage zu erhalten, zum anderen aus der Oberlegung, daß nxigliche gesund­
heitliche Beeinträchtigungen, die sich im höheren Alter verstärkt bemerkbar 
machen, möglichst frühzeitig - d.h. bereits im frühen Arbeits- und Berufs­
leben - angegangen werden müssen. 

Als bedeutende sozialpolitische Maßnahme in diesem Zusa1T1T1enhang gelten die 
Möglichkeiten der Arbeitszeitverkürzung für alle Arbeitnehmer. Denn 
Arbeitszeit stellt neben der Schwere der Arbeit selbst und der Erschwernis 
der Arbeit durch negative Umwelteinflüsse eine der wichtigsten Konstituan­
ten der Gesamtbelastung der Beschäftigten dar, und zwar unter einem doppel­
ten Aspekt: Sie gibt zum einen den zeitlichen Rahmen der Arbeitsbelastungen 
an und setzt Bedingungen für Dispositionsspielräume und Verhaltensiooglich­
keiten in der außerbetrieblichen Zeit. Andererseits stellen Dauer und Lage 
der Arbeitszeit selbst Belastungsfaktoren dar, die Beanspruchungen und ge­
sundheitliche Beeinträchtigungen der Arbeitnehmer zur Folge haben können. 

Im Interesse einer Optimierung der Möglichkeiten zur Verwirklichung sozialer 
und individueller Bedürfnisse der Menschen - auch in zunehmendem Lebens­
alter - wird eine allgemeine Verkürzung der Arbeitszeit als sinnvoll und 
unumgänglich angesehen, und zwar im Wege einer Verkürzung 

- der Lebensarbeitszeit, 
- der Jahresarbeitszeit, 
- der Wochen- oder Tagesarbeitszeit. 
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Angesichts der Tatsache, daß die Arbeitszeitverkürzung ein anerkanntes 

Instrument der Tarifpolitik ist, wird die Realisierung dieser prophylak­
tisch wirkenden Maßnahme, sei es in Form eines verkürzten Arbeitstages, 
eines verlängerten Wochenendes oder einer Verlängerung des Jahresurlaubs , 

vornehmlich vermittels tarifvertraglicher Initiativen gesehen. 

Aber auch im Bereich staatlicher Politik bieten sich nach Auffassung der 
Diskussionsteilnehmer Ansätze zur Arbeitszeitreduktion, insbesondere in 

bezug auf die Lebens- und Jahresarbeitszeit: Durch die flexible Alters­
grenze kann die Möglichkeit geschaffen werden, früher aus dem Erwerbsleben 
auszuscheiden; durch den Ausbau des allgemeinen Schulsystems kann der 
Eintritt in das Erwerbsleben verzögert werden; die Ausweitung der Bildungs­
urlaubsregelung und ein Ausbau der Weiterbildungsmöglichkeiten nach dem 
Arbeitsförderungsgesetz sind geeignet, die Erwerbstätigen zeitweise aus 
dem Arbeitsprozeß auszugliedern. Entscheidend für die tarifpolitischen 
Maßnahmen zur Durchsetzung der Arbeitszeitverkürzung dürfte das Ziel sein, 
daß diese mit vollem Lohnausgleich, d. h. ohne anteilige Einkommensminderung 

bzw. Lohnzuwachsverzicht, erreicht werden. 

Die Arbeitszeitreduktion wird gleichzeitig al s alternatives Instrument zur 
flexiblen Altersgrenze gewertet. Forderungen wie die der Gewerkschaft 
Nahrung, Genuß, Gaststätten (NGG) sind geeignet, den Obergang in den Ruhe­
stand tatsächlich flexibler zu gestalten : Im Tarifbereich der NGG besteht 
rur ältere Arbeitnehmer die Möglichkeit der Reduzierung der Wochenarbeits­

zeit, und zwar ab dem 55. Lebensjahr auf 35 und ab dem 60. Lebensjahr auf 
nur noch 30 Stunden wöchentlich. 

Im Zusammenhang mit einer Reduzierung der Arbeitszeit steht das Risiko 
einer weiteren Intensivierung der Arbeit. Eine Verkürzung der Arbeitszeit­
dauer bedeutet bei konstantem Arbeitsanfall eine Mehrbelastung, die im 
Falle eines Obernahmezwangs von Tätigkeiten ausgeschiedener oder in 
Urlaub befindlicher Arbeitnehmer noch verstärkt wird. Sollen die geforder­
ten Möglichkeiten einer Belastungsminderung im Verlauf des Arbei tslebens 

erreicht werden, bedarf es ergänzender Maßnahmen. Aus gewerkschaftlich 
orientierter Sicht wird die Notwendigkeit einer längerfristigen Personal -
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p 1 anung - unter Mitwirkung der betrieblichen Interessenvertreter der 
Arbeitnehmer - hervorgehoben. Gleichzeitig erscheint eine gene.relle Aus­
weitung der innerbetrieblichen Beteiligungsrechte im Rahmen des Betriebs­
verfassungsgesetzes als notwendig, um den zu erwartenden Gegenmaßnahmen 
der Unternehmerseite zu begegnen. 

5.2. Flexibilisierung der Altersgrenze 

Eine Novellierung der flexiblen Altersgrenze im Rahmen der gesetzlichen 
Rentenversicherung wird als notwendiger Schritt gesehen zur Schaffung von 
Wahlmöglichkeiten für den einzelnen Arbeitnehmer, den Zeitpunkt des Austritts 
aus dem Erwerbsleben individuell, d.h. nach Maßgabe unterschiedlicher 
Arbeitsrahigkeit und -bereitschaft, festzulegen. 

Gefordert wird eine Ausweitung der flexiblen Altersgrenze auf das 
60 . Lebensjahr bei den männlichen Arbeitnehmern und auf das 58. Lebensjahr 
bei den Frauen. Damit soll denjenigen Berufsgruppen, die unter besonderem, 
unvermeidba~em Arbeitsstreß im Verlauf ihres Arbeitslebens stehen, die 
Möglichkeit gegeben sein, früher als andere aus dem Erwerbs leben auszu­
scheiden. Andererseits wird betont, daß diejenigen, die im Arbeitsprozeß 
verbleiben wollen, auch über die Altersgrenze hinaus die Möglichkeit be­
lassen werden muß. 

Als richtungweisend wird die von der Organisation für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung {OECD) empfohlene Regelung gesehen: Ar­
beitnehmer haben danach das Recht, im Altersbereich zwischen 60 und 70 
Jahren über ihre Pensionierung selbst zu entscheiden, und sie haben darüber 
hinaus Anspruch auf Teilzeitarbeit. Mit der Forderung einer Änderung der 
gültigen Regelung in diesem Sinne ist notwendigerweise eine generelle 
Ausweitung des Angebots an Teilzeitarbeitsplätzen erforderlich. Dieses darf 
sich allerdings nicht auf gering qualifizierte (Hilfs-)Tätigkeiten be­
schränken, sondern muß, um auch für qualifizierte Arbeitskräfte eine echte 
Alternative zum Ruhestand zu sein, qualifizierte Teilzeitbeschäftigungen 
in ausreichendem Maße und in täglich zu erreichender unmittelbarer Umgebung 
einschließen. Eine zeitlich flexiblere Tätigkeit muß - im Sinne eines 
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gleitenden Abbaus der Erwerbstätigkeit - zunehmend für weibliche und männ­
liche Arbeitskräfte möglich sein. 

Ein gesetzlicher Anspruch auf Teilzeitarbeit, verbunden mit einem befriedi­

genden Angebot an Teilzeitarbeitsplätze, wird als geeignet angesehen, eine 
erheblich bessere Nutzung der flexiblen Altersgrenze nach unten wie nach 
oben zu gewährleisten. Damit könnte der jeweiligen Interessenlage sowie 
den besonderen Erfordernissen älterer Arbeitnehmer in hohem Maße Rechnung 
getragen werden. 

Bei gegebenem Defizit an Arbei tsplätzen wird von den Diskussionsteilnehmern 
die Gefahr einer unfreiwilligen Ausgliederung leistungsfähiger und -williger 
Arbeitnehmer gesehen, indem die flexible Altersgrenze von Unternehmerseite 
als personalpolitisches Steuerungsinstrument eingesetzt wird; unterstützt 
durch attraktive betriebliche Ausgleichsregelungen und die vielfach mitge­
dachte A lternati vro 11 e "Rentner" - auch von seiten der Betriebsräte und 
Belegschaft . 

5.3. Verbesserung und Ausweitung der Arbeitsförderungsmaßnahmen für 
ältere Arbeitnehmer durch die Bundesanstalt für Arbeit 

Arbeits- und Beschäftigungsprobleme treten verstärkt bei älteren Arbeitneh­
mern in weniger qual ifizierten Berufen auf: Ein entscheidendes Beschäfti ­
gungshemmnis älterer Erwerbspersonen stellt gerade die Benachteiligung in 
der schulischen und beruflichen Bildung dar. Begrenzt werden dadurch vor 
allem berufliche Entfaltungs- und Entwicklungsmöglichkeiten der Älteren. 
Eine verstärkte Einbeziehung dieser Erwerbspersonengruppe in die von der 
Bundesanstalt für Arbeit geförderten beruflichen Wei terbi l dungsmaßnahmen 
erscheint dringend notwendig. 

Die bisherige erhebliche Unterrepräsentation Älterer bei den Teilnehmern 

beruflicher Förderungsmaßnahmen macht deutlich, daß erhebliche Intensi­
vierungsbemühungen erforderlich sind. Dazu bedarf es einer systematischen 
Analyse der Hemmnisgründe, die einer stärkeren Parti zipation im Wege stehen. 
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Hinzuweisen ist auf die Leistungseinschränkungen, die mit dem Haushalts­

strukturgesetz vom 18.12.1975 vollzogen wurden. Vor allem die Änderung der 
Unterhaltsgeldregelungen bewirken möglicherweise, daß insbesondere Frauen 
und unterqualifizierte Arbeitnehmer häufig nicht in der Lage sind, die 
Bildungsmaßnahmen finanziell durchzustehen. Ein Herrmnisgrund ist auch 
darin zu sehen, daß Weiterbildungsmaßnahmen nicht in ausreichendem Maße 
angeboten werden und vi e 1 fach den besonderen Erfordernissen älterer 

lernender nicht angepaßt sind. 

Erforderlich sind ferner verstärkte Durchsetzungsbemühungen in Form von 
Information und Aufklärung - insbesondere der älteren Erwerbspersonen -
über die Notwendigkeiten einer beruflichen Weiterbildung, um die häufig 
konstatierte Mobilitätsschwelle zu durchbrechen. 

Den Maßnahmen zur Förderung der Arbeitsaufnahme und den Arbeitsbeschaffungs­
maßnahmen konmt im Hinblick auf die Schwierigkeiten Älterer bei der 
Wiedereingliederung in das Beschäftigungssystem besondere Bedeutung zu. 
Auch hierbei erscheint es notwendig, systematische Wirkungsanalysen anzu­
stellen. Zum einen geht es darum, festzustellen, in welchem Ausmaß diese 
Maßnahmen von älteren Arbeitnehmern in Anspruch genorrmen werden, zum anderen 
darum, ob derartige Fördermaßnahmen zur nachhal tigen Eingliederung Älterer 
beigetragen haben. Auf der Grundlage dieser Ergebnisse wären verstärkte 
Durchsetzungsbemühungen erforderlich. 

5.4. Humanisierung des Arbeitslebens 

Die Humanisierung des Arbeitsleb~ns wird als die entscheidende prophylakti­
sche Strategie gesehen, um gesundheitliche Einschränkung, Leistungsminderung 
und Invalidisierung im Alter zu verhindern. Konzepte zur Humanisierung der 
Arbeit bieten erfolgversprechende Ansätze, bestehende Arbeits- und Beschäf­
tigungsnachteile älterer Arbeitnehmer im Entstehungsbereich abzubauen. 
Diese gilt es verstärkt durchzusetzen, um den negativen Folgen der gegen­
wärtigen Arbeitsteilung und der technisch-organisatorischen Veränderung 
entgegenzuwirken, die besonders Ältere - zumal auf weniger qualifizierten 
Arbeitsplätzen - treffen . 
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Allein über eine Begrenzung der Expositionsdauer, d.h. ohne grundsätzliche 
Veränderungen der häufig sehr belastenden Arbeitsbedingungen, kann den 
Risiken aus dem Arbeitsleben nicht nachhaltig begegnet werden. In diesem 
Sinne wird auch die Herabsetzung der Altersgrenze nicht als Alternativ-, 
sondern als Ergänzungsmaßnahme gesehen. 

Als Arbeitnehmerinteressen im Sinne einer humanen Gestaltung der Arbeit 

können vor allem gelten: 

- die generelle Minderung der Belastungen im Arbeitsbereich, insbesondere 
durch Abstimmung von Anforderungen einzelner Tätigkeitsbereiche 
(Anforderungsprofile) mit leistungsmäßigen Merkmalen einzelner Arbeit­
nehmer (Eign ungsprofile) sowie durch Anpassung der ergonomischen 
Arbeitsbedingungen und der Arbeitsorganisation an die Leistungswand­

lungen mit zunehmendem Lebensalter, wie zum Beispiel Verringerung 
der Anforderungen an physische Leistungen, physiologische Belastungen, 
Arbeitstempo, Monotonie usw. ; 

- die Möglichkeit zur Nutzung der Gesamtheit vorhandener Fähigkeiten und 
nicht nur einzelner, die leichter unter- bzw. überfordert werden; 

- die Gelegenheit zur Entwicklung und Entfaltung neuer beruflicher 
Fähigkeiten durch Qualifizierungsmaßnahmen , durch die eine berufliche 
Abwertung bzw. die Gefahr einer bevorzugten Ausgliederung - vor allem 
im vorgerückten Alter - verhindert werden kann; 

- die Befriedigung von unterschiedlichen Bedürfnissen, die aufgrund 
verschiedener Interessenlagen, Motivationen und Wertmaßstäbe bei 
Arbeitnehmern vorhanden sind. Besondere Beachtung verdienen deshalb 
die Interessen und der Grad der Arbeitszufriedenheit auch der 
älteren Arbeitnehmer. 





J 
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VI. ARBEITSGRUPPE: ÄLTERE FRAUEN 

Lebenssituation ätterer Frauen 

von Ursula Lehr (Bonn) 

1. 0i e Vernachlässigung der Frau in der soziologischen und 
psychologischen Alternsforschung 

Wenn man im Rahmen der Diskussion einer Gesellschaftspolitik für ältere 
Menschen von der Lebenssituation der älteren Frauen spricht, neigt man mei­
stens dazu, etwas einseitig auf die finanzielle Situation hinzuweisen und 
die Ungerechtigkeit der Witwenrente von 60 Prozent anzuprangern. Man glaubt 
oft, mit der Einführung der sogenannten Partnerrente und der damit erreichten 
finanziellen Besserstel lung die Problemsituation älterer Frauen weitgehend 
besei tigen zu können. Abgesehen davon, daß bei einer solchen Betrachtung 
die 8 bis 12 Prozent ledigen älteren Frauen (in der Altersgruppe 60 bis 65 
sind es 8,6 Prozent, bei den 65- bis 70jährigen 10,1 Prozent, den 70- bis 
75jäh rigen 11 , 5 Prozent und den über 75jährigen 12,l Prozent) . schlicht ver­

gessen werden - denn sie haben gar keinen Partner, von dessen Rente sie 
jetzt zehren könnten, und wollten vielleicht auch gar keinen-, ist es etwas 
einseitig, eine Charakteristik der Lebenssituation ausschließlich oder zu­
mindest vorwiegend unter finanziellen Aspekten vorzunehmen. 

Altern ist nicht nur ein finanzielles Schicksal! Untersuchungen zeigen, daß 
Altsein und Frausein in unserer Gesellschaft eine Kumulation sozialer Be­
nachteiligungen bedeutet, die einmal auf bestimmten tradier ten Vorstellungen 
der weiblichen Rolle beruhen und seit Kindheitstagen die Lebensentwicklung 
der Frau beeinflussen, meist im Sinne einer Restri ktion der Verhaltenswei­
sen, die geradezu zu einer zunehmenden Lebensuntüchtigkeit bzw. mangelnder 
Kompetenz im Alter führen muß. Zum anderen trägt zweifellos das immer noch 
am Defizit- Modell orientierte Altersstereotyp, das für die Frau in einem 
noch früheren Lebensalter wirksam wi r d als für den Mann, zu einer weiteren 
Restriktion des Verhaltensradius bei (vgl. LEHR 1978) . 
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Bevor hier eine eingehendere Analyse der Lebenssituation heutiger älterer 

lrauen versucht werden soll, sei ausdrücklich auf •die Notwendigkeit diffe­

rentieller Betrachtungsweisen aufmerksam gemacht. Es gibt weder den 70jähri­

gen noch den 80j-ährigen; es gibt weder die ältere Frau noch den älteren 

Mann. Es gibt vi e 1 mehr verschiedene .Gruppen von Männern und Frauen, die alle 

ihre ureigensten, i ndi vidue 11 en A lternsprozesse erkennen 1 assen. 

Von diesen notwendigen Differenzi•erungen hat die Forschung erst relativ 

spät Kenntnis genolllllen. Die e·rsten Alternsuntersuchungen wurden überhaupt 

nur bei Männern durchgeführt. Für die Frau, so glaubt man, würde eine 

"Altersgrenze" als solche gar nicht existieren; die Frau i(önne ja selbst 

dann, wenn sie berufstätig gewesen sei, in ihre "eigentliche Rolle" als 

Hausfrau und Mutter, die ihrem Wesen entspräche, zurückkehren, habe also 

keinen Rollenverlust und somit keine Anpassungsprobleme an das Alter. So 

kommt es, daß sich die psychologische und auch soziologische Alternsfor­

schung erst relativ spät der Situation der älteren Frau zugewandt hat. 

Auch SIMONE DE BEAUVOIR (1972, S. 76) stellt in bezug auf das Altern fest: 

" ... es handelt sich hierbei um ein Männerproblem. Als persönliche Er­

fahrung betrifft das Altern di'e Frauen genauso, und sogar noch mehr, da sie 

länger leben. Betrachtet man das Problem jedoch theoretisch, so beschäftigt 

man sich vorwiegend mit der La-ge der Männer. Einmal, weil sie es sind, die 

sich in den Kodizes, Legenden und Büchern äußern; hauptsächlich aber, weil 

der Kampf um die Macht nur das starke Geschlecht interessiert. Bei den 

Affen entmachten die Jungen das .alte 1'1ärmchen gewaltsam; es allein wird 

getötet, die alten Jlffinnen nicht." 

Eine andere Deutung der wissenschaftlichen Vernachlässigung, die weniger 

den Machtaspekt betont, ist wiederum in der traditionellen Rollenauffassung 

mancher Alternsforscher - vor allem auch der Soziologen - zu sehen. Siebe­

schäftigen sich zwar zentral mit der Altersgrenze des Mannes, die durch das 

Ende der Berufstätigkeit markiert ist, und gehen den durch die Pensionierung 

bzw. den "Ro 11 enwechse l" ausgelöst gesehenen Veränderungen seiner Lebens-

s i tua ti on nach. Sie vernachlässigten aber weitgehend die Problematik der 

Berufsaufgabe der Frau, noch interessierten sie sich für die sonstigen 

Veränderungen ihrer Lebenssituation. 
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Sachliche Gründe für die Vernachlässigung mögen in der bis zur Mitte unse­

res Jahrhunderts relativ geringen Zahl älterer weiblicher Beschäftigter ge­
geben sein. Methodische Gründe im Hinblick auf die Vergleichbarkeit weib­
licher Stichproben mögen ebenso eine Rolle gespielt haben. Verhängnisvoll 

wirkte sich jedoch eine bestimmte Rollentheorie aus, nach deren Auffassung 
die "eigentliche Rolle der Frau" die der Hausfrau und Mutter ist und die 
Frau nach Beendigung ihrer Berufstätigkeit glücklich sein müsse, sich die­
ser ihrer eigentlichen Rolle wieder stärker zuwenden zu können (u.a. TOWNSEND 

1960; JACKSON 1971; DONAHUE, ORBACH u. POLLACK 1960; PALMORE 1965). Erst in 
den letzten Jahren versucht man wenigstens, diese Annahme durch empirische 
Untersuchungen zu überprüfen (STREIB u. SCHNEIDER 1971; FOX 1975; JASLOW 
1976; ATCHLEY 1976) bzw. zu widerlegen . 

Aber auch die bekannten amerikanischen Längsschnittstudien, die den gesamten 
Alternsprozeß zu erfassen trachten und nicht auf die Pensionierungsproblema­
tik zentriert sind, gaben männlichen Stichproben den Vorzug (BIRREN, BUTLER 
et al. 1963; SHOCK 1962; TERMAN u. ODEN 1947, 1959 u.a.), wobei Stichproben­

gewinnung (leichtere Erreichbarkeit von Rekruten bzw. Veteranen) und Ver­
gleichbarkeit der Stichproben (homogener in bezug auf den Familienstand) aus­
schlaggebend gewesen sein mögen. - KLINE (1975) führt theoretische Gründe 

ins Feld und sieht in der von der Frau lebenslang trainierten Rolleninkon­
stanz (durch ständigen Wechsel in der Familien- und Berufss i tuation) eine 
erleichterte Anpassung an das Alter; die Frau werde von Kind an stärker als 
der Mann auf Rollenwechsel hin sozialisiert und habe somit weniger Alterns­
probleme . Daß dies jedoch nicht ganz der Realität entspricht, belehren uns 
neuere empirische Studien (vgl. LEHR 1978). Für die Gerontologie ist die 
Frau ein neu entdecktes Forschungsobjekt, dem man sich erst in den 70er 
Jahren mit verstärktem Interesse zuwandte. Ausschlaggebend hierfür war ein­
mal die Erkenntnis, daß ältere Frauen häufiger zu den sozial Schwachen und 
damit zur Problemgruppe der älteren Bevölkerung zählen, zum anderen aber 
auch, daß innerhalb der Gruppe der über 60jährigen der Frauenanteil zumin­
dest seit 1950 rapide anstieg: illZQ waren 7,4 Prozent der männlichen und 
8 Prozent der weiblichen Bevölkerung über 60 Jahre ; 1910: 7 Prozent der 
männlichen und 8,6 Prozent der weiblichen Bevölkerung; 1939: 11,4 Prozent 
und 12,l Prozent ; 1950: 13,3 Prozent und 14 ,6 Prozent; 1961: 14,8 Prozent 
und 18,7 Prozent; 1970: 16 ,1 Prozent und 22,1 Prozent; 1974: 16,2 Prozent 
und 23,6 Prozent, und im Jahre 1990 schließlich wird der Anteil über der 
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60jährigen in der männlichen Bevölkerung 16,1 Prozent betragen, in der 

weiblichen Bevölkerung jedoch 25,6 Prozent! Nach diesen Daten (vgl. 
Presse- und Informationsamt der Bundesregierung 1977, S. 15) sind Alterns­

probleme der Zukunft in erster Linie Frauenprobleme - so daß eine Vernach­
lässigung der spezifischen Aspekte des Alterns als Frau nicht mehr länger 
vertretbar erscheint. Aber was sind solche spezifischen Probleme? Einige 
werden schon durch eine weitere Analyse der Bevölkerungsstatistik deutlich, 
andere durch gezielte soziologische und psychologische Untersuchungen. 

2. Die Situation der älteren Frau im Spiegel der Statistik 

Um der besonderen Lage der älteren Frau gerecht zu werden, sei zunächst der 
Blick auf die Bevölkerungsstruktur, die Statistiken zur Lebenserwartung 
und Krankenstand wie auch auf die familiäre Situation und die Wohnsituation 
gelenkt. Weiterhin dürfte die Situation der älteren Frau heute kaum zu ver­
stehen sein, wenn man nicht die Bildungs- und Berufssituation für Frauen 
dieser Generation diskutiert - die letztlich mit zur finanziellen Misere 
und sonstigen spezifischen Problemlage einer großen Gruppe betagter Frauen 
beiträgt. 

2.1. Bevölkerungsstruktur 

Nach der im Februar 1976 veröffentlichten Statistik des Statistischen Bundes­
amtes sind von den 62,1 Millionen Einwohnern der Bundesrepublik 19,8 Prozent 
60 Jahre und älter; 14 Prozent 65 Jahre und älter. Während dabei der Anteil der 
über 60jährigen Männer nur 16,1 Prozent ausmacht (derjenige der über 65jähri­
gen nur 11,1 Prozent), sind 23,3 Prozent der gesamten weiblichen Bevölkerung 
älter als 60 Jahre und 16,7 Prozent älter als 65 Jahre. 

Zum Vergleich dazu: 1910 waren 5 Prozent aller Männer und ebenso 5 Prozent 
aller Frauen 65 Jahre und älter. In den letzten 65 Jahren nahm also der Anteil 
der älteren Frauen weit mehr zu als jener der älteren Männer. "Vor dem 
1. Weltkrieg überstieg die Zahl der über 65jährigen Frauen diejenigen der 
über 65jährigen Männer nur um etwa 20 bis 25 Prozent. Im Jahre 1972 lebten 
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im Bundesgebiet jedoch 5,1 Millionen über 65jährige Frauen und 3, 2 Mill ionen 
über 65jährige Männer , d.h. , die Zahl der älteren Frauen liegt jetzt über 

60 Prozent über derjenigen der älteren Männer. Parallel hierzu vollzog sich 
eine starke Zunahme des Anteils der Witwen. Von den über 65jährigen Frauen, 
die verheiratet waren, sind fast 60 Prozent verwitwet" (SCHWARZ 1974, S. 17 f.) . 

Für 1980 ist der Höchststand der über 65jährigen zu erwarten: 3,3 Mil li onen 
Männer und 5,B Millionen Frauen. 1990 werden 15,2 Prozent der Gesamtbevölke­
rung 65 Jahre und älter sein, und zwar 10,4 Prozent der männlichen und 19,5 
Prozent der weiblichen Bevölkerung. "1990 wird dann etwa jeder fünfte weib­
liche Einwohner 65 Jahre oder älter sein, dagegen nur jeder zehnte männliche 
Einwohner" (vgl. Presse- und Informationsamt der Bundesregierun~ 1977, 
S. 14) . Danach wird zwar die absolute Zahl der über 65jährigen allmählich 
kleiner werden, aber - angesichts des Geburtenrückgangs - prozentual anstei ­
gen. Während heute 19,8 Prozent der Bevölkerung älter als 60 Jahre sind, 
werden es nach Vorausberechnungen im Jahre 2030 sogar 32,9 Prozent sei n. 
Das hei ßt also, daß in 50 Jahren etwa jeder dritte Mensch bei uns in 
Deutschland älter als 60 Jahre ist. Das Verhältnis der unter 15jährigen zu 
den über 65jährigen, das 1890 noch 7 : 1 betrug, ist 19B0 knapp 1 : 1 und 
wird zu Beginn des nächsten Jahrhunderts schon 1 : 2 betragen - eine Fest­
stellung , die im Hinblick auf die Flexibilität der Altersgrenze und auf 
Rentenversicherungsfragen eine besondere Beachtung verdient, aber auch bei 
einer Diskussion um das Für und Wider der Berufstätigkeit der Frau und Mutter 
nicht außer acht gelassen werden sollte . 

Hier dürfte zunächst das Verhältnis Männer: Frauen von Interesse sein. 
Während 1871 in der Gruppe der über 65jährigen auf 100 Männer 111 Frauen kamen, 
waren es 1974 bereits 166, 1990 sollen es bereits 206 sein. Bei der Gesamtbe­
völkerung der Bundesrepublik beträgt das Verhältnis zwischen männlichen und 
weiblichen Erwachsenen 100 : 109 . Für diesen so stark ins Auge fallenden 
Frauenüberschuß der älteren Jahrgänge sind in erster Linie die Kriegsaus-
fälle verantwortlich zu machen; eine gewi sse Rol l e mag aber auch die höhere 
Lebenserwartung der Frau spielen. 
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2.2. Die durchschnittliche Lebenserwartung bei Männern und Frauen 

Während im Jahre 1910 die Lebenserwartung eine5 neugeborenen männlichen 

Erdenbürgers in Deutschland 44,8 Jahre betrug, war die eines weiblichen 
48,3 Jahre - also um 3,5 Jahre länger. Die weitere durchschnittliche Le­
benserwartung eines 60jährigen Mannes betrug damals aber schon 13,4 Jahre, 
die einer 60jährigen Frau noch 14,2 Jahre, also nur 0,8 Jahre länger. Für 
1950 wurde für Männer zum Zeitpunkt der Geburt eine Lebenserwartung von 

64,6 Jahren errechnet, für Frauen von 68,5 Jahren - also 3,9 Jahre mehr; 
der 60jährige Mann zu damaliger Zeit konnte mit einem weiteren Leben von 

16,2 Jahren rechnen, die 60jährige Frau mit 17,5 weiteren Lebensjahren -
also mit 1,3 Jahren mehr als der Mann. 

Für das Jahr 1972/75 finden sich folgende Zahlen: Neugeborene männliche 
Babys haben eine durchschnittliche Lebenserwartung von 67,9 Jahren, weib­
liche Babys von 74,4 Jahren - also um 6,5 Jahre länger; der 60jährige kann 
im Durchschnitt mit 15,5 weiteren Lebensjahren rechnen, während die 60jäh­

rige sogar noch 19,5 Jahre - also 4 Jahre mehr - erwarten kann (vgl. 
Bundesminister für Jugend, Fami lie und Gesundheit 1977 (a), S. 25). 

Danach zeigt also die durchschnittliche Lebenserwartung der Frau einen 

stärkeren Anstieg als jene des Mannes. Aussagen , denen zufolge die Lebens­
erwartung der Frau auch mehr und mehr zurückgeht, was man gerne mit beruf­
lichen Streßfaktoren in Verbindung bringt, lassen sich danach noch nicht 

bestätigen. Selbst die Frage, ob berufstätige Frauen eine kürzere Lebenser­
wartung haben als nichtberufstätige Frauen, ist bis zum heutigen Tage nicht 
geklärt. 

Nach den vorliegenden Statistiken, die die westeuropäischen Länder und die USA 
mit einbeziehen (1971), hat jedoch die Frau in der Bundesrepublik Deutschland 
die geringste Lebenserwartung, gefolgt von Österreich, der Schweiz, DDR und 
England. Die höchste Lebenserwartung hat danach die 60jährige Frau in den 
Niederlanden, die zweithöchte die in Frankreich und Schweden und dritter 
Stelle folgen die USA. Im internationalen Vergleich hat der Mann in österreich 

die geringste Lebenserwartung (als 6Djähriger durchschnittlich 14,8 Jahre), 
gefolgt von der Bundesrepublik Deutschland, England, Frankreich und den USA. 
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Die höchste Lebenserwartung als 60jähriger hat der Schwede (noch 17,4 Jahre) 
gefol gt von dem Niederländer, dem DDR- Bürger und dem Schweizer. 

Die Differenz bezüglich der Lebenserwartung zwischen Mann und Frau beträgt 
danach in Frankreich 4,8 Jahre. Dort überleben Frauen die Männer am längsten. 
Es folgen England (4 , 5 Jahre), USA (4,4 Jahre) und Österreich (4,1 Jahre) . 
Die geringste Oberlebensrate haben danach Frauen in Schweden und in der 
Schweiz (jeweils 2,9 Jahre), gefolgt von der DDR (3,1 Jahre), den Nieder­
landen (3,5 Jahre) und der Bundesrepublik Deutschland (3 ,7 Jahre) (vgl. 
SCHWARZ 1974) . 

2. 3. Der Gesundheitszustand von Männern und Frauen 

Al lerdings weisen einige Daten darauf hin, daß trotz höherer Lebenserwartung 
der Frau i hr Gesundheitszustand negativer zu beurteilen ist als der des 
Mannes . Während 1978 48 Prozent der Männer ihren Gesundheitszustand als 
"sehr gut" einschätzten, waren es nur 40 Prozent der Frauen; während nur 
15 Prozent der Männer ihren Gesundheitszustand als "schlecht" beurteilten, 
waren es 20 Prozent der Frauen (Bundesministerium für Jugend, Famil ie und 
Gesundheit 1977 (a), S. 62). Während derselben Erhebung zufolge nur 59 Pro­
zent der Männer einen Arzt während der letzten drei Monate aufgesucht hat­
ten, waren es 73 Prozent der Frauen (Bundesministerium für Jugend, Familie 
und Gesundheit 1977 (a), S. 54). 

Betrachten wir nur die Gruppe der über 65jährigen, so müssen wir feststellen, 
daß an Stoffwechsel krankheiten 3,2 Prozent der Männer, aber 5,3 Prozent der 
Frauen leiden , Krankheiten des Kreislaufsystems f i nden wir bei 17,9 Prozent 
der über 65jährigen Männer, aber bei 21,8 Prozent der Frauen; Krankheiten 
der Atmungsorgane wurden bei 6,5 Prozent der Männer, .dagegen nur bei 3,5 
Prozent der Frauen diagnosti zi ert ; Krankheiten der Verdauungsorgane haben 
3,9 Prozent der Männer und ebenso 3,9 Prozent der Frauen dieser Altergruppe. 
Während bei 46,5 Prozent der über 65jährigen Männer irgendeine Krankheit 
diagnostiziert wurde (zum Vergleich: bei 8,2 Prozent der unter 15jährigen, 
bei 10,6 Prozent der 15- bis 40jährigen und bei 26,6 Prozent der 40- bis 

65jährigen), waren es bei der Frauengruppe 52 Prozent, also 5,5 Prozent mehr 
(zum Vergleich: bei 8 Prozent der unter 15jährigen, bei 12,7 Prozent der 
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15- bis 40jährigen und bei 30,5 Prozent der 40- bis 65jährigen). Man sieht 

also, daß - trotz höherer Lebenserwartung - bei weiblichen Personen schon 
im jüngeren und mittleren Erwachsenenalter mehr Krankheitsfälle diagnosti­
ziert wurden /Bundesminister für Jugend , Familie und Gesundheit 1977 (a), 

s. 81/82). 

Ein weiterer Vergleich von Krankheitshäufigkeit bei Frauen zwischen Er.1erbs­
tätigen und Nichterwerbstätigen (Krankenhausaufenthalt/ bettlägerig/ in 
ärztlicher Behandlung) verstärkt jedoch keineswegs die Annahme, daß die Berufs­
tätigkeit der Frau und der damit verbundene Streß (besonders durch die sogenann­

te Doppel ro 11 e) a 1 s Krankheitsfaktor gesehen werden müssen. So waren - nach 
Ergebnissen einer Mikrozensuserhebung 1972 - von je 10 000 er.1erbstätigen 
15- bis 40jährigen Frauen 1233, von je 10 000 gleichaltrigen Nichter.1erbs­
tätigen 1244 krank; von je 10 000 45- bis 65jährigen Erwerbstätigen waren 
2069 krank, von je 10 000 gleichaltrigen Nichterwerbstätigen 2812; von je 
10 000 über 65jährigen erwerbstätigen Frauen waren 2884 krank, von der ent­
sprechenden Gruppe der nichterwerbstätigen Frauen jedoch 4571. Mit anderen 
Worten: Während von den erwerbstätigen 40- bis 65jährigen Frauen 20,69 Pro­
zent krank waren (von der gleichaltrigen Gruppe der erwerbstätigen Männer 
19,98 Prozent), waren es von den nichterwerbstätigen Frauen 28,12 Prozent -
also 7,43 Prozent mehr! In der Gruppe der über 65jährigen Frauen waren bei 
den Erwerbstätigen 28,84 Prozent, den Nichterwerbstätigen aber 45,71 Prozent 

(also-über 17 Prozent mehr), bei den gleichaltrigen er.1erbstätigen Männern 
26,01 Prozent, den nicht erwerbstätigen 44,07 Prozent krank (vgl. Bundes­
min isterium für Jugend, Familie und Gesundheit 1977 (b), S. 84 f.). Frei-
lich ist dabei zu berücksichtigen, daß in der Gruppe der über 65jährigen 
Nichterwerbstätigen vielfach Personen sind, die auch aus Gesundheitsgrün-

den aus dem Beruf ausgeschieden sind; vielleicht sind auch in der Gruppe 
der 40- bis 65jährigen Frauen viele, die glauben, aus Krankheitsgründen 
keine Berufstätigkeit aufnehmen zu können. Hier sei lediglich festgestellt, 

da ß kein Zusammenhang zwischen Berufstätigkeit der Frau und vermehrter 
Krankheitsanfälligkeit zu finden ist; im Gegenteil, in der Gruppe der 
nichterwerbstätigen Frauen findet sich eine höhere Krankheitshäufigkeit. 
schnittlicher Lebenserwartung - Frauen gesundheitlich anfälliger; zumindest 
scheinen sie häufiger den Arzt aufzusuchen (was vielleicht auch nur bedingt 
ein Hinweis auf den wirklichen Gesundheitszustand ist - vgl. LEHR, SCHMITZ­
SCHERZER, THOMAE 1974). 
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2.4. Familienstand, Haushaltsstruktur und Wohnsituation 

Weitere Hinweise zur Lebenssituation älterer Frauen bringt eine Analyse 
des Familienstandes wie auch der Haushaltsstruktur. Wahrend der Anteil 
der Ledigen in der Männergruppe jenseits der 65 Jahre bei rund 4 Prozent 
li egt, findet man ihn bei knapp 11 Prozent der Frauen. Der Anteil der 
Verwitweten ist bei den 60- bis 65jährigen Frauensechsmal so hoch wie in 
der entsprechenden Altergruppe der Männer, bei den 65- bis 70jährigen etwa 
fünfmal so hoch, den 70- bis 75jährigen dreimal so hoch und auch bei den 
über 75jährigen inmerhin noch doppelt so hoch wie in der entsprechenden 
Männergruppe. 

Familienstand in den einzelnen Altergruppen der Männer und Frauen, ! 
Mai 1975 

60-65J. 
M F 

65- 70J. 
M F 

70-75J. 
M F 

über 75 J. 
M F 

% % % % % % % % 

verheiratet 
ledig 

verwitwet 
geschi eden 

88,3 54,0 
4,1 8,6 

4,9 33,3 
2,7 4,1 

84,4 44,5 
4,4 10,1 

8,8 41, 9 
2,4 3,5 

78,2 72,8 
4,3 11, 5 

15,7 52,8 
1,8 2,9 

60,2 16,3 
4,2 12, 1 

34,5 69,6 
1,1 2,0 

100 100 100 100 100 100 100 100 

Quel,1,e : Statistisches Bundesamt l,9 77, s. 30. 
·- --·· ·---- .. 

Wenn darüber hinaus zur Haushaltsstruktur bzw. Wohnsituation festgestellt wird, 
daß von allen Ein-Personen-Haushalten in der Bundesrepublik fast die Hälfte 
aus der Gruppe der über 65jährigen sta1T111t und daß Einpersonenhaushalte häu­
figer von Frauen (71,2 Prozent) als von Männern (28,8 Prozent) geführt wer­
den und daß von diesen 71,2 Prozent Frauen mehr als zwei Drittel - nämlich 
54,5 Prozent - älter als 65 Jahre sind, dann beleuchten diese Angaben zusätz­
lich sehr deutlich die Situation der älteren Frau. 

Hierbei sollte man nicht übersehen, daß die Anzahl der Ein-Personen-Haushalte 

während der letzten 25 Jahre eine deutlich zunehmende Tendenz erkennen läßt 
(1950 waren 19,4 Prozent aller Haushalte Ein-Personen-Haushalte: 1964: 23,3 

Prozent; 1970: 25,1 Prozent und 1974 bereits 27,2 Prozent - vgl. Statisti-
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sches Bundesamt 1976, S. 112). Dabei gilt für Deutschland genau wie für 

andere europäische Länder: Ein-Personen-Haushalte von Betagten findet man 
in der Stadt häufiger als auf dem Land; Drei- und Mehrgenerationenhaushalte -
in der Bundesrepublik 2,7 Prozent (649 000) aller 23,6 Millionen Haushal-
te - sind häufiger auf dem Land als in den städtischen und großstädtischen 

Gegenden vertreten. 

Ergänzend sei bemerkt, daß von der Gesamtbevölkerung in der Bundesrepublik 
von allen über 65jährigen 2,9 Prozent in Alten- bzw. Pflegeheimen leben. 
Von allen diesen Heimbewohnern sind 78 Prozent Frauen. 

Fragen wir nach der Ausstattung der Wohnung, so finden sich ebenso Benach­
teiligungen der älteren Bevölkerung, besonders in den ländlichen Gegenden 
(zum Teil ohne Bad und Toilette innerhalb der Wohnung, vgl. HUGUES 1975). 

Auch bestimmte Geräte, die die Haushaltsführung erleichtern, finden sich 
bei Alteren - und zwar jenen der niederen sozialen Schicht und jenen , die 

in Ein- Personen-Haushalten leben, also älteren Frauen - seltener als in 
Haushalten von Jüngeren (R0SENMAYR 1976). Das gleiche trifft zu für die 

verschiedensten Informationsquellen - von Fernsehapparat über Rundfunkgerät 
bis zur Tageszeitung und dem Vorhandensein von Büchern. 

Alle diese genannten Defizite in der Wohnsituation sind innerhalb der ge­
nannten Gruppen bei Frauen häufiger auffindbar als bei Männern; innerhalb 
der Frauengruppe jedoch am stärksten bei verwitweten "Nur-Hausfrauen", 
während sowohl verwitwete ehemalige Berufstätige wie auch alleinlebende 
(Ledige) ehemalige Berufstätige unter diesen Defiziten weniger zu leiden 
haben. Schon hier kristallisiert sich heraus, was R0SENMAYR 1976 eine 
"kumu-1 ati ve Benachteiligung" bestimmter Gruppen älterer Menschen (aber 

keinesfalls der älteren Menschen) ·nennt, wobei auch nach seiner Analyse 
das "geballte Auftreten von Nachteilen" bei den a 11 einstehenden und allein-
1 ebenden Frauen besonders der niedrigen sozialen Schicht, die nie einen 
Beruf ausgeübt haben. 
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2.5. Zur Bildungs- und Berufssituation älterer Frauen 

Heuzutage haben nur 8 Prozent von der Gesamtheit aller deutschen Frauen eine 
abgeschlossene Ausbildung an einer berufsbildenden Schule oder Hochschule; 
bei allen über 70jährigen sind es jedoch nur 4 Prozent, bei den 20- bis 
30jährigen hingegen 18 Prozent. Der Trend zu einer allmählichen, aber sehr 
langsam sich vollziehenden Verbesserung der Ausbildungssituation der Frauen 
wird deutlich, wenn man feststellt, daß von den heute über 70jährigen Frauen 
89 Prozent Volksschulabschluß haben, aber nur 1,3 Prozent einen Hochschul ­
abschluß. Von den heute 60- bis 70jährigen Frauen haben 83,9 Prozent einen 

Vol ksschulabschluß, und 1,4 Prozent konnten ihr Studium erfolgreich beenden. 
Bei den 50- bis 60jährigen Frauen ist das entsprechenae Verhältnis 78,8 Pro­
zent (Volksschule) zu 2,2 Prozent (Studium erfolgreich abgeschlossen), bei 
den 40- bis 50jährigen 79,6 Prozent zu 2,4 Prozent, und von den heute 30-
bis 40jährigen Frauen beendeten noch 71 ,3 Prozent ihre Schulbildung mit 
Volksschulabschl uß, und 3,7 Prozent hatten eine abgeschlossene Hochschul ­
ausbildung (Statistisches Bundesamt 1975, S. 104). 

Die geschlechtsspezifischen Unterschiede in der beruflichen Bildung sind 
immer noch erheblich. Entsprechend ist der Anteil von Frauen in qua l ifi­
zierten Berufen oder gar Führungspositionen äußerst gering (vgl. LEHR 1979 ) . 
Die Gründe dieser starken Unterrepräsentation von Frauen in führenden Posi­
tionen sind vielseitig. Neben der geringeren beruflichen Qualifikation der 
Frau (WOLF 1965, WILMS 1966, LEHR 1969, PROSS 1973), vielfach auf Unter­
lassungssünden bei Schul- und Berufsausbildung beruhend, neben der häufig 
durch Unstetigkeit gekennzeichneten Berufsbiographie der Frau (LEHR 1969), 
dem verstärkten Einsatz als Teilzeit-Arbeitskraft, neben dem oft fehlenden 
Aufstiegswil len {LIVINGSTONE 1953, WILMS 1966, DIMPELMEIER 1965) und der oft 

anerzogenen Scheu vor ei ner Obernah~e von Verantwortung sowie neben familiä­
rem Verpflichtungsgeruhl ist es oft das männliche Vorurteil (LAUBE 1966, 
BOWMAN et al. 1965) oder - noch stärker - die Einstellung weiblicher Be­
triebsangehöriger gegenüber weiblichen Vorarbei tern und Führungskräften 
(CAUER- KLINGELHOFER 1966, DAVIES 1962, vgl. LEHR 1975). Vor allem aber wird 
durch das der Frau zugeschriebene "Primat der familiären Pflichten" ein 
Berufsaufstieg erschwert , auch dann, wenn die berufliche Qualifikation 

gegeben ist. Ein Aufrücken in verantwortungsvollere Positionen macht viel -
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fach einen Ortswechsel erforderlich, ein Aufgeben der geregelten Arbei t s­
zeit , Oberstunden, längere Abwesenheit von Hause. Man rechnet vielfach von 
vornherein damit, daß die Frau derartige Angebote ausschlägt (CECIL, PAUL 
u. OLINS 1973; COHEN u. BUNKER 1975; TERBORG u. ILGEN 1975; TERBORG 1977) , 

und hält oft deswegen gleich mit Angeboten zurück. ROSENMAYR, HALLER u. SZINO­
VACZ (1973 ) haben die "Barrieren im beruflichen Aufsti eg" bei weiblichen 
Arbeitnehmern zu erfassen versucht und fanden außer den bereits genannten Grün­
den "Mobi 1 itätsbarrieren" sowohl im fami 1 iären System bzw. Haushaltssystem 
wie auch i m beruflichen Berei ch - Barrieren, die sich durch das durch Rollen­
vorstellungen in der Gesellschaft herbeigeführte Spannungsfeld von Beruf, 
Haushalt und Familie ergeben. 

Weiterhin sei in diesem Zusammenhang festgestellt, daß Frauen dazu neigen, 

ihre Berufstätigkeit früher aufzugeben als Männer. Während im Alter von 
55 bis 60 Jahren in der Bundesrepublik noch 87 ,4 Prozent aller Männer und 
38,4 Prozent aller Frauen berufstätig sind, stehen von den 60- bis 65jährigen 
noch 71,0 Prozent der Männer, aber nur 21,2 Prozent der Frauen im Berufsleben; 
in der Gruppe der über 65jährigen sind noch 17,1 Prozent der Männer und 
6,1 Prozent der Frauen erwerbstätig (vgl. Stati stisches Bundesamt 1975, 
S. 87). Zu einer früheren Berufsaufgabe wird die Frau einmal durch die 
Rentengesetzgebung ermuntert, die ihr eine Flexibilität der Altergrenze 

bzw. eine Vorverlegung des Rentenalters auf 60 Jahre zugesteht. - Bei der 
längeren Lebenserwartung der Frau fragt es sich allerdings, ob diese Maßnahme 

heute noch sinnvoll ist und ihre Berechtigung hat . 

Zum anderen spielt hier der bei der älteren Generation noch übliche größere 
Altersabstand zwischen den Ehepartnern eine Rolle. Wenn der Mann mit 65 Jah­
ren pensioniert wird, gibt die Frau gern ihre Berufstätigkeit auf, auch wenn 

sie erst 61/62 Jahre ist . Darüber hinaus können Arbeitslosen-Statistiken 
diese Verhaltensweisen zum Teil erklären. Mit steigernder Altergruppe wird 
eine Zunahme der Arbeitslosigkeit vermerkt. Weitere Beziehungen ergeben 
sich zwischen Arbeitslosigkeit und Berufsqualifikation, wovon Ältere und 

Frauen - insbesondere aber ältere Frauen - am stärksten betroffen sind. 

Die Ursachen etwaiger Arbeitslosigkeit sind vielfältig und bei älteren 
Frauen in noch stärkerem Maße nachweisbar als bei jüngeren: geringere beruf-
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liehe Qualifikation bzw. nicht. abgeschlossene Berufsausbildung, unzureichen­
de berufliche Flexibi lität und räumliche Mobilität, zum Teil eingeschränkte 

zeitliche Verfügbarkeit (d . h. Festlegung der Teilzeitarbeit auf bestimmte 
Stunden am Tag). Eine geringere Bereitschaft zur Weiterbildung, geringere 

Durchsetzungsfähigkeit und mangelndes berufliches Engagement und ein tradi­
tionelles Rollenverständnis mögen außerdem dazu beitragen, weibliche Erwerbs­
tätige eher zu entlassen als ihre männlichen Kollegen. Außerdem sind jene 
Tätigkeitsbereiche, die als "typisch weiblich" gelten, besonders von der 
Arbeitslos igkeit betroffen; darüber hinaus arbeiten Frauen häufiger in 
kleineren und mi ttleren Betrieben, die den wirtschaftlichen Rückgang am 
stärksten zu spüren bekommen . 

So sind sowohl strukturelle als auch konjunkturelle Gründe für die Frauen­
arbeitslosigkeit verantwortlich zu machen, außerdem wohl immer noch ein tra­
diertes Rollenverständnis in der Gesellschaft, das der Frau ihren Platz in 
Haushalt und Familie zuweist - ein Rollenverständnis, das einerseits die 
berufliche Entwicklung der Frau beeinträchtigt und dem Entstehen einer be­
ruflichen Bindung entgegenarbeitet (das der Frau nur bestimmte sogenannte 
weibliche Berufe, die nun einmal krisenanfälliger sind, zuweist), anderer­
seits aber auch in wirtschaftlich angespannten Zeiten die Arbeitskraft der 
Frau eher als entbehrlich ansieht und zudem noch eine Entlassung weiblicher 
Arbeitskräfte für "humaner" hält als eine Entlassung männ l i eher Erwerbstä­
ti ger. 

2.6. Zur finanziellen Situation 

GEISSLER (1975) hat in seinen Abhandlungen zur "Neuen Sozialen Frage" auf 
die besondere Benachteiligung der Älteren, besonders der alleinstehenden 
älteren Frauen, hingewiesen. 

Frei lich , ein Einkolllllen von über 800 DM wurde 1972 laut Statistischem 
Bundesamt von 33 Prozent der älteren Männer erreicht, aber nur von 8 
Prozent der über 65jährigen Frauen. Aber auch jene älteren Frauen, die 
einmal berufstätig waren, stehen im allgemeinen schlechter da als ihre 
männlichen Kollegen. KIESAU et al . (WSI -Studie 1974/1975, S. 82 ff.) 
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haben Statistiken der Deutschen Rentenversicherung der Arbeiter und Ange­

stellten analysiert und dabei einmal die bekannte Tatsache bestätigt, daß 

der durchschnittliche Jahresverdienst der Frau am Ende ihrer Beruf$tätig­
keit weit unter dem des Mannes liegt. 1972 verdienten jene Männer, für 
die die Arbeiter-Rentenversicherung zuständig war, durchschnittlich 
1149,20 DM im Monat. Die Vergleichsgruppe der Frauen hatte nur 714,60 DM 
monatlich. Jene Arbeitnehmer, die in der Angestellten-Versicherung waren, 
hatten als Mann durchschnittlich 1587,90 DM, als Frau 1167,30 DM pro Monat 

vor ihrer Berufsaufgabe. 

Für diese Gehaltsunterschiede sind u.a. die schlechtere Schul- und Berufs­
ausbildung der Frauen verantwortlich zu machen, die geringere berufliche 
Qualifikation, die geringere - meist familiär bedingte - berufliche Mobi­
lität wie auch die Scheu, Aufstiegschance wahrzunehmen. Darüber hinaus 
sind aber auch die im allgemeinen kürzere Betriebszugehörigkeit bzw. die 
häufigeren Berufsunterbrechungen zu erwähnen, die dann zu einem geringeren 

Rentenanspruch führen (vgl. LEHR 1979). - So erhielten 1972 die Männer eine 
Rente von durchschnittlich 55 bis 60 Prozent ihres letzten Brutto-Einkom­
mens - was einer Netto-Einkommensrelation von 75 bis 80 Prozent ent­
spricht-, die Frauen hingegen weniger als ein Drittel (29 bis 33 Prozent) 
ihres letzten 8rutto-Einkorrmens (vgl. WSI-Studie 1974/1975, S. 86). 

2.7. Zusammenfassung 

Diese Obersicht über die Lebenssituation älterer Frauen von heute im Spiegel 
der Statistik - im Hinblick auf die Bevölkerungsstruktur, Lebenserwartung 
und gesundheitliche Situation, auf Familienstand und Wohnsituation wie vor 
allem im Hinblick auf die Bildungs- und Berufssituation wie die daraus sich 
ableitende finanzielle Lage - läßt eindeutig eine Benachteiligung bestilllll­
ter Gruppen älterer Frauen deutlich werden . Diese Benachteiligung setzt 

aber nicht erst mit dem Alter ein, sondern ist von Kindheit an vorprogram­
miert und ist weitgehend auf ein traditionelles Rollenverständnis zurückzu­
führen . Schon jetzt sei festgestellt, was es im folgenden Abschnitt noch zu 
erhärten gilt: Solange unsere Gesellschaft nicht in der Lage ist, die Frau 
(und den Mann) in ihrer Doppelrolle in Familie und Beruf zu akzeptieren und 
beide Lebensbereiche als wesentlich für die Entwicklung des Individuums 
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herauszustellen, wird - trotz oder sogar wegen Partnerrente und Erziehungs­

geld - sich die durch Mehrfachoelastung gekennzeichnete Situation der äl ­
teren Frau kaum ändern. 

Das Ziel einer Gesellschaftspol itik für alte Menschen sollte die bis ins 
hohe Alter hineinreichende Erhaltung (bzw. Wiederherstellung) des psycho-· 
physischen Wohlbefindens sein. Ein psychophysisches Wohlbefinden im Alter 
ist aber einmal das Ergebnis eines lebens l angen Prozesses (Altern fängt 
bereits in der Kindheit oder sogar schon oei der Konzeption - wie Max 
BORGER immer wieder betont hat - an!), zum anderen aber das Ergebnis zu­
sätzlicher gezielter Maßnahmen dem älter werdenden und alten Menschen ge­
genüber. Beide Wege sollte eine Politik für den alten Menschen im Auge ha­
ben! Insofern ist Altenpolitik immer ein Tei l der Famil ienpolitik, der 
Bildungspolitik, der Gesundheitspolitik, der Arbeits- und Sozialpolitik -
ja sogar auch der Baupolitik (von Wohnungsfrage über Straßenbau und 
Städteplanung). Erinnert sei nur an die Feststellung: Alter als ökologisches 
Schicksal (vgl. LEHR in Institut de la Vie 1977). Eine Politik für den alten 
Menschen muß zunächst einmal die notwendige Mehrdimensionalität der Maßnah­
men anerkennen. Finanzielle Maßnahmen oder auch ärztliche Gesundheitsvorsorge 
allein, evtl. noch unterstützt durch soziale Maßnahmen , dürften heute keines­

wegs als ausreichend betrachtet werden. Zunächst einmal gilt es , Rollenvor­
stellungen - sowohl jene von der Rolle des alten Menschen wie auch jene von 
der Rolle der Frau - zu korrigieren versuchen. 

3. Das Bild der älteren Frau - Ursachen und Folgen 

196B hat THDMAE den richtungweisenden Satz geprägt: "Altern ist heutzutage 
primär soziales Schicksal", und diese Feststellung da0it begründet, daß nach­
weislich die Verhaltenserwartungen der sozialen Umwelt , die an einem 
Defizit-Modell des Al terns orienti ert sind und Altern als Abbau und Ver-
lust von Fähigkeiten und Fertigkei ten begreifen, das Verhalten des älter 
werdenden Menschen beeinflussen und zu einer Verengung seiner Verhaltens­
weisen führen . - Dies gilt in vergleichbarer Weise in bezug auf die Roll e 

der Frau vor allem dort, wo noch das tradierte Rollenbild vorherrscht, das 
der Frau ihren Platz alle i n im Binnenraum der Familie zuweist und sie auf 
"Kinder, Küche , Kirche" konzentriert sehen will. 



- 222 -

Altsein und Frausein jedoch bringt Rollenerwartungen mit sich, die sich 
gegenseitig in ihrer negativen Wirkung verstärken. So zeigte schon SIMONE 
DE BEAUVOIR (1977), wie in der Dichtung das Klischee der abgewerteten al­
ten Frau vorherrscht . "Eustache Deschamps sieht nur Obel und Abstoßen­
des, Verfall der Seele und des Körpers, Lächerlichkeit, Häßlichkeit im 
Alter: für die Frau läßt er es mit 30 beginnen, für den Mann mit 50; 
nach 60 bleibt ihnen nur der Tod" (S. 124). Auch von Olivier de la Marche 
werden an gleicher Stelle Verse zitiert, die die alte Frau als "Gegen­
stand des Abscheus und der Verspottung" deutlich werden lassen. Je mehr 
man - wie in der Renaissance - die Schönheit des Leibes preist, desto 
hassenswerter erscheint die Häßlichkeit des Alters. SIMONE DE BEAUVOIR 
erwähnt in diesem Zusarrmenhang Erasmus, der schreibt: "Diese verfallenen 
Frauen , diese wandelnden Leichname, diese stinkenden Gerippe, die überall 
einen Grabesgeruch verbreiten ... " oder - an anderer Stelle (S. 145) -
Saint-Amant, der in der älteren Frau ein "lebendes Bild des Todes" sieht: 
" ••• die riecht aus ihrem Maul - so stinkt ein altes Pflaster nicht" . 

Sicher sind dies extreme Charakteristiken vergangener Zeiten. Dennoch, ein 
solches negatives Altersbild fanden PETERSEN et al. (1976) auch bei der 
Analyse der in den USA von 1922 bis 1975 preisgekrönten Jugendbücher. Alte­
re Personen tauchten hier überhaupt nur als Randgruppen auf und standen nie 
im Mittelpunkt des Geschehens. Während aber der ältere Mann noch gelegent ­
lich im beruflichen Bereich Achtung erzielen konnte, wurde di~ ältere Frau 
nur in die häusliche Sphäre verbannt und als nichtssagend, ~ls "unterent­
wickelt" geschildert. WEMHUNER 81978) konnte ähnliche Tendenzen auch im 
preisgekrönten deutschen Kinder- und Jugendbuch feststellen. 

Eine Analyse des Altersbildes im deutschen Illustriertenroman von 1950 bis 
1975 (JABS-KRIEGSMANN 1977) zielt in die gleiche Richtung. 

Attributierungen der "idealen Frau" zentrieren sich um die Begriffe hübsch, 
nett, attraktiv, vielleicht auch jugendlich oder sogar liebevoll-mütterlich 
{aber bestimmt nicht großmütterlich-betulich!). Attributierungen des idealen 
Mannes hingegen sind : tüchtig, gescheit, vertrauenserweckend, fleißig und 
dergleichen. Diese Eigenschaften sind auf jeden Fall weniger altersabhängig. 

Ahnlich stellt auch SIMONE DE BEAUVOIR (S . 252) fest: "So spricht man ja 
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auch nie von einer ' schönen Greisin' ••• , ein schöner Greis wird hingegen be­
wundert. Das Männliche ist nicht eine Beute des Alters ; von ihm verlangt man 
nicht Frische, Sanftheit, Anmut, sondern die Stärke und die Intel ligenz des 
Eroberers; weiße Haare und Falten stehen nicht im Widerspruch zu diesem 
männlichen ldea1." - Das Image des "vollgültigen Mannes" reicht zumindest 
bis hoch in die 60er Jahre hinein. Das Image der "vollgültigen Frau" erfaßt 
kaum mehr die über 40- bis 45jährige, die über das gebärfähige Alter hinaus 

ist und damit eine ihrer wesentlichen Funktionen erfüllt hat - wie man auch 
heute noch (bzw. schon wieder!) meint. 

Die Glorifizierung der weiblichen Rolle einseitig als die der Frau und Mut­
ter trägt sicher mit dazu bei, die Frau nur zwischen 20 und 45 als vollgül­
tigen Menschen anzuerkennen und sie hinterher aufs Abstellgleis zu schieben. 
Unsere Gesellschaft begegnet der älteren Frau mit mehr Vorbehalten als dem 
älteren Mann und gruppiert sie 10 bis 15 Jahre früher in die Gruppe der 
"Alten", "Ausgedienten", die "ihre Pflicht getan haben", ein. Auch die Abwer­
tung der unverheirateten Frau, die in den Bezeichnungen "Sitzengebliebene", 
"alte Schachtel", "alte Jungfer" deutlich wird - während der unv.erheiratete 
Mann durchaus anerkannt und geachtet wird-, ist ebenso auf dem Hintergrund 
einer übertriebenen Glorifizierung der Mutter-Rolle zu sehen . 

Interessant sind in diesem Zusammenhang Untersuchungen, die zu ergründen ver­
suchen, welche Gruppe von Individuen welche Art von Alterserwartungen und 
Altersvorstellungen haben (TUCKMAN u. LORGE 1953; McTAVISH 1971; vgl. LEHR 
1977 (a)). Auch hier fand man, daß weibliche Befragte negativere Erwartungen 
haben und auch selbst den Alternsprozeß früher beginnen sehen als männliche 
Befragte. Allerdings ist auch hier zu differenzieren: Frauen mit besserer 
Schulbildung sind in dieser Hinsicht weniger pessimistisch als Frauen mit 
Volksschulbildung. Berufstätige Frauen haben positivere Alterserwartungen 
als Nichtberufstätige, Verheiratete haben ebenso ein positiveres Altersbild 
als Alleinlebende. 

Fragen wir nach den Auswirkungen eines solchen negativen Altersbildes, 
dann sind folgende Oberlegungen anzustellen: Ein durch Abbau und Verlust 

gekennzeichnetes Altersbild bringt den älteren Menschen dazu, seinen eige­
nen Verhaltensradius einzuschränken. Es werden verschiedene Verhaltensweisen 
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aufgegeQen, weil die soziale UITM"eJt sie eQen nicht mehr erwartet (das gilt 
für eine Reihe von Freizeitbeschäftigungen wie zum Beispiel auch für das 

Gebiet der Sexualität). Von der Frau generell, von der älteren Frau aber im 
besonderen Maße wird noch weniger Aktivität, Unternehmungsgeist , Eigenini­
tiative, Expansionsstreben erwartet als von dem (älteren) Mann. Die Erwar­
tungen der sozfa l en Umwelt zwi-ngen die Frau in einem noch stärkeren Maße 
zur Restriktion ihres Lebensradius als den Mann. 

Dieses Altersbild, dieses "negative Fremdbild", beeinflußt aber auch das 
Selbstbild bzw_ das Selbsterleben (NEWC0MB 1959 , TH0MAE 1968 (b), LEHR u. 
MERKER 1970). Jene Personen, die sich von ihrer Umgebung kritisiert, ab­
gelehnt oder nicht beachtet glauben, haben ein negatives Selbstbild. Und 
dies trifft nun einmal für Altere in stärkerem Maße zu als für Jüngere; es 

trifft fUr Frauen in stärkerem Maße zu als für Männer. Altsein und zugleich 
Frausein wird hier zur Doppelbelastung. 

Nun wissen wir zudem, daß selbstunsichere Personen eher dazu neigen, andere 
Menschen ihrer Umgebung abzuwerten, eher intolerant anderen gegenüber sind 
und deswegen verständlicherweise eine zusätzliche negative Einschätzung und 

Kritik seitens ihrer Umwelt erfahren. Andererseits sind von der Umwelt geach­
tete Personen, die eher ein positives Selbstbild entwickeln konnten, nun 
auch toleranter, großzügiger und eher bereit, das Fehlverhalten anderer zu 
übersehen bzw. es zu akzeptieren. Gerade diese ihre Verhal tensweisen aber 
sichern ihnen weiterhin eine positive Einschätzung durch die Unwelt und 
verstärken somit ihr positives Selbstbild. 

In diesem Zusammenhang i st auch zu verstehen, daß von einer großen Gruppe 
von Frauen die Situation oft subjektiv negativer erlebt wird, als sie objek­

tiv ist - während man bei. Männern zuweilen ein subjektiv besseres Erleben 
auch der ob.jektiv schlechten Situation findet. Belege hierfür bieten u.a. 
die Studien zur Isolation und Einsamkeit (TUNSTALL 1966, SHANAS et al. 
1968; vgl. LEHR 1977 (a)) wie auch Untersuchungen zum subjektiven Gesund­
heitszustand ( LEHR, SCHMITZ-SCHERZER u. TH0MAE 1974). Da aber der kogniti­
ven Theorte des Alters gemäß (TH0MAE 1969 (a), 1970, 1971) nicht die ob­
jektive Situation das Verhalten bestimmt, sondern weit mehr die Art, wie 

diese objektive Situation kognitiv repräsentiert ist (vgl. auch 0LBRICH u. 
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THOMAE 1978), wie sie subjektiv wahrgenommen wird, ist die ältere Frau in 

stärkerem Maße betroffen als der ältere Mann. 

4. Die Mehrdimensionalität der Alternsvorgänge 

Die berichteten Forschungsergebnisse wie auch das Studium von Lebensge­
schichten von Frauen der Geburtsjahrgänge 1895 bis 1935 (LEHR 1969, 1978) 
belegen deutlich 

1. Alterns als biologisches Schicksal; 
2. als soziales, finanzielles und ökologisches Schicksal, 
3. aber auch Altern als kulturelles bzw. epochales Schicksal und 
4. nicht zuletzt: Altern als biographisches Schicksal. 
Auf das biologische Schicksal der Frau sind wir im Zusammenhang mit dem 
Gesundhei tszustand bereits eingegangen. Altern als soziales Schicksal spie­
gelt sich wider in den referierten Tatbeständen zum Bild der älteren Frau, 
aber auch in den Angaben zum Familienstand und zur Hausstruktur. Auch auf 
das Altern als finanzielles Schicksal sind wir bereits eingegangen. Wir be­
schränken uns in den weiteren Ausführungen auf notwendige Ergänzungen zum 
ökologischen, kulturellen/epochalen und zum biographischen Schicksal der 
älteren Frau 

4.1. Altern als ökologisches Schicksal 

Heute ist erwiesen , daß Umweltgegebenheiten das Verhalten entscheidend beein­
flussen, wobei dieser Einfluß sich mit abnehmender Kompetenz des Individu­
ums zunehmend verstärkt (LAWTON 1970). Auch hier sind wiederum Frauen be­
sonders betroffen, was Wohn lage und Wohnausstattung betrifft. Geräte, die 
die Haushaltsführung erleichtern, aber auch lnfonnationsquellen (Fernseh­
apparat , Rundfunkgerät , eigene Tageszeitung und Besitz von Büchern) sind 
gerade bei einem großen Teil dieser Gruppe der alleinlebenden Frauen nur 
unzureichend vorhanden bzw. können aus finanziellen Gründen nicht in dem 

erwünschten Maße beschafft werden . Nach der Analyse von ROSENMAYR (1976) 
findet man das geballte Auftreten von Nachteilen bei alleinstehenden äl ­
teren Frauen besonders der niedrigen sozialen Schicht, die nie einen Beruf 
ausgeübt haben, besonders deutlich . 
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Hier sorgt völlig unnötig die dinglich/ sachliche Umgebung für eine Erschwe­
rung der Situation im Alter , für eine Reduzierung des Verhaltensradius, für 

eine Eingrenzung der geistigen und sozialen Aktivität - und damit für einen 
vorzeitigen Abbau psychophysischer Kräfte, den es zu verhindern gilt. 

4.2. Altern als kulturelles/epochales Schicksal 

Wenn auch immer wieder auf den Wandel im Rollenverständnis der Frau hinge­
wiesen wird, auf eine zunehmende Verselbständigung der Frau, so ist doch · 
festzustellen, daß sich ein solcher Wandel in der Rollenauffassung bisher 
nur fUr manche Bevölkerungsgruppen vollzogen hat. Große Bevölkerungsschi chten 
befinden sich zur Zeit in einem solchen Prozeß des Wandels, der es rur viele 
Frauen zu Rollenkonflikten, zu Rollenunsicherheit und damit zur Verhaltens­
unsicherheit ko!Mlen läßt. Andere Bevölkerungsschichten aber sind bis jetzt 

noch nicht vom Wandel des Rollenverständnisses der Frau ergriffen worden. 
Bei ihnen herrscht noch das tradierte Rollenbild vor, das der Frau ihren 
Platz allein im Binnenraum der Famil i e zuweist. 

Unsere biographischen Studien (LEHR 1969) belegen zum Beispiel, daß die 
heute 78- bis 83jährigen (geboren zwischen 1895 und 1900) , die den Ausbruch 
des 1. Weltkrieges als 14- bis 19jährige erlebten, weit stärker als "eman­
zipiert" zu betrachten si.nd als beispielsweise die Gruppe der 10 bis 15 Jah­
re JUngeren (63- bis 73jährigen). Diese um 1905 bis 1915 geborenen Frauen, 
die durch die wirtschaftlich schlechte Situation der 20er Jahre oft gar 
nicht an eine Berufswahl dachten, sind heute in mancher Hinsicht schlechter 
dran und gehören eher zur "Problemgruppe der alten Menschen" als die um 
eine Dekade Älteren. 

Anders wiederum die Geburtsjahrgänge 1923 bis 1925, die den Krieg als 
14/16- bis 20/22jähri ge erl eb.ten und somit zur Durchsetzungsfähigkeit und 
Selbständigkeit sozialisiert wurden . Das Ergreifen eines Berufes war hier 
weit selbstverständlicher. FUr die späteren Geburtsjahrgänge wurde dann 
zwar eine bessere Schulausbildung auch für Mädchen immer üblicher, die j edoch 
gerade i n der Gruppe der heute über 45jährigen (Geburtsjahrgang 1927 bis 
1932) oft dazu führte, nach Schulabschluß (der ebenso zeitbedingt - durch 

Evakuierung, Schulwechsel wegen Ausbombung, FlUchtlingssituation - verzö-
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gert war), manchmal während der Ausbildung, spätestens aber direkt nach 

der Ausbildung zu heiraten, ohne jede Berufserfahrung zu haben . Noch nicht 
abgeschlossene Untersuchungen zeigen schon jetzt, daß gerade diese Frauen­
gruppe durch den Auszug der inzwischen herangewachsenen Kinder aus dem El­
ternhaus sehr stark irritiert ist und in ihrer Zukunftsplanung äußerst 
unsicher ist. Sofern vielen dieser Frauen nicht ein Einstieg in das Be­
rufsleben gelingt oder anderweitig neue Lebensaufgaben gefunden werden, 
werden dem Prozeß des Alterwerdens viele mit einer starken Belastung 
nicht entgegengehen. 

Diese traditionelle Rollenauffassung fi ndet sich stärker 1. in den niede­
ren sozialen Schichten, 2. bei der Landbevölkerung im Vergleich zur Stadt­
bevölkerung , 3. bei Mehrkinderfami l ien häufiger als bei Ein- oder Zwei­
Kinder-Famil ien und 4. bei älteren Personen stärker als bei jüngeren Per­
sonen. 

Darüber hinaus ist aber noch die Wirkung epochaler Ereignisse hervorzuhe­
ben , die auch in unseren biograph.ischen Analysen von insgesamt 27DD Män­
nern und Frauen deutlich wird : Einmal wird in Kriegszeiten an die Selb­
ständigkeit und Selbstverantwortlichkeit der Frau appelliert; man erwartet 

von ihr partnerschaftliches Verhalten und möchte ihren Lebenskreis über ihre 
Küche ausgedehnt sehen, in die man sie in "ruhigeren Zeiten" am liebsten 
wieder hineinverbannt. Aber auch in wirtschaftlich sehr guten Zei ten appel­
liert man an die Arbeitskraft der Frau und akzeptiert oder fordert sogar 
ein partnerschaftliches Rollenverständnis - um sie dann in Zeitenwirt­
schaftli cher Schwierigkeiten (wie in der gegenwärtigen wirtschaftlichen 

Situation) gewissermaßen aufs Abstellgleis zu schieben, um so die knappen 
Arbeitspl ätze für die Familienväter zu sichern . Diesen - vielleicht in 
gewissen Grenzen noch diskutierbaren - Grund verheiml i cht man jedoch und 
besinnt sich statt dessen auf die methodisch fragwürdigen Ergebnisse von 
SPITZ (1945) und B0WLBY (1951), auf die Forderung nach einer "stetigen 
Bezugsperson" für das Kind. Dabei vergißt man offenbar, daß heutzutage die 
Aufgaben der aktiven Mutterschaft durchschnittlich spätestens mit 40 Jah­
ren beendet sind, die Frau aber noch eine Lebenserwartung von 30 bis 35 
Jahren vor sich hat - um passiv vor sich hinzualtern, sofern sie keine 

berufliche oder anderweitige Aufgabe findet. 
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Der Prozeß des Wandels des Rollenverhältnisses zeigt also keineswegs einen 
geradlinigen Verlauf. So können wir keineswefalls uneingeschränkt der Aussa­
ge zustiJ1TI1en: "111 terwerden a 1 s Frau ist heutzutage zwar schwer - in einem 

oder zwei Jahrzehnten jedoch viel leichter." Dies hängt neben epochalen, 
zeitgeschichtlichen Ereignissen noch von einer Reihe weiterer Bedingungen 
ab. Eine zu starke Glorifizierung der Mutter- Rolle in der Gesellschaft steht 
zweifellos einer Verselbständigung der Frau und damit einem harmonischen 
Alternsprozeß entgegen. Andererseits sollte man aber auch bedenken, daß all­
zu starke Emanzipationsforderungen das Pendel oft in die Geggnrichtung aus­
schlagen lassen und somit das Gegenteil von dem erreichen, was beabsichtigt 
war. Ob unter diesem Aspekt das "Jahr der Frau" (1975) Segen oder Fluch be­

deutet, bleibt abzuwarten. 

4.3. Altern als biographisches Schicksal 

Schon der Hinweis auf zeitges.chichtliche Ereignisse zeigt, wie sehr in Kind­

heit und früher Jugend erfahrene Einflüsse - aber auch das Erleben im mitt­
leren Lebensalter - prägend wirken und das Verhalten des Individuums im 
hohen Lebensalter bestillTilen. Auch der bereits erwähnte, mit zunehmendem 

Lebensalter zu beobachtende stärkere Abfall intellektueller Fähigkeiten bei 
Frauen ist biographisch bedingt zu sehen. Hingewiesen wurde bereits auf das 
geringe Training geistiger Fähigkeiten, das im allgemeinen durch die beruf­
liche Herausforderung gefördert wird. Geschlechtsspezifische Rollenerwartun­
gen mögen zudem für eine geistige Trägheit der Frau mit verantwortlich zu 

machen sein. - Bei ehemals berufstätigen Frauen konnten diese Defizit-Er­
scheinungen in bezug auf geistige Aktivität, Orientierungs- und Informations­
grad und allgemeine Kompetenz nicht in diesem Maße festgestellt werden. 

Ähnlich biographisch bedingt ist auch das Einsamkeitserleben zu sehen, das 
man bei Männern, aber auch oei ledig gebliebenen und auch bei frühzeitig 
verwitweten Frauen (Kriegerwitwen - siehe FOOKEN 1978, OLBRICH 1978) selte­
ner findet als bei im Alter verwitweten Nur-Hausfrauen, die vielfach schon 
mit der Eheschließung sich ausschließlich auf die Familie zentriert 
und alle übrigen Sozialkontakte höchstens auf den Kollegenkreis ihres Mannes 
beschränkt hatten. 
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Eine weitere biogra_phisch erklärbare Alternssituation ergibt sich hinsicht­
lich der Freizeitaktivitäten und des Interessensradius, die nachgewiesener­
maßen zum psyctiopfiysischen Wohlbefinden im Alter beitragen. 

5. Psycho logi sclie Aspekte der Situation der ·älteren Frau 

Wie eingangs bereits erwähnt, sind empirische psychologische Untersuchun­
gen, die den Alternsprozeß bei Männern und Frauen vergleichend zu erfassen 
versuchen, relativ selten. Zur Frage der Fähigkeiten und Fertigkeiten, zur 
Frage sozialer Verhaltensweisen und auch zur Frage der Interessenstruktur 
können jedoch heute schon begründete Aussagen gemacht werden. 

5.1 . Fähigkeiten und Fertigkeiten 

Zunächst ist einmal festzustellen, daß Vergleichsuntersuchungen zur Frage 
männl icher und weiblicher Fähigkeiten im höheren Erwachsenenalter äußerst 
selten sind. 1974 hat ELEAN0R MACC0BY zusammen mit JACKLIN das Buch "The 
Psychology of Sex Differences" herausgebracht, eine Ergänzung ihres 1966 
erschienenen Buches "The Development of Sex Differences". Dabei kamen die 
Autoren keineswegs zu dem Ergebnis, daß bei weiblichen Personen geringere 
intellektuelle Fähigkeiten vorhanden sind (vgl. LEHR 1972). Allerdings be­
ziehen rund 15 Prozent der vorliegenden Untersuchungen sich auf das erste 
Lebensjahr, 53 Prozent erfassen schwerpunktmäßig die 2- bis l0jährigen, 
rund 30 Prozent die 10- bis 21jährigen, und nur insgesamt 1,5 Prozent der 
Untersuchungen wurden bei Erwachsenen durchgeführt. Aber selbst darunter 
sind es nur 0,6 Prozent der Untersuchungen, die auch über 50jährige berück­
sichtigen. 

Angesichts der sonst vorliegenden Vielzahl von Studien über Alternsverän­
derungen im intellektuellen Bereich (vgl. LEHR 1972, 1977 (a)) wird hiermit 
wiederum die These belegt, daß die ältere Frau seitens der Gerontologie 
wenig Beachtung erfährt, zumindest daß man sich bei ihr - im Gegensatz zum 
Mann - für die Veränderung der intellektuellen Fähigkeiten nicht inter­

essiert. Die Feststellung, daß die Frau grundsätzlich bezüglich ihrer in­
tellektuellen Fähigkeiten gegenüber dem Mann nicht zurücksteht, gilt je-
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doch für die ältere Frau nicht uneingeschränkt - wenngleich hierfür nicht 

etwa Begabung oder "Anlagen" verantwortlich zu machen sind, sondern spezi ­
fische Sozialisationseffekte wirksam werden, die ein Leben lang eine Ver­

stärkung erfahren (vgl. LEHR 1972). 

Wir haben in unserer Bonner Längsschnitt-Studie sowohl Männer als auch Frau­

en erfaßt und fanden 1965, bei dem ersten Untersuchungsdurchgang, sehr 
signifikante Unterschiede im Sinne einer geminderten Leistungsfähigkeit 
sowohl bei den 60- bis 65- wie auch bei den 70- bis 75jähdgen Frauen, die 
nicht etwa auf eine unterschiedliche Schulbildung zurückzuführen war. Wäh­
rend die Männer im Durchschnitt bei HAWIE 95,8 Wertpunkte erzielten, er­
reichten die Frauen nur 85,7 Punkte. Sogar im Verbalteil - wo nach allen 
bisherigen Untersuchungen ein besseres Abschneiden der Frauen zu erwarten 
war (vgl. LEHR 1969, MACCOBY u. JACKLIN 1974) - lagen die Männer mit 53,8 
Punkten sehr signifikant höh.er als die Frauen mit nur 45,3 Punkten; vor 
allem im allgemeinen Wissen, im Gemeinsamkeitenfinden und im rechnerischen 
Denken zeigten sich erhebliche Besserleistungen der Männer. Aber auch im 
Handlungsteil waren die Unterschiede (durchschnittlich 43,1 Punkte der Män­
ner, 38,4 Punkte der Frauen) noch signifikant. 

Auch bei den Mehrfachreaktionsaufgaben am Mierke-Gerät, wo es gilt, auf 
einen spezifischen Reiz möglichst schnell eine spezifische Reaktion zu 
zeigen, erzielten Männer weit bessere Werte als Frauen und hielten diese 
auch über den Untersuchungszeitraum in einem stärkeren Maße konstant, wäh­
rend die Frauen auch hierin den größeren Abfall erkennen ließen. Inter­
essant ist dab.ei allerdings, daß sich innerhalb der Frauengruppe eindeutige 
Besserleistungen bei jenen ergaben, die irgendwann einmal berufstätig ge­
wesen waren, was MATHEY (1970, 1971) mit einem durch die Berufssituation 
gegebenen Trainingseffekt erklärt. 

Damit wären sowohl di.e "Disuse-Hypothese" (BERKOWITZ u. GREEN 1965) bestä­
tigt wie auch jene der "Tnaktivitäts-Atrophie" (OLECHOWSKT 1976 u.a. ) , 

die besagen, daß Fähigkeiten und Funktionen, die nicht geübt werden, verküm­
mern. Und diese Gefahr ist bei der Frauengruppe nun einmal größer. - Auch 

WELFORD ( 1958, 1968) spricht von einem "occupati ona 1 transfer"-Effekt und 
meint damit die von ihm nachgewiesene, durch den Beruf gegebene Trainier· 
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barkei t ganzer Fähi gkei tsliere i ehe, di'e dann auch. beim Lösen andersgearte­
ter Aufgaben sich positiv auswirkt. 

freilich muß es nicht die Berufssituation sein, die die Frau zum Denktrai­
ning und Problemlösen herausfordert; die Schulsituation ihrer Kinder könn­
te fur sie auch Anregungen bringen - doch diese reichen höchstens in ihr 
viertes Leoensjahrzehnt hinein! Ein falsches Rollenverständnis in unserer 
Gesellschaft oegünstigt zudem eine gewisse Bequemlichkeit der Frau. Am 

traditionellen Rollenbild orientiert. erwartet man im allgemeinen nicht, 
daß die Frau zum Beispiel in der Tageszeitung die Außenpolitik studiert, 
sich Gedanken über die Weltwirtschaftssituation macht und offen ist für 
alles, was in der Welt vor sich geht. Bestenfalls gelten "soziale" und 
"kulturelle Probleme" als ihr Bereich! 

Aber auch hier gilt wieder: Nicht die Kompetenz der älteren Frau generell 
ist eingeschränkt, sondern vor allem jene der "Nur-Hausfrau", die nicht so 
stark von der Umwelt gefordert wird. Besonders problematisch wird die Situa­

tion für die verwitwete Nur-Hausfrau, die - völlig ungeübt - nun plötzlich 
gezwungen ist, a]lein Miete zu überweisen, Geldgeschäfte zu regeln, Verwal ­
tungsangelegenheiten durchzufechten - Aktivitäten, die dem traditionellen 
Rollenbild entsprechend bisher Sache des Mannes waren! Die Nicht- Inanspruch­
nahme von Sozialhilfeleistungen ist zu einem Teil weni gstens auch auf eine 
solche Unbeholfenheit im Umgang mit Behörden und Verwaltung zurückzuführen. 

5.2. Soziale Verhaltensweisen 

Bei der Erörterung der Wohnsituation wurde festgestellt, daß ein großer An­
teil älterer Frauen einen Ein-Personen-Haushalt führt. Allerdings läßt sich 
Alleinwohnen nicht mit Isolation gleichsetzen, und bedeutet auch nicht gleich 
Einsamkeit! 

Mit Isolation bezeichnet man die realen Gegebenheiten, die objektive Hä uf ig­
keit der Sozialkontakte - mit "Ei nsamkeit" jedoch das subjektive Erl eben 
dieser Situation. Nach empirischen Untersuchungen (TUNSTALL 1966) klagen 
Frauen mehr über Einsamkeitsgefühle al s Männer (33,6 Prozent gegenüber 

19,3 Prozent der Altersstichprobe); jene, die sich gesundheitlich schlechter 
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fühlen mehr als jene, di:e sich wohl fühlen (47 ,5 Prozent zu 19 Prozent). 

Witwen fühlen sich danach einsamer als Frauen, die nie verheiratet waren 
oder schon lange Zeit geschieden sind; diese konnten sich eher einen Be­
kanntenkreis schaffen. Einsamkeitsgefühle werden von nie berufstätig ge­
wesenen Frauen in stärkerem Maße geäußert als von ehemals Berufstätigen. 

Ursachen fUr diese Einsamkeitsgefühle sind in relativ geringem Ausmaß in 

einer objektiven Isolation zu sehen. Dort aber, wo eine solche Isolation 
gegeben ist, läßt sich der Beginn dieser Isolation - wie unsere biographi­
schen Studien zeigen - oft auf den Zeitpunkt der Familiengründung zurück­

führen. Eine gut gemeinte Zentrierung auf die Mutter-Rolle, ein Abkapseln 
von der sozialen Umwelt ist in dieser Hinsicht die schlechteste Geropro­

phylaxe. {ierade diese Mütter, die "den Kindern zuliebe" alles aufgegeben 
und ihnen "ihr Leben geopfert" haben, verlangen nun im -Alter eine übermäßi­
ge Zuwendun~ der erwachsenen Kinder und zeigen wenig Verständnis für deren 
eigene Probleme. Gerade hier ergeben sich die stärksten Generationskon­
flikte. 

5.3. Freizeitaktivitäten und Interessen 

Eine weitere Ursache der Einsamkeitsgefühle liegt in uer Langeweile, wie 
ebenso GOLDFARB (1969) festgestellt hat, in der fehlenden Aktivität und in 
dem eingeschränkten Interessenradius. 

KASTENBAUM und CAMERON (1969), die die Erlahmung der Initiative und der Ak­
tivität durch die "kognitive Deprivation" begründet sehen, durch eine fehlen­
de Orientierung über die Situation, durch einen Mangel an Informationen, der 
zu Verständnisschwierigkeiten führt (wiederum bei der Frau stärker ausgeprägt 
als bei dem älteren Mann), fordern auf, hier im kognitiven Bereich Maßnahmen 

der Interventionsgerontologie anzusetzen und so zu einer allgemeinen Aktivie­
rung beizutragen , die dann wiederum Einsamkeitsgefühle bekämpft. KALISH (1969) 
spricht in diesem Zusammenhang von einer aus Einsamkeit und Langeweile ge­
gebenen "Flucht in die Abhängigkeit" älterer Frauen und sieht das "Bedürf­
nis nach Abhängigkeit" als Grund für manche sogenannte Alterskrankheiten an . 

Oft führen bei alten Frauen nicht die Krankheit, sondern der innere Wunsch 
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nach Abhängigkeit bzw. das dahinterstehende Gefünl der Langeweile zu einem 
"doctor-shoppi ng" oder "cl inic-hopping". 

Auch bezüglich der Breite der Interessensgebiete erscheinen zumindest be­
stimmte Gruppen älterer Frauen benachteiligt - zumal man früher den männ­
lichen Jugendlichen in einem weiteren Ausmaß die Pflege von Interessen ge­
stattete als den weiblichen. So dürften die möglichen Ursachen für eine 
Benachteiligung der Frau im Hinbl ick auf Freizeitaktivitäten und auf die 
Einschränkung der Freizeitinteressen bereits auf Kindheit und Jugend zu­
rückzuführen sein: Während der 12-, 14-, 16jährige Sohn auf den Fußball ­
platz gehen durfte, mit seinen Freunden Briefmarken tauschen konnte oder 
Tischtennis spielte, hatte die gleichaltrige Tochter im Haushalt zu helfen 
oder für die Geschwister zu sorgen. Dies sind zweifellos geschlechtsspezi­
fische Erziehungsweisen, die die heute älteren Frauen benachtei ligen 
(viel leicht werden es die älteren Frauen von morgen und übermorgen in die­
ser Beziehung besser haben!). In der Jugendzeit der heutigen älteren Frau 
förderte man bei ihr oft nur "typisch weibliche" Interessen - wie Stricken, 
Sticken , Nähen usw. - , Interessen, die sich zudem mit abnehmender Sehfähig­
keit im Alter schwer realisieren lassen. 

Weiterhin zeigten Untersuchungen, daß sich alleinstehende Frauen im mittle­
ren Erwachsenenalter häufiger schon einer Reihe von Interessensgebieten zu­
wenden, die sie dann oft im Club, in Vereinen oder auch im Rahmen informeller 
Sozialkontakte pflegen. Diese Interessen werden dann oft nach der Pensio­
nierung wieder aufgegriffen bzw. intensiviert. Die ältere verheiratete Frau, 
die der Familie zuliebe ein Leben lang auf die Realisierung persönlicher 
Interessen verzichtete, steht jetzt im Al ter vor größeren Problemen, be­
sonders dann, wenn sie plötzlich verwitwet. 

5.4. Fazit 

Die Ergebnisse psychologischer Untersuchungen zeigen, daß mit einer alleini ­
gen Verbesserung der finanziellen Situati on für die ältere Frau keineswegs 

alle Probleme des Alterns ausgeräumt s ind. Daß manche ältere Frau nach dem 
Tod ihres Mannes hilflos dasteht und mit dem Leben nicht mehr al l ein fertig 
wird, hat weit mehr Gründe! Geistiger Aktivitäten entwöhnt, macht sie die 
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feh 1 ende Durchsetzungsfähigkeit und Se 1 bs tändi gkei t häufig geradezu "le­

bensunfähig". Mangelnde Sozialkontakte, fehlende Interessen und fehlende 
geistige Gewandtneit, hervorgerufen durch ein fehlendes lebenslanges Trai­
ning, erschweren ihre Situation und lassen "lllterwerden für manche Frauen 

heutzutage" besonders problematisch erscheinen. 

6. Maßnahmen einer ·Gesellschaftspolitik für ältere Menschen -

speziell fUr ältere Frauen 

Ich habe nachzuweisen versucht, daß der Verlauf der Alternsprozesse von 
biologischen, sozialen, finanziellen , ökologischen, kulturellen, epocha-
len und biographischen Momente mitbestimmt ist, die sich allesamt für die 

meisten Frauen der heutigen älteren Generation ungünstiger auszuwirken schei ­
nen als für die Männer. 

Für mehr Frauen als Männer bedeutet lllterwerden heutzutage eine Einengung 
des Lebensbereiches, eine Reduzierung des Verhaltensradius (und dies kei­
neswegs aus Krankheitsgründen), abnehmende Kompetenz und zunehmende Abhän­

gigkeit und Unselbständigkeit - und damit eine erhebliche Beeinträchtigung 
des psychophysischen Wohlbefindens. 

Eine Verbesserung der Lebenssituation der Gruppe der heute mehrfach benach­
teiligten 60-, 7D-, BOjährigen Frauen (zu denen vor allem verwitwete Frauen 
zählen, die nie einen Beruf ausgeübt haben) ist notwendig, wenngleich auch 

nur in Grenzen durch körperliche, geistige und soziale Aktivierung, durch 
vielfache Anregung und gezielte Maßnahmen der Informationsvermittlung und 
-verarbeitung, und nicht zuletzt durch finanzielle Maßnahmen möglich. 

Die hier vorgelegte Analyse hat gezeigt , daß es notwendig ist, geistige 
Fähigkeiten, Interessen und Sozialkontakte stärker als bisher von Jugend 

an auch bei der Frau zu entfalten und zur Entwicklung zu bringen. Darüber 
hinaus ist es notwendig, diese Fähigkeiten, Interessen und Sozialkontakte 
auch während des mittleren Lebensalters zu erhalten, zu pflegen und sie 
nicht zugunsten einer einseitigen Familienzentrierung {die durch bestinvnte 
i n der Gesel lschaft verbreitete Vorstellungen von der Rolle der Frau be­
günstigt wird) verkümmern zu lassen. Auch im mittleren Lebensalter sollte 
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die Frau wi_ssen, dc1ß es neben der Familie auch außerfamili.äre Aufgaben 

gibt - sei es im Beruf oder im Rahmen sonsti ger sozialer oder kommunaler 
Tätigkeiten , denen sie sich zuwenden sollte -, zu ihrem eigenen Wohle, 
zum Wohle ihrer Familie und auch zum Wohle der Gesel lschaft. 

Weiterhin kommt es darauf an, die Lebenssituation im Alter rechtzeitig 
zu antizipieren, gedanklich vorwegzunehmen, um auf die Veränderung inner­
lich vorbereitet zu sein. Diese Veränderungen beginnen für viele Frauen 
mit dem Auszug der Kinder aus dem Elternhaus und reichen über die Pensio­
nierung bis hin zur etwaigen Verwitwung und dem möglicherweise stattfinden­
den Umzug in ein Altenheim. Eine aktive Auseinandersetzung mit der jewei ­
ligen Lebenssituation - und nicht etwa ein passives, schicksalergebenes 
Hinnehmen - trägt zum psychophysischen Wohlbefinden im höheren Lebensal t er 
bei. 

Wir haben uns mehrfach dagegen gewandt, von der älteren Bevölkerung - die 
fast ein Fünftel unserer Gesamtbevölkerung ausmacht (19,8 Prozent sind 
über 60 Jahre) - als "Randgruppe" zu sprechen, wie es Pol itiker aller Par­
teien immer wieder tun, sie damit als Problemgruppe abzustempeln oder als will ­
kommenes Betreuungsobjekt zum Gegenstand mehr oder minder sozial wirkender 
Maßnahmen zu machen. Ältere Menschen und - wie ich zu zeigen versucht habe, 
ganz besonders ältere Frauen - s i nd höchstens eine durch die Gesellschaft 
und durch gesellschaftspolitische Maßnahmen gemachte Problemgruppe! Altenpoli ­

tik und Frauenpoliti k sollten sein eine Politik für alte Menschen wie auch 
rur Frauen und nicht gegen alte Menschen, besonders aber nicht gegen alte 
Frauen! 

Ich wage die Vorhersage, daß das "Jahr des Ki ndes", das mit Sicherheit zu 
einer Glorifizierung der Mutter-Rolle beitragen wird, einer Lebensentwicklung 
und Entfaltung der Persönlichkeit der Frau sehr schaden wird und vor al lem 
einer Geroprophylaxe entgegenstehen wird. Man sollte vielmehr die heranwach­
senden jungen Frauen davon überzeugen, daß Hausfrau und Mutter zwar eine 
sehr wichtige Aufgabe ist, aber neutzutage weder ein Lebensberuf noch eine 
Voll zeitbeschäftigung! Die Lebensplanung der Frau darf sich nicht nur auf 
die ersten 30 Lebensjahre beziehen, sondern muß die folgenden 40 oder 50 
Jahre auch im Auge behalten: Zum Wohle der Frau, zum Wohle ihrer Kinder, 
zum Wohle ihrer Familie - und somit zum Wohle der Gesellschaft. 
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Diskussion zur Leben ssituation alterer Frauen • 

von Hilde von Bal l useck (Berlin) 

Diskussionsteilnehmer: 

Anthes, Jochen (Bochum) Schmitz-Scherzer, Reinhard (Bonn) 
Bal luseck, Hilde von (Berlin) Schreyer, Michaele (Berlin) 
Engelhardt, Werner W. (Köl n) Tews, Hans-Peter (Heidelberg) 
Ha ines, Elisabeth (Bonn) Wagner, Elsbeth (Köln) 
Lehr, Ursul a (Bonn) Walb, Lore (München) 
Pfaff, Anita (Augsburg) 

1. Vorbemerkungen 

Die Problemkreise, mit denen sich die Arbeitsgruppe vorwiegend befaßte, 
waren die ökonomischen Situation und die Funktionen alter Frauen sowie 
Maßnahmen der offenen und geschlossenen Altenhilfe. Die Themen wurden 
jeweils sehr breit diskutiert. An vielen Stellen wurden Argumente ange­
rissen, aus Zeitgründen aber nicht ausgeführt. Ober die reine Berichter­
stattung hinaus versucht der Bericht über die Diskussion der Arbeitsgruppe 
eini ge der zentralen Gedanken, die nur kurz angeschnitten werden konnt~n, 
etwas weiter auszuführen, um so die Diskussion zu den aufgeworfenen Pro­
blemen anzuregen. 

Als zentraler Begriff für die Problematik und die Situation alter Frauen 
wurde die "sozi ale Kompetenz" bezeichnet, die die "Fähigkeit zur Lebensbe­
wältigung und zur Konfliktlösung" (SCHMITZ-SCHERZER) bezeichnet. Betrachtet 
man die Er gebnisse der Diskussion zusammenfassend, so ergibt sich, daß der 

• .'efichaele Schreyer danke ich für viele kritische Hirweise und Anmerkungen 
nach Durchsicht des Manuskripts . 
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Begri f f der sozial en Kompetenz die materielle Sicherheit und die Status­
sicherheit durch Funktionen im Alter voraussetzt. An diesen beiden Krite­

rien müssen sich auch die Maßnahmen der offenen und geschlossenen Alten­
hilfe messen lassen. ökonomische und Statussicherheit müssen gegeben sein, 
um die eigene Person im Alter positiv zu erl eben und mit der Umwe l t 
reziproke Beziehungen zu unterhalten. Sozial politische Maßnahmen und damit 
auch die offene und geschlossene Altenhilfe, das dritte Thema der Arbeits­
gruppe , müssen diese Bedingungen schaffen bzw. ihre Entstehung rordern 
und dürfen nur dort, wo tatsächlich keine Funktionen mehr ausgeübt 
werden können, in rein karitativer Weise tätig werden . 

Dieser Begriff von sozialer Kompetenz ermöglicht eine integrative Sicht­
weise der Probleme alter Frauen. Ein weiterer wesentlicher Bestandteil des 
Zugangs zu diesem Thema war die historische Perspektive. Das heißt: die 

ökonomische Sicherheit, die Funktionen im Al ter, die notwendigen Maßnahmen 
der Altenhilfe können nur auf dem Hintergrund der Biographie der al ten 
Frauen adäquat verstanden, analysiert und verbessert werden. Die Biographie 
der alten Frauen ist durch ihre Schicht- und ihre Geschlechtszugehörigkeit 
geprägt, deren Auswirkungen sich überlagern. Diese beiden Kri t erien verbinden 
sich mit persönlichen Lebensschicksalen wie .Krankheit, Kinderzahl usw. 
und prägen die Situation im Alter. 

Die Schichtzugehörigkeit hat auf die Lebenschancen von Männern und Frauen 
entscheidenden Einfluß. Si e bestimmt we i tgehend: 

- die materiel len Ressourcen der Familie, in der ein Mensch aufwächst ; 
- die Möglichkeiten für die Entwicklung von emotionalen und i ntellek-

tuellen Fähigkeiten bzw. Barrieren; 

- die Ausbildungsbereitschaft von Eltern und Kindern; 
- die Bildungs- und Artikulati onsfähigkeit von Kindern und 

Jugendlichen. 

Die im Vergleich zum Mann schlechtere Ausgangslage der Frau - bei gl eicher 
Schichtzugehörigkeit - erklärt sich: 
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- aus der inmer noch vorhandenen materiellen Abhängigkeit vom 
Ehemann und der daraus resultierenden geringeren materiellen 

Absicherung im Alter; 
- aus der damit zusanmenhängenden sozialen Abhängigkeit vom Mann, 

die eine eigene Statusfindung durch Berufstätigkeit erschwert; 
- aus den geringeren Bildungschancen, die Frauen eingeräumt werden; 
- aus dem "geschlechtsspezifischen Arbeitsmarkt" (BECK-GERNSHEIM 1976 ), 

der Frauen bestinmte Berufe und darin wiederum bestinmte Funktionen 
zuweist; 

- aus der Funktionslosigkeit ve~~itweter Frauen, die sich in ihrem 
Leben auf Mann und Familie konzentriert haben. 

Diese grundlegenden Bedingungen werden im folgenden an den drei Themen­
kreisen dargestellt und detailliert behandelt. 

2. ökonomische Sicherheit 

Die ökonomische Sicherheit der Frau im Alter wird durch drei Faktoren 
bestinmt: 

a) die Schichtzugehörigkeit ihrer Herkunftsfamilie, die weitgehend 
den beruflichen Werdegang und damit Einkommensmöglichkeiten 
bestinmt; 

b) die Schichtzugehörigkeit des Ehemannes, der - falls sie sich von 
ihm abhängig macht - die Notwendigkeit des (Wieder-)Eintritts in 
das Berufsleben und die Höhe der Witwenrente bestimmt; 

c) die eigene Biographie, d.h. Kinderzahl, Krankheiten, Berufsorien­
tierung und -karriere, die jedoch wesentlich von den vorgenannten 
Punkten abhängen. 

Die Abhängigkeit des Einkommens im Alter von der Schichtzugehörigkeit al l­
gemein ist gesetzlich dadurch fixiert, daß die Rente als Lohnersatz dient 
und in der Höhe sich aus dem früheren Einkommen ableitet. Die Abhängigkeit 
der nicht erwerbstätigen Frau vom Ehemann und die Nichtberücksichtigung 

ihrer familiären Leistungen im Rentenrecht ist dadurch fixiert, daß die 
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Witwenrente die Funktion eines Unterhaltsersatzes hat und nur 60 Prozent 
der Rente des Ehemannes beträgt, wohingegen der ehemals erwerbstätige 
Witwer 100 Prozent der Rente beanspruchen kann. Die Unangemessenheit dieser 
Regelung wird noch deutlicher bei Betrachtung von Untersuchungsergebnissen, 
wonach die Lebenshaltungskosten rur einen Partner nach der Verwitwung nur 
um 27 Prozent abnehmen (zit. nach SCHREYER 1978). 

Paradoxerweise war es die Klage eines Witwers auf Witwenrente, die das 
Bundesverfassungsgericht 1975 zur Aufforderung an das Parlament veranlaßte, 
die Hinterbliebenenversorgung bis 1984 neu zu regeln. Dabei sollte auch die 
finanziel le Benachteiligung der Frau im Alter aufgehoben werden. Die dafür 
1977 eingesetzte "Sachverständigenkonmission für die soziale Sicherung der 
Frau und der Hinterbliebenen" hat im Mai 1979 ihre Vorschläge vorgelegt. 
Im März 1979 legte die Transfer-Enquete-Kommission in ihrem Zwischenbericht 
wichtiges Datenmaterial zur Situation der Frau im Alter vor. Einige Daten 
beider Konmissionsberichte werden im folgenden mit den Aussagen der Arbeits­
gruppe zu diesem Problemkreis verknüpft. 

Bei den Rentenansprüchen der Frauen sind vor allem zwei Gruppen zu unter­
scheiden: Frauen, die aufgrund eigener Erwerbstätigkeit eine Versicherten­

rente beziehen , und Frauen, deren Rentenanspruch sich a~s dem Einko!ll11en des 
Ehemannes ableitet. Bei den Frauen, die erwerbstätig waren, ist wiederum 
zu unterscheiden zwischen denjenigen, die aufgrund familiärer Verpflich­
tungen relativ kurze Zeit im Erwerbsleben standen, und denjenigen, die -
meist ledig-, einen ähnlichen Verlauf der Berufstätigkeit aufweisen wie 
die Männer . 

Die Versichertenrente der Frauen rällt aus zwei Gründen niedriger aus als 
die der Männer: 

- Die geringere berufl iche Qualifi kation und - ZISII Teil daraus 
resultierend, zum Teil eigenen Gesetzmäßigkeiten folgend - die 
geringen Aufstiegschancen von berufstätigen Frauen bewirken ein 
im Durchschnitt niedrigeres Gehal t der Frauen. Ihre persönliche 
Bemessungsgrundlage rur die Berechnung der Rente rällt daher nie­
driger aus als bei Männer. Sie betrug beim Rentenzugang von 1977 
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in der Arbeiterrentenversicherung 54 v.H., in der Angestelltenversiche­

rung 61 v.H. der persönlichen Bemessungsgrundlage der Männer (Sachver­
ständigenkonmission 1979, S. 21). 

- Die geringere Anzahl von anrechnungsfähigen Versicherungsjahren auf­
grund der Wahrnehmung familiärer Aufgaben und der insgesamt kürzeren 
Berufstätigkeit von Frauen ist -der zweite Faktor, der die Frauenrenten 
niedrig hält. Die Nichtanrechnung der familiären L~istungen sticht 
besonders ins Auge, wenn man in Betracht zieht, daß der Militärdienst 
von Männern als Ersatzzeit angerechnet wird, die Zeit, die Frauen für 
die Kindererziehung verwenden, jedoch nicht. Die Zahl der anrechnungs­
rahigen Versicherungsjahre von Frauen vermindert sich weiterhin, 
wenn die Frau sich bei Arbeitslosigkeit nicht arbeitslos meldet. 

Beim Rentenzugang 1977 hatten in der Arbeiterrentenversicherung die 
Männer durchschnittl ich 34,4 Versicherungsjahre, die Frauen 21,0; 
die entsprechende Zahl für die Angestelltenversicherung beträgt bei 
den Männern 25,9. Die Zahl der Versicherungsjahre von Frauen beträgt 
demnach in der Arbeiterrentenversicherung 61 v. H. , in der Angeste 11 ten­
vers i cherung 70 v.H. der Versicherungsjahre der Männer (Sachverständigen­
kommission 1979, S. 23). 

Bis 1967 hatten Frauen die Möglichkeit, bei ihrer Verheiratung die vorher 
an die Rentenversicherung gezahlten Beiträge zurückzuverlangen (Heirats­
rückerstattung) . Diese Regelung wird noch die Rentenzugänge von Frauen in 
den Jahren 2000 bis 2010 durch eine geringere Zahl von anrechnungsrahigen 
Versicherungsjahren beeinflussen. 

Aufgrund dieser Bedingungen kommen die im Vergleich zu den Männerrenten 
niedrigen Renten der Frauen zustande. Sie betrugen im Januar 1979 in der 
Arbeiterrentenversicherung 36 Prozent, in der Angestelltenversicherung 
47 Prozent der Männerrenten . 
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Durchschnittliche Höhe der Renten im Januar 1979 

Männer 
abs. 

Frauen 
abs. % der Männerrenten 

Arbeiterrentenversicherung 
Angestelltenversicherung 

1014 
1417 

364 

670 
36 

47 

Que Z Ze: Sachverständigenkommission 19 79, S . 20 . 

wenn man sich vergegenwärtigt, daß die durchschnittliche Witwenrente, die 
ja nur 60 Prozent der Rente des verstorbenen Ehemannes beträgt, immer noch 
höher ist als die durchschnittliche Versicherungsrente bei Frauen. Nach den 
Ergebnissen der Transfer-Kommission betrug der von der Arbeiterrentenver­
sicherung und der Angestelltenversicherung am l. Juli 1977 gezahlte Durch­
schni t tsbetrag für Frauen 514 DM. Dabei erreichte die Durchschnittsrente 
aus eigenen Ansprüchen einen Wert von 435 DM, die Durchschnittswitwenrente 
602 DM. Im selben Jahr bezogen 1 Million Frauen gleichzeitig Versicherten­
rente und Wi twenrente, in drei Vierteln dieser Fälle war die Witwenrente die 
höhere. Von 100 weiblichen Rentenempfängern hatten 1977 72,5 nur eine Rente 
(28 Prozent= 1,9 Millionen Frauen Versicherungsrente und 26 Prozent= 
1,8 Mi l lionen Frauen Hinterbliebenenrente), 25,2 Prozent bezogen zwei Renten 
(darunter 15 Prozent = 1 Million Frauen Versicherten- und Hinterbliebenen­
rente ) (Transfer-Enguete-KoßJTlission 1979, Ziffer 248, 249, Obersicht 5.2.). 

Wi e häufi g di e Kumulation. von Renten zur Oberversorgung führt, ist nicht 
genau beka nnt. Die Tat sache aber, daß die Kumulation im Durchschnitt immer 
noch zu einer im Vergleich zu Männern niedrigeren Rente führt, unterstreicht 
die Inadäquatheit der Versorgung der Frauen im Alter. 

Die unterschiedlichen Sozialbiographien der Frauen finden sich nochmals 

wieder in den sozial en Kriterien der Gruppen, die zu unterschiedlichen Zeiten 
die Rente beantragen. Hierbei sind zu unterscheiden Frauen, die die flexible 
Altersgrenze in Anspruch nehmen, und Frauen, die nach dem 65. Lebensjahr 
Rente bezi ehen. Die flexible Altersgrenze kann nur in Anspruch genonrnen 

J 
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werden, wenn die Frau in den letzten 20 Jahren vor Antragstellung übe!"Nie­

gend rentenversicherungspflichtig beschäftigt war. Dies trifft in der Ange­

stelltenversicherung häufiger zu als in der Arbeiterrentenversicherung. 

Rentenzahlungen nach dem 65. Lebensjahr werden häufig von Frauen bezogen, 

die relativ spät in das Erwerbsleben eingetreten oder früher ausgeschieden 

sind, so daß die Bedingungen für das Altersruhegeld ab dem 60. Lebensjahr 

nicht erfüllt sind, und von Frauen, deren Renten trotz vieler Versicherungs­

jahre ohne die letzten drei bis fünf Jahre Erwerbstätigkeit zu niedrig 

ausfallen würde. Es sind also entweder besondere Belastungen oder die zu 

erwartende niedrige Rente, die die Entscheidung einer früheren oder späteren 

Verrentung bestirrmen, nicht jedoch der Entschluß, sich anderen Interessen 

zu widmen. 

Aus den genannten negativen Vorbedingungen erklärt sich auch der hohe Frau­

enanteil unter den Sozi a 1 hi lfeempfängern über 65 Jahere. 1976 bezogen von 
den über 65jährigen M'ännern 4,2 Prozent, von den über 65jährigen Frauen 

aber 8,6 Prozent Sozialhilfe (Wirtschaft und Statistik 4/1978, S. 251). 

Frauen, die Sozial hilfe oder Kriegerwitwenrente beziehen, sind innerhalb 

der Gruppe alleinstehender Frauen am schlechtesten gestellt. 

Die Sozialhilfe wird häufig als Lösung der finanziellen Probleme im Alter 

propagiert: "Sozialhilfe ist eine Leistung, die wir alle mit unseren Steuer­

mitteln aufbringen und mit der wir erreichen wollen, daß ein besti111Utes 

Existenzminimum für eine menschenwürdige Existenz erhalten wird" (HAINES). 

Es sprechen jedoch gewichtige Gründe gegen die Sozialhilfe . Zum einen ist 

dies die hohe Dunkelziffer, die durch den diskriminierenden Effekt der 

Sozialhilfe entsteht : 

- "Internalisierte Jlquivalenzmaximen" (ANTHES) verhindern den Gang 

zum Sozialamt . So kommt es zu einer beträchtlichen Anzahl von 

Menschen, deren Einkommen unterhalb des gesetzlich definierten 

Existenzmi nimums liegt . 

- Ängste vor Regreßforderungen an die Familienangehörigen, die oft 

die einzigen lebenden Bezugspersonen sind, haben eine ähnliche 

Wirkung (BUJARD u. LANGE 1978). 
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Wird Sozialhilfe in Anspruch genol11llen, so hat sie gravierende Auswirkungen 
auf die Betroffenen: 

Die Arbeit während des vergangenen Lebens wird von vornherein dis­
kriminiert, da die Rentenansprüche offenbar für den Lebensunterhalt 
nicht ausreichen. "Das Unbefriedigende an der Sozialhilfe ist, daß 
hier auch Personen, die ein volles Arbeitsleben hinter sich haben -
wenn auch nicht Arbeit als außerhäusliche Arbeit-, Zl.111 Empfänger 
von Fürsorgeleistungen werden müssen" (SCHREYER). In diesen Problem­

kreis fällt auch die Zuweisung von Taschengeld in Altersheimen, 
von der wiederum Frauen, da sie den .überwiegenden Anteil der Heim­
bewohner stellen, häufiger betroffen sind. Mit diesen Praktiken 
verfestigt und verstärkt sich die Unterprivilegierung der Frauen 
aus Unterschichten mit geringer beruflicher Qualifikation. 

- Die Beziehungen zwischen Behörden und Klienten sind im allgemeinen 
degradierend rur die Betroffenen, insbesondere dann, wenn es sich 
um von vornherein Unterprivilegierte handelt. Die Unterprivile­
gierung der alten Frauen wird damit ebenfalls verstärkt. 

- Die Inanspruchnahme von Sozialhilfe setzt die Verarmung der 
Klienten voraus. Anspruchsberechtigt ist nur derjenige, der 
weniger als DM 3000 besitzt. Die Abhängigkeit von der Behörde 
wird so eine umfassende. 

- Aus diesen tatsächlichen Benachteiligungen von Sozialhilfeempfängern 
resultiert das negative Image, das zu Unrecht a 1 s "Vorurteil" be­
zeichnet wird: Die faktische Unterprivilegierung der potentiellen 
und tatsächlichen Sozialhilfeempfänger wird durch die Sozialhilfe 
verstärkt. 

- Von daher kann die Sozialhilfe nicht die Unterprivilegierung von 
Frauen i m Alter beseitigen. 

Die Modelle der Sachverständigenko11111ission zur Neuordnung der Alterssiche­
rung der Frau und der Hinterbliebenen klammern den Bereich der Sozialhilfe 
daher auch völli g aus und versuchen durch eine Neuordnung des Rentenrechts 

die ökonomischen Probleme alter Frauen anzugehen. Dabei werden vier Grund­
formen diskutiert, die im folgenden verkürzt dargestellt werden sollen. 
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Grundfonn 1: Neugestaltung der Witwen- und Witwerrenten. Grundlage für 
die Rente von beiden Ehepartnern wäre nach dem Tod eines Ehepartners die 
Bedarfslage, die durch Invalidität, vorgerücktes Alter, Erreichen der 
Altersgrenze oder Notwendigkeit der Kindererziehung definiert ist. Die 
Rente würde 75 (70)* v.H. der Erwerbsunfähigkeitsrente des/der Verstorbenen 
betragen . Nachteile dieser Regelung wären u.a. die nach wie vor abgeleitete 
Alterssicherung der Frau und die Benachteiligung des erwerbstätigen gegen­
über dem nicht erwerbstätigen Ehegatten. 

Grundform 2: Teilhabe des überlebenden Ehegatten an der Gesamtversorgung 
aus der Ehe. Grundlage für die Rentengewährung wäre Invalidität oder 
Erreichen der Altersgrenze nach dem Tod des Ehepartners. Die Rente würde 
75 (70) v.H. der von beiden Ehegatten erworbenen Rentenanwartschaften aus 
der Ehe zuzüglich der eigenen - außerhalb der Ehe erworbenen - Rentenan­
sprüche betragen. Sonderregelungen müßten für Bedarfssituationen wie vor­
gerücktes Alter und Kindererziehung getroffen werden, und zwar als Hinter­
bliebenenrente in Höhe von 75 (70) v.H. der Erwerbsunfähigkeitsrente des 
verstorbenen Ehegatten. Dieses Modell wird von der Ko111Dission mit einigen 
ergänzenden Regelungen vorgeschlagen. 

Grundform 3: laufendes Splitting von Rentenanwartschaften während bestehender 
Ehe . Grundlage wäre die Teilhabe beider Ehegatten gegenseitig und je zur 
Hälfte an den in der Ehe erworbenen Rentenansprüchen zu Lebzeiten beider 
Ehepartner. Nachteile wären u.a. Härteralle bei Invalidität oder hohem 
Alter des Hauptverdieners, und die Aufgabe der Lohnersatzfunktion zum 
Beispiel bei Rentenbezug der Hausfrau und gleichzeitiger Erwerbstätigkeit 
des Ehemannes. 

Grundform 4: Mitversicherung für den haushaltsführenden Ehegatten. Grund­
l age wäre die Pflichtversicherung des nichterwerbstätigen Ehegatten, sofern 
dieser durch die Haushaltsführung weniger als 30 (50) v.H. des Einkommens 
des erwerbstätigen Ehegatten verdient. Die Rente würde zu Lebzeiten des 
Ehepartners entsprechend den Beiträgen ausfallen, nach dem Tode des Ehe-

* Die Zahlen i n Klamnern be zeichnen jelMliZs die Vor schläge von UntergPUppen 
in der Kormris si6n. 
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partners würde sie 75 Prozent der Gesamtversorgung aus der Ehe zuzüglich 

der eigenen - außerhalb der Ehe erworbenen - Rentenansprüche betragen. 
Nachteilig wäre insbesondere die finanzielle Belastung von Familien, in 
denen die Frau nicht erwerbstätig ist und die Versicherung vom erwerbs­
tätigen Ehemann getragen würde. 

Keiner dieser Vorschläge geht auf die unterschiedlichen Einkonrnensverhält­
nisse innerhalb verschiedener Schichten ein, die sich u.a . auch an den 

unterschiedlichen Renten der Frauen aus der Arbeiter- und der Angestellten­
versicherung ablesen lassen {s.o.). Auch die strukturellen Unterschiede 
im Verdienst von Männern und Frauen {schlechtere Ausbildung, geringere 
Aufstiegschancen, ungleiche Behandlung am Arbeitsplatz) werden nicht be­
rücksichtigt. Diese Problemkreise hat die Konmission explizit ausgeklarrrnert 
und erkärt, daß deren Lösung nicht zu ihren Aufgaben gehörte (Sachverstän­
digenkonrnission 1979, S. 14). 

Auch die Vorschläge der Arbeitsgruppe sind in den Model len der Sachverstän­
digenkonrnission nicht zu finden. Die Arbeitsgruppe bevorzugte eine Kombina­
tion von Staatsbürgerrente und einkomnensbezogener Rente, wobei die Aus­
fallzeiten von Frauen durch Kindererziehung und Pflege von Kranken/Behinder­
ten berücksichtigt werden und Männer an den durch die Erwerbstätigkeit 
ihrer Ehefrauen entstandenen Rentenansprüchen partizipieren können. Sinn­
voll wäre in diesem Zusammenhang eine Diskussion aller gesellschaftlichen 
Gruppen, insbesondere aber der Frauen, über die Frage, welches Modell am 
besten geeignet ist, strukturelle Ungleichheiten abzubauen. 

3. Statussicherheit 

Als zweiter zentraler Begriff zur Erläuterung der sozialen Kompetenz wird 
hier der Status eingeführt . Es ist zum Teil von der ökonomischen Situation 
abhängig, enthält aber auch andere Komponenten, nämlich die Funktionen, die 
Frauen in der Gesellschaft wahrnehmen bzw. die ihnen zugestanden werden, 
geht also über die rein monetären Kategorien hinaus. Denn Statussicherheit 
bedeutet nicht unbedingt hoh es Einkonrnen, sondern in erster Linie, daß man 
seine Funktion in der Gesellschaft kennt und sie anerkannt sieht. 
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Auch bei der Statussicherheit im Alter gilt, daß zu ihrem Verständnis die 
Betrachtung des früheren Erwachsenenalters bis hin zu Jugend und Kindheit 
notwendig ist. In diesem Zusarrrnenhang sind die Rollen von Bedeutung, die 
Frauen von der Gesellschaft zugestanden werden. Sie werden als Verhaltens­
und Handlungsdisposition während der primären und sekundären Sozialisa­
tion an die Frauen vermittelt und während des Erwachsenenlebens mehr oder 
weniger stark modifiziert (tertiäre Sozialisation). Auch wenn die tradi­
tionellen Rollenbilder heute ins Wanken geraten sind, so bestimmen sie das 
Leben der heute alten Frauen und wirken sich auch bei den jüngeren Frauen­
generationen noch prägend aus. 

3.1. Die Funktionen der Frau als Hausfrau. Mutter und Erwerbstätioe 

Die für den sozialen Status der -Frau in erster Linie relevanten Unter­
schiede im Vergleich zum Mann resultieren aus der nur zu einem geringen 
Teil naturbedingten Priorität, die den famili~ren Aufgaben zugemessen 
wird, während für den Mann die Berufsperspektive im Vordergrund steht. 
Die Dominanz der familienbezogenen Aufgaben fur die Frau bedeutet: 

- eine stärkere Ausrichtung für emotionale und materielle Abhängigkeit 
vom Mann und damit Verzicht auf eigene Interessen, Berufskarrieren 
und sozialen Einfluß außerhalb der Familie; 

- eine stärkere Ausprägung von Fähigkeiten zur Bewältigung der 
Aufgaben in Haushalt und Familie, d.h. Impathie, expressives (im 
Gegensatz zu instrumentellem) Verhalten und Handeln (am stärksten in 
der Mutter-Kind- Beziehung), geringere Abgrenzung eigener Gefühle 
und Interessen (PRDKOP 1976, S. 67 ff.). 

Die geringere Bedeutung der Berufsorientierung für die Frau äußert sieh 
in ihrer geringeren Berufsqualifikation: 

- Eltern sind seltener als bei Jungen bereit, Mädchen eine höhere 
Schulbi l dung, eine Berufsausbildung oder ein Studium zu ermög-
1 i chen (vgl. BECK-GERNSHEIM 1976); 

- Mädchen wählen anscheinend freiwillig die geringere Berufsqualifika­
tion im Vergleich zu Jungen. 
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Die Bildung von berufsqualifizierenden Fähigkeiten wird bei Frauen nur in 

einem bestinmten Rahmen zugelassen bzw. gerördert. Frauen zei chnen sich bei 
der Berufswahl und -ausübung dadurch aus, daß sie (vgl. BECK-GERNSHEIM 1976): 

- aus Erfolgsangst, mangelndem Selbstvertrauen und Familienzentriert­
heit Aufgaben wählen und wahrnehaen, die von Männern mangels Erfolgs­

chancen und einer geringeren Fähigkeit zur Empathie nicht wahrge­
nonmen werden (können); 

- Aufgaben den Vorzug geben, die einen geringen Grad von Abstraktions­
vermögen, Selbständigkeit und Kreativität, dafür konkrete Arbeit, 
Kooperation und Ausführung reproduktiver Tätigkeiten erfordern; 

- sich mit assistierenden und helfenden Positionen zufriedengeben , 
obwohl diese mit geringerem Sozialprestige und geringerer Bezahl ung 
verbunden sind; 

- auch in höheren Positionen weniger erfolgsorientiert sind als 
Männer, da ihr Interesse in erster Linie (personengebundenen) 
Aufgaben gilt, weniger der eigenen Kar riere . 

Diese die Berufsmotivation behindernden Faktoren verbinden sich mit der Auf­
fassung, die Er ziehung der Ki nder sei allein Aufgabe der Frau, und bewirken 
eine relativ große Bereitschaft , bei Geburt des ersten Kindes die Berufs­
tätigkeit aufzugeben. Da dieser Fall häufig in den ersten 3 bis 5 Jahren der 
Berufstätigkeit eintritt, wird die Qualifikation nicht durch die Berufser­
fahrung verbessert, und eine innere Bindung an den Beruf kann nicht ents tehen . 
Die Erwerbsquote verheirateter Frauen sinkt von 90 Prozent bei der Ehe­
schließung auf 40 Prozent im 6. bis 15. Ehejahr (SCHMIDT 1978) . 

Die meisten Frauen , vor allem diejenigen mit geringer Berufsqualifikation , 
scheinen über den Ausstieg aus dem Beruf nicht sehr ungl ücklich zu sein, 
glaubt man Umfrageergebnissen (PR0SS 1975), die möglicherweise bei intensive­
rer Befragung (Tiefeninterview) anders ausfallen würden. Die mangelnde 

Berufsorientierung der Frauen ist nun nicht nur negativ zu deuten. In ihr 
drücken sich weibliche Qualitäten aus, die zu wenig anerkannt werden , 
"zum Beispiel nicht nach äußerer Anerkennung zu streben, sondern sich einer 
Aufgabe sehr intensiv zu widmen , ohne daß diese Aufgabe gleich mit großen 
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Ehrenkränzen bedacht wird. Die Erfahrungen sind so, daß zum Beispiel Lehre­
rinnen in den wenigsten Fällen bereit sind, Rektorinnen zu werden, nicht 
wegen der Mehrarbeit, sondern weil sie von der Arbeit mit den Kindern, die 
ihnen Spaß macht und die sie für wichtig halten, durch Verwaltungsarbeit 
abgelenkt würden" (HAINES). 

Es zeigen sich hier auch Aspekte eines Widerstandes gegen die reibungslose 
Eingliederung in ein Erwerbsleben, das den Lohnabhängigen generell, den 
wenig qualifizierten Frauen aber ganz besonders wenige Entwicklungsroog­
lichkeiten fur die Anwendung und Ausübung traditionell weiblicher Fähigkei­
ten wie Empathie und expressives Verhalten und Handeln läßt. Im Berufsleben 
ist zweckrationales, instrumentelles, strategisches Handeln erforderlich, 
das von Personen und ihren Gefühlen und Bedürfnissen abstrahiert und die 
eigenen Emotionen in den Dienst von fremdbesti1T111ten Zielen nimmt. Emotionale 
Beziehungen und solidarisches Verhalten in der Berufssphäre modifizieren 
dieses Phänomen, ändern es aber nicht wesentl i eh. Die größere Naturgebunden­
heit der Frau durch Schwangerschaft und Geburt wird in dieser Berufswelt 
zum Handikap - was sie unter anderen Bedingungen nicht notwendigerweise wäre. 

Von daher hat die inmer noch beträchtliche Zurückhaltung der Frauen gegen­
über dem Berufsleben eine ganz besti1T111te Rationalität, die in einer rein auf 
ihre Integration in die Arbeitswelt bedachten Perspektive verlorengeht. Die 
Verabsolutierung der Berufssphäre bringt die Gefahr mit sich, die in der 
Familie, am Menschen geleisteten unbezahlten Arbeiten unterzubewerten und 
als Folge der zunehmenden Berufstätigkeit der Frauen zu professionalisieren 
(Säuglingskrippen, Tagesmütter) (OSTNER 1978). Mit der Abwertung der produk­
tiven Aufgaben in der Familie wird den Frauen, die hier in erster Linie ihr 
Betätigungsfeld sehen, der Wert ihrer Arbeit und der ihnen spezifischen 
Qualitäten abgesprochen. Das heutige Rentenversicherungssystem ist ein 
Symptom dafur. Mit der Professionalisierung der familiären Aufgaben würde 
der bisher nicht vorwiegend zweckrationale Bereich von Familie und Haushalt 
ähnlichen Gesetzmäßigkeiten unterworfen wie die Berufssphäre und verlöre 
damit den kompensatorischen Charakter, den er heute noch für die emotionale 
Regeneration aller Lohnabhängigen zumindest partiell wahrnilTITlt. 
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Die Unzufriedenheit heutiger Frauengenerationen mit einem Leben als Haus­

frau und Mutter äürfte nicht allein auf di e negativen Begleiterscheinungen 
dieser Lebensform, sondern auch darauf zurückzutühren sein, daß die Be­
schränkung der Frau auf familiäre Aufgaben ohne soziale und finanzielle 
Anerkennung bleibt, und von daher weniger Entfaltungs- und Kontaktmög­
lichkeiten zur Verfügung stehen. 

Die Berufstätigkeit verschafft in der Tat der Frau größere finanzielle und 
damit auch soziale Unabhängigkeit. Die berufstätige Frau hat eher als die 
nicht berufstätige Frau einen eigenen Kreis von Bekannten und Freunden, in 
dem auch der Mann nicht dominieren kann. Demgegenüber bricht die verheiratete 
Frau häufig die eigenen Sozialkontakte zugunsten der Freunde des Mannes ab, 
und die geschiedene Frau verliert den gesamten Bekanntenkreis an den Mann. 
Es ist die Frage, inwieweit diese Tendenzen durch die mangelnde soziale 
Anerkennung rür Hausarbeit und Kindererziehung gestützt werden. Wichtigste 
Ursache ist wohl die finanzielle Abhängigkeit, in die sich die Frau bei 
Aufgabe der Berufstätigkeit einläßt. 

Die heutige Tendenz geht dahin, daß inmer größere Teile der Bevölkerung 
lohnabhängig werden. Dieser Trend zeigt sich zum Beispiel in einer Abnahme 
der selbständigen Unternehmer bzw. Betriebe wie auch in der zunehmenden 
Einbeziehung der Frauen in das Erwerbsleben. Der tendenzielle Anschluß 
aller Frauen an den Kreislauf "Kapital-Arbeit" zeigt sich in der Zunahme der 
Quoten ihrer Erwerbstätigkeit. Diese Zunahme ist nicht als Einsicht in die 
Vorteile der Erwerbstätigkeit zu deuten, sondern muß im Kontext der er­
wähnten generellen Tendenz gesehen werden . 

Von allen Frauen waren 1977 37,8 Prozent erwerbstätig. Diese Zahl , die seit 
Jahren nur geringrügig angestiegen ist, beinhaltet in Wirklichkeit einen 
rapiden Anstieg der Erwerbstätigkeit, wie die Differentialanalyse zeigt. 
"Von den 23,7 Millionen deutschen Erwerbstätigen im Mai 1976 waren 
8 ,9 Millionen Frauen, von diesen wiederum 6,1 Millionen verheiratet. Fast 
die gl eichen Zahlen (23,8 bzw. 9,0 und 6,2 Millionen) gelten für 1977. Die 
verheirateten Frauen machen somit rund ein Viertel der Erwerbstätigen im 
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Bundesgebiet aus ... Von allen ver-heirateten deutschen Frauen waren 1975 
32 % im Jahr 1977 aber 39 % erwerostätig. Läßt man die über 65jährigen 
außer Betracht, weil sie nur noch selten einen Beruf ausüben , sind 
heute von den verheirateten deutschen Frauen im Bundesgebiet 44 % er­
werbstätig. Weit höhere Prozentsätze ergeben sich für die jüngeren 
Frauen. Für die noch nicht 30jährigen wurden 1977 Erwerbsquoten von 50 
bis über 60 % enni tte lt, und die Erwerbsbeteiligung der 30- bis unter 
45jähri gen verheirateten deutsch~n Frauen beträgt noch nahezu 50 % 

(SCHWARZ 1978) . 

Die Zunahme der Erwerbstätigkeit der Frau wird besonders deutlich, wenn 
man sich die längere Ausbildungszeit der jüngeren Frauen und die Abnahme 
der Erwerbstätigkeit von über 65jährigen Frauen vergegenwärtigt (SCHMIDT 
1978, S. 508). Auch der Bildungsstand .der Frauen ist angestiegen, der Anteil 
an Absolventinnen mittlerer und höherer Bildungsabschlüsse steigt. 

Daß die Erwerbsquote der Frauen nicht noch höher ist, liegt an der Struktur 
der Arbeitswelt, die Frauen mit Kindern benachteiligt und generell Frauen 
schlechtere Arbeitsplätze bietet. Besonders Frauen der Unterschicht erleben 
an ihren Arbeitsplätzen eine extensive Ausbeutung, die zu frühzeitigem ge­
sundheitlichem Ve.rschleiß führt. Sie sind es vor allem, die aus finanzieller 
Not im Beruf bleiben bzw. frühzeitig von der Hausarbeit an den Arbeitsplatz 
zurückkehren und dann Kindererziehung und Berufstätigkeit vereinbaren müssen. 
"Die Fließbandarbeiterin, die total abstumpft gegen die Umwelt, die sich über 
Jahre hinweg daran gewöhnen mußte, eine Lohndis kriminierung in Kauf zu 
nehmen - die wird so auch nicht lebenstüchtiger, sondern vielleicht noch akkul­
turierter an das Sichfügen und Akzeptieren der Untergeordnetenrolle" (PFAFF). 
Die Schichtzugehörigkeit und die niedrige eigene Berufsqualifikation machen 
sich hier in doppelter Weise negativ bemerkbar. Die Folge des gesundheitli­
chen Verschleißes ist dann häufig noch die frühzeitige Entlassung oder Ab­
stufung innerhalb des Betriebes, da die volle Leistung nicht mehr erbracht 
werden kann. Die Gesundheitserziehung der Unterschichten kann dieses Problem 
nur mildern, nicht aber lösen. Auch die Erklärung der Degradierung älterer 
Arbeitnehmer durch Vorurteile ist unzureichend. Notwendig ist die Analyse 
der Arbeitsplatzbedingungen, die den gesundhei tlichen Verschleiß in erster 
Linie bewirken, sowie der Lebensbedingungen, die Frauen überbeanspruchen. 
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Die Oberbeanspruchung der Frau besteht insbesondere dann, wenn sie neben 

einer anstrengenden Berufstätigkeit auch noch den Haushalt bewältigen und 
Kinder erziehen muß. Da die familiären Aufgaben der Frau in der Berufs­

sphäre weder als Leistung noch als Anlaß zur Rücksichtnahme anerkannt werden, 
erleidet die berufstätige Frau mit Ki ndern einen Wettbewerbsnachteil beim 
Bemühen um Arbeitsplatz und Führungsposition. Der Wettbewerbsnachteil wird 
besonders groß, wenn sie wegen der Kindererziehung für einige Jahre den 
Beruf aufgibt - eine Rückkehr an den alten Arbeitsplatz ist dann in den 
seltensten Fällen möglich. 

Die Wettbewerbsnachteile, die Frauen und Männern durch Kinder entstehen, sind 
ein Erklärungsansatz für die sinkenden Geburtenraten. Seitdem die lohnab­
hängige Bevölkerung die Möglichkeit zur Emprangnisverhütung hat, muß sie 
die Kinderlast, die zu sinkendem Einkonmen und größerer Arbeitsbelastung 
führt, nicht mehr auf sich nehmen (HEINSOHN u. KNIEPER 1974). Symptome 
dafür sind größere Abstände zwischen Heirat und erstem Kind sowie weiteren 
Kindern, die häufigere Entscheidung gegen ein zweites Kind wie auch die 
Zunahme kinderloser Ehen und der Rückgang der Eheschließungen . 

Diesen Tendenzen wirkt eine neue Verteilung der Funktionen von Kindererzie­
hung und Hausarbeit nur zum Teil entgegen. Sie stellt aber derzeit die 
einzige Möglichkeit dar, die Benachteiligungen für die Frauen im Berufsleben 
abzubauen . "Wenn wir über die Rollen von Frauen sprechen wollen, dann können 
wir das gar nicht ohne die Rollen der Männer tun, denn es kann nicht darauf 
hinauslaufen, daß die Frauen die Ro 11 en der Männer übernehmen und die Männer 
in ihrem alten Rollenverständnis erhalten bleiben. Wir müssen vom sozialen 
Geruge her das Ganze betrachten, und da sind gewisse soziale Funktionen zu 
errullen, egal von wem ... Der Mann müßte gewisse Funktionen mit übernehmen, 
sei es, daß der jüngere Mann Funktionen der Kindererziehung oder der Haus­
haltruhrung, sei es, daß der ältere Mann auch gewisse Fähigkeiten der 

Lebensbewältigung mitbekonmt, sich ein Essen kochen oder einen Knopf annähen 
kann, so daß er nicht seine hundertprozentige Rente braucht, weil er sich 

j etzt eine Hausgehilfin oder Putzfrau oder Freundin anschaffen muß" ( PFAFF). 
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Die Arbeitsgruppe diskutierte einige Notwendigkeiten der Arbeitswelt in 
Richtung einer stärkeren Einbeziehung familiärer Aufgaben für beide 
Geschlechter: 

- Die wöchentliche Arbeitszeit muß auf 35 Stunden verkürzt werden, 
damit beide Geschlechter die Berufstätigkeit mit den familiären 
Pflichten vereinbaren können. Die Reduzierung der wochentlichen 
Arbeitszeit soll daher als Reduzierung der täglichen Arbeitszeit 
konzipiert werden. 

- Für die Bewältigung familiärer und beruflicher Aufgaben wie als 
Vorbereitung auf das Alter muß der Bildungsurlaub obligatorisch 
für die Unternehmen werden und einen anderen Stellenwert als 
bisher erhalten. Die bisherigen staatspolitischen Vorlesungen 
und Seminare erfüllen nur ungenügend die Aufgabe, Hilfen zur 
Lebensbewältigung zu geben, die Kreativität durch die Entwicklung 
nicht berufsorientierter Fähigkeiten zu aktivieren, auf das 
Alter vorzubereiten. Außer den Inhalten müßten sich auch die 
angebotenen Formen ändern , indem fUr Mütter mit Kindern das 
Problem der Kinderbeaufsichtigung während ihrer Abwesenheit 
gelöst wird. Erholungen durch das Müttergenesungswerk und Kurauf­
enthalte könnten ebenfalls in dieser Richtung gestaltet werden. 

- Die Altersgrenze soll nach beiden Richtungen flexibel sein, d.h., 
die Arbeitnehmer sollten sich frei entscheiden können, ob sie vor 
oder nach dem 65. Lebensjahr aus dem Erwerbsleben ausscheiden . 

Für zwei weitere Vorschläge wurden in der nahen Zukunft keine Lösungsmög­
lichkeiten gesehen: 

- Berufsarbeit sollte nicht Verschleiß, sondern Entwicklung von 
Fähigkeiten beinhalten. 

- Die Lebensarbeitszeit sollte verkürzt werden durch die Einrich­
tung eines Urlaubsjahres nach je 10 Jahren Berufstätigkeit, um 
überhaupt Fähigkeiten zur Gestaltung eines nicht fremdbestimmten 
Tagesablaufs entwickeln zu können. Diese Forderung wurde zurück­
gestellt, da die Verkürzung der täglichen Arbeitszeit dringlicher 
erschien. 
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In der Kürze der zur Verfügung stehenden Zeit konnte das Problem der zu­
nehmenden Professionalisierung der Hausarbeit und Kindererziehung nicht 

thematisiert werden. 

3.2. Funktionsverluste bei älteren Frauen 

Die Vorteile einer qualifizierten Ausbildung und Berufstätigkeit werden be­
sonders deutlich , wenn man den Funktionsverlust und die daraus resultieren­
de Statusunsicherheit bei älteren und alten Frauen betrachtet. Die Frau, 
die sich auf die Rolle der Frau und Mutter beschränkt hat, erleidet einen 
dramatischen Rollen- und Funktionsverlust, wenn die Kinder sich selbständig 
machen. Dieser Zeitpunkt tritt heute infolge des früheren Heiratsalters 
und der geringeren Kinderzahl im Alter von 40 bis 50 Jahren ein. Für 
Frauen, die nun (wieder) in den Beruf wollen, werden keine qualifizierten 
Arbeitsplätze angeboten, rur eine qualifizierte Ausbildung werden sie meist 
als zu alt angesehen. Die Frage, wie man in den Beruf zurückkehrenden Frauen 
bei der bestehenden Arbeitslosigkeit einen Arbeitsplatz verschaffen könnte, 
wurde nicht diskutiert. Dieses Problem hätte sich dann erledigt, wenn die 
Frauen ihre Berufstätigkeit nicht oder nur sehr kurz unterbrechen würden. 
Dies ist derzeit noch nicht der Fall. Allerdings läßt die zunehmende Berufs­
orientierung der jüngeren Frauen eine Abnahme des Problems in der bisherigen 
Schärfe erwarten. Heute wäre noch zu fordern, daß das obere Eintrittsalter 
besonders für solche Berufszweige (Sozialarbeit, Krankenschwester u.a.) 
heraufgesetzt wird, in denen Fähigkeiten notwendig sind, die die familien­
zentrierte Frau in ihrer Hausfrauen- und Mutterfunktion erworben hat. Dann 
hätten auch ältere Frauen noch die Mög lichkeit einer qualifizierten Berufs­
ausbildung. 

Frauen, die früher oder zu einem relativ späten Zeitpunkt in den Beruf ein­
treten, erwerben gegenüber den zeitlebens auf Mann, Familie und Haushalt 

fixierten Frauen Eigenschaften, die ihnen das Altern und das Alter besser 
bewältigen helfen. Die alleinstehende Frau erlebt nach dem Ausscheiden aus 
dem Beruf ein ähnliches Defizit wie der Mann, hat aber meist genügend 
Kontakte oder zumindest die Fähigkeit, Kontakte zu schließen, um mit dem 
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"Rentnerschock" fertig werden zu können. Auch die verwitwete und die ge­

schiedene Frau haben sich im allgemeinen während des Berufslebens Kontakte 

geschaffen, die eine totale Isolierung nach der Verrentung verhindern. Am 
schwersten hat es die Nur-Hausfrau, die verwitwet und auf ein Leben ohne 

Bezugsperson in keiner Weise vorbereitet ist. 

Die Nur-Hausfrau ist (abgesehen von einigen Berufsgruppen wie Mannequin, 

Schauspielerin) am stärksten auf die Ideale Schönheit und Gesundheit festge­

legt und hat im Gegensatz zur berufstäti gen Hausfrau keine Altemative bei 

Verlust dieser Eigenschaften und ihrer Funktion als Mutter. In der Konkur­

renz um diese Eigenschaften muß die alte Frau unterliegen, da Schönheit nur 

mit Jugend, Gesundheit mit Beschwerdefreiheit assoziiert ist. Die Arbeits­

gruppe forderte eine Abkehr von diesen !dealen, die die alte Frau von vom­

herein an den Rand weiblicher Existenzberechtigung drängen. Freilich sind 

Schönheit und Gesundheit zu allen Zeiten Idealvorstellungen gewesen, die 

- würde man sie abschaffen wollen - durch andere, möglicherweise in der 

Auswirkung negativere Vors te 11 ungen (zum Bei spie 1 techni sehe Funktionsfähig­

keit) ersetzt würden. Erfo 1 gversprechender erscheint der Versuch, a 1 te 

Menschen durch neue Funktionen aufzuwerten und von daher die Bewertung der 

Begriffe Jugend, Schönheit, Gesundheit zu relativieren. 

3.3. Neue Funktionen·für ältere und alte Frauen 

~Y~~~~br_ins_Arbeitsleben 

Die Möglichkeit, in einem späteren Alter (wieder) einen Arbeitsplatz zu fin­

den, ist heute nicht nur für Frauen schlecht. Für sie kommt als zusätzliches 

Handikap die fehlende kontinuierliche Berufserfahrung hinzu, die Arbeitgeber 

von einer Eins te 11 ung abhält. Fortbi 1 dungskurse und Weiterbildungsangebote 

könnten an den vorhandenen beruflichen Qua 1 i fi kat i onen dieser Frauen an­

setzen und sie dadurch als Arbeitskräfte attraktiver machen. Für Frauen ohne 

berufliche Qualifikation müßte Berufsausbildungen in verschiedenen Bereichen 

angeboten werden. Dazu muß die obere Altersgrenze für den Eintritt in die 
Ausbildung zum Teil erhöht werden. 
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Weiterbildung 

Für Frauen der Unterschicht ist häufig ein Eintritt als unqualifizierte 
Arbeitskraft ins Berufsleben in einem Alter von über 45 Jahren nicht zumut­
bar. Für sie s i nd Volkshochschulangebote zu entwickeln , die ihnen genügend 
soziale Kon-.,etenz vermitteln , um typische Lebenssi tuationen zu bewäl tigen. 
Auch für Frauen ab 60 ist Weite rbildung notwendig. Inwi eweit hier Schicht ­
unterschiede zu berücksichtigen sind, wäre zu untersuchen . 

Grundsätzlich bedeut et Weiterbi ldung, "das Ausmaß an Kompetenz, das noch 
da ist, zu sehen, zu definieren, von da aus weiterzuentwickeln ... Wir müßten 
dann tatsächlich zu Vorschlägen kommen, welche Aspekte dieser Kompetenz 
wären anzusprechen im Sinne einer Zuteilung von Funktionen und was wäre an 
dieser Kompetenz weiterzuentwickeln, . .. um ein stärkeres Ausmaß dieser Fähig­
keit, neue Funktionen aufzugreifen , zu erzielen" (SCHMITZ-SCHERZER). Weiter­
bildung bedeutet auch schlichte Lebensbewältigung, zum Beispiel "daß die 
Frauen lernen, Mut zu erproben in Alltagssituationen, sprich : im Umgang 
mit der Mietsituation sich zu wehren gegen die Allmacht der Hausbesitzer, 
und die Vergewaltigung , die da passiert" (WALB). 

Oie Forderungen an Weiterbildungsinstitutionen in diesem Zusarnnenhang 
lauten: 

- Verbesserung der Methodik und Didaktik, um die Interessen und 
Bedürfnisse älterer Frauen vor allem der Unterschicht zu 
berücksichtigen; 

- stärkere Dezentralisierung durch Stadtteilarbeit; 
- Kombination von Lernstoff mit Kommun i kation, zum Beispiel durch 

Angebote von Busfahrten mit Vorträgen; 
- Angebote fUr alle Altersgruppen, an denen alte Frauen teilnehmen 

können; 
- Angebote zu fUr alte Frauen günstigen Tageszeiten (tagsüber); 

Angebote in Sport und Tanz . 

Diese Bedingungen rur die Weiterbildung sind Voraussetzung rur die Entwick­
lung eines positiven Lebensgeruhls bei älteren Frauen, für bessere Mög l ich­
keiten bei der Auseinandersetzung mit der Uf11'1elt und letztlich auch rur 
die Wahrnehmung neuer Funktionen. 
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Ehrenamtliche_Tätigkeit 

Für den Einsatz älterer Frauen bei ehrenamtlichen Tätigkeiten spricht die 

positive Wirkung. die Funktionen im Leben von Menschen haben. Von daher 

empfiehlt sich der Einsatz ehrenamtlicher Kräfte in der Sozialarbeit, in 

der Altenhilfe. in der Arbeit mit Kindern und Jugendlichen usw. 

Hier gibt es allerdings auch gewichtige Gegenargumente. Zunächst resultiert 

aus unbezahlter Tätigkeit kein sozialer Status. dieser ist weitgehend mit 

dem Einkorrrnen korreliert. Zweitens ist die Professionalisierung von Pflege­

personal und Sozialarbeitern eine nicht mehr aufzuhaltende Tendenz, die 

für jede nichtqualifizierte Kraft eine "Kompetenzschneidung" (BECK u. 

BRATER 1978) bedeutet. Dieser Trend verstärkt die Unterbewertung der ehren­

amtlichen Tätigkeit. Fur die ehrenamtlichen Helferinnen hat dies die Konse­

quenz, daß ihre Arbeit kaum anerkannt wird und daß sie, obwohl sie wichtige 

Funktionen erfüllen. kein dementsprechendes Selbstbewußtsein entwickeln 

können. Außerdem werden ihnen unter diesen Umständen die weniger qualifi­

zierten und unangenehmen Tätigkeiten überlassen. Von daher empfiehlt sich 

zumindest eine Kurzausbildung rür ehrenamtliche Mitarbeiter. 

Ein weiterer Gesichtspunkt. der gegen den Einsatz ehrenamtlicher Mitarbeiter 

spricht, liegt in den Strukturen der Institutionen der Sozialarbeit und des 

Gesundheitssystems begründet . Um sie zu verändern im Sinne der Bedürfnisse 

von Klienten/Patienten und Personal, bedarf es qualifizierten, selbstbe­

wußten Persona 1 s, das auch gewisse Rechte hat. Se 1 bstbewußte, qua 1 i fizierte 

Sozialarbeiter und Pflegekräfte sind eher als ehrenamtliche Mitarbeiter i n 

der Lage, die Strukturen der Institutionen zu analysieren, in Frage zu 

s t ellen und Reformvorschläge zu machen. Von ehrenamtlichen Mitarbeitern 

hingegen ist weder ein derart starkes Interesse an den Arbeitsbedingungen 

noch eine ausreichende Solidari s ierungsbere itschaft zu erwarten*. 

Hingegen ist zu erwarten, daß viele Institutionen gerne auf ehrenamtliche 

Mitarbeiter zurückgreifen, um Geld zu sparen und Reformen unterlassen zu 
können. 

* Diese Gedanken stammen aus M!' PZenumsdiskussion über die VorsahZäge 
d,er Arbei t sgruppe . 
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4. Offene und geschlossene Altenhilfe 

Auch die Qualität der im folgenden aufgeführten Bereiche der offenen und 
geschlossenen Altenhilfe ist vom ökonomischen Status der betroffenen Frauen 
abhängig und beeinflußt ihre Statussicherheit. Dennoch erscheint es gerecht­
fertigt, sie unter einem eigenen Abschnitt abzuhandeln, weil sie spezielle 
Lebensaspekte im Alter berühren, die der Gesellschaft auch unabhängig von 
der Einkorrmens- und Statussicherung Aufgaben stellen. 

4.1. Wohnen und offene Altenhilfe 

Anzustreben ist, alte Menschen im eigene~ Wohnraum in der gewohnten Umgebung 
so lange wie möglich zu belassen. Außerhalb von Institutionen treten vor 
allem bei alleinstehenden alten Menschen Probleme bei der Versorgung der 
Wohnung auf, die bei schlecht ausgestatteten Wohnungen gravierend werden 
können . Dann wird das Heizen und Treppensteigen möglicherweise der Grund 
rur eine verfrühte Heimaufnahme. Vor allen Dingen für alte Menschen, die sich 
selbst versorgen, kommen die Maßnahmen der offenen Altenhilfe in Betracht, 
zum Beispiel kostenloser Telefonanschluß und kostenlose Ortsgespräche, 
Telefonkette, stufenweise einsetzbare Haushaltshilfen, Hauspflege bei 
Krankheit. 

Fur alte Menschen, die eine altengerechte Wohnung beziehen wollen, müßten 
nehr Möglichkeiten zur Verfügung stehen. "Daß man in Altenwohnungen gewisse 
Hilfen in Anspruch nehmen kann, hat dazu geruhrt, daß ein Run auf diese 
Wohnungen eingesetzt hat, der so groß ist, daß sie in der Regel nur den 
Bürgern des jeweiligen Ortes vorbehalten sind. Ich bekomme viele Briefe, 
weil mir Menschen zum Beispiel aus Berlin schreiben, sie hätten gerne eine 
Altenwohnung im Schwarzwald, strecken Sie mal die Fühler aus. Aber wenn 
das nichts wird, bleibt nur der freie Markt, und da wird es teuer" (WAGNER). 

Das Kuratorium Deutsche Altershilfe (KDA) setzt sich zunehmend auch dafür ein, 
Wohnungen zu bauen , in denen man pflegen kann , und Einrichtungen zur Pflege zu 
schaffen, in denen man auch wohnen kann . Derartige Hohnmöglichkeiten müßten 
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stärker als bisher durch Wohnbaugenossenschaften gefördert werden. 

Eine zweite Möglichkeit stellen Wohngemeinschaften dar, in denen alte 

Menschen zusarrrnenleben können. Sie haben im Moment noch wenig Chancen auf 

erfo 1 g~ei ehe Realisierung, wei 1 der Gedanke daran noch ungewohnt und zu 

wenig erprobt ist . In Wohngemeinschaften von alten Menschen stellen sich 

ähnliche Probleme wie bei Jüngeren. Alte, die sich dafür entscheiden, müßten 

sich vorher über längere Zeit kennenlernen. Wichtig wäre eine Heterogenität 

im Alter, damit nicht alle Bewohner einer Wohngemeinschaft gleichzeitig 

pflegebedürftig werden. Korrrnunen oder andere Träger könnten Wohnungen in 

Stadt vierte 1 n mieten , um damit Wohngemeinschaften zu ennögl i chen. Behutsam 

vorangetrieben, könnten Wohngemeinschaften vor allem alleinstehender 

älterer Frauen ein weiteres Vehikel zum Erwerb bzw. zur Erhaltung sozialer 

Kompetenz sein. 

Generell muß die offene Altenhilfe darauf überprüft werden, inwieweit sie 

nur Betreuung und nicht auch Aktivierung darstellt. Es wurde vorgeschlagen, 

die Altenpläne der Städte in dieser Richtung zu untersuchen. 

4.2. Geschlossene Altenhilfe 

Die Problematik der Heimunterbringung allgemein konnte nicht thematisiert 

werden. Die Diskussion mußte sich auf pragmatische Detailvorschläge zur 

Verbesserung der derzeitigen Situation beschränken. 

Alte Frauen stellen den Großteil der Heimbewohner. Mit zunehmendem Alter 

steigt der Iastitutionalisierungsgrad rapide an. 1969 lebten rund 3,8 Prozent 

der älteren Menschen der Bundesrepublik und West-Berlins in Heimen 

(DIECK 1979, S. 43). Bei den über 75jährigen einer Untersuchung ergab sich 

ein Anteil von 8,8 Prozent, bei den über 80jährigen e1n Anteil von 

13 Prozent an Heimbewohnern (ZIMMERMANN 1976, S. 187). Institutionen wie 

Altersheime engen den eigenen Handlungsspiel raum ein, und der Klient/Patient 

wird häufig tendentiell entmündigt . Heime fördern die ohnehin resignative 

Haltung bei alten Menschen, was möglicherweise bei Frauen aufgrund der weib-
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liehen Rollenattribute Passivität und Nachgiebigkeit noch stärkere Aus­
wirkungen hat als bei Männern. 

Die unzureichenden Personalschlüssel und die zum Teil geringe Qualifi ka­

tion des Personals in Alten(wohn)heimen unterstützen in vielen Fällen den 
Prozeß, der zur Pflegebedürftigkeit führt, indem Eigenaktivität unterbunden 
und frühzeitige Beratung unterlassen wird. Eine stärkere Aktivierung vor 

dem Stadium der Pflegebedürftigkeit würde diese aller Voraussicht nach ver­
zögern und in ihren Auswirkungen lindem . 

Bei den pflegebedürftigen Patienten hat dann der Mange l an ausreichendem 
und ausreichend qualifiziertem Personal besonders spürbare Auswirkungen . Die 
mangelnde Qualifikation des Pflegepersonals führt zu "gefährlicher Pflege". 
Das Pflegepersonal verstärkt die Rückzugshaltung der Heimbewohner, indem es 
zur Arbeitserleichterung Dauerkatheter anlegt und damit die Blasenfunktion 

rur ilTITler unterbindet, Rollstühle anbietet und damit die Bewegungsfähigkeit 
weiter einschränkt, Medikamente verabreicht und damit die Aktivierung der 

Patienten verhindert. Mit diesen Maßnahmen werden die passiven Haltungen des 
Patienten weiterhin verstärkt: "So hat man gezeigt durch Untersuchungen, daß 
vielfach die Inkontinenz verstärkt wird, weil während des Windelwechselns 
die Pfleger mit den Patienten sprechen, die sonst keinen Kontakt beko1T111en ... 
Dann hat man festgestellt, daß vielfach Leute an Rollstühle gebunden sind, 
obwohl sie noch laufen können. Dadurch aber, daß Rollstuhlfahren und -schieben 
für das Personal bequemer ist und weniger Zeit kostet , verkümmern auch diese 
letzten Funktionen des Gehens, was wiederum Verstärkung der Abhängigkeit und 
Einschränkung der Bewegungsfähigkeit bedeutet" (LEHR). 

Arzte wie Krankenschwestern sind auf die sozialpsychologischen und - pädagogi ­
schen Probleme der Altenhilfe durch ihre Ausbildung nicht genügend vorberei­
tet und versuchen mit medizinisch-technischen Methoden, aus deren Anwendung 
sie ihre Erfolgserlebnisse beziehen, in inadäquater Weise die Probleme zu 

lösen . Für Sozialarbeiter, Psychologen, Krankengymnasten, Masseure, Be­
schäftigungstherapeuten gilt vor allem, daß zu wenige Stellen dafür zur 
Verrugung stehen, erst dann das Argument der unzure i chenden Ausbildung für 
das Gebiet der Altenhilfe . 
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In der Gr undau_sbil dung von Arzten und Pflegepersonal lli.ißten gerontol ogi­

sche Kenntni sse stärker als bisher berücksichtigt werden. Für das Pflege­

personal wären Fortbildungskurse anzubieten, die die Qualifikation ver­

bessern, zum Bei spiel durch das Erlernen von Interaktions- und Gesprächs­

möglichkeiten. Dabei ist zu bedenken, daß formale Qualifikation nicht die 

Zuwendungsbereitschaft und -fähigkeit steigert, sondern daß es hier auch 

um das Einüben und die Anwendung von Empathie geht. Auch die Länge der 

Ausbil dung entscheidet nicht unbedingt über deren Qua 1 i tät . Entscheidend 

ist das Wissen darum, daß Reaktivierung möglich ist und daß Pflege nicht 

dari n besteht , den Patienten ruhigzustellen , anzubinden, mit Medikairenten 

zu versorgen oder an einen Katheter anzuschließen. 

Alle Qua l ifi zierungsversuche müssen aber relativ wirkungslos bleiben, wenn 

nicht zur gleichen Zeit die Persona 1 sch lüsse 1 für das Pflegepersonal erheb-

1 i eh angehoben werden. Dabei müßten der Aufwand für aktivierende Pflege, 

35-Stunden- lfoche und Weiterbildung des Personals berücksichtigt werden. 

5 . Zusanrnenfassung der wichtigsten Empfeh l ungen 

5.1. ökonomi sche Sicherheit 

- Einführung einer Staatsbürgerrente, die mit einer ei nkonrnensbezogenen 

Rente gekoppelt ist , für alle Bürger, wobei die familienbezogenen 

Leistungen de r Frau anerkannt und miteinbezogen werden . 

- Verkürzung der täglichen Arbeitszeit durch Einführung der 

35- Stunden-Woche und Obemahme familiärer Pflichten durch 

Mann und Frau zu gleichen Anteilen. 

5 . 2. St atussicherheit 

a) Förder ung der qualifizierten Berufstätigkeit durch: 

- l angfristig Veränderung des Ro l lenbildes der Frau in Schule und 

Medien von der Gl orifizierung der Mutterrolle zur Anerkennung der 

Berufstät igke i t als selbstverständlicher Funktion; 
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- mittelfristi'g Vers tärkung der Bemühungen um gleiche Bildungschancen, 
Angebote an qualifizierten Arbeitsplätzen für Frauen; 

- kurzfristig Anhebung der Altersgrenze für berufsqualifizierende Ausbil ­
dungen; die flexiole Altersgrenze nach beiden Richtungen; Angebote von 
Teilzeitarbeitsplätzen für alte Menschen. 

b) Weiterbildung: 

- Obligatorische Gewährung des Bil dungsurlaubes an alle Teilnehmer und Um­
gestaltung seiner Inhalte in Richtung der Entwicklung von Hilfen zur Le­
bensbewältigung , Kreativität, Vorbereitung auf das Alter; 

- Nutzung von Kuraufenthalten (auch durch das Müttergenesungswerk) zu Bil­
dungsangeboten; 

- Umgestaltung der Formen des Bildungsurlaubs und anderer Bildungsangebo­
te durch Hilfestellung bei der Versorgung der Kinder während der Abwe­
senheit von Frauen; 

- stärkere Berücksichtigung von Interessen und Bedürfnissen alter Frauen 
in Angeboten der Volkshochschulen durch: 
- didaktische Methoden , die an die soziale Kompetenz der Unterschicht­

Frauen und an die weibliche Biographie im allgemeinen anknüpfen; 
- dezentralisierte Stadtteilarbeit; 

- integrierende Angebote für alle Altersgruppen, aber auch Berücksichti-
gung der für alte Frauen günstigen Tageszeiten und Bedürfnisse (zum 
Beispiel Sport und Tanz). 

5.3. Offene und geschlossene Altenhilfe 

- Angebote von altengerechten Wohnungen; 
- Entwicklung von Konzepten und Möglichkeiten für Wohngemeinschaften; 
- Ausbau der offenen Altenhilfe durch Telefonketten, Haushaltshilfen, 

Hauspflege usw.; 

- Ausbau der Stellenpläne für das Personal in der geschlossenen Altenhilfe 
und Verbesserung der Personalschlüssel für das Pflegepersonal; 

- Weiterbildung des Personals in der Altenhilfe. 
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VII. KRITIK, ERL~UTERUNG UND .ERGEBNISSE DER TAGUNG 

Zur Thematik "Gerontologie und Gesellschaftspolitik" -

Auseinandersetzung und Ergebnisse der Tagung 

von Margret Dieck (Berlin ) 

l. Zur Thematik : Kritik und Erläuterung 

Der Arbeitstitel der Tagung lautete ursprünglich: Aspekte einer Gesellschafts­

politik für ältere Menschen. Dies ist, u.a. von ENGELHARDT, sicherlich zu 

Recht kritisiert worden. Gesellschaftspolitik bezeichnet die Gestaltung der 
Gesellschaft als Ganzes, nicht nur die Gestaltung der Lebensverhältnisse 

einer Personengruppe, die sich nach dem Merkmal des erreichten Lebensalters 
von anderen abgrenzt. Andererseits kann es sich im Verständnis der Organisa­

toren der Tagung bei einer Politik für ältere Menschen nicht nur um einen 

Teilaspekt der im traditionel l en Si nne verstandenen Sozialpolitik handeln , 
gilt es doch gerade auch die Einstel l ungen und Stereotype, die in der Ge­
samtgesellschaft - bezogen auf ältere Menschen - vorhanden sind, zu ändern 

als Voraussetzung einer effektiveren Politik fUr diese Personengruppe im 
Sinne der eigenen politischen Zielvors tellungen. 

Begriffliche Kl ärungen sind spröde, aber zur gegenseitigen Verständigung 

auch notwendige Prozesse. Daher sei hier sehr kursorisch die Begriffsdis­
kussion angeführt. 

Ein zentraler Begri ff der sozialwissenschaftlichen und der gesellschafts­

pol itischen Diskussion ist jener des "sozialen Problems" (vgl . BLUMER 1975; 
MERTON 1975 ) . Bezüglich des Vorhandenseins eines sozialen Problems, be­

trachtet man die Personengruppe der älteren Menschen, wird vermutlich weitest­
gehender Konsens anzutreffen sein. Problemstellungen werden als "sozial" 

apostrophiert, sofern sie sich auf gesellschaftliche Verhältnisse beziehen. 
Soziale Verhältnisse werden als problemgeladen begriffen , sofern das ge­

sellschaftliche Bewußtsein sie als solche anerkennt, herausstellt . Die ge-
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sellschaftlichen Wertvorstellungen bestimmen, ob ein soziales Problem ge­

geben ist oder nicht. Die Anerkennung älterer tl.enschen als einer Problem­

gruppe ist in einer spezifischen Gesellschaft und Gesellschaftsordnung 

Voraussetzung für gesellschaftspolitische/sozialpolitische Maßnahmen zur 

Verbesserung ihrer Situation. 

Die Durchsetzung eines Problembewußtseins in einer Gesellschaft ist eine 

Frage der Macht, eine Frage der Durchsetzungs fähi gkei t in der öffentlichen 

Meinungsbildung. BELLEBAUM und BRAUN (1974, S. 3) weisen darauf hin, daß "die­

jenigen, die Zustände und Abläufe als problematisch definieren, auch Einfluß 

darauf zu nehmen suchen, daß diese ihre Definitionen zu einer mehr oder weni­

ger allgemeinen gesellschaftlichen Interpretation der Wirklichkeit führen". 

Wissenschaft und Journalismus spielen eine nicht unwesentliche Rolle, wenn 

es um die Definition sozialer Probleme in demokratischen Gesellschaften 

geht. 

Mit dem Anerkenntnis sozialer Probleme ist die Entstehung des Begriffs und 

der Disziplin Sozialpolitik eng verbunden. Folgt man WEISSER (1978, S. 275), 

so handelt es sich bei der Sozialpolitik im Verständnis der Zeit der Grün­

dung des Vereins für Socialpolitik 1873 "um t,\a.ßnahmen, Ordnungen und so­

ziale Gebilde, die bestimmten Mengen von Menschen in absolut und relativ un­

günstiger Lebenslage oder mit besonders ungünstiger Lebenserwartung gewid­

met wurden". In der deutschen Praxis bezeichnet Sozialpolitik "die Maß­

nahmen zur Oberwindung von Klassengegensätzen oder schlechthin zur Befrie­

digung von Verhältnissen zwi sehen sozialen Gruppen - besonders sogenannte 

Schichten oder Klassen" (ebenda, s. 227). Historische soziale Probleme sind 

es letztlich, die die Arbeitspolitik (labour politics) oder die Politik 

der Sozialen Sicherung (social security politics) zum traditionellen Ge­

genstand der Diszipl in Sozialpolitik, die nur im deutschsprachigen Raum aus­

geprägt ist, gemacht haben, obwohl das Wortverständnis gerade in diesem 

Sprachraum über dieses Begrenzung hinaus führt. Hi er auf deuten die politisch­

ethi sehe Bewegung, die zur Gründung des Vereins für Soci a l pol i ti k geführt 

hat, aber auch die spätere Gleichsetzung von Gesellschaftspolitik und 

Sozialpolitik durch einige Autoren hin. 
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Stellvertretend für jene Wi ssens·chaftler, die an einer eigenständigen 
Di szi pl in Sozi a 1 po 1 iti k neben der Gese 11 scha ftspo 1 iti k festha 1 ten wo 11 en, 
sei die durch WEISSER vertretene Definition von Sozialpol i tik genannt. 
Sozialpolitik ist demnach der "Inbegriff der Einrichtungen und Maßnahmen, 
die bestimmt sind, die Lebenslage sozial schwacher Schichten zu beeinflus­
sen". Als sozial schwach gelten solche Bevölkerungsgruppen, "deren Lebens­
lage sich, absolut betrachtet, in der Nähe des sozialen Existenzminimums 
befindet oder (und) relativ so weit unter der Lebenslage anderer Schichten 
liegt, daß sich aus dem Abstand Gefahren für den Bestand der Gesellschaft 
ergeben" (WEISSER 1956 ( b), S. 411 f.; ähn 1 i eh KLEINHENZ 1970; NAHNSEN 1971). 

Für die Beibehaltung einer speziellen wissenschaftlichen Disziplin Sozial­
politik sprechen bei diesem Verständnis Oberlegungen der Arbeitsteilung 
und Zweckmäßigkeit. Die Abgrenzung erfolgt angesichts der Interdependenz 
der gesellschaftlichen Prozesse und der in jedem Politikbereich vorhande­
nen sozialpolitischen Aspekte aufgrund 1. des Erkenntnisbereichs, 2. des 
Erkenntnisinteresses und damit verbunden der Fragestellungen (vgl. KLEIN­
HENZ 1970, S. 54 ff.; NAHNSEN 1971 ). 

WEISSER (1978, S. 279) formuliert die Fragestellung wie folgt: "Gibt es in 
diesem Bereich (der Politik, d.V. ) Menschenmengen in jenen ungünstigen Le­
benslagen , was geschieht mit ihm mit Wirkung auf diese Lebenslagen, was 
wird vielleicht deswegen unterlassen, weil diese Lebenslagen nicht scharf 
genug ins Auge gefaßt werden oder nicht hinreichend intensiv interessieren, 
und was sollte nach Oberzeugung des Autors im Blick auf die genannten Men ­
schenmengen getan werden?" Durch den letzten Halbsatz wird neben dem ex­
plikativen Teilbereich der normative Teilbereich der Sozialpolitik ange­
sprochen . 

Andere Autoren unterschei.den zwi sehen einer neuen und einer alten Sozi a 1-
po l i ti k. Die alte Sozialpolitik zielt ab auf die Ordnung der Gesellschaft 
im Staat, sie hat das Verhältnis der Gruppen der Wirtschaftsgesellschaft 
untereinander zum Gegenstand und befaßt sich mit den durch die Industri a­
lisierung hervorgerufenen sozialen Störungen . Demgegenüber ist es Aufgabe 
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und Zweck der neuen Sozialpolitik, die mit Gesellschaftspolitik gleichge­

setzt wird, "auf di e Gestaltung der Lebensfonnen der Bevölkerung , d.h . der 

Einzelglieder der Gesellschaft schlechthin, in dem Sinne einzuwirken, daß 

deren Woh 1 befinden unter den durch den Prozeß der Indus tri a 1 i s i erung ge­

schaffenen Verhältnissen nach Möglichkeit gewährleistet ist" (ALBRECHT 

1971, S. 59, in der Auseinandersetzung mit ACHINGER). Die weitgehende 

Beeinflussung der gesellschaftlichen Institutionen und der gesellschaftli­

chen Haltungen durch sozialpolitische Eingriffe lassen es angebracht er­

scheinen, Sozial politik in Gesellschaftspolitik aufgehen zu lassen . 
Parallel hierzu wird auch argumentiert, Sozialpolitik sei g}eichzusetzen 

mit Wirtschaft spolitik, da verteilungspolitische und ordnungspolitische 

Aspekte der Sozialpolitik heute überwiegen (s. zu dieser Diskussion 

WENDT 1971; KRUPP 1977 , S. 19 ff.) . 

Re 1 ati v breite Obereinstimmung dürfte es unter den mit dieser Thematik be­

faßten Wissenschaftlern dahingehend geben, daß Gesellschaftspolitik die auf 

das Gesellschaftsganze gerichtete Politik zur Ordnung des Gesellschaftspro­

zesses meint. Oft spielen Gemeinwohlfunktionen, die Orientierung der Gesell­

schaftspolitik an einem wie auch immer definierten Gemeinwohl eine bedeu­

tende Rol le. Greift die "soziale Politik" über Maßnahmen und Analysen, 

bezogen auf einzelne (benachteiligte) Gruppen der Gesellschaft, hinaus, 

so geht es nach der Definition WEISSERs und anderer um Gesellschaftspolitik, 

nicht mehr um Sozialpolitik (vgl. KLEINHENZ 1970, S. 35 ff., S. 78 ff. ) , 

obwohl gesellschaftliche Zielvorstellungen als wesentlicher Erkenntnisgegen­

stand der Sozialpolitik gelten können. 

Wir kommen zu dem bereits vorgezeichneten Ergebnis , daß die Bezeichnung der 

hier interessierenden Politik für ältere Menschen als Gesellschaftspolitik 

oder Sozialpolitik eine Frage der Konvention, nicht des Erkenntnisses ist, 

sofern die Fragestellung geklärt ist. Letztlich sind alle sozialwissen­

schaftlichen Teildiszi plinen in eine einheitliche Gesellschaftswissen­

schaft zu integrieren, und jeder Ausschnitt bildet eine unselbständige 

Teildisziplin, seien es die Lehren der Wirtschaft, des Rechts, der Sozial­

politik im engeren Sinne oder auch des sozialen Gefüges und der sozialen 
Interaktion (vgl. l~EISSER 1974, S. 20). 
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2. Verbindungslinien zwischen Gerontologie und Sozialpolitik 

Sowohl die Gerontologie als auch die Sozialpolitik sind wissenschaftl iche 
Querschnittsdisziplinen. Sie sind aufgrund ihres Erkenntnisstandes - hier 
die Lebenssituation älterer Menschen in der Gesellschaft und die Prozesse 
des Alterns, dort die Lebenslage sozial schwacher Personengruppen in der 
Gesellschaft und die auf sie gerichteten Maßnahmen - bemüht, den Erkennt­
nisstand relevanter Teildisziplinen zu integrieren. Je nach den gegebenen 
oder vermuteten Einwirkungen auf diese Lebenssituation, die Lebenslage , 
reichen die zu integrierenden Teildisziplinen von der Soziologie, über die 
Psychologie, die Medizin bis zur Anthropologie und der Rechtswissenschaft. 

Beiden Disziplinen ist gemein die Klage um ihre Theorielosigkeit. Dies hat 
sicherlich unterschiedliche Ursachen im einzelnen, hängt jedoch auch mit 
der Breite des Erkenntnisgegenstandes zusammen, der die Entwicklung eines 
integrierenden Theoriengebäudes erschwert. Wahrend allerdings die Geronto­
logie auf Theorien der einzelnen gerontologischen Disziplinen zurückgreifen 
kann, ist sozialpolitische Theorie zwangsläufig - erkennt man ihre Not­
wendigkeit an - das Ergebnis eigenständiger Theorienentwicklung. 

Die Tagung hat die Frage nach der Lebensl age als mögliche gemeinsame Grund­
lage beider Diszipl inen herausgestellt. Dies ist nun ein Begriff, ein Kon­
zept, das in der Sozialpolitiklehre eine bedeutende Rolle spielt. NAHNSEN 
(1971, s. 57) sieht das Forschungsobjekt der wissenschaftlichen Sozialpoli ­
tik "gegenüber der Gesamtheit der Gesel l schaftswissenschaften durch seine 
Begrenzung auf spezifische Arten von gesell schaftlichen Krankheitserschei ­
nungen und gegenüber den anderen einzelnen Sozialwissenschaften durch die 
Einheit, zu der in ihm alle Aspekte der sozialen Existenz mittels ihrer In­
terdependenz im Begriff der 'Lebenslage' zusammengefaßt sind" , bestimmt. Da 

WEISSER der prononcierteste Vertreter des Konzeptes der Lebenslage ist, sei 
sein Verständnis dieses Begriffs angerührt: Unter Lebenslage wird der 

Spielraum verstanden, der einem Menschen für die Befri edigung seiner Bedürf­
nisse und Interessen nachhaltig durch die äußeren Umstände gewährt wird 
(vgl . M"OLLER 1978). Zur Lebenslage gehören sowohl die materiellen als auch 
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die immateriellen Interessen und Möglichkeiten des Menschen. Verteilungs­

pol itik kann als eine Politik der Verteilung von Lebenslagen , Wirtschafts­

politik als eine Politik der Verbesserung von Lebenslagen für einzelne 

Gruppen oder für die Gesamtbevölkerung verstanden werden. Die Gerontologie 

befaßt sieh mit der Erforschung von Lebens 1 agen älterer Menschen, zumindest 

in ihren sozialwissenschaftlichen bis hin zu ihren sozialmedizinischen 

Teildisziplinen. Wenn MöLLER die Lebenslagepolitik als Bedürfnispolitik 

bezeichnet - sind es doch die Wünsche und Bedürfnisse des Menschen, seine 

Interessen und Grundanliegen, die letztlich die Bewertung der Lebenslage 

bestinrnen -, so bietet zum Beispiel die Bedarfs- und Bedürfnisforschung 

auch der Gerontologie eine wichtige Wissensbasis eben dieser Politik. 

Nun ist diese Verbindungslinie keineswegs neu gedacht. In seinen Oberle­

gungen, wie es zu einer speziellen Lehre vom Alter , einer Gerontologie, ge­
korrrnen ist, äußert BLUME ( 1974, S. 304) die Vermutung: "Ausgangspunkt für 

eine eigene wissenschaftliche Lehre dürfte wohl die Erkenntnis gewesen sein, 

daß der unvermeidbare physiologische Abbau von einer gewissen Schwelle ab 

die gesamte Lebenslage verändert, wobei Beginn und Ausmaß dieser Verände­

rung höchst unterschiedlich sind. Ob sich nun Sozialpolitiker, Juristen, 

Mediziner, Soziologen oder Psychologen mit dem Alter beschäftigen; sie kon­

zentrieren sich dabei stets auf die eine Kernfrage: Wie kann man erreichen, 

daß sich die negativen Auswirkungen des Alters innerhalb möglichst enger 

Grenzen vollziehen, damit die materiellen und i11111ateriellen Bedingungen 

für den Ablauf des letzten Lebensabschnitts nicht wesentlich schlechter 

sind als die Bedingungen der früheren Jahre?" Anders formuliert: Am Anfang 

stand die Anerkenntnis eines "sozialen Problems". 

Für die Weiterentwicklung einer Theorie der Sozialpolitik knüpfen sich Er­

wartungen an das lebenslagekonzept . NAHNSEN (1971, S. 106) ist der Auffas­

sung, unter "Benutzung des Interdependenzgedankens könnte eine Theorie der 

Sozialpolitik aufgebaut werden, deren Kernstück ein Systen von Hypothesen 

übl:'r typi sehe und rege 1 mäßige Interdependenzbez iehungen zwi sehen den ein-

ze 1 nen konstitutiven Elementen von Lebenslagen und über eine mögliche Ge­

setzmäßig_keit bei de!" Entstehung von Lebens·lagetypen bilden würde". KLEINHENZ 

(1970 , S. 95) sieht in ähnlicher -Weise die Formul-ierung von Aussagen über 



- 269 -

die Verbesserung der Lebenslagen gesellschaftlich schwacher Personenmehr­
heiten unter Verwendung handlungsrelevanten Wissens und besti11111ter Zielvor­
stellungen zur Gestaltung der Lebenslagen als Aufgabe einer angewandten 

Theorie der Sozialpolitik. Anzumerken ist, daß in der Diskussion zwischen 
Gerontologie und Soziologie sowie Psychologie Lebenslaufkonzepte und 
Lebenslaufanalysen eine zunehmende Rolle spielen, denn gerade die Gesetz­
mäßigkeiten der Entstehung von Lebenslagetypen im Alter bieten Anhalts­
punkte fur gesellschaftsgestaltende Maßnahmen bezogen auf die Lebens ­
si tuation von Menschen im höheren Lebensalter . 

3. Verbindungslinien zwischen Gerontologie und Gesellschaftspolitik 

Erkenntnislogisch ist festzustel len, daß i ndividuelle Ziele für die Ge­
staltung der Gesellschaft nicht aus der Kenntnis sozialer Gesetzmäßigkeiten 
und sozialer Tatbestände begründet werden können. Da die Sozialpolitik 

in einem frühen Entwicklungsstadium mit Fragen der Gesellschaftsgestaltung, 
der Beratung auf diesem Gebiet sowie der Entwicklung von Empfehlungen und 
Forderungen befaßt war, hat sich der Streit um das Verhältnis von Werturteil 
und Wissenschaft an ihren Fragestellungen entzündet . Für die Sozialpolitik­
lehre war die Unterteilung in einen explikativen und einen praktisch/nor­
mativen Teilbereich die Folge, wenigstens für jene Wissenschaftler, die 
das Anliegen der Politikberatung explizit verfolgt haben. 

Sicherli ch ist es richtig, daß wertfreie Behandlungen wertgebundener Frage­
stellungen möglich sind. Ebenso wie die Wirtschaftstheorie, die Soziologie 
oder Psychologie und in unserem Zusa11111enhang nicht zuletzt die Gerontologie 
ist Sozialpolitiklehre als empirisch deskriptive, explikative Wissen­
schaft denkbar (KLEINHENZ 1970, S. 26). Auf der Grundlage einer Bedürfnis­
und Bedarfsforschung etwa können Aussagen über die diese Bedürfnisse und 
Bedarfssituationen befriedigenden Maßnahmen/Angebote getroffen werden. 
Ebenso ist sicherlich eine Erforschung der Zielvorstellungen im relevanten 
politischen Raum bzw. bei relevanten gesellschaftlichen Gruppen mög l ich 
und - einhergehend - die Erforschung der Bedingungen der Durchsetzung dieser 
Zielvorstellungen bzw. der Anerkennung der Bedarfslagen der Betroffenen. 
Eine wertfreie Wissenschaft von der Sozialpolitik ist denkbar, wobei ihre 
Bemühungen und die der in sie hineinreichenden Teildisziplinen auf eine 
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Vennehrung des praktisch relevanten 14i ssens gerichtet sein müssen. 

Andererseits ist auch denkbar - im Anschluß an WEISSER - eine Lehre der 

Gesellschaftspolitik, die auf explizit eingeführten Grundanliegen und gesell­

schaftspolitischen Bekenntnissen basiert. ENGELHARDT hat zur Einleitung 

dieser Tagung den Weg gewählt, ein nonnatives gese l lschaftspolitisches 

Konzept vorzustellen. Wird diese Vorgehensweise abgelehnt, so muß es 

erkenntnislogisch als unzulässig gelten, aufgrund des vertretenen Fach­

wissens a l lein und ohne Rekurs auf umfassende Bedürfnis-, Bedarfs- und 

Zielforschungen (die heute nach unserem Wissen in keiner Disziplin vorlie­

gen) Empfehlungen und Forderungen zur Gesellschaftsgestaltung - in unserem 

Fa 11 e bezogen auf die Personengruppe der älteren Menschen - als wissenschaft-

1 i ehe Aussagen vorzutragen. Wird dieser Weg dennoch gewählt - und auch auf 

dieser Tagung haben wir dies getan - , so ist der Bereich der Wissenschaft 

verlassen. Vorgetragen werden politische Empfehlungen und Forderungen einer 

Gruppe von Fachleuten, die als solche im politischen, nicht aber im wissen­

schaftlichen Raum ihr eigenes Gewicht haben mögen. 

Di e gesel lschaftspol iti sehe Orientierung der Gerontologie ist, so verstehen 

wir zumindest die Diskussionen und Referate, ein bisher ungelöstes, unent­

schiedenes Feld. Auf der einen Seite führt ENGELHAROT (S. 32 in diesem Band) 

Kritik an NAEGELE und DIECK ( 1978, S. 24) an, soweit sie die Bestilll!lung so­

zial gef°ährdeter Gesellschaftsgruppen nicht nur der öffentlichen Meinung, 

sondern zum Teil oder sogar ausschließlich der Beurteilung des Sozial ­

wissenschaftlers überlassen wollen mit Hinweis auf weit verbreitete soziale 

Vorurteile. BLUME (S. 184 in diesem Band) kritisiert - auf gleicher Linie -

das Konzept des woh l verstandenen Interesses. THOMAE (S. 63 in diesem Band) 

führt als Orientierung die Bedürfnisforschung an . Letztlich fehlt eine die 

Standpunkte möglicherweise verbindende Forschung über das Entstehen und die 

Durchsetzung eines sozialen Problembewußtseins , das in sich dann Motor ge­

se 11 scha ftsges ta l tender Maßnahmen sein könnte . Ebenso fehlt bisher in der 

Gerontologie eine Diskussion um den Stellenwert der empirischen und theore­

tischen Erkenntnisse der Wissenschaft bezogen auf das praktische Handeln 

- eine Werturte ilsdebatte der Gerontologie hat bisher nicht stattgefunden. 
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Zum Abschluß der Tagung wurde im Plenum die Leistungsrahigkeit und Leistungs­
bereitschaft der erwerbstätigen Bevölkerung, bezogen auf die Sicherung der 
Lebensl age der nicht erwerbstätigen äl teren Bevölkerungsteile, diskutiert. 
Die Höhe der Soziallast wird imner wieder, so auch im Zusalllllenhang mit der 
sozialen Sicherung älterer Menschen (s . kritisch hierzu ALLEKOTTE, S. B7 
in diesem Band), als beschränkendes Moment ohne faktische Beweismöglichkeit 
angerührt . Argumente zur Tragbarkeit der Soziallast in einer bestinmten 

historischen Situation bleiben so lange inhaltsleer und bedeuten letztl ich 
eine Abwehr von Forderungen, wie s i e nicht durch praktisches Wissen über 
die Wirkung von Erhöhungen der Soziallast und durch Kla rstellungen eigener 
Zielvorstellungen untermauert werden. Fundierte Diskussionen um Fragen der 
Finanzierung und der Kosten gesellschaftspolitischer/sozialpolitischer 
Maßnahmen setzen Transparenz der Finanzierung und Kontrollierbarkei t der 
Kostenentwicklung - um ein Beispiel herauszugreifen - voraus. Die Redlich­
keit der wissenschaftlichen Diskussion erfordert diese Klarheit hinsichtlich 
der Ziele und der Möglichkeiten der Zielrealisierung. Die Redlichkeit der 
politischen Diskussion erfordert die Ausarbeitung alternativer Progranme, 
über deren Anwendung in einem demokratischen Prozeß zu entscheiden wäre. 

4. Gesellschaftspolitische/sozialpolitische Leitlinien 

Die Formulierung gesellschaftspolitischer Leitlinien konnte auf dieser 
Arbeitstagung nicht geleistet werden. Die zur Tagungsvorbereitung aufgestell­
ten Leitlinien beziehen sich auf eine enge Zielauswahl: Lebenszufriedenheit, 
Selbständigkeit und Selbstverantwortung, Chancengleichheit (ENGELHARDT) , 
die überdacht werden müßte. Die in den formulierten Leitlinien enthaltene 
Kritik an dem Sicherungssystem der Sozialhilfe und an den Heimen rur ältere 
Menschen wird als zu prononciert , zu wenig ausgewogen bewertet (THOMAE, 
FREIER, DAHLEM). Die Forderung nach Sicherung der Lebenskontinuität kann 
nicht genügen - es muß sich , um Mißverständnisse zu vermeiden , um die Siche­
rung der Kontinuität einer möglichst günstigen Lebenssituation handeln 
(DAHLEM, MOLLER). Die Forderung, derzufolge die Zugängl ichkeit von Gesund­
heitsleistungen nicht durch den sozial en und finanziellen Status der 
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Betroffenen reguliert werden sollte, ist utopisch - i n der gegebenen ge­

sellschaftlichen Situation ist nicht auszuschließen, daß jene Mitglieder 

der Gesellschaft, die über ein höheres Einkonmen verfügen oder ein größeres 

Interesse an einer intensiveren Gesundheitsversorgung haben, auch aus e igenen 

Finanzmitte 1 n höhere Kostenbei träge erbringen. Im übrigen wird die recht 

globale und leerfonnelhafte Formulierung der Leitlinien kritisiert (MULLER) . 

Auch wird ein Hinweis darauf für notwendig erachtet, daß die Probleme 

älterer Menschen einerseits eine stark differenzierte Sichtweite erfordern, 

andererseits in ihrer gesellschaftlichen Bedingtheit als Massenphänomene 

berücksichtigt werden müssen (KLEINHENZ). 

Trotz dieser kritischen Einwände und selbst bei Anerkennung ihrer Berechti­

gung wird die Auffassung vertreten, der Versuch einer Formulierung von 

Leitlinien einer Gesellschaftspolitik/ Sozialpolitik unter Berücksi chtigung 

älterer Menschen müsse in der Verbindung von Geronto 1 ogi e und Gese 11 schafts­

po 1 i ti k durch die Vertreter bei der Wissenschaftszweige versucht werden. Die 

Politik sei kaum, bezogen auf das Fehlen einer deutlich akzentuierten Pol i t ik 

für ältere Menschen, zu kritisieren, solange di e Wissenschaf t dieses selbst 

nicht imstande sei zu leisten (DIECK). Anzufügen ist, daß es bei diesen 

Oberlegungen weniger um die Frage der Einbeziehung politischer Zielvorstel­

lungen in die wissenschaftliche Diskussion geht, als vielmehr um die gedank-

1 i ch-theoreti sehe Leistung eines i n sieh gesch 1 ossenen, nicht widersprüch-

1 i chen, ausreichend konkreten Systems gesellschaftspolitischer Leitlinien 

als Grundlage einer Politik für ältere Menschen. 

Die Diskussion um gesellschaftspolitische Leitlinien wird von verschiedenen 

Vertretern der Sozialpolitik geführt. WEISSER {1978, S. 58 ff.) sieht es als 

Aufgabe einer normativen sozialwissenschaftlichen Disziplin an, Systeme von 

Grundanliegen bzw. Axiomen praktischer Politik aufzustellen und - hierauf 

aufbauend und unter Heranziehung des verfügbaren faktischen und theoreti­

schen Wissens - Systeme von Empfeh 1 ungen und Warnungen aufzustellen. KRUPP 

und PFAFF (1978, S. 187 ff.; M. PFAFF 1978, S. 147 ff.), die sich mit den 

Anforderungen an eine integrierte Sozialpolitik befassen, halten eine sich 

gleichfalls in einem System bewegende Abstinmung der Ziele und Mittel ver-
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schiedener Bereiche sozial er Pol itik zur Erfül l ung der sozialpol itischen 
Steuerungsaufgaben für unumgängl ich . Im Zusammenhang mi t der Diskussion 
um soziale Indikatoren stel lt KRUPP fest: "Es muß ei n Grundkonsens über 
die sozialpolitisch relevanten Ziel berei che bestehen. Es ist ni cht notwen­
dig, einem Indikator einen bestimmten gewünschten Zielwert zuzuordnen. Es 
ist aber nötig, eine Aussage darüber zu machen, ob ei n bestimmter Indika­
tor in das Zielsystem einbezogen werden soll " (ebenda , S. 191). 

Die traditionelle Sozialpolitik war und ist an Leitlinien und Grundprinzi­
pien orientiert, die auf einzelnen Sachgebieten in Grundsätze für konkretes 
Handeln umgesetzt werden (etwa Fürsorgeprinzip, Versorgungsprinzip) . Inte­
grierte Sozialpolitik, als deren Ziel wohl auch die Aufhebung der Unstim­
migkeiten zwischen einzelnen Politikbereichen angesehen werden muß, ist 
auf eine stärkere Ausfächerung der Leitlinien und Grundprinzi pien - der 

Ziele - angewiesen; in ihr verlagern sich wesentliche Entschei dungen prak­
tischer Sozialpolitik auf die Ebene der Zieldiskussion (vgl. KRUPP 1978, 
s. 202 ff.). 

Diese Leitlinien oder Ziele müssen wohl, sollen sie praktische Auswi r­

kungen auf die Politik zur Folge haben, im eigenen nationalen politischen 
Raum verankert sein. Die supranationalen und internationalen Organisationen 
(Europarat, WHO, OECD) haben eine Reihe von Resolutionen und Empfehlungen 
formuliert, u.a. auf verschiedenen Gebieten der Hil fe und Politik für 
ältere Menschen, ohne daß eine praktische politische Wirkung im nationalen 
pol itischen Bereich spürbar geworden wäre. Dennoch seien als Beispiel 
verschiedene Resolutionen und Empfehlungen des Europarats angeführt: 

- Recommendation AP (67) 1: The rehabilitation of old people receiving 
care at home or in homes for the aged (vom 16. November 1959); 

- Recommendation AP (63) 1: On rehabilitation of old people (vom Ok­
tober 1962); 

- Recommendation 502 (1967): On persons wishing to engage in paid 
empl oyment after retirement (vom 28. September 1967); 

- Resolution (70) 16: On social and medico-social policy for old age 
(vom 15. Mai 1970); 

- Recommendation No. 1: On the ageing of the population in Europe and 
its social and economic implications (vom 7. September 1971); 
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_ Recommendation 695 ( 1973 ): On preparation for retirement (vom 14. Januar 
1973); 

_ Resolution (74) 31: On health care and social werk for old people living 
at home (vom 22. September 1974); 

- Reso 1 ut i on 585 ( 1975): On the economi c and soci a l consequences of the 
ageing of the population in Europe (vom 24. Januar 1975); 

- Entsch 1 i eßung ( 77) 34: Ober die Vorbereitung auf den Ruhestand (vom 
3. November 1977). 

Diese Resolutionen und Empfehlungen bieten breite, u.a. durch gerontologi­

sches Fachwissen gestützte Progra1T111punkte einer Po 1 i ti k für ältere Menschen. 

Die Teilnehmer der Arbeitstagung haben sich, da eine breite Zieldiskussion 

nicht geführt und schon gar nicht ein in sich geschlossenes Zielsystem einer 

Politik für ältere Menschen entwickelt werden konnte, auf die Herausar­

beitung von als zentral erachteten Problemen beschränkt. Die politische 

Forderung zielt jeweils auf die Behebung des Problems ab. Im einzelnen sind 

diese Forderungen in den Referaten und in den Zusa1T111enfassungen der Dis­

kussionen enthalten. Hier sollen nur für jede Arbeitsgruppe einige wenige 

zentrale Forderungen herausgestellt werden. 

1. Eine an den Ergebnissen der Differentiellen Gerontologie orientierte 

Gesellschaftspolitik muß vor allem auf die Verbesserung der Lebenslage 

der ökonomischen, gesundheitlichen und psychologischen Benachteiligten 

gerichtet sein. Sie muß unterscheiden zwischen der großen Gruppe alter 

Menschen mit vo 11 erhaltener und der kleinen Gruppe mit eingeschränkter 

sozialer Kompetenz. 

2. Der Ausbau der institutionalisierten Altenhilfe sollte in starkem Maße 

rehabilitative und aktivierende Maßnahmen berücksichtigen. Gedacht ist an 

Sozial kontakte fördernde und stimulierende Progra1T111e ebenso wie an Pro­

gra1T111e zur Verbesserung der gesundheitlichen Situation. 

3. Der Krankheitsbegriff sollte im öffentlichen Verständnis so erweitert 

werden, daß auch die Pflegebedürftigen hierunter zu subsumieren sind. 

Folgen einer entsprechenden Veränderung des Verständnisses sind vor allem 

auf dem Gebiet der Integration der Behandlung Pflegebedürftiger in das 
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System der medizinischen Versorgung und der Neuregelung der Kostenträ­
gerschaft im Falle der Pflegebedürftigkeit dringend zu wünschen. 

4. Eine nachhaltige Verbesserung der finanziellen Situation älterer Frauen 
ist nur durch die Einrührung eines eigenständigen Rentenanspruchs der 
Frau, der durch das ganze Erwachsenenleben hindurch gespeist wird , zu 
erwarten. Die von den Rentenansprüchen des Mannes abgeleitete finan­
ziell e Alterssi cherung der verheirateten Frau ist in der heutigen ge­
sellschaftlichen Situation ni cht länger vertretbar. Vertretbar ist eben­
sowenig der Einsatz der Sozialhilfe als Ersatz-Versicherung für größere 
Gruppen der Altenbevölkerung . 

5. Im Alter typischerweise auftretende Situationen eines Sonderbedarfs , der 
durch eigenes Einkommen - selbst durch hohe Renten - nicht finanziert 
werden kann, sollten durch entsprechende Sicherungssysteme außerhalb 
der Sozialhilfe abgedeckt werden. 

6. Ältere Arbeitnehmer müssen in verstärktem Maße an Angeboten der Umschu­
lung und Fortbildung teil haben, um für die sich wandelnden Anforderun­
gen am Arbeitsplatz gerüstet zu sein. Dabei sind bestehende He11111nisse 
der Teilnahme an entsprechenden Ange boten durch die Strukturierung der 
Angebote abzubauen einschließlich ei ne r Ausrichtung der Lernprogramme 
auf die spezifische Lernfähigkeit und den Wissenshintergrund der älte­

ren Teilnehmer. 

7. Arbeits- und Beschäft igungsnachteile älterer Arbeitnehmer müssen in ih­
rem Entstenungsbereich abgebaut werden. Hierzu zählen zum Beispiel die 
Minderung gesundheitsgefährdender Arbeitssituationen ebenso wie die 
Ausrichtung der Arbeitsplätze auf die Interessen- und Fähigkeitsprofile 
der Arbeitnehmer während des ganzen Arbeitslebens. 

8. Im Interesse einer Optimierung der Möglichkeiten zur Verwirklichung 
sozialer und individueller Bedürfnisse wird eine Verkürzung der Arbeits­
zeit als sinnvoll und unumgänglich angesehen. Die Verkürzung kann sich 
ausdrücken in der Lebensarbeitszeit, der Jahresarbeitszeit und/oder der 
Wochen- und Tagesarbeitszeit. Den Tar ifpartnern ko11111t hier nicht weniger 
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als dem Gesetzgeber ein gewi_chtiger Teil der Verantwortung zu . 

9. Auf die Situation der Frau, darunter der älteren Frau, wirken neben 

anderen hier genannten Maßnahmen insbesondere 1 angfri sti ge Verände­

rungen des Rollenbildes ein . Diese Veränderungen müssen begleitet sein 

durch gleiche Bi l dungschancen, qualifizierte Arbeitsplätze, Hilfe­

stellung bei der Versorgung der Kinder und Bildungsangebote zur Re­

integration in das Erwerbsleben. 

10 . Dringend zu fordern ist eine verstärkte Förderung der Gerontologie ein­

schl i eßlich der Geriatrie in Forschung, Lehre und Ausbildung. 

Detaillierungen und Konkretisierungen dieser Forderungen und Vorstellungen 

f i nden sich i n den jeweiligen Textteilen. Betont sei, daß hiennit keine 

Vollständigkeit erreicht ist, denkt man an ein geschlossenes Maßnahmenpro­

gramm. Die gesetzten Schwerpunkte sind abhängig von der Zusamnensetzung 

der Tagungsteilnehmer und der Struktur der Tagung, die die konkrete Dis­

kussion auf vier Themenbereiche: Gesundheit, Einkomnen, ältere Erwerbstä­

tige und ältere Frauen beschränkt hat. 
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